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III. Buch. 
Recht der For der ungen. 


A. \ 
Aus erlaubten Handlungen. 


9. 255. (M. $. 188.) Die Lehre des roͤmiſchen Rechts über die Uns 
klagbarkeit gewiſſer Verträge hat in Deutſchland keinen Eingang ges 
funden. . > 

5. 256. (M. $. 188. not. 1.) Der im römifchen Recht gemachte Unter⸗ 
ſchied zwiſchen contractus bonae fidei et stricti juris iſt in Deutſch— 
land unanwendbar. b 

$. 257. Das Pactum de contrahendo iſt verbindlich. 

d. 258. (M. $. 188.) Der Grund der Verbindlichkeit eines jeden Ver— 
trags, der die allgemeinen Erforderniſſe hat, iſt nicht in dem canoni⸗ 
ſchen Recht enthalten. 3 

$. 259. (M. b. 188. not. 5.) Das roͤmiſche Recht iſt unanwendbar bei 
Vertraͤgen zum Vortheil eines Dritten. 

$. 260. (M. $. 189. a.) Die au porteur lautenden Papiere find nicht als 
Schuldſcheine anzuſehen. £ 

9. 261. (M. 189 a.) Das Staatspapier ift als das Forderungsrecht ſelbſt, 
nicht als accessorium anzuſehen. 

$. 262. (M. 5. 189 a.) Aus Lieferungsgeſchaͤften über Staatspapiere ent⸗ 
ſpringt ein Klagerecht. 

$. 263. (M. $. 189. n. 3.) Die Vindication der auf jeden Inhaber 
zahlbar lautenden Papiere iſt gegen den redlichen Beſitzer ausgeſchloſſen. 

5. 264. (M. $. 189 a. not. 6.) Die Mortification der Urkunde au 
porteur ift nicht ganz unzulaͤſſig. 0 

$. 265. (M. $. 190.) Der Zinsfuß von fünf vom Hundert kann als er⸗ 
laubt und regelmäßig angenommen werden, das ſechſte Procent iſt 
aber nicht als Wucher anzuſehen. 

9. 266. (M. $. 190. n. 4.) Die Beſtimmungen des roͤmiſchen Rechts 
uber usurae alterum tantum iſt noch anwendbar. 
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§. 67. Bei Münzveränderungen iſt bei Beſtimmung desjenigen, was der 
Schuldner zu bezahlen hat, es mag nun blos der aͤußere Werth der 
Muͤnze, oder ihr innerer Gehalt (Schrot und Korn) verändert worden 
kan, auf die Zeit des eingegangenen Contracts Ruͤckſicht zu nehmen. 

$. 268. (M. $. 191.) Wenn die ſchriftliche Abfaſſung der Verträge ge— 

ſetzlich beſtimmt iſt, ſo findet doch, wenn ein ſolcher Vertrag nicht 
ſchriftlich avgeſchloſſen, aber von beiden Theilen erfüllt iſt, kein Ruͤck⸗ 
forderungsrecht ſtatt. 

$. 269. (M. b. 191.) In allen Faͤllen, wo causae cognitio vorzunehmen 

und auf verſchuldete Weiſe vom Richter unterlaſſen war, haftet der— 
ſelbe den Parteien. 
270. (M. $. 191 a.) Wenn das Geſetz die gerichtliche Beſtaͤtigung 
vorſchreibt, ſo kann, wenn der Vertrag außergerichtlich abgeſchloſſen 

iſt, auf Erfüllung geklagt werden und dem Richter nur ein Caſſations⸗ 
recht zuſtehen. 

$. 271. (M. 193.) Die Vermuthung iſt für die arrha conſirmatoria. 

$. 272. Die Kerbhoͤlzer, welche zum Beweiſe des abgeſchloſſenen Ders 
trags gebraucht werden, ſind roͤmiſchen Urſprunges. 

$. 273 a. (M. 194.) Wenn bei'm Verkauf des Hauſes der freie Einſitz vor⸗ 
bebalten wird, ſo begreift dieſer nicht blos die Wohnung. a 

F. 273 b. (M. $. 194. not. 1.) Der Kauf der Fruͤchte auf dem Halme 
iſt nur als wucherlicher Vertrag verboten. - 

„274. (M. b. 194.) Nach dem deutſchen Recht ift zwiſchen Haupt- und 
andern Maͤngeln zu unterſcheiden, nur in Hinſicht der erſtern findet die 
acto redhibitoria jtait. 

$. 275. (M. $. 194.) So wenig nach Ablauf der Gewaͤhrszeit die redhi— 
bitoriſche Klage ganz ausgeſchloſſen wird, fo wenig wird nach Ablauf 
der Klageverjährung der Verluſt der Einrede bewirkt. 


5. 276. (M. $. 194.) Die Beſchränkung der Wandelsklage auf beſtimmte 


Hauptmangel ſchließt übrigens in der Regel die Wuͤrdigungsklage 
(actio aestimatoria) nicht aus. 7 

J. 277. (M. $. 194.) Der Einwand über Verletzung über die Hälfte, iſt 
nicht bei oͤffentlichen Verſteigerungen ausgeſchloſſen. 6 

b. 278. (M. $. 194.) Wenn der Meiſtbietende das Kaufgeld nicht erlegt, 
fo tritt die Lex commissoria nicht ipso jure ein. ' 

$. 279. (M. $. 195.) Bei Subhaſtationen ift ein pactum addictionis 
in diem tacıtum anzunehmen. 

$. 280. (M. b. 195.) Die Grundſaͤtze von Darlehnen und den Sinſen 
find auf den Rentenkauf unanwendbar. 

$. 281. (M. $. 196.) Retract und Loſung find von einander zu unters 
ſchelden. j 

$. 282. (M. b. 196.) Zum Beweiſe irgend eines Retracts kann die Con⸗ 
ftitution Friedrichs nicht gebraucht werden. 

9. 283 a. Der naͤchſte Grund des Retracts iſt Gemeinſchaft. 

§. 283 b. (M. b. 196.) Keine Art des Retracts bat gemeinrechtliche Guͤl— 
tigkeit, ſonach muß der Beweis derſelben ſelbſt bei der Erbloſung ge— 
fuͤhrt werden. 


J. 284. (M. $. 196.) Zwiſchen Verkauf, Wiederverkauf und Näherrecht 


iſt ein weſentlicher, gewoͤhnlich unrichtig aufgefaßter Unterſchied. 

$. 285. (M. $. 197.) Die aus dem bedingten Retract entſpringende 
Klage iſt feine actio in rem seripta, kann aber in dem Sinne, wie 
auch bei Reallaſten von Dinglichkeit geſprochen wird, dinglich genannt 
werden. 8 * 


$. 286. (M. $. 197. 1.) Nach gemeinem Recht hat der Retract nur bei 


Immodilien ſtatt. 5 
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J. 287. (M. $. 197. 2.) Bei einem wirklichen Tauſch findet der Retract 
nicht ſtatt. i 

9. 287 b. (M. gb. 197 a. 3.) Bei dem Mengekauf iſt der Retract nicht 
ausgeſchloſſen. 5 f 

F. 288. (M. $. 197. not. 4.) Der Retract findet bei Subhaſtationen ſelbſt 
nach der Adjudication ſtatt. 5 # ’ 

1. 289. (M. 9. 197 a.) Bei einem Freundeskauf, wenn eine Schenkung 

zu Stunde liegt, findet der Retract nicht ſtatt. g 

J. 290. Bei Veraͤußerungen, welche mittelſt eines Verpflegungsvertrags 
geſchehen, findet das Naͤherrecht nicht ſtatt. 

J. 291. (M. $. 197. not. 5.) Der Retact kann cedirt werden. 


J. 292. (M. 6. 197. not. 6.) Sobald der Kauf perfect worden, kann 


er zum Nachtheil des Retrahenten nicht mehr aufgeboben werden. 

J. 292 b. (M. 197. a.) Die Erblofung hat nur bei Erbguͤtern, nicht bei 
neuerworbenen ſtatt. ; 

5. 293. (M. 6. 197.) Der nächte Erbe bat den Vorzug und kann auch 
alsdann, wenn das Gut an einen Entfernten veräußert worden, re= 
trahiren. 

5. 294. (M. ß. 197. a.) Gegen die Kinder des Verkäufers, welche den 
. ausuben, kann die exceplio rei venditae nicht gebraucht wer— 

en. 

J. 295. (M. $. 197. a.) Die Deſcendenten des erſten Erwerbers werden 
ohne Beſchraͤnkung des Grades (in infinitum) zugelaſſen. 

§. 296. (M. F. 197. b.) Der Retrahent muß auch alsdann den Kauf: 
preis bezahlen, wenn er den wahren Werth uͤberſteigt oder der Werth 
in der Zwiſchenzeit gefallen ſeyn ſollte. 

§. 297. (M. $. 197. b. not. 2.) Dem Käufer ſteht ein Retentionsrecht 
an der zu retrahirenden Sache wegen Koften und Meliorationen nur 
dann zu, wenn die Forderungen liquid ſind. 

$. 298. Zur Gewaͤhrsleiſtung iſt der Verkaͤufer dem Käufer, welchem we— 
gen der Loſung die Sache entriſſen wird, nur in gewiſſen Faͤllen vers 
bunden. 

J. 299. (M. $. 197. c.) Der Anfang der Verjaͤhrung des Retractrechts 
it von der Zeit an zu rechnen, wo der Retrahent die Klage ausüben 

onnte. 


$. 300. (M. 5. 197. c.) Der Rectract aus doppelten Gründen geht dem 


einfachen nur in einem beſondern Falle vor. 

$. 301. (M. f. 198.) Der Gutsuͤbergabevertrag hat auch dann noch die 
Natur des Kaufvertrags, wenn der usus fructus und habitatio vorbes 
halten iſt. 

F. 302. (M. f. 198.) Bei der Gutsuͤbertragung ſtreitet die Vermuthung 
für die Uebertragung des Eigenthums und nicht nutznießliche Ueber: 
laſſung. 
dern eine anticipiste Erbfolge zu Grunde. 

J. 304. (M. H. 199. not. 1.) Der Leibzuͤchter iſt nicht verbunden, dem 
Gutsuͤbernehmer Dienſte zu leiſten. 

J. 305. (M. 9. 199. not. 2.) Der Leibzuͤchter iſt nur verbunden, die Real⸗ 
laſten zu uͤbernehmen, welche auf den ihm zum leibzuͤchteriſchen Ge: 
brauch angewieſenen Stuͤcken beſonders haften. s 

5. 306 a. (M. $. 199.) Von der Perſonalfrohupflicht iſt der Leibzuͤchter 
der Regel nach nicht befreit. 

9. 306 b. (M. $. 199. not, 3.) Der Leibzuͤchter kann fein Recht gegen 
jeden Beſitzer verfolgen. 


J. 303. (M. f. 199) Dem Leibzuchtvertrage liegt keine Schenkung, ſon— 


% 
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$. 307. (M. $. 199. not. 12.) Wenn Concurs über das Vermögen des 
Beſitzers des leibzuͤchtigen Guts ausbricht, fo haͤlt ſich der Leibzuͤchter 

wegen der Ruͤckſtaͤnde an das Colonat. 

5. 308. (M. $. 199.) Entſteht über das Vermögen des Leibzuͤchters Con⸗ 

curs, ſo kann der Auszug mit zur Maſſe gezogen werden. 

J. 309. (M. ß. 199. not. 5.) Der Leibzuͤchter kann dennoch den Auszug 
fordern, wenn die Einkuͤnfte des Hauptguts durch Mißwachs und an- 
dere die Erndte treffende Ungluͤcksfaͤlle geſchmaͤlert ſind. 

5. 309 b. (M. $, 199. not. 6.) Der Leibzuͤchter kann die Güter wegen 

Nichterfuͤllung der altantheils Bedingung nicht zuruͤckfordern. 

b. 310. (M. $. 199. not. 7.) Der Leibzuchtvertrag wird wegen einer 
Verletzung uber die Halfte dann aufgehoben, wenn er in die Klaſſe der 

laͤſtigen Vertraͤge gehoͤrt. 

$. 311. (M. 5. 199.) Durch Verheirathung wird das Leibzuchtrecht nicht 
aufgehoben. i . 

d. 312. (M. F. 199. not. 8.) Durch unerlaubte Handlungen des Leib— 
zuͤchters gebt die Leibzucht nicht verloren. f 

b. 313 a. Iſt nach einem Pachtanſchlag gepachtet und ein Ueberſchuß in 
den einzelnen Rubriken, ſo kommen ſie dem Pachter zu gut, iſt aber 
ein Mangel, ſo muß ſie der Verpachter erſetzen. f 

f. 313 b. (M. 6. 200. 1.) Der Pachter kann Nachlaß des Pachtzinſes for⸗ 
dern, wenn er an den noch nicht eingebrachten Fruͤchten einen Schaden 
erlitten bat. f 

b. 314. Der Pachter iſt verbunden, die Zinſen hypothekariſcher Forderun⸗ 
gen zu entrichten, wenn der Verpachter dazu unvermoͤgend iſt. 

b. 315 a. (M. $. 200. not. 3.) Kauf bricht nicht Miethe. 

J. 315 b. (M. 200.) Der Verpachter kann feine gegen den Pachter ha— 
175 5 Befugniß der Pachtung an den Erwerber des Grundſtuͤckes ces 

r iren, . 5 

f. 316. (M. 200. not. 6.) Der Lieferant iſt nicht zum Schadenerſatz 
verbunden, wenn er wegen Ausfuhrverbot die Waare nicht liefern kann. 

f. 317. (M. $. 200. not. 7.) Der Miether iſt bei feindlichen Einquar⸗ 
tierungen verbunden, die Quartierlaſt zu übernehmen, kann aber vers 
haͤltnißmaͤßigen Erſatz vom Miethszins verlangen, nicht fo der Pach— 
ter. Was die Einquartierungskoſten betrifft, fo ſind fie durch eine bil⸗ 
lige Concurrenz des Locators und Conductors auszugleichen. 

J. 318. (M. b. 201.) Der ſogenannte eiſerne Viehcontract (contractus 
socidae) iſt als ein Pacht- und Societaͤtscontract anzuſeben. 

9. 319. (M. $. 201.) Der Pachter einer Hollaͤndereipacht iſt nicht Eigen- 
thuͤmer des Viehes. i 

$. 320. (M. $. 202. not. 2.) Wegen geringer Thaͤtlichkeiten von Seiten 
0 Heirſchaft kann das Geſinde keine gerichtliche Genugthuung ver— 

angen. ö 

$. 321. (M. 202. not. 3.) Die Herrſchaft iſt nicht verbunden, dem Ge⸗ 
finde Lohn und Koft zu geben, wenn es durch anhaltende Krankheit 
verhindert wird, den Dienſt zu verrichten. 

5. 322, (M. 9. 202. not. 4.) Die Herrſchaft haftet aus Vertraͤgen, 
welche das Geſinde in ihrem Namen abgeſchloſſen, nur alsdann, wenn 

eine ſpecielle Bevollmächtigung von Seiten derſelben vorhanden, oder 

eine versio in rem zu erweiſen iſt. 

$ 323. (M. $. 202. not. 5.) Das Liedlohn hat ein Vorzugsrecht im 
Concurs, welches ohne Ruͤckſicht der Ruͤckſtaͤnde dem Dienftboren zu- 
kommt, aber dann wegfaͤllt, wenn durch eine neue Verabredung es in 
ein eignes Kapital verwandelt wird. N 

$. 324. (M. 6. 202, not. 6.) Wer freien will, muß aus dienen. 
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9. 325. (M. $. 203.) Der, welcher ſich als Selbſtſchuldner und Zahler 
verpflichtet, verliert die Rechtswohlthat der Excuſſion. 

5. 326. (M. $. 203. not. 1.) Nach gemeinem Recht geht die Buͤrgſchaft 
auf die Erben uͤber. 

f. 327. (M. 6. 203. not. 3.) Zur Entfagung der weiblichen Rechtswohl⸗ 
thaten bei Buͤrgſchaften iſt die Certioration erforderlich. 85 

6. 328. Die eidliche Entſagung der Rechtswohlthaten iſt nur bei der 
Buͤrgſchaft der Ehefrauen nothwendig. 

9. 329. (M. b. 205.) Nach dem gemeinen Recht entſteht aus der Wette 
eine klagbare Verbindlichkeit, wenn ſie die gehoͤrigen Erforderniſſe hat. 

$. 330. (M. $. 206.) Beim Spielvertrage find die Grundſaͤtze des roͤmi⸗ 
ſchen Rechts in Ermangelung der Particulair-Geſetze zur Anwendung 
zu bringen. i 

$. 331. (M. $. 207.) Das Ausſpielgeſchaͤft iſt weder als Hoffnungskauf, 
a als bedingter Kauf zu betrachten, ſondern hat feine eigenthuͤmliche 

atur. i 

J. 332 a. (M. $. 208.) Der Vertrag, welchen der Unternehmer der Lot⸗ 
terie mit dem Looſeabſetzer eingeht, iſt kein Troͤdelcontract. 

9. 332 b. (M. . 208. not. 2.) Wenn der Untercollecteur die Zahlung 
nicht leiſtet, ſo iſt die Direction nur dann verbunden, dem Spieler 
den Gewinnſt zu bezahlen, wenn ſie bekannt gemacht hat, die Zahlung 
des Gewinnſtes nicht anders als gegen Auslieferung des Looſes im Ori 
ginal zu bewirken. ö 

f. 333. (M. b. 208. not. 2.) Derjenige, der Lotterielooſe empfaͤngt und 
Aan zuruͤckſendet, kann nicht verbunden werden, die Einlage zu 
bezahlen. | 

F. 334 a. Durch die Nichterneuerung des Looſes wird der Spieler feines 
Rechts an der Lotterie verluſtig; dieß gereicht aber blos zum Vortheil 
des Lotterie-Inſtituts, nicht zu Gunſten des Collecteurs oder ſonſtigen 
Verkaͤufers. 

f. 334 b. Der Collecteur kann von dem, der auf Borgen geſpielt hat, 

den Einſatz gerichtlich wieder verlangen. 

335. (M. $. 208. not. 3.) Den Büchern der Collecteure kommt das 
Vorrecht des Handelsbuches nicht zu. 

§. 336. (M. 209.) Die Beſtimmung des Quantums bei dem Leibrenten⸗ 
vertrage haͤngt von der Willkuͤhr der Contrahenten ab, ohne daß die 
Rente den gewoͤhnlichen Zinsfuß zu uͤberſteigen braucht. d 

$. 337. Der Leibrentenvertrag kann nicht aufgehoben werden, wenn der 

Reentengeber einen Termin unberichtigt laͤßt. 

$. 338. (M. $. 209.) Die Perſonalglaͤubiger des Käufers der Leibrente 
koͤnnen ihre Forderungen blos gegen denſelben, nicht gegen den Ver— 
kaͤufer der Leibrente geltend machen. 5 

$. 339. Der Käufer der Leibrente, oder deſſen Erben koͤnnen nicht auf 
die Aufhebung oder Unguͤltigkeit des Leibrenten-Contracts, wegen Ver⸗ 
letzung uͤber die Haͤlfte klagen. 8 ö 

$, 340. (M. $. 209.) Wenn Concurs über das Vermoͤgen des Rentenver⸗ 
käufers ausbricht, fo kann der Rentenkaͤufer die hingegebenen Gegen- 
ſtaͤnde nicht zurückfordern, wenn er nicht das Eigenthum ſich vorbehal— 
ten; die Creditoren aber haben die Wahl, ob ſie den Vertrag aufhe⸗ 
ben oder die Reſte fortbezahlen wollen, in welchem Falle eine Summe 
zur Beſtreitung der Rente auszuſetzen iſt. 5 

b. 341. (M. 8. 210.) Der Staat iſt berechtigt, die Unterthanen zum Bei⸗ 
tritt in die Brandverſicherungsanſtalt zu zwingen. 5 

5. 342. (M. $. 211.) Die Brandverſicherungsanſtalt bat keine jura fisch, 

9. 343. (M. b. 211.) Die Seeaſſecuranz war den Römern unbekannt. 
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9. 344. (M. 5 211. not. 3. ) Der Kaufmann braucht die ohne ſeine Ge⸗ 


nehmigung an ihn geſandte und nicht fuͤr ſeine Rechnung anerkannte 
Waare, zur Sicherheit des Abſenders nicht verſichern zu laſſen. 


5. 345. (M. 211. not. 3.) Es iſt als ein naturale des Aſſecuranzvertra⸗ 


ar anzuſehen, daß der Eigentümer des verſicherten Guts unbekannt ſeyn 

ann. 

J. 346. a. Das Leben eines Menſchen kann nur in ſofern verſichert werden, 
als ein Geldintereſſe davon abhaͤngt. 

F. 346. b. (M. F. 213.) Wenn der Verſicherte durch ein Verſehen in Da⸗ 
tirung des ordre Briefes, die Angabe uͤber die Abfahrt des Schiffes nicht 
richtig macht, ſo entſtehl eine Nichtigkeit des Aſſecuranzvertrages. 

9. 347. (M. g. 213. not. 6.) Wenn der Verſicherte ein Ausländer iſt, 
der durch einen Einheimiſchen verſichern laßt, fo braucht er von dem 


Unfalle, welchen das Schiff erlitten, blos feinem unmittelbaren Ge— 


ſchaͤftsfübrer Nachricht zu ertheilen. 

9. 348. (M. $. 214.) Von der Pflicht des Verſicherten zur Anzeige. 

5. 349. (M. $. 215. 2, a.) Wenn die verſicherte Reiſe geändert wird, 
ſo iſt der Verfiherungsvertrag auch dann aufgehoben, wenn der Schif⸗ 
fer auf dem ordentlichen Wege zuruͤckkehrt. 


9. 350. a. (M. $. 215. e.) Den durch das zufällige Ueberſegeln entſtande⸗ 


nen Schaden trägt, der Regel nach, jedes Schiff zur Hoͤlfte. 

b. 350. b. Der Verſicherer iſt verbunden, den Schaden, der durch das 
Ueberſegeln entſtanden, zu erſetzen; und der Verſicherte iſt nicht ver⸗ 
pflichtet, für den Verſicherer den Prozeß zu fuͤhren. 

$. 651 (M. b. 218.) Die Natur des Bodmereivertrags wird nicht geaͤn— 
dert, wenn die gewoͤhnlichen Zinſen ſtipulirt werden. 


9. 352. a. Die Einrede, daß der Schiffer nicht in dringender Noth gehan— 
delt, kann dem Inhaber des Bodmereibriefes nicht entgegengeſetzt werden. 

b. 352. b. (M. $. 219.) Der Bodmereigeber erhaͤlt ein ſtillſcheigendes 
Pfandrecht an dem Schiffe. 

353. (M. 9. 220.) Der jüngere Bodmereigeber hat den Vorzug vor 
dem aͤltern. 

J. 354. (M. $. 220.) Die Lohnforderung des Schiffsvolkes (Schiffshauer) 
hat den Vorzug vor der Bodmerei. 

$. 355. (M. $. 221. not. 3.) Iſt kein totaler Schaden erfolgt, ſo iſt der 
Werth des Geborgenen auf die Zahlung der e in Abzug 
zu dringen. 


$. 356. a. Der Schaden, welcher einem Schiffe durch den Angriff des Ka⸗ 
pers oder Seeräubers zugefügt wird, gehoͤrt zu der großen Haverei.“ 

9. 356. b. (M. 9. 223.) Wenn der Verſicherer durch beſondere Clauſeln 
ſich fuͤr gewiſſe Faͤlle vom Erſatz der particulären Haverei ganz oder tbeils 
reife losgeſagt, jo iſt er doch bei einem geladenen Schiffe zur großen 
Haverei gehorenden Schaden und Koſten, auch bei einem im Ballaſt 
fahrenden Schiffe, das Volle zu erſtatten, verbunden. 

$. 357. (M. b. 224. not. 7.) Der Havereibeitrag, welchen der Bod— 
meriſt leiſtet, iſt als eine Conttibutionspflicht anzuſehen. 


$. 358. 2. (M. 9. 225. a.) Die Nachverklärung und nochmalige Abhoͤrung 


der Schiffs mannſchaft, als foͤrmliche Zeugen, iſt nicht zulaͤſſig. 

9. 358. b. (M. $. 225.) Der durch Werfung entſtandene Schaden muß auch 
alsdann erſetzt werden, wenn der beabſichtigte Ser der Rettung nicht 
erreicht werden ſollte. 


. 359. (M. $. 226.) Das Wechſelinſtitut iſt italienischen Urſprungs. 
360, (M. 9. 230.) Der Grund der Wechſelſtrenge iſt verſchieden. 


5. 361. (M. $. 231.) Der Wechſelvertrag iſt als ſelbſtſtaͤndiger und ac⸗ 


ceſſoriſcher Vertrag zu betrachten. 
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$. 362.2. (M. $. 231.) Das pactum de cambiando ift von dem con- 
tractus csmliai weſentlich verſchieden, letzterer als ein jelbfiftandiger 
Vertrag anzuſehen. | 

J. 362. b. (M. 5. 231. a. not. 1. 8.) Dem Traſſanten ſteht gegen den 
Memittenten nicht das Recht zu, wechſelmaͤßig auf die Bezahlung der 
Valuia zu klagen. 5 

$. 363. a. (M. b. 231. a. not. 3.) Der Traſſat, der ohne Deckung den 
Wechſel zablt, kann von dem Traſſanten die gezahlte Summe nur in 
dem ordentlichen Prozeß wieder fordern. 

F. 363. b. (M. $. 231. not. 3.) Der Ausſteller, welcher einen ſchon ac⸗ 
ceptirten Wechſel wegen nicht erfolgter Zahlung hat einloͤſen muͤſſen, 
kann den Acceptanten nach Wechſelrecht belangen. 

$. 364. (M. ß. 232.) Das Wort Wechſel muß in dem Inſtrument ent⸗ 
balten ſeyn, wenn es als Wechſel angeſehen werden ſoll. 

J. 365. a. (M. f. 232.) Ein in Form einer Tratte eingekleideter Propre⸗ 
wechſel iſt nicht nach Grundſaͤtzen von traſſirten Wechſel zu beurtheilen. 
$. 365. b. (M. 5. 232. f.) Auch bei einem Meſſwechſel iſt es nothwendig, 
den Tag und Monat der Ausſtellung genau anzugeben, und nicht hin— 

reichend, wenn er nach der Meſſzeit beſtimmt wird. 

b. 366. (M. f. 233. not. 4.) Wenn aus dem Interimsſchein, welchen 
der Traſſant dem Remittenten in dem Falle ausſtellt, wenn er nach er— 
baltener Valuta den Wechſel noch nicht erhält, executiviſch geklagt wer— 
den kann, fo kann auch gegen den Remittenten, wenn dieſer einen In- 
terimsſchein ausſtellt, indem er nach Empfang des Wechſels die Valuta 
nicht bezahlte, das naͤmliche Verfahren ſtatt haben. 

$. 367. (M. $. 235.) Die Angabe der Valuta iſt kein nothwendiges Erz 
forderniß eines Wechſels. ; . 

$. 368. (M. J. 235. a. not. 3.) Der Inhaber eines nicht acceptirten Wechs 
ſels iſt berechtigt, im ordentlichen Prozeß von dem Traſſanten, oder 
wenn derſelbe während der Zeit inſolvent geworden, von der Concours— 
maſſe, die Ceſſion ſeiner Rechte gegen den Traſſaten bis zum Betrag 
des Wechſels zu fordern, wenn der Traſſat ein Schuldner des Traſſan⸗ 
ten iſt und bleibt. 

9. 369. (M. 5. 235.) Der von einem Minderjaͤhrigen ausgeſtellte Wech⸗ 
ſel iſt ſelbſt dann unguͤltig, wenn er eidlich beſtaͤrkt wurde. 

5. 370. a. Geiſtliche und Militairperſonen find wechſelunfaͤhig. 

9. 370. b. (M. J. 236.) Aus einem, von einem folgen ausgeſtellten Wech— 
ſel, der ſich für großjaͤhrig fälſchlich ausgegeben, kann erecutivifch ge= 
klagt werden, und die exceptio minoris aetalis iſt unzulaͤſſig. 

J. 371. (M. f. 236. not. 5.) Dem Weibe, welches den Wechſel mit ih— 
rem Manne gemeinſchaftlich unterſchrieben hat, kommt auch dann, wenn 
der Wechſel verjährt iſt, die exceptio SC. Vellejeni und auth. cod. 
si qua mulier nicht zu. f 

$. 372. (M. 5. 237. not. 1.) Der Taufname des Indoſſanten braucht 
nicht hinzugefuͤgt zu werden. 

$, 373. (M. $. 237. not. 10.) Der wechſelfaͤhige Indoſſant, der wiſſent⸗ 
lich einen von einem nicht Wechſelfaͤhigen ausgeſtellten Wechſel indoſſirt, 
iſt dem Indoſſator wechſelmaͤßig verbaftet, wenn gleich dieſer feine An- 
Bee gegen den erſten Ausſteller zur Verfallzeit vorher geltend ges 
macht hat. 

5. 374. (M. $. 239. not. 1.) Der Zuſatz: auf ordre iſt im Indoſſament 
nicht weſentlich, obgleich rathſam. 

9. 375. (M. $. 239. not. 3.) Das Indoſſament kann auch nach dem Ver⸗ 


falltage erfolgen, ins befondere da, wo der Zahlungstag ſpaͤter als der 
Verfalltag iſt. 8 
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$. 376. a. (M. f. 239.) Der Indoſſat kann gegen den Indoſſanten eines 

mit Proteſt zuruͤckgekommenen Wechſels nach Wechſelrecht klagen. £ 

$. 376.b. (M. f. 239. not. 3.) Der Indoſſator braucht ſich keine Ein: 
reden gefallen zu laſſen, welche dem Acceptanten gegen den Indoſſanten 
zuſtehen, ſondern nur die, welche gegen ihn perſoͤnlich gerichtet ſind, 
oder aus dem Wechſel klar hervorgehen. g 

$. 377. (M. $. 240. a.) Zur Präfentation eines Wechſels iſt nicht durch⸗ 
aus die Vorzeigung deſſelben im Original oder Copie nothwendig, ſie 
kann auch durch Briefwechſel erfolgen. 

9. 378. (M. §. 243.) Der Traſſat iſt nicht befugt, den von ihm accep⸗ 
tirten Secunda-Wechſel waͤhrend der Discretions- oder Reſpecttage zu 
bezahlen, wenn er nicht Schadeu leiden will. - 

$. 379 a. (M. b. 245.) Der Acceptationsvertrag ift ein weſentlicher Ver— 
trag, ohne welchem das Trattengeſchaͤft ohne Wirkung bleibt. 

$. 379 b. (M. $. 245. n. 4.) Wenn der Proteſt wegen Nichtacceptation 
ea worden, jo muß er dennoch wegen Nichtzahlung levirt 
werden. N 

J. 379. c. (M. $. 245. n. 5.) Die Verbindlichkeit des Wechſelinhabers, 
ungeſaͤumt dem Vormann, gegen welchen er den Regreß nehmen will, 
von der Proteſtlevirung Nachricht zu geben, findet auch bei dem Platz 
tratten ſtatt. 

9. 380. (M. 5. 246.) Wenn durch eine vis major die Levirung des 
here gehindert wird, ſo treten keine Nachtheile fuͤr den Wechſelin— 

aber ein. 

$. 381. (M. 5. 246.) Wenn der Inhaber feinen Pflichten bei der Prä- 
ſentation nicht nach gekommen, ſo verliert er ſeinen Regreß gegen die 

Indoſſanten und Ausſteller, wenn ſich der Eine oder der Andere durch 
ſeinen Schaden bereichern wuͤrde, in welchem Falle ihm ſeine Anſpruͤche 
im ordentlichen Prozeſſe vorbehalten bleiben. 

J. 382. a. (M. $. 247.) Wenn der Bezogene ſelbſt einen mit einer Noth⸗ 
addreſſe verſehenen Wechſel zu Ehren eines Wechſelverbündeten accep— 
tirt, ſo muß er auch gegen den, an welchen die Nothaddreſſe gerichtet 
iſt, im Falle der Nichtzahlung Proteſt aufnehmen laſſen. 

$. 382. b. (M. F. 248.) Der Traſſat, wenn er den auf ihn traſſirten 
Wechſel nicht nach deſſen Inhalt, ſondern dem Ausgeber zu Ehren. acz 
ceptiren will, braucht zur Erhaltung feines Regreſſes keinen Proteſt 
aufnehmen zu laſſen. I 3 

$. 3820. (M. $. 248. n. 7.) Nach dem gemeinen Wechſelrecht ift der 
Inhaber eines proteſtirten Wechſels berechtigt, einen der vorigen Indoſ— 
ſanten nach feiner Wahl in Anſpruch zu nehmen und dieß gilt auch 
von dem Falle, wo die Bezahlung des Wechſels jedoch nur zu Chren 
eines der Indoſſanten ſchon wirklich erfolgte. 41 

$. 383. (M. $. 249.) Das beneficium excussionis s. ordinis ſteht 
dem Wechſelbuͤrger nicht zu. j 

F. 384. (M. 5. 249.) Der Wechſelbuͤrger haftet auch alsdann, wenn 
der Schuldner wechſelunfäahig iſt. 

9. 385. (M. $. 249.) Der Wechſelbuͤrger kann feinen Regreß gegen den 
Verbuͤrgten nach Wechſelrecht gegen die Vormaͤnner aber nur hiernach 
alsdann nehmen, wenn der Wechſel auf ihn indoſſirt iſt. 

. 386. (M. f. 249.) Der Wechſelbuͤrger haftet nicht, wenn der Glaͤu⸗ 
biger zur Verfallzeit ſaͤumig im Einfordern der Schuld geweſen, oder 
gar dem Schuldner laͤngere Friſt bewilligte. 

§. 387. (M. $. 252. n. 3.) Der Wechſelglaͤubiger iſt nicht befugt, gleiche 

iti f Guͤterbeſchlag und Perſonalarreſt des Schuldners außer dem 


eitig auf 5 
Gall des Concurſes anzutragen, (von dem Fall im Concurs ſ. J. 350.) 
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J. 388. (M. 5. 252.) Die Einrede der Lex anastasiana gegen Wechſel⸗ 
forderungen ift unſtatthaft. 

g. 389. (M. J. 252.) Der Einwand der Faͤlſchung kann der Regel nach 
nicht dem Indoſſatar entgegengeſetzt werden, ſondern der Wechſelſchuld— 

ner iſt zur Zahlung verbunden, - 

5. 390. (M. 5. 253. n. 1.) In Concursfaͤllen ſteht den Glaͤubigern die 
Befugniß zu, auf Perſonalarreſt gegen den Schuldner anzutragen und 
zugleich ſeine Anſpruͤche bei dem Concurs-Gericht zu verfolgen. 

$. 391. (M. 5. 253. n. 8.) Den Wechſelforderungen ſteht an ſich ein 
Vorzugsrecht im Concurs zu. f 

$. 392. (N. $. 253.) Den durch die Mehrheit der Gläubiger abgeſchloſ— 
A Accord koͤnnen die Wechſelglaͤubiger beizutreten nicht gezwungen 
werden. 

9. 393. (M. $. 254. n. 5.) Der Erbe des Wechſelſchuldners iſt der Re— 
gel nach nicht wechſelmaͤßig verbunden. 

9. 394. (M. f. 254. n. 4.) Die Wechſelverjaͤhrung wird durch Anſtel⸗ 
lung der Klage unterbrochen und es iſt die Inſinuation an den Beklag⸗ 
ten nicht nothwendig. 

F. 395. (M. $. 254. n. 5.) Durch den Proteſt wird die Wechſelverjaͤh⸗ 
rung nicht unterbrochen. 

5. 396. (vergl. M. $. 27.) Die Wechſelverjaͤhrung iſt nach den Geſetzen 
des Orts zu beurtheilen, wo die Klage erhoben iſt. 

. 397. (M. b. 256.) Die Wechſelclauſel, welche einem Vertrag hinzu⸗ 
gefuͤgt iſt, kann Wechſelrecht begründen, 

Anhang. 


B. 
Aus unerlaubten Handlungen. 


b. 398. Schmerzengeld koͤnnen auch Andere als Perſonen niedern Stan⸗ 
des fordern. 8 
$. 399. Das Kind, welches in der Zwiſchenzeit von ſiebenten bis zum 
elften Monat nach dem Beiſchlaf geboren, muß der Stuperator, 
der Regel nach, als das Seinige anerkennen. b 
56. 400. Eine Geſchwaͤchte, welche ſchon fruͤher Unzucht getrieben, kann 
von dem Beſchwaͤngerer keine Ausſtattung fordern. 
J. 401. Der Ebemann, der eine Weibsperſon ſchwaͤngerte, iſt zur Aus⸗ 
ſtattung derſelben verbunden, wenn jene ſeinen Zuſtand nicht kannte. 
f. 402. Wenn die Geſchwaͤchte ſich verheirathet, fo faͤllt die Verbindlich: 
keit des Schwaͤngerers, ſie auszuſtatten, weg. 2 
6. 403. Der Soldat ift nur verbunden, in beſondern Fällen die Ge⸗ 
ſchwaͤchte zu entſchaͤdigen oder eine Abfindung zu geben. ) 
5. 404. Eine Juͤdinn kann, wenn ſie von einem Juden geſchwaͤngert wor⸗ 
den, das in den moſaiſchen Geſetzen beſtimmte Abfindungsquantum 
fordern, wenn die Guͤltigkeit jener nicht durch die Landesgeſetze aufge— 
boben iſt; iſt der Schwaͤngerer ein Ehrift, fo findet das gemeine Recht 
Anwendung > 
f. 405. Die Erben der Geſchwaͤchten koͤnnen auf die Abfindung nur als⸗ 
dann Anſpruͤche machen, wenn die Klage von Letzterer ſchon angebracht 
war. 
5. 406. Die Verbindlichkeit des Stuperators, das Kind zu ernähren, faͤngt 
mit der Geburt an. 5 
$. 407. Der natürliche Vater des Schwaͤngerers iſt nicht verbunden, das 
Kind zu ernähren, wenn der Sohn unvermoͤgend iſt. 
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408. Die Alimentationspflicht des Vaters eines unehelichen Kindes 
entſpringt nicht aus einem Delict. f 

9. 409. Die Erben des Schwaͤngerers ſind verbunden, die Alimente an 
das unedelichgeborne Kind fort zubezablen. f f 

5. 410, Die exceptio congressus cum pluribus befreit den in Anſpruch 
genommenen Schwaͤngerer nicht von der Alimentation des Kindes. 

9. 411. Der Schwaͤngerer iſt verbunden, die Begraͤbnißkoſten feines un— 
ehelichen Kindes zu tragen. ** 

5. 412, Beantwortung einiger noch ſtreitigen Fragen in dieſer Lehre. 


IV. Buch. 


Von den Gerechtigkeiten, welche aus den 
Hoheitsrechten des Staats hervorgehen 
und damit zuſammenhaͤngen. 


b. 413. (M. $. 257. n. 7.) Die Constitutio Friedrich I de regali- 
bus hat fuͤr Deutſchland keine verbindliche Kraft. 

$. 414. (M. $. 258.) Das Staatseigenthum iſt kein Grund und Boden- 
eigenthum, auch nicht Quelle der Hoheitsrechte. 

$. 415. (M. ß. 259.) Die Hoheitsrechte werden am richtigſten in weſent— 
liche und zufaͤllige eingetheilt. 

$. 416. (M. 6. 260. n. 6.) Das Possessorium summarissimum hat 
in Regalienſachen ſtatt. 

f. 417. (M. $. 260. n. 8.) Wenn Abſtufungen bei einem Regal vor⸗ 
handen, fo ift die Vermuthung, daß blos das niedere verliehen ſei. 

$. 418. (M. $. 260. n. 9.) Regalien koͤnnen gegen den Fiscus nur durch 
unverdenkliche Verjaͤhrung erworben werden, wo aber ein ſolches Recht 
ſchon in die Hände eines Privatmannes gekommen, iſt auch die ge— 
woͤhnliche Verjährung hinreichend, wenn das dadurch entſtandene Pri⸗ 
vatrecht als ſolches eine Verjaͤhrung mit beſtimmter Zeit zulaͤßt; iſt 
das Hoheitsrecht mit einem Grundſtuͤck verbunden, ſo findet die Verjaͤh⸗ 
rung ſtatt, welche in Anſehung des Grundſtuͤcks eintritt. 

$. 419. (M. $. 263.) Forſtregal, Forſtrecht und Waldrecht find weſent⸗ 
lich von einander unterſchieden. 

f. 420. (M. g. 263. n. 1.) Keinem Unterthanen iſt erlaubt, ohne An— 
weiſung des landesherrlichen Foͤrſters ſelbſt in ſeinen Waldungen Holz 
u faͤllen. 

$. Pl (M. ß. 263.) Die Forſtgerichtsbarkeit iſt in der Patrimonialge⸗ 
richtsbarkeit begriffen. a 

f. 422. (M. 6. 264. n. 3.) Der Forſtberechtigte darf zum Nachtheil des 
Hutungsberechtigten keine Zuſchlaͤge anlegen. : 

$. 423. (M. 0. 267. n. 4.) Der Waldeigenthuͤmer hat nicht die Befug⸗ 
niß, den Wald auszurotten. ; | 

§. 424, (M. F. 269.) Dem Gutsherrn ſtebt ein Mitbenutzungsrecht an 
den, auf dem Meiergut befindlichen Baͤumen nicht zu. 5 

§. 425. (M. $. 270.) Die Jagdgerechtigkeit gehoͤrt nicht zu den Regalien. 

$. 426. (M. $. 272. n. 5.) Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß die 
niedere Jagd verliehen worden, wenn naͤmlich zur Zeit der Verleihung 
der Unterſchied zwiſchen hoher und niedrer Jagd ſchon vorhanden war. 

6. 427. (M. $. 272. n. 6.) Den Adeligen ſteht die Jagdgerechtigkeit 
als Beſitzer adeliger Grundſtuͤcke zu. a 

g. 428. (M. h. 272.) Den Bauern ſteht ſelbſt alsdann, wenn ſie freie 
Beſitzer ihrer Grundſtuͤcke find, das Jagdrecht nicht an ſich zu. 
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f. 429. (M. $. 273.) Die Eintheilung der Jagd in die hohe, mittlere 
und niedere, iſt erſt im 16. Jahrh. aufgekommen. n 

5. 430. (M. g. 273.) Der Vogelfang gehört zur Jagd, nicht der Fiſch⸗ 
ang. 

9. nr (M. g. 273.) Fiſchottern gehören zur Fiſcherei, Biber zur Jagd. 

9. 432. (M. 9. 275.) Die Jagdfolge ſtebt dem Jagdberechtigten zu. 

J. 433. (M. 6. 276.) Der Grundeigenthuͤmer iſt berechtigt, Erſatz für den 
durch das Wild auf den Grundſtuͤcken bewirkten Schaden von dem Jagd—⸗ 
ee zu verlangen, welcher durch des letztern Nachlaͤſſigkeit vers 
anlaßt iſt. t 

9. 434. Der Landesherr iſt nicht berechtigt, einen Schadenerſatz von den 
Unterthanen zu fordern, wenn er das Wild niederſchießen läßt. 

6. 435. Einen Wildzaun anzulegen ſteht dem Jagdherrn nicht zu. 

9. 436. Der Jagdberechtigte braucht dem Landesherrn keine Vor- noch 
Mitjagd zu geſtatten, wenn dieß nicht ausdruͤcklich beſtimmt iſt. 

9. 437. (M. b. 278.) Der zur Koppeljagd Berechtigte kann die Jagd 
zwar einſeitig aber nur auf weidmanniſche Art ausuͤben. 

. 438. (M. $. 279.) Zwiſchen Waſſerregal und Waſſerhoheitsrecht iſt ein 
weſentlicher Unterſchied. 

F. 5 = j. 280.) Ein öffentlicher Fluß iſt der, welcher ſchiff- und 
floßbar iſt. f 3 

$. 440. (M. ß. 280. n. 2.) Die Benutzung eines Baches oder Private 
fluſſes kann von dem obern Adjacenten nur fo geſchehen, daß dem une 
tern Ufereigenthuͤmer nicht aller Gebrauch entzogen wird, wenn gleich 
keine servitus fluminis oder aquae ductus beſtellt iſt. 

441. (M. ß. 280.) Wenn ein Stuͤck Landes durch die Gewalt des 
Waſſers an das Ufer eines Andern angeſchoben wird, ſo iſt der Eigen— 
thümer des Letztern nicht zum Schadenerſatz verbunden. . 

6. 442. (M. b. 280.) Wenn der Fluß fein Flußbett ganz verläßt, fo 
wird es unter die Eigenthuͤmer des Ufers vertheilt. 

. 443. (M. b. 281.) Die Nachbaren find nur dann, wenn durch die 
e fuͤr ſie ein weſentlicher Schade entſteht, zum Widerſpruch 
erechtigt. 

$. 444. (M. 6. 282. n. b.) Die Winterteiche find erſt im 12. Jahrh. 
aufgekommen. 

5. 445. (M. 9. 282.) Teichſachen find bald als Regierungs- oder Ads 
miniſtrativſachen, bald als Juſtizſachen anzuſehen. 

§. 446. (M. 9. 282.) Bei der Frage: wer zur Teichlaſt beizutragen ha- 
be, ſollte es nicht auf den Unterſchied zwiſchen natürlichen und buͤrger— 
gerlichen Teichbau ankommen. 

9.447. (M. 5. 284.) Bei Vertheilung der Teichlaſt iſt nicht blos auf 
die Groͤße der teichpflichtigten Laͤndereien, ſondern auch auf die Beſchaf— 

fenbeit und Guͤte Ruͤckſicht zu nehmen. 5 

J. 15 (M. 5. 287.) Das Vorland ift ein accessorium des Binnen—⸗ 
andes. b 

$. 449. (M. 5. 287.) Derjenige, deſſen Land, wenn der Teich etwa 
zur groͤßern Sicherheit der übrigen Teichſtrecken, oder zur Erſparung gro- 
ßer Koſten Land einwaͤrts verlegt wird (ausgeteicht ift), kann vollſtaͤndi⸗ 
ge Entſchaͤdigung fordern. 

$. 450. a. (M. $. 288. not. 1.) Zur Ausuͤbung des Floͤßrechts iſt die Erz 
laubniß des Staats dann nothwendig, wenn der Fluß ſchiffbar iſt. 

9. 450. b. (N. 5. 288.) Der Leinpfad ift eine Staatsſervitut, und eben 
deßhalb nicht der Staat, an deſſen Ufern er fortlaͤuft, zur Unterhaltung 
verbunden, ſondern der, dem die Schifffahrt zuſteht. 

9. 451. (N. b. 289.) Der Faͤhrberechtigte iſt auch befugt, Waaren und 
Kaufmannsguͤter zu transportiren. 


sr 
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6, 452. (M. 5. 289.) Durch Verleihung der Faͤhrgerechtigkeit werden die 
. wohnenden Einwohner nicht an der Benutzung des Fluſſes ges 

indert. 

5. 453. (M. 6. 289.) Der, welcher auf feinem Grund und Boden eine 
Brücke anlegt, iſt nicht befugt, Bruͤckengeld zu fordern, 

$. 454. a. (M. 5. 290.) Die Fiſchereigerechtigkeit iſt ein Ausfluß aus dem 
Eigenthum der Fluͤſſe. 

6. 454. b. (M. $. 291.) Die bei Ueberſchwemmung übergegangenen Fiſche 
koͤnnen in ſo weit vindicirt werden, als die Verfolgung derſelben ohne 
Verletzung der Rechte des Nachbarn moͤglich iſt. 

9. 455. (M. b. 293. 294.) Sur Anlegung einer Mühle iſt die Genehmi— 
gung der Obrigkeit nothwendig. i 

F. 456. (M. $. 295. not. 1.) Ein Müller ift befugt, die Mahlgaͤnge zu 
vermehren, auch ohne landes- oder gutserrliche Bewilligung. 

$. 457. (M. F. 295. not. 1.) Der Obermuͤller kann wegen Waſſerman⸗ 
gel das Waſſer nicht zum Nachtheil des Untermuͤllers ſtaunen. 

$. 458. (M. 5. 296.) So wenig das Waſſer eines Baches, der eine 
Mühle treibt, dem Müller entzogen werden darf, eben jo wenig darf 
durch Anlegung von Gebaͤuden, Pflanzungen von Baͤumen, dem Wind⸗ 
muͤller der Wind entzogen werden. 

$, 459, (M. 5. 296. a.) Bergrecht iſt der Inbegriff der Rechte, welche 
ſich unmittelbar auf den Bergbau beziehen. 

5. 460. (M. $. 296. a.) Nach und nach iſt das Bergrecht zu einem Regal 
erhoben worden, welches unter Otto noch nicht anzunehmen iſt. 

$. 461. (M. 5. 296. a.) Die Regalitaͤt des Bergbaues kann blos in Anſe— 

5 hung der edlen Metalle, Gold und Silber, angenommen werden. 
Ih 462. (M. 5. 296.) Die Böhmen waren die erſten, welche in Sad: 
4 ſen den Bergbau betrieben. 

6. 463. (M. J. 298.) Torf, Stein⸗ und Braunkohlen, Marmor, Schie⸗ 
fer, Porzellanerde und Schwefel gehoͤren nicht zu dem Bergregal, wohl 
der Salpeter. 2 

5. 464. (M. 5. 299.) Die Entfhädigung, welche dem Grundeigenthuͤmer 
zukommt, wenn auf ſeinem Boden eine Schacht angelegt wird, kommt 

nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigenthuͤmer der Regel nach zu. 
$. 465. (M. 9. 302.) Eigenlehner iſt richtiger als Eigenloͤhner. 
5. 466. (M. $. 303.) Das Wort Kux kommt von dem boͤhmiſchen Worte 


Kus 

5. 467. (M. $. 303.) Bei der Gewerkſchaft entſcheidet der Regel nach die 
Stimmenmehrheit. 8 

6. 468. (M. 5. 303.) Der Eigenthuͤmer des Grund und Boden, worauf 
eingeſchlagen wird, um Bergwerksſchaͤtze zu finden, kann vollſtaͤndigen 
ar fordern, und braucht ſich nicht mit dem Erbkux abfinden 
u laſſen. 8 

6. 469.4 (M. b. 306.) Dem Bergwerksverliehenen ſteht ein eingeſchraͤnk⸗ 
tes Eigenthumsrecht an dem Bergwerke zu. 

$. 469. b. (M. $. 306. n. 7.) Der Nießbraucher an Bergtheilen hat blos 
Anſpruͤche auf den Ertrag der Ausbeute. f f 

6. 470 a. (M. J. 307.) Der Schichtmeiſter iſt nicht als Syndicus, ſon⸗ 
dern als Factor anzuſehen. „ 

f. 470. b. Der Gewerkſchaft ſtebt die Befugniß zu, den, welcher in Ruͤck⸗ 

ſtand wegen der Zubuße geblieben, anſtatt ihn zu caduciren, auf die 
Bezahlung der rüͤckſtaͤndigen Zubuße gerichtlich zu belangen. 

f. 471. (M. $. 311. 312.) Das Salz gehoͤrt nicht zu den Regalien. 


III. Buch. 
Vom Rechte der Forderungen.“ 


A. 
Forderungen aus erlaubten Handlungen. 


§. 255 (M. $. 188.) 
Die Lehre des roͤmiſchen Rechts uͤber die Unklagbarkeit gewiſſer 
Vertraͤge hat in Deutſchland keinen Eingang gefunden 


Ein jeder Vertrag, der die allgemeinen Erforderniſſe hat, 

iſt nach gemeinem Rechte verbindlich, bewirkt eine Klage; ?) 

a) Von jeher war dieſer Grundſatz in Deutſchland anwendbar, es galt 
die Paroͤmie: ein Wort ein Wort, ein Mann ein Mann. Eiſen⸗ 
hardt, Gr. d. d. Rechts in Spruͤchwoͤrtern S. 339. u. ſ. f. 

es kann daher die Beſtimmung des roͤmiſchen Rechts, b) 

daß die pacta nuda unklagbar find, keine Anwendung fin= 

den. e 

b) L. 7. f. 4 D. L. 10. 21. 28. C. de pactis verbunden mit L. 27. C. 

„ de loc. cond. 

Hiermit ſtimmen überein: Maͤſtertius, (de justi- 
a leg. rom. Sect. 3. $. 1.) Mevius, (Pr. decis 408.) 
Carpzov, (P. 2. const. 19. def. 17.) Stryck, (usus 
mod. Pand. Lib. 2. Tit. 14. $. 1.) Leyſer, (medit. ad. 
P. Sp. 39. med. 4.) Imhof, (an omnes contractus juxta 
usum fori germanici sint consensuales. Helm. 1714.) 
Orth, (Anmerk. z. Frankf. Reformation Th. 1. S. 5.) 
Danz, (Handbuch des deutſch. Privatr. B. 2. S. 153.) 
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0. 183. 


Dagegen behaupten Einige: als Müller, (obser- | 


vat. pract. ad Leyser. Vol. 1. fasc. 2. p. 90.) Walch, 
(Introd. in controv. jur. civil. p. 452.) Cocceji, Gus con- 
trovers. Lib. 2. tit. 14. 9. 2. p. 198.) daß noch heutigen 
Tages aus einem pacto nudo kein Klagerecht begruͤndet 
werde, weil ſelbſt nach roͤmiſchen Begriffen es in einer ſol— 
chen Einwilligung beſtaͤnde, die man ohne Abſicht, ſich 
wirklich zu verbinden, erklaͤrt haͤtte. | 
Allein dieſe Meinung ift ſchon deßhalb zu verwerfen, 
weil, wenn die Roͤmer dieß wirklich angenommen, fie un— 
möglich auch aus dergleichen nudis assertionibus eine Ein— 
rede oder Compenſation hätten zulaſſen koͤnnen. 
Andere vertheidigen deßhalb die Anwendung des roͤ— 
miſchen Rechts, weil es uͤberhaupt recipirt ſen. H. Coc— 


ceji, (de usu et differentia hodiernorum pactor. et stipul. 


Frf. 1692.) Bodini, (vindiciae pactorum jur. rom. ad de- 
monstrandum, nec hodie ex nudo pacto actionem compe- 
tere. Hal. 1696.) Peſtel, (aequitas doctrinae roman. 


de pactis nudis adserta. Rint. 1748.) von Selchow, 


elem. jur. germ. f. 459.) Allein nicht alles, was in dem 
roͤmiſchen Recht enthalten, iſt recipirt. | 


$. 256. (M. 5. 188. not. 1.) 
Der in dem roͤmiſchen Rechte gemachte Unterſchied zwiſchen con- 
tractus bonae fidei et stricti juris iſt in Deutſchland unan⸗ 
wendbar. 


Der Unterſchied beruht auf dem Formularweſen der 


Römer, welches in Deutſchland nicht angenommen iſt. 
Der Richter hat ſich nicht an die Contractsformel zu bin— 


den, ſondern muß auf die Abſicht der Contrahenten, auf 


die Billigkeit und natürlichen Beſtimmungen Ruͤckſicht neh— 


men. ©) Auch gehort der ganze Unterſchied feit dem R.“ 


Curtius, (churſäch. Privatr. Th. 3. S. 208.) Weis— 
haar, (wuͤrtemb. Privatrecht Th. 3. S. 8.) Mitter⸗ 
maier, (a. a. O.) ſ. a. Co d. Maximil. bav. Th. 4. 


Deput. Abſ. v. 1600. f. 139, eher zu den Inſtituten, 


wel⸗ 


17 
welche in den Lehrbuͤchern mehr als in Gerichten vorkom⸗ 


men. 

a) Einer der deutſchen Verträge koͤnnte, inſofern als bei demſelben blos 
auf die Worte Ruͤckſicht genommen wird, zu den st. jur. cont. ger 
zählt werden, naͤmlich der Wechſelcontract. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Hoͤpfner, (Comment. 
über die Inſtitutionen. $. 751. $. 1152.) Gmelin und 
Elfaͤſſer, (gemeinnuͤtzige juriſtiſche Beobachtungen und 
Rechtsfaͤlle. B. 2. §. 100.) Weber, (Reflexionen zur 
Befoͤrderung einer gruͤndlichen Theorie v. h. Gebrauch des 
r. R. F. 4. S. 27.) Runde, (Gr. des deut. Privatr. 
§. 184.) Gluͤck, (Pandecten Comment. Th. 4. $. 310.) 
Danz, (Handbuch des deut. Privatr. Th. 2. S. 153.) f. 
a. Oo d. Max. ba v. Th. 4. K. 1. §. 3. Andere als 
v. Selchow, (elem. jur. germ. $% 459.) Eichhorn, 
(Einl. z. d. PR. F. 92. not. b.) nehmen das Gegentheil 
an. - ; - 


$. 257. 
Das pactum de contrahendo iſt verbindlich. 


Jedes Verſprechen, mit einem Andern einen Vertrag 
eingehen zu wollen, iſt alsdann verbindlich, wenn die 
Punkte des kuͤnftig einzugehenden Contracts beſtimmt ſind, 
und zwar darum, weil nach dem roͤmiſchen Recht eine sti— 
pulatio de mutuo dando de permutando den Verſprechen⸗ 
den verbindet und eine Klage gegen ihn bewirkt. 4) 

d) L. 68. D. de V. O. Quodsi, ſagt Paulus, ita stipulatus fuero: 
Pecuniam te mihi crediturum spondes? Jncerta est stipulatio, quia 
id venit in stipulationem, quod mea interest, L. 3. C. de rei per- 
mut. Ex placito permutationis, nulla re secuta constat, nemi- 
ni competere actionem, nisi stipulatio subjecta ex verborum ob- 
ligatione quaesierit partibus obligationem, 

Da nun aber nach dem jetzigen Recht ein bloßer Ver: 
trag die naͤmliche Wirkung hat, welche bei den Roͤmern 
die Stipulation hatte, fo muß auch ein bloßer Vertrag, 
mit einem Andern ein Darlehn oder ſonſt einen Contract 
eingehen zu wollen, den Promittenten verbindlich machen 


und eine Klage bewirken. 
| 2 


— * 
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Hiermit ſtimmen uͤberein: Guden, (Lib. 3. de jur. no- 
viss. C. 51.) Groͤnewegen, (ad L 3. C. derer. permut.) 
Leyſer, (spec. 39. med. 6. 7.) Wernher, (P. 3. obs. 97. 
und in suppl. nov. ad. P. 2. obs. 380.) Horn, (tep, 28. 
p. 640.) Berger, (resolut. Lauterbach. Tit. de pact. p. 
77.) Titius, (ad Lauterb. obs. 57. not. 6.) Eſtor, (im 

d. Recht. §. 3492.) Stryck, (usus mod. Lib. 2. tit. 14. 
$. 6.) Grieſinger, (Com. uͤb. d. wirt. LR. Th. 1. 5, 5.) 
Höpfner, (Comment. über d. Inſt. $. 763. not, 5.) 
Danz, (Handbuch des deut. Privatr. Th. 2. S. 162.) 
ſ. Pr. L. R. Th. 1. 5. §. 8. 11. $. 654. 

Dagegen wird von Andern das Gegentheil darum 
angenommen, weil durch ein ſolches Verſprechen kein Ver— 
trag begründet werde und aus einem unvollkommenen Ge— 
ſchaͤft kein Recht entſtehe, ©) 


e) $. 7. in fin. J. q. m. test. infer. 


denn da nach der Natur des Gegenſtandes, beſonders bei 
Geſchaͤften, die dem deutſchen Recht eigen ſind, eine be— 
ſondere Form nothwendig ſey, wenn eine vollkommene Ob— 
ligation entſtehen ſoll, ſo verdient die Ausdehnung, in wel— 
cher den ſogenannten pactis de contrahendo die Klag— 
barkeit zugeſprochen werde, keine Beguͤnſtigung; uͤberdieß 
fen auch bei den meiſten Geſchaͤften, wo ein ſolches pactum 
von dem Contract unterſchieden werden koͤnnte, wegen der 
Unbeſtimmtheit der Vereinigung, dieſer Unterſchied ſelten 
praktiſch, deſto haͤufiger aber eine Quelle von Rechtsſtrei— 
tigkeiten. Dieſer Meinung find: Lauterbach, (D. de 
arrha $. 104. und coll. th. pr. T. 1. p. 191.) Graß, 
(D. de pact. futur. cont. praep. $. 33.) Schweder, 
(D. de except. non impleti contractus $. 7.) From-⸗ 
mann, (D. de contr. nomin. et innom. differentiis 
d. 7 — 15.) Harpprecht, (consilia Vol. 3. C. 281. n. 
46.) Engel, (jus. canon. Lib. 3. tit. 17. not. 2.) Walch, 
(Introd. in controv. i. civil. p. 453.) Eichhorn, (Eins 
leitung §. 92.) ) Hiermit ſtimmt auch das würtem= 
berg. Landrecht Th. 2. tit. 21. überein, Das öfter. 
Geſetzb. art. 936. faͤlt dergleichen Verabredung nur als— 
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dann fuͤr verbindlich, wenn ſowohl die Zeit der Abſchließung 
als die weſentlichen Stuͤcke des Vertrags beſtimmt und ſich 
die Umſtaͤnde nicht dergeſtalt geaͤndert haben, daß dadurch 
der Zweck vereitelt wird. 


1) Grieſinger ſagt, alle ihre Einwuͤrfe beweiſen nichts und es find 
nur ſchwache Stoͤße, die den Coloſſ nicht umwerfen koͤnnen. (11) 


$. 258. (M. F. 188.) 

Der Grund der Verbindlichkeit eines jeden Vertrags, der die all⸗ 

gemeinen Erforderniſſe hat, iſt nicht in dem canoniſchen Recht 
| enthalten. 


Gewoͤhnlich wird angenommen, daß der Grund der 
Verbindlichkeit der Vertraͤge in dem C. 1. 3. X. de pactis 
feinen Grund habe. Böhmer, (jus eccles. Protest. L. 1. 
Tit. 35. $.6.) Mittermaier, (a. a. O. S. 444.) 
Allein richtiger iſt wohl, wenn man das Gegentheil annimmt 
und den Grund vielmehr darein ſetzt, daß einmal keine der 
Stipulation in Form und Bedeutung aͤhnliche Art der Ein— 
willigung zu erklaͤren in Deutſchland gewoͤhnlich war und 
daher die gelehrten Juriſten, dem allgemeinen Gebrauch zu 
Folge, ſich mit der in jeder Form geſchehenen Vereinigung 
auch da begnuͤgten, wo eine Stipulation erforderlich gewe— 
ſen waͤre, ſelbſt nachdem ſie einſahen, daß mit der Aufhe— 
bung des Gebrauchs feierlicher Worte im neuern roͤmiſchen 
Recht noch keinesweges jeder Vertrag eine Stipulation ge= 
worden ſey. 

Hiermit ſtimmen überein: a Costa, (ad decretal. 
L. 1. tit. 25. p. 223.) Schilter, (Exercit. ad. Pand. 
VIII. 5. 5.) Stryck, (usus mod. Pand. Lib. 2. tit. 14. 
9. 1 — 3) Gluͤck, (PComment. B. 4. $. 312.) Hoͤpf⸗ 
ner, (Commentar $. 747. not. 7.) Eichhorn, (Einlei— 
tung z. d. PR. $. 92. S. 272) 


. 259. (M. $. 188. not. 5.) 
Das roͤmiſche Recht iſt unanwendbar bei Vertraͤgen zum Vortheil 
ö eines Dritten. AN 
Ob die Beſtimmung des roͤmiſchen Rechts: daß aus 
Vertraͤgen, welche zum Beſten eines Dritten abgeſchloſſen 
2 * 
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worden, es fei Kraft vorhandenen Auftrags oder nicht, eis 
gentlich nur derjenige, welcher contrahirt hat, ein Recht er> 
halte und daß dieſes Recht von ihm vorerſt auf den Dritten 
abgeleitet werden muͤſſe: annoch anwendbar ſey? iſt bes 
ſtritten. 0 

a Einige: als Struben (rechtliche Bedenken Th. 3. 
not. 2.) und Schmidt (von gerichtlichen Klagen und 
Einreden §. 703.) nehmen au: daß in dem neuern roͤmi⸗ 
ſchen Recht der Satz enthalten ſey, daß uͤberhaupt ein Drit— 
ter ſodann aus Verträgen Anderer klagen koͤnne, wenn er 
einen Vertrag vor ſich hat, welchen Jemand zu ſeinem Be— 
ſten mit dem Beklagten abgeſchloſſen, und vor ſeiner, des 
Klaͤgers Genehmigung nicht wieder aufgehoben hat, ohne 
darauf zu ſehen, ob der eigentliche Contrahent fuͤr ſich einen 
Nutzen und Intereſſe aus dem Handel habe oder nicht. 

Allein weder aus der L. 5. §. 9. D. de constit. pecu- 
nia, noch aus der L. 3. C. de donat. worauf berufen 
wird, laͤßt ſich der Satz herleiten. 

Andere behaupten, daß der Grundſatz im canoni— 
ſchen Recht begründet ſey: Alph. de Olea, (de cess; 
Tit. 4. qu. 9. not. 34.) Noch Andere nehmen zum Ge— 
richtsgebrauche und der Praxis ihre Zuflucht, als: Me— 
vius (Deciss. P. 4. Decis. 112. not. 45.) Mehrere 
behaupten die Anwendbarkeit des roͤmiſchen Rechts uͤber— 
haupt: Harpprecht, (Cons. 30. not. 344.) Mitter⸗ 
maier, (a. a. O. 

Allein nach der richtigen Meinung iſt das roͤmiſche 
Recht in dieſer Lehre darum unanwendbar, weil die Gruͤn— 
de dieſer Geſetze bei uns nicht ſtatt finden, vorzuͤglich aber 
das Hauptprincip, worauf die ganze Legislation in dieſer 
Materie ſich ſtuͤtzt: daß man naͤmlich durch einen freien 
Menſchen kein Recht erwerben koͤnne, blos der roͤmiſchen 
Verfaſſung und Form der Verträge eigen und in Deutſch— 
land nie angenommen worden iſt. Es iſt daher weder eine 
Ceſſion, noch nuͤtzliche Klage nothwendig, um dem Drit— 

ten, zu deſſen Beſten der Vertrag geſchloſſen, ein Recht 
daraus beizulegen, ſondern genügend, wenn er die zu ſei-⸗ 
nem Beſten geſchehene Zuſage acceptirt hat, ehe die eigent— 
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lichen Contrahenten davon zuruͤckgetreten find; auch kommt 
es darauf nicht an: ob der, welcher fuͤr einen Dritten ſich 
etwas hat verſprechen laſſen, ein Intereſſe dabei habe, oder 
nicht. Dieſe richtige Meinung vertheidigen: Wernher, 
(P. 1. obs. 182.) Leyſer, (Spec. 519. med. 4.) Stryck, 
(usus moder. L. 2. tit. 14. F. 12.) Pufendorf, (Tom. 
II. obs. 38. F. 20.) Fr. Becmannorum, (consil. et dec. 
T. 1. Resp. 5. P. 89.) Weber, (von der natuͤrl. Ver⸗ 
bindlichkeit S. 407.) 8) 


g) Die Frage: ob der Promittent welcher verſprochen, einen 
Dritten zu einer Leiſtung zu bewegen, deſſen Bemuͤhung 
aber fruchtlos war, von ſeiner Verbindlichkeit frei, 
oder dem Promiſſar das Intereſſe zu leiſten ſchuldig ſey! 
iſt ebenfalls beſtritten; ſ. v. Gluͤck, (Commentar uͤber die Pandecten 
Th. 4. S. 209.) er iſt der Meinung, welche Otto, (in Comment. ad 
$. 3, J. de inutil. stip.) Höpfner, (in Comment. über die Inſt. 
$. 737.) vorzüglih Hert, (in Diss. de obligat. alium daturum fac- 
iurumve Sect. 1. $. 8. und in opusc. T. III. p. 370.) vertheidigen, 
nach welcher zu unterſcheiden ift: ob das Verſprechen, daß ein Dritter 
etwas leiſten ſolle, auf eine ſolche Art geſchehe, daß es eine Interceſ— 
ſion enthalte, oder ob dieſes nicht ſey; in dem erſten Falle ſey der 
Promittent zur Leiſtung verbunden, wenn er gleich alles gethan, um 
den Dritten zur verſprochenen Leiſtung zu bringen; im andern Falle aber 
ſey darauf Ruͤckſicht zu nehmen, ob der Promittent den Werth oder 
die Valuta desjenigen erhalten, was der Dritte leiſten ſoll oder nicht; 
im erſtern Falle ſey der Promittent fuͤr den Erfolg ſeines Verſprechens 
von Seiten des Dritten ſchlechterdings zu haften verbunden, z. B. bei 
dem traßirten Wechſel; im letztern Falle aber komme es wieder darauf 
an, ob der Promittent ſich ausdruͤcklich zur Leiſtung des Intereſſe vers 
bindlich gemacht, oder ob dieſes der Fall nicht ſey; in dieſem Falle 
ſey der Promittent nur zum moͤglichſten Fleiß verbunden, hätte er Dies 
185 obgleich vergeblich, angewandt, ſo ſey er von ſeinem Verſprechen 
rei. ö 


$. 260. (M. $. 189. a) 


Die au porteur lautenden Papiere find nicht als Schuldſcheine 
anzuſehen. 


Eine Schuldverſchreibung ſetzt ein Darlehn voraus, 
dieſes begruͤndet die Verbindlichkeit zur Ruͤckzahlung der 
dargeliehenen Summe und der Schuldſchein wird ausge⸗ 
ſtellt, ſowohl um das erſtere als die letztere noͤthigen⸗ 
falls erweiſen zu koͤnnen. 

Die aus dem Darlehn entſpringende Forderung ge: 
hört zu den relativen Vermoͤgensrechten d. h. zu ſolchen, 
welche nur in Bezug auf die beſonderen, zwiſchen mehreren 
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Perſonen beſtehenden Rechtsverhaͤltniſſe, nicht allein in Be- 
zug auf jene Sache oder deren Beſitz, geltend gemacht 
werden koͤnnen. 

Wers nicht durch jenes Verhaͤltniß die Forderung ur- 
fprünglich ſelbſt erworben hat, oder wem nicht die Ausuͤ— 
bung derſelben ummittelbar oder mittelbar von dem erſten 
Erwerber derſelben uͤberlaſſen worden, der kann daraus 
keinen Anſpruch geltend machen. ö 


Die auf jeden Inhaber lautenden Papiere unterſchei⸗ 
den ſich von Darlehnsverſchreibungen 

1) in Anſehung der Vindieation, indem dieſe ge: 
gen den Inhaber eines ſolches Doeuments, wenn er es 
nicht unentgeldlich erworben, ausgeſchloſſen iſt, er ein 
ganz ſelbſtſtaͤndiges Recht hat, welches nicht an die Bes 
dingung einer regelmaͤßigen Uebertragung von dem erſten 
Erwerber bis auf den jedesmaligen Inhaber, ſondern nur 


an den Beſitz geknuͤpft iſt. Auch der Dieb eines ſolchen > 


Documents kann einem redlichen Beſitzer alle Rechte 
uͤbertragen, die der erſte Erwerber beſeſſen hat. Die Na— 
tur der Sache bringt es mit ſich, daß der Beſitz nicht blos 
eine Vermuthung, ſondern ein wirkliches Recht begruͤn⸗ 
det. 1) ($. 263.) | 
b) v. Gönner, Archiv f. d. Geſetzgebung B. 1. n. 27. deſſelben 
Beitr. zur Jurisprudenz der Deutſchen B. 1. m. 3. Ebend. Ueber 
Staatsſchulden S. 235. Hiermit ſtimmen auch die Particulairgeſetze über: 
ein peR. Th. 1. tit. 15. H. 47. Oeſtr. Geſetzb. H. 371. Frankf. 
Verordn. v. 8. Juli 1817. Bayer. Verord. v. 17. Aug. 1813. 
und 12. Maͤrz 1817. 
ö 2) Durch den bloßen Beſitz einer Schuldverfchreis 
bung entſteht fuͤr den Inhaber keine ſolche Ligitimation, daß 
ſie ihm auf rechtmaͤßige Art uͤbertragen ſei; gegen einen red— 
lichen Beſitzer einer Verſchreibung au porteur, kann die 
Unterſuchung der legitimen Uebertragung nicht geſtattet 
werden. 

3) Schuldverſchreibungen koͤnnen von Jedem ausge: 
ſtellt werden, nicht ſo dieſe Verſchreibungen, indem ſie 
blos vom Staate ausgegeben werden koͤnnen, oder von 
Perſonen, denen eine beſondere Erlaubniß vom Staate 
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ertheilt iR, indem fie als corventjoneles Papiergeld zu be⸗ 
trachten ſind. 

4) Schuldverſchreibungen ane nicht nothwen⸗ 
dig durch einen ouvroſen Titel erworben zu fein, welches 
aber bei dieſen Verſchreibungen fein muß, um den redli⸗ 
chen Beſitzer vor der Vindieation zu ſichern. 1b) Der 
Grund hiervon iſt der: um ein ſich leicht im Verkehr be: 
wegendes Papier zu ſchaffen, creirte man Obligationen au 
porteur. Man befuͤrchtete, daß der Inhaber einer Al Ichen 
Obligation nie ſicher vor Vindicationen früherer Beſitzer 
ſein wuͤrde; deswegen und weil es ihre Natur erfordert, 
wurde die Vindication gegen den redlichen Beſitzer ausge 
ſchloſſen; indem man aber fand, daß es hart ſein wuͤrde, 
wenn der Eine ſich unentgeldlicher Weiſe mit einem ſolchen 
Papier bereichern wuͤrde, waͤhrend der Andere, dem es 
geſtohlen worden, um ſo viel verarme, ſo ließ man die 
Vindication in dieſem Falle ausnahmsweiſe zu. 
hh) Gönner, (uͤber Staatsſchulden S. 237 behauptet d. Gegentheil.) 


Die Verſchreibungen au porteur find für eon ven— 
tionelles Papiergeld zu halten und wenn gleich 
Goͤn ner, (von Staatsſchulden, deren Tilgungsanſtalten 
und Handel mit Staatspapieren, München 1826. § 56.) 
der Meinung iſt, daß ſie ſich weſentlich vom Papiergeld 
unterſcheiden, fo wie Geld und Forderung (pecunia et no- 
men), ſo kann dieß blos in Anſehung der Entſtehung geſagt 
werden, in ſofern fie nur gegen eine Geldzahlung ausge— 
ſtellt werden, wogegen das gewöhnliche Papiergeld vom 
Staate einſeitig ausgeſtellt und in Circulation geſetzt wird, 
; ohne daß er dafür von einem Dritten Metall erhalt. 

Wenn Papiere au porteur einmal emittirt find, dann 

muß von der Forderung (nomen) gänzlich abſtrahirt werden, 
da bei ihrer weitern Uebertragung alle Regein wegfallen, 
welche bei dieſen in Anſehung der Forderungen zu beobach— 
ten ſind. 

Wenn man als Requiſit und unterſcheidendes Merk 
mal vom Papiergeld fordert, daß es als Wechſel oder Waa⸗ 
renzahlung gegen den Willen des Glaͤubigers gebraucht wer⸗ 
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den koͤnne, fo unterſcheiden fich hiervon auch die leures 
au porteur. Dieſe Behauptung iſt ſtreng genommen al— 
lerdings richtig, in ſofern man unter dem eigentlichen Gel— 
de ein allgemein guͤltiges Circulationsmittel verſtehen kann. 
Allein dennoch darf nicht vergeſſen werden, daß im ſtren— 
gen Sinne auch jede geprägte Münze nicht als Geld cons 
trahirt werden kann, wenn ſie keinen geſetzlichen Cours 
hat, noch weniger fremdes Papiergeld, ſondern beide ſind 
nur Waare. Einer ſolchen muͤſſen fie juriſtiſch vollkom⸗ 
men gleich geſtellt werden; allein factiſch iſt ein fremdes 
Papiergeld auch von dieſer wieder ſehr verſchieden, in ſo— 
fern es keinen innern, ſondern nur als Tauſchmittel, einen 
aͤußern Werth hat. | 
Solchem Papiergeld find nun die Papiere au porteur 
ganz gleich, nur bleibt der Unterſchied, daß letztere durch 
eine Geldzahlung entſtehen, nicht aber erſteres. Der 
Grund der Entſtehung iſt aber etwas Auferliches, was die 
innere Natur nicht verändert, Es iſt ganz irrig, wenn 
man bei dieſen Verſchreibungen von fortwaͤhrenden Bezie— 
hungen auf das Darlehn ſpricht. Wie laͤßt ſich aber das 
Problem loͤſen: daß jede Beziehung auf das Darlehn weg» 
falle und ſolche Papiere doch durch ein Darlehn entſtanden 
find? Dieß laßt ſich leicht erklaͤren, denn das ganze Geſchaͤft, 
wodurch Papiere au porteur ereirt werden, iſt wie ein 
Tauſch anzuſehen, wo der eine Theil Metallgeld, der ans 
dere conventionelles Papiergeld giebt; letzteres erhält blos 
dadurch einen Werth und wird gegen Metall angenommen, 
weil es dem Beſitzer zu verſchiedenen Zeiten Fruͤchte bringt, 
beſtehend in einer Quote des nominellen Capitals (Zins— 
coupons), oder in einer unbeſtimmten Prämie (Lotterieloos). 
Dieſer Meinung iſt: Souchay, (über die Natur der 
auf jeden Inhaber lautenden Verſchreibungen; im Archiv für 
die eiviliſt. Praxis 10ter B. 1te8 Hft. S. 143.) Dage⸗ 
gen ſind die meiſten Rechtslehrer der Meinung, 
daß die leitres au porteur die Natur von Schuldſcheinen 
haben, jedoch mit dem Unterſchiede, daß jeder Inhaber 
ohne weitern Nachweis ſeines Uebergangstitels das durch 
die Urkunde begruͤndete Recht geltend machen koͤnne; der 
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Beſitz legitimire den Inhaber hinlaͤnglich und es entſtehe 
dadurch die Vermuthung, var er rechtlicher Weiſe zum 
Beſitz gekommen ſei. 

Dieſer Meinung ſind: 95 Gluck, (PCom. B. 16. 
S. 439 — 442.) Pfeiffer, (pract. Ausführungen 
aus allen Theilen der RW. S. 44. 45.) Bender, 
(Beilageheft z. Archiv f. eivil. Praxis B. 8. §. 6. 7.) 
*) Dieſer iſt der Meinung, daß die Vindieation deshalb wegfalle, weil 


der Grundſatz gelte: Hand muß Hand wahren; wogegen ſich aber doch 
Manches einwenden laͤßt. 


Der Unterſchied zwiſchen Schuldverſchreibungen und 
der auf jeden Inhaber lautenden Urkunden wird alſo darein 
geſetzt, daß bei ihnen der Beſitz die Vermuthung einer 
rechtlichen Uebertragung begruͤndet, gegen welche Ver— 
muthung jedoch, nach richtiger Meinung, der Beweis des 
Gegentheils nicht verſagt werden koͤnne. 

Man koͤnnte wohl ſagen, daß wenn ſich der Glaͤu— 
biger von feinem Schuldner eine auf jeden Inhaber Tau: 
tende Schuldverſchreibung ausſtellen laſſe, der Erſtere durch 
dieſes coneludente Factum zu erkennen gebe: er wolle, bei 
Praͤſentation jener Ver ſchreibung zur Zahlung durch irgend 
einen Dritten, von dem Schuldner nicht die Pruͤfung des 
dieſem Dritten auf dieſelbe zuſtaͤndigen Rechtstitels verlan⸗ 
gen, ſondern aus dem Beſitz des Documents ſolle der 
Schuldner die Richtigkeit praͤſumiren und demnach guͤltige 
Zahlung leiften duͤrfen. Der Schuldner, koͤnnte man 
ſagen, giebt durch die Ausſtellung einer ſolchen Verſchrei— 
bung zu erkennen, daß er bei Präfentation derſelben durch 
irgend einen Dritten, ſich nicht durch die Einrede der feh— 
lenden Legitimation von der Zahlungsverbindlichkeit be— 
freien, ſodern dieſe als durch den Beſitz berichtigt anſehen 
wolle. ) 

1) >. dieſer Anſicht Se auch das Pr. Landr. Th. 1. lit. 15. 9. 47 — 

1. und Th. 2. tit. 8. $. 763 ausgegangen zu fein, 

Allein wenn bei der Praͤſentation eines ſolchen Papie⸗ 
res dem Inhaber erwieſen werden koͤnnte, daß eine Luͤcke 
in der regelmäßigen Uebertragung deſſelben von dem erſten 
Erwerber bis auf ihn ſtatt al: ſodaß einer feiner Vor⸗ 
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maͤnner ohne allen rechtmaͤßigen Titel ſolches erworben 
habe, dann muͤßte nach jener Anſicht die Präfumtion weg⸗ 
- fallen und ſelbſt dem redlichen Beſitzer wuͤrde ein folches 
Papier ohne Werth ſein. Eine ſolche Annahme wuͤrde 
aber durchaus gegen die Natur einer Schuldverſchreibung 
fein, welche ſich ſtets auf das zwiſchen den Contrahenten 
geſchloſſene Darlehn zuruͤckziehen muß und nur fuͤr den 
Rechte begruͤnden kann, welchem deren Ausuͤbung von dem 
Darleiher unmittelbar oder mittelbar uͤbertragen worden iſt. 


9. 261. (M. $. 189. a) 


Das Staatspapier iſt als das Forderungsrecht ſelbſt, nicht als 
accessorium anzuſehen. | 


Eine Schuldforderung, bei welcher die hierüber aus— 
geſtellte Urkunde den Namen des Glaͤubigers ausdruͤckt, 
hat einen beſtimmten Eigenthuͤmer, und die Urkunde er— 
ſcheint als ein Acceſſorium des dem Glaͤubiger zuſtehenden 
Forderungsrechts. Verlangt er zufolge dieſes Rechts die 
Urkunde von einem dritten Beſitzer, ſo iſt nicht das Recht 
der Forderung ſelbſt, ſondern blos die Urkunde als deſſen 
Zubehoͤr der Gegenſtand der Klage; er kann ſonach die 
actio ad exhibendum oder die rei vindicatio gegen den 
dritten Beſitzer anſtellen. | 

Ganz anders verhält es fich aber bei den auf jeden In⸗ 
haber lautenden Schuldurkunden; hier iſt das Recht der 
Forderung der Gegenſtand der Klage, und die Urkunde er— 
ſcheint nicht als ein Acceſſorium, nicht als etwas von dem 
Forderungsrechte ſelbſt koͤrperlich verſchiedenes, ſondern ſie 
fließt mit dieſem Recht in Eins zuſammen. 

Bei der gewoͤhnlichen Schuldforderung ſteht das Recht, 
in Folge deſſen die Urkunde als deſſen Acceſſorium vindicirt 
wird, unſtreitig feſt, hier aber, bei den lettres au porteur, 
iſt das Recht ſelbſt im Streit und die Urkunde iſt nicht als 
deſſen Acceſſorium, ſondern als das Recht ſelbſt zu betrach— 
ten, weil der Inhaber derſelben durch die Urkunde als Glaͤu— 


biger bezeichnet wird, und das Inhaben derſelben das ein- 


zige Merkmal iſt, an dem man den Eigenthuͤmer der For⸗ 
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derung erkennen kann, nach dem man alfo bei dem Ver— 
kehr ſich zu richten hat. g 

Dieß iſt auch der Grund, warum es bei der Vindi— 
cation der Staatspapiere auf den Unterſchied ankommt, ob 
ſie auf den Ramen des Glaͤubigers geſtellt ſind, oder auf 
jeden Inhaber lauten. f | 

Dieſe Meinung vertheidigt Goͤnner, (über Staats: 
ſchulden F. 70. S. 234.) ö 

Das Gegentheil nehmen an: Kerſtorff, (über die 
Schutzmittel d. Eigenthums an Papieren au porteur. Würz- 
burg 1828. S. 54.) Mittermaier, (a. a. O.) wel⸗ 
cher der Meinung iſt, daß zwar dieſe Anſicht zur Sanctioni— 
rung fuͤr eine neue Geſetzgebung zu empfehlen, aber nicht 
gemeinrechtlich nachzuweiſen ſey. 


4 §. 262. (M. $. 189. a) 
Aus Lieferungsgeſchaͤften uͤber Staatspapiere entſpringt ein 
Klagerecht. 


Der Kauf uͤber Lieferung auf Zeit (marché a terme) 
der Staatspapiere beſteht in der Eingehung der Verbind— 
lichkeit eines der Contrahenten, in einer beſtimmten Zeit zu 
einem gewiſſen Cours eine gewiſſe Anzahl von Staatspapie⸗ 
ren an den andern Contrahenten, der die Uebernahme um 
einen gewiſſen Cours verſpricht, zu liefern. 

1) Wird auf die Lieferung der Staatspapiere zu 
einer gewiſſen Zeit geklagt, fo find die Grundſaͤtze vom Kauf 
in Anwendung zu bringen.!) Daß hier ein Scheinkauf 
zu Grunde liege, kann im Allgemeinen nicht angenommen 
werden, und iſt nach dem Zeugniß der Erfahrung zu wider⸗ 
ſprechen. Legt ein ſolcher zu Grunde, ſo kann der Gegner 
den Einwand der Simulation vorſchuͤtzen. 


1) Gutachten über die Frage: Ob die Geſetzgebung den Lieferungshandel 
mit Staatspapieren verbieten ſoll? Leipzig 1825. Auguſtin u. Au⸗ 
guſt, (Ueber die Vertheidigung des Handels mit Staatspapieren. Leip- 
zig 1825.) i 5 

2) Betrifft die Klage die Coursdifferenz, fo 
liegt bei dem Geſchaͤft eine Wette zu Grunde, welche 


im Allgemeinen eine klagbare Verbindlichkeit bewirkt; es iſt 


* 


25 


kein Spielvertrag, denn die Contrahenten geben fich nicht, wie 
bei dem Spiel der Fall iſt, dem bloßen Zufall hin, ſondern 
ſie vertrauen ihrer eigenen Einſicht, ihrer Combinationsgabe, 
ihrem Scharfſinne, ihrer Faͤhigkeit, aus den Verwickelungen 
der Gegenwart die Entwickelung der Zukunft zu erkennen. 
Wenn gleich hier Hoffnung auf gut Gluͤck in Anſchlag 


kommt, ſo geſchieht dieß nur gerade fo wie bei allen Spe— 


culationen, deren Gewinn erſt in der Zukunft liegt; es wird 
auf den Zufall nur als Huͤlfs-, nicht als Hauptmacht ge— 
rechnet, wo dagegen bei allen Spielen, mit Ausnahme der 
ludi virtutis, blos der Zufall obwaltet. 

Die Wette betrifft den Cours, welchen die Waare zur 
feſtgeſetzten Lieferungszeit haben wird. Der Kaͤufer wettet, 
der Cours werde hoͤher ſtehen als der bedungene Kaufpreis, 
der Verkaͤufer wettet das Gegentheil. Jeder erwartet Ge— 
winn, nicht von dem blinden Zufall, ſondern von der Rich— 
tigkeit ſeiner Berechnung. | 

Hierbei kommt nun aber noch Folgendes in Betracht: 

1) Es iſt nicht ungewoͤhnlich, wenn nicht der Vertrag 
durch mündliche Verabredung oder [Schluß eines Senſals 
geſchloſſen, daß bei Eingehung des Vertrags ein Eng a— 


gementsbrief gefertigt wird, welchen der Klaͤger zum 


Beweiſe ſeines Klagegrundes vorlegt. 

Gewöhnlich wird vom Kläger ſofort z. B. durch No⸗ 
tariatsinſtrumente beſcheinigt, daß er ſeiner ſeits zu der im 
gegneriſchen Engagementsbriefe beſtimmten Lieferungszeit 
die Erfuͤllung des Geſchaͤfts angeboten, und zugleich den 
Beklagten — ohne Erfolg — zur gleichmaͤßigen Erfuͤllung 
aufgefordert habe. 5 N 

Wie nun, wenn dieſe, allerdings eine Acceptation 
enthaltende Erklärung des Klägers, erſt einige Zeit, nach 
Zufertigung des beigebrachten Engagementsbriefs erfolgt 
war, oder wenn Klaͤger uͤberhaupt zu beweiſen außer Stan— 


de iſt, daß er das vom Gegner erwartete Eingeſtaͤndniß 


als bald erklaͤrt habe, kann dann die von dem Klaͤger vor 
Ablauf der vorgeſchlagenen Lieferungszeit nachgetragene Ae— 
ceptation fuͤr den Beklagten noch verbindlich ſeyn? Iſt 
überhaupt in Faͤllen dieſer Art die Annahme der Offer⸗ 
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te an eine Zeit gebunden, ſo daß der Empfaͤnger 
des Offertebriefs — ohne vorgaͤngige Erklaͤrung — die 
Acceptation noch am Ausgange des zur Erfüllung bezeich— 
neten Zeitpunktes durch nunmehriges Anerbieten des Voll— 
zugs und Aufforderung zur Gegenleiſtung rechtlich wirkſam 
zugleich aͤußern und bethaͤtigen kann? Dieſe Fragen ſind 
zu verneinen. 

Das Fallen und Steigen der Staatspapiere kann ein 
Werk von wenigen Tagen ſeyn, ein Tag kann den Hori— 
zont der Boͤrſenwelt ploͤtzlich verändern; daher kann der 
Promittent nicht verbunden ſeyn, die Acceptation Wochen 
oder gar Monate lang zu erwarten: man kann auch nicht ver— 
langen, daß der Offerent, wenn er nur kurze Friſt an ſein 
Wort gebunden ſeyn wollte, dieſe Beſchraͤnkung ſeinem An— 
erbieten ausdruͤcklich beifuͤgen, oder doch den Widerruf als— 
bald erklaͤren muͤßte. Denn jene Beſchraͤnkung verſteht 
ſich von ſelbſt, es liegt in dem nothwendigen tacitum der 
Willenshandlung, daß der Anerbietende die jenſeitige Er— 
klaͤrung ſobald als moͤglich erwartet und nicht geſonnen iſt, 
im Fall einer Verzoͤgerung derſelben an ſein Wort gebun— 
den zu bleiben; wohl aber kann er, bevor die Acceptation 
erfolgt iſt, ſein Verſprechen jederzeit widerrufen. 

Aber wenn nun ſolche Ereigniſſe eintreten, welche den 
Widerruf rathſam machen, ſo wird wohl in vielen Faͤllen 
der Gegner aus Ruͤckſicht auf dieſelben Ereigniſſe gleich 
zeitig die Erklaͤrung der Acceptation beeilen. 

Es iſt hier wohl dasjenige zur Anwendung zu brin— 
gen, was das Pr. L. R. Th. 1. tit. 5. $. 94. u. ſ. f. wegen 
der Zeit der Acceptation feſtgeſetzt hat. 

Wenn die Perſonen an demſelben Orte wohnen, ſo 
muß die Erklaͤrung auf die ſchriftliche Anfrage binnen 24 
Stunden erfolgen. Iſt der Antrag unter Abweſenden 
ſchriftlich geſchehen, fo kommt es auf den Zeitpunkt an, da 
der Brief an dem Orte, wo der Andere ſich aufhaͤlt, nach 
dem gewohnlichen aufe der Poſten hat eingehen koͤnnen; 
mit der nächften fahrenden oder reitenden Poſt, welche nach 
dieſem Zeitpunkte abgeht, muß der Antrag beantwortet 
werden. 
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Bender (Ueber Verkehr mit Staatspapieren $. 39.) 

hat jene Frage bejaht. 

2) Die Frage: Ob die Depoſition der 
Staatspapiere als Realoblation nothwendig ſey, 
um den Gegner in mora accipiendi und in Folge deſſen 
noch in mora solvendi zu verſetzen? iſt beſtritten. 

5 Nach der Natur der Sache tritt die mora aceipiendi 

ſchon dadurch ein, daß der, welcher empfangen ſoll, auf 

das woͤrtliche Anerbieten der Leiſtung, verbunden mit der 

Aufforderung zur Gegenleiſtung, ungegruͤndete Ausfluͤchte 

macht, ) 

)Mevius Deciss. P. 8. Dec. 33. Non potest alicui imputari, cur 
non solvat aut realiter oflerat, cum creditor se non recepturum 
esse dicit. 

Wenn Jemand eine ihm obliegende Leiſtung an dem 
feſtgeſetzten Tage wirklich zu entrichten gedenkt, ſo muß er 
doch nothwendig denjenigen, welcher empfangen ſoll, von 
ſeiner Bereitwilligkeit muͤndlich oder briefllich in Kenntniß 
ſetzen; dieß iſt um ſo nothwendiger, wenn dem Andern eine 
Gegenleiſtung obliegt und Jener einigen Zweifel hegt, ob 
dieſer zur gegenſeitigen Erfuͤllung bereit ſey. Erklaͤrt nun 
Letzterer eine gleiche Bereitwilligkeit, ſo kommt es allerdings 
darauf an: ob die Worte zur That werden. Faͤllt die ges. 
gentheilige Erklaͤrung anders aus, werden von dieſer Seite 
dem wortlichen Anerbieten Einwendungen und Ausflüchte 
entgegengeſetzt, wird die Gegenleiſtung verweigert, ſo iſt 
nicht einzuſehen, warum das bereits zuruͤckgewieſene Aner— 
bieten und zwar mit reeller Vorlage des Objects wiederholt 
werden ſoll. Die reelle Oblation würde hier als bloße For— 
malität erſcheinen und man muß es für eben fo verkehrt 
halten, das reelle Entgegenbringen zu verlangen, bevor die 
Annahme zugeſichert iſt, als darauf zu beſtehen, nachdem 
die Nichtannahme bereits gewiß iſt. 

Dieſer Meinung ſind: v. Weyna, (Antwort auf die 
Stokjobbery. Wien 1820. Ebend. in Wagner Zeit— 
ſchrift für öfter. Rechtsgelahrth. 1828. 68 Heft. not. 19.) 
Eichhorn, (Einl. z. d. PR. . 191. ©. 516.) Seuf— 
fert, (Bemerkungen uͤber Lieferungsgeſchaͤfte in Staats— 
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papieren; im Archiv f. civil. Praxis B. 9. not. 27.) Mit⸗ 


termaier, (a. a. O.) Andere dagegen nehmen das 


Gegentheil an, indem ſie die Analogie von Spielvertraͤgen 
hierauf anwenden, welches ganz unpaſſend iſt; (Bender a. 
a. O. S. 118 — 21.) oder die Wette als unklagbar erklaͤ⸗ 
ren, welches zwar in franzoͤſiſchen Entſcheidungen angenom— 
men, (Merlin, repert. Tom. 8. p. 16. Tom. 17. p. 83. 
Prieur de la Comble des marchés A terme d’effets 
publics considerèes sous le rapport de la legalitè. Par. 
1824.) aber in Deutſchland nicht der Fall iſt, (ſ. $. 329.) 
v. Gönner, (die Stokjobbery u. der Handel mit Staats- 
papieren. München 1820.) Ehrmann, rechtl. Anſichten 
uͤber den Handel mit Staatspapieren. Frankf. 1820.) 


§. 263. (M. $. 189. a not. 3.) 
Die Vindication der auf jeden Inhaber zahlbar lautenden Pa⸗ 
piere iſt gegen den redlichen Beſitzer ausgeſchloſſen. 

Es iſt hier von der Vindication die Rede, nach wel— 
cher, zu Folge des Eigenthums, die unentgeldliche Heraus— 
gabe der Sache von jedem Beſitzer verlangt werden kann. 

A) Die Vindication der auf jeden Inhaber lautenden 
Urkunden iſt ausgeſchloſſen: 

1) gegen den dritten Beſitzer, der dieſe Ur- 
kunden unter einem das Eigenthum uͤbertra— 
genden oder ſonſt unwiderruflichen Titel er— 
halten hat. (F. 260.) Sie hat daher ſtatt: 

a) gegen einen ſolchen Beſitzer, der dieſe Urkunden 
nur aus einem widerruflichen oder das Ei— 
genthum ſelbſt nicht uͤbertragenden Titel von 


dem erhielt, gegen welchen dem andern Contrahenten in 


Folge des beſtehenden Contracts das Zuruͤckforderungs— 
recht zuſteht. Dieſer muß zwar, ſofern die Beſchaffenheit 
der Papiere das Vindicationsrecht gegen den dritten Be— 
ſitzer ausſchließt, das Geſchaͤft anerkennen, welches ſein 
Contrahent mit dem Dritten abgeſchloſſen hat, weil er ei— 
gentlich zuerſt von ſeinem Contrahenten die Abtretung der 
Klage gegen den jetzigen Beſitzer verlangen, daher dieſem 


dasjenige leiſten muß, wozu der Contrahent ſelbſt verbun- 
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den wäre; aber unter dieſer Beſchraͤnkung hat er doch eine 

Klage gegen den jetzigen Beſitzer und in ſoweit hat ſein Con— 

tractsverhaͤltniß zu jenem, von welchem die Papiere an den 

jetzigen Beſitzer kommen, einigen Einfluß, obgleich nicht die 

Wirkung der eigentlichen Vindication. Dieß iſt der Fall, 

wenn die Urkunden verpfaͤndet und der Glaͤubiger ſolche 

sub pacto de retrovendendo verkauft hat; in dieſem Falle 
kann der Schuldner ex jure cesso gegen Erſatz des Kauf— 
gelds die verpfaͤndeten Papiere von dem Käufer zuruͤckfor⸗ 
dern. Die Herausgabe kann hier nicht in Folge des Ei— 
genthums und auch nicht unentgeldlich verlangt werden, ſon— 
dern nur in Folge des Rechtsverhaͤltniſſes, in welchem der 
jetzige Beſitzer zu demjenigen ſteht, deſſen Rechte ex ces- 
sione geltend gemacht werden. Das Naͤmliche findet ſtatt, 
wenn die Urkunden vom Depoſitar unbefugter Weiſe ver— 
pfaͤndet wurden, wo Deponent mittelſt actione depositi 
den Depoſitar zur Auslofung der Urkunden oder zur Abtre— 
tung der Klage gegen den jetzigen Beſitzer als Pfandglaͤu— 
biger anhalten und dann von dieſem, gegen Bezahlung der 

Pfandſchuld, die Zuruͤckgabe der verpfaͤndeten Papiere 

durch die actio pignoratitia verlangen kann. *) 

m) Alles in Gemaͤßheit des roͤmiſchen Rechts. L. 7. pr. P. de distract, 
pign. . 12. D. commodati. Vergl. Kind, Quaest. for. T. 
1. C. 96. v. Buͤlow, Abh. über einzel. Materien d. buͤrgerl. Rechts 
3:4. n. 17. ö 

b) Sie hat ferner ſtatt, gegen den, welcher 
die Papiere von dem jetzigen Vindicanten 
erhalten hat. Denn es leidet keinen Zweifel, daß der: 
jenige, der ſie nur als Commodat, Depoſitum oder Pfand 
hingegeben hat, von jenem, der fie unter dieſem Titel er⸗ 
halten hat, mit der dieſem Contraete entſpringende Klage 
zuruͤckfordern und fein Eigenthum geltend machen koͤnne. 

2) Die Klage iſt ferner aus geſchloſſen gegen 
den redlichen Beſitzer, ſie hat dagegen ſtatt gegen 
den, welcher wußte, oder ſich rechtlich uͤberzeugen konnte, 
daß derjenige, von dem er dieſe Urkunden erhielt, daruͤber 
zu verfuͤgen kein Recht habe. Dieß iſt unter andern dann 

der Fall, wenn er von einem Kaufmann, der fallirt, oder 5 

en 
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fen Vermoͤgensumſtaͤnde allgemein bekannt ſchlecht find, in 
fraudem creditorum folche erhielt, und er fraudis conscius 
iſt. Darauf: ob der Veraͤußerer redlich beſeſſen, kommt 
es nicht an: genug, wenn der jetzige Inhaber redlicher Ber 
ſitzer iſt. Wenn daher auch dieſer fie von einem Diebe ge, 
kauft hat, ſo kann dennoch nicht die Vindieation gegen ihn 

ſtatt finden. 5 f 

Wer hat nun aber den Beweis zu fuͤhren, 
wenn die Vindieation darauf begründet 
wird, daß der gegenwärtige Inhaber entwe— 
der nicht als dritter, oder nicht als redlicher 
Beſitzer anzuſehen ſey? 

a) Der jetzige Beſitzer iſt nicht verbunden, ſeinen 
Rechtstitel anzugeben, theils weil ſchon nach dem roͤmi⸗ 
ſchen Rechte n) der Beſitzer dazu nicht angehalten werden 
kann, theils weil die Verbindlichkeit, dieſen anzugeben, mit 
dem Weſen und Zweck der Inſtitution dieſer Papiere ganz 
unvereinbar ift, da fie eben deßhalb auf jeden Inhaber zahls 
bar lauten, damit ſich der Verkehr mit denſelben frei und 
ungebunden bewegen koͤnne, und jede Nachfrage nach Er— 
werbstitel oder Berichtigung zur Veraͤußerung entbehrlich 
iſt. 0). 5 
n) L. 2. C. de pet. hered. L. 24. D. de rei vind. 

o) v. Zeiller im Comment. über die oͤſtr. GO. J. 371. bemerkt ſehr rich— 
tig: daß Wechſel, Schuldſcheine eines Staats oder einer privilegirten 
Perſon, die auf jeden Inhaber lauten, ein Gegenſtand des veraͤnderten 
Courſes und ſchnellen Verkehrs ſind; daß dieſes und ihr Inhalt (daß 
ſie au porteur lauten,) ſo wie ihr haͤufiger Umſatz durch Mittelsperſo— 
nen keine Unterſuchung des Eigenthums zulaſſen, folglich ſie auch in 
der Regel kein Gegenſtand der Eigenthumsklage ſein koͤnnen. 

b) Wird die Vindication darauf gerichtet, daß der 
jetzige Inhaber nicht als dritter Beſitzer zu betrach— 
ten ſey, was in jenen Faͤllen vorkommt, wo die Urkun⸗ 
den unter einem entweder widerruflichen, oder das Eigen— 
thum uͤbertragenden Titel, noch in Natur und Species bei 
dem Empfaͤnger ſich befinden, ſo hat der Vindicant zu er— 
weiſen: daß er dieſe Papiere dem jetzigen Inhaber unter 
dieſem Titel uͤbergeben habe, daß die vorhandenen Papiere 
diejenigen ſind, die er uͤbergeben hat. ! 75 
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Wird dagegen die Vindication darauf gegruͤndet, daß 
der jetzige Inhaber unredlicher Beſitzer ſey, fo muß 
der Vindicant beweiſen, einmal: daß er vorher Eigenthuͤ⸗ 
mer dieſer Papiere war, die er vindiciren will; dann daß 
der jetzige Eigenthuͤmer dieſe Papiere entweder unmittelbar 
nach ihm auf eine Weiſe, aus welcher er wiſſen mußte, daß 
er ſie ſich zuzuwenden nicht berechtigt ſey, oder ſonſt auf 
unredliche Weiſe an ſich gebracht habe. b) 

p) Hiermit ſtimmt auch das pr. Landrecht Tb. 1. tit. 15. 5. 52. 53. 
das oͤſtr. GB. F. 371. und die bayr. Verordn. von 1813 und 
1817 uͤberein. 

B) Es find hier die naͤmlichen Grundſaͤtze zur An⸗ 
wendung zu bringen, welche bei einem verloren gegange— 
nen Wechſel ſtatt haben. a 

Als anerkannter Grundſatz ſteht feſt, daß Remittent 
oder Indoſſant eines auf jeden Inhaber lautenden Wech— 
ſels die Gefahr tragen muͤſſe, wenn er in andere Haͤnde 
kommt, und von einem dritten redlichen Inhaber nicht vin— 
diciren koͤnne. ) 

d) Augsb. WO. K. VIII. f. 5. Pr. LR. Th. 2. ut. 8. $. 762. 763. 
810. 815. 816. Mittermaier a. a. O. $. 251. f 

C) Die Vindieation iſt deßhalb ausgeſchloſſen, weil 
der Beſitz der Urkunde nicht blos eine Vermuthung des 
Forderungsrechts fuͤr den Inhaber begruͤndet, ſondern in 
Hinſicht eines Dritten als der zu der Forderung Berech— 
tigte erſcheint, und der Dritte, welcher in gutem Glau— 
ben und Vertrauen auf dieſe oͤffentliche Inſtitution von 
dem dermaligen Inhaber einer Urkunde auf den Grund ei— 
nes, das Forderungsrecht ſelbſt uͤbertragenden Geſchaͤftes 
die Aushaͤndigung der Urkunde erhaͤlt, auch das Eigenthum 
der Forderung gegen jeden, wer es auch ſey, einwirkt. 
Daß dadurch die Vindieation an ſich ausgeſchloſſen wird, 
leuchtet von ſelbſt ein. a . 

Hiermit ſtimmen überein: (Fuͤſſel, (Diss. obser- 
valiones varii iur. argumenti. Lpz. 1783.) Kind, (Ouaest. 
for. T. 1. g. 96. T. III. q. 26.) Haubold, (Saͤchſ. 
PR. §. 188.) Bender, ») (Über den Verkehr mit Staates 
pap. in ſ. Hauptrichtungen. Heidelb. 1825.) Goͤnner, 
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(Archiv d. Geſetzgeb. B. 1. n. 27. und über Staatsſchul⸗ 
den F. 70.) Schellwitz, (de cautione publ. inprimis 
peregrin. vindicat. Lpz. 1828.) Eichhorn, (Einl. 
F. 191.) Dieſe Meinung iſt auch angenommen in dem 
ſächſ. Verordn.⸗Ediet v. 6ten Mai 1772. über Caſ— 
ſenbillets Ediet. v. 1. Jul. 1802 von den neuen Caſſenbil— 
lets ſ. a. in Haubold a. a. O. not. o. Pr. LR. Th. 
1. tit. 15. F. 47. Oeſterr. GB. §. 371. Bayer. 
Verordn. v. 17. Aug. 1813 u. 12. Maͤrz 1817. Heſ⸗ 
ſiſches Geſetz von 18. Dec. 1823. Frankfurter 
Verordn. v. 8. Juli 1817. Hanndͤverſche Ver: 
ordn. v. 20. Jan. 1826. §. 2. Geſetzſammlung f. d J. 
1826. Abth. 1. S. 11. | 
x) Dieſer ſchließt die Vindication vorzüglich deßhalb aus, weil der alt 
germaniſche Rechtsgrundſatz anwendbar fey: Hand muß Hand wahren; 
in Gemaͤßbeit deſſelben iſt er aber zu einem Irrthume verleitet. Da 
naͤmlich geſtohlene und geraubte Sachen nicht unter dieſen Grundſatz zu 
bringen find, fo nimmt er an, daß auch ſolches in Ruͤckſicht der Pa— 
piere au porteur gelten muͤſſe, welches unrichtig if, Souhay im Ar: 
chiv d. civ. Praxis Bd. 10. not. v. S. 150. f 
Mehrere dagegen find der Meinung, daß die Vin: 
dieation ſtatt finde. Sie ſtuͤtzen ſich auf das roͤmiſche Recht, 
nach welchem 1) die Vindication ſogar bei gemuͤnztem Gel⸗ 
de, und mit noch weit größerer Beguͤnſtigung bei geraub: 
ten und geſtohlenen Sachen geſtattet fey; °) 2) auch Ur: 
kunden vindicirt, oder von dem dritten Beſitzer mit der 
aclione ad exhibendum abgefordert werden koͤnnen, !) die⸗ 
ſes koͤnne auch auf Schuldſcheine angewandt werden, da 
ſie als koͤrperliche Sachen zu betrachten ſind. . 
s) L. 8. C. depos. L. I- 5. 2. L. 14. D. de reb. cred. 
t) L. 3. D. test, quemad. aperiant. L. 3. $. 2. C. D. de tab. exbib. 


Dieſer Meinung ſind: Geiger u. Gluͤck, (Rechts⸗ 
faͤlle B. 3. n. 38.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Mit Recht hat aber ſchon Goͤnner dieſe Meinung 
verworfen, weil die Beſtimmungen des roͤmiſchen Rechts 
uͤber Vindication des Geldes und geſtohlner Sachen dar— 
um nicht auf die Urkunden au porteur angewandt werden 
koͤnnen, weil hier nicht die Urkunde als Förperliche Sache, 
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ſondern das Fordetungsrecht ſelbſt Gegenſtand der Vindi⸗ 
cation ſey. 


§. 264. (M. F. 189 a. not. 6.) 
Die Mortification der Urkunde au porteur iſt nicht ganz uns 
zuläffig. | 


Wenn gleich die auf jeden Inhaber lautenden Urkunden 
als conventionelles Papiergeld zu betrachten, ($. 260.) fo 
find fie doch kein Papiergeld, noch auch wie gemuͤnztes Geld 
anzuſehen, bei deſſen Verluſt freilich keine Amortiſation ſtatt 
hat. Die Urkunden ſelbſt ſind aber doch von der Art, daß 
ſie ſich von andern unterſcheiden laſſen durch Ramen, durch 
den Tag und Ort der Ausſtellung, Unterſchrift u. ſ. w., 
daher denn unter gewiſſen Vorausſetzungen die 
Amortiſation ſtatt hat, welche der Regel nach, und zwar 
darum, unzulaͤſſig iſt, weil 

1) das Forderungsrecht mit der Urkunde ſelbſt in ge— 
nauer Verbindung ſteht, ſonach durch den Verluſt der Ur— 
kunde auch das Forderungsrecht aufgehoben wird, und die 
Amortiſation ohne Wirkung infofern ift, daß wenn die Kaſ— 
ſe oder der Ausſteller den Betrag bezahlt hat, ohne von 
der Amortifirung etwas erfahren zu haben, nicht ; zum Scha— 
denerſatz verbunden iſt. 

2) Eine Provocation derjenigen, welche an der Forde— 
rung einen Anſpruch haben, iſt deßhalb unzulaͤſſig, weil 
mit der Urkunde das Forderungsrecht ſelbſt beſeſſen wird, 
und die Provocation gegen den Beſitzer nicht ſtatt findet, 
eben deßwegen alſo eine oͤffentliche praͤjudicielle Auffor— 
derung, wie bei den auf einen bekannten Glaͤubiger lauten— 
den Urkunden, welche dann das Amortiſations-Erkenntniß 
als Purification des angedrohten Rechtsnachtheils zur Folge 
hatte, nicht für zuläffig geachtet werden koͤnne. 

\ Hierzu kommt noch 3) der erhebliche politifche Grund: 
daß mit der Menge und Verbreitung der Staatspapiere au 
porteur und deren ſchneller Circulation im Welthandel, 
eine Amortiſation derſelben aus den Gruͤnden und unter den 
Bedingungen, wie ſie bei den auf benaunte Glaͤubiger 
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lautenden Urkunden ſtatt findet, ſchlechterdings unverein— 
bar iſt. | 

500 laͤßt ſich hier analogiſch dasjenige zur Anwen— 
dung bringen, was die Civilgeſetze in Ruͤckſicht der To— 
deserklärung gegen Verſchollene und deren 
rechtliche Folgen beſtimmen. 

Zuerſt hat derjenige, welcher eine ſolche Urkunde ver— 
liert, dem Schuldner (Bankdirektionen, Lotteriedirektionen 
u. ſ. w.) davon Nachricht zu ertheilen, und dann bei der 
competenten Behoͤrde um Amortiſation nachzuſuchen. Es 
wird erfordert, daß er 

1) beſcheinige, a) Eigenthuͤmer zu ſeyn, daß er ſich 
im Beſitz der Urkunde zu der Zeit befunden, als der Verluſt 
oder die Vernichtung erfolgte. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß die Urkunde genau bezeichnet werde. Zu den Beweis— 
mitteln konnen Handelsbuͤcher, Scheine über Depoſition 
oder Verpfaͤndung, Abrechnungen, Zeugen und ſo weiter 
gebraucht werden. Die Erhebung der Zinſen iſt nicht al- 
lein hinreichend, weil Zinscoupons au porteur lauten und 
ſehr oft ſtatt Zahlung oder Anweiſung einem Andern uͤber— 
geben werden; doch ſind ſie im Allgemeinen wohl zu gebrau— 
chen. b) Da der Grund der Amortiſation die wahrſcheinliche 
Vernichtung oder der Verluſt der Urkunde iſt, ſo muß auch 
dieſe erwieſen werden. Hierbei iſt dem richterlichen Ermeſ— 
ſen vieles zu uͤberlaſſen. In gewiſſen Faͤllen kann auch der 
Manifeftationseid gefordert werden. c) Um die Urkunde 
als verſchollen zu betrachten, iſt es nothwendig, daß eine 
gewiſſe Zeit abgelaufen ſey, wo ſolche vermißt worden. Bei 
verzinslichen Papieren iſt eine Zeit von drei Jahren hinrei— 
chend, in welchen keine Anmeldung wegen Erhebung der 
Zinſen erfolgte, bei unverzinslichen kann kein beſtimmter 
Zeitraum angenommen werden; bei botterielooſen faͤngt die 
Zeit da an, wo die Ziehung geſchehen iſt. 

2) Nach dieſen Vorausſetzungen kann die Ediktalla— 
dung erfolgen, und alle diejenigen aufgefordert werden, wel— 
che an der Urkunde oder an der ſie betreffenden Forderung 
irgend ein Recht haben, ſich in einer praͤkluſiviſchen Friſt zu 
melden. Erfolgt in dieſer Zeit keine Anmeldung, fo kann 
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die Amortiſation geſchehen. Meldet fih jemand, fo muß 
in der Sache weiter verfahren werden. 2 
3) Was die Wirkungen der Amortiſation betrifft, fo 

kann a) der Amortiſation Verlangende gleich nach der erſten 
Anzeige des Verluſtes darauf antragen, daß die Zinſen, wel— 
che eingehen, als ein verzinsliches Kapital angelegt werden; 
die von dieſem fallenden Zinſen koͤnnen ohne weitere Caution 
an ihn verabfolgt werden. b) Iſt das Amortiſationser— 
kenntniß in Rechtskraft uͤbergegangen, ſo wird der Impe— 
trant als redlicher Beſitzer angeſehen; daher ſind demſelben 
die von der Forderung verfallenen und kuͤnftig verfallenden 
Zinſen ohne Caution auszuhaͤndigen, anſtatt der verlorenen 
Urkunde eine neue anzufertigen, oder das heimgezahlte Ka— 
pital weiter verzinslich anzulegen, jedoch die neue Urkunde 
in gerichtliche Verwahrung ſo lange zu nehmen, bis die 
Verjaͤhrungszeit ganz abgelaufen ift: nach Ablauf derſelben 
findet gegen den, gegen welchen das Amertiſationserkennt— 
niß bewirkt worden, kein weiterer Anſpruch ſtatt. 

Dieſer Meinung find: Kluͤgel, (Progr. 2. de or- 
dine litis in causa omissarum cautionum publicarum in 
Saxonia datarum, earumque anonymarum Vit. 1793.) 
von Gönner, (über Staatsſchulden F. 73 — 78. 
Ebend. Entwurf uͤber das gerichtliche Verf. in buͤrger— 
lichen Rechtsſachen. B. 1. K. 5. F. 18. Ebend. Motive 
B. 2. S. 255.) Eichhorn, (Einl. S. 514.) v. Buͤ⸗ 
low, (Abh. uͤber einzelne Materien des buͤrgerl. Rechts 
B. 1. not. 17.) Bender, (a. a. O. S. 18 — 24.) 
Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. Pr. GOrd. Th. 1. 
tit. 51. §. 120 — 140, ſ. a. Frankf. Rathsverord. 
v. 8. Juli 1817. doch nur bei totalem Untergang. Der 
entgegengeſetzten Meinung ſind: v. Kerstorf luͤber 
die Schutzmittel des Eigenthuͤmers an Papieren au porteur 
Wuͤrzb. 1828. S. 96.) ſ. a. bai. Verord. v. 17ten 
Aug. 1813. wo es heißt: daß — bei verlornen oder dem 
Eigenthuͤmer entwendeten oͤffentlichen Fondsobligationen, 
welche auf jeden Inhaber lauten, Amortiſationsgeſuche 
nicht ſtatt haben. ſ. a. v. Speckner uͤber die oͤffentl. 
Civilpräjudizialladung von unbekannten Betheiligten außer 
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dem Concurs. München 1812. Ribler ‚ über die Edictal⸗ 
citationen. 1817. v. Berg, juriſtiſche Beobachtungen und 
Rechtsfaͤlle 4. not. 4. 


9. 265. (M. b. 190.) 


Der Zinsfuß von Fuͤnf vom Hundert kann als erlaubt und re— 
gelmaͤßig angenommen werden, das ſechſte Procent iſt aber nicht 
als Wucher anzuſehen. 


Im Reichsabſchiede von 1654. 5. 174. wird ge- 
ſagt: „anreichend die kuͤnftigen Zins und Intereſſe, ſollen 
von nun an dieſelben, ſie ſeyen aus wiederkaͤuflichen Zinſen, 
oder vorgeſtreckten Anlehen herruͤhrig und verſprochen, je— 
doch nach Anweiſung der Reichsconſtitutionen und weiter 
nicht als fuͤnf pro Cento alle und jede Jahre in vergliche— 
nen Terminen unfehlbar bezahlt, und im Falle des Saum— 
ſals auf bloße Vorzeigung der Obligation per paratam exe- 
cutionem wider den Schuldigen verfahren werden.“ 

Daß dieſes Geſetz keine immerwaͤhrende und allgemei— 
ne Beſtimmung enthaͤlt, ſondern blos eine zeitige, ergiebt 
ſich aus dem Zuſammenhange: denn in $. 170. d. R A. 
heißt es: „Nachdem auch in dem Friedensſchluß 5. De in- 
daganda (in pac. os nab. art. 8. F. 5.) verſehn, daß 
bei gegenwaͤrtigem Reichstag auf billige Wege und Mittel 
gedacht werden ſollte, wie denjenigen Schuldnern, welche 
durch allzugroße Aufſchwellung der Zinſen und Intereſſen 
ins Verderben kommen, dergeſtalt geholfen wuͤrde, damit 
aus den, zwiſchen ihnen und den Glaͤubigern eingekommenen 
Klagen und Streitigkeiten nicht neue gefaͤhrliche Unruhen 
und Weiterungen im Reiche entſtehen moͤchten. 

Hieraus ergiebt ſich, daß jene Anordnungen zunaͤchſt 
nur auf eine Erleichterung der im dreißigjaͤhrigen Kriege ver— 
armten Schuldner gerichtet waren. : 

Es ermangelt daher in der That an einer reichsgeſetz— 
lichen Beſtimmung, welche das Darlehn mit verſprochenen 
Zinſen fuͤr erlaubt erklaͤrt und den Zinsſatz auf fuͤnf Pro— 
cente beſtimmt, wie von Mehreren, als: Meiern, (Ge— 
danken uͤber die Rechtmaͤßigkeit des ſechſten Zinsthalers. 
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Hannover 1732.) Hufeland, (Beiträge zur Berichti— 
gung u. Erweiterung der poſ. RW. St. 1. not. 2.) Danz, 
Handbuch des deut. Privatr. B. 2. §. 204.) Thibaut, 
(Syſtem d. Privatr. B. 1. $. 282.) behauptet wird; ob— 
gleich Hombergk, (Diss. de usuris in contract. stricti 
iuris sec. recess. 1600. F. 39. Marb. 1736. C. 2.) und 
Gaͤrtner (Refutation gegen die meiernſche Schrift. Fr. 
u. Lpz. 1734.) dagegen mehreres eingewandt haben. Wenn 
gleich dieß iſt, ſo lehrt doch die Geſchichte, daß die hoͤch— 
ſten Reichsgerichte in Sachen der Katholiken und Evange— 
liſchen zinsbare Darlehne fuͤr zulaͤſſig erklaͤrten, und ohne 
Ruͤckſicht des Standes fuͤnf vom Hundert zu nehmen er— 
laubt hielten, ſich auf eine allgemeine Gewohnheit ſtuͤtzend, 
welche dann auch in dem Reichsabſchiede beſtaͤtigt wurde. 

So lange aber noch rechtsgegruͤndete Gewohnheiten 
vorhanden ſind, ſo kann von dem fremden Geſetze kein Ge— 
brauch gemacht werden; ſonach ſind auch die Meinungen der 
Rechtsgelehrten zu verwerfen, von welchen die eine dahin 
geht, daß außer den Faͤllen, wo die deutſchen Reichsgeſetze 
eine immerwaͤhrende Beſtimmung enthalten, naͤmlich fuͤr 
den Kauf jaͤhrlicher Renten und fir die Verzugszinſen aus 
einem Darlehn, es bei dem canoniſchen Recht bleiben muͤſſe, 
welches die Zinſen verbietet, dann die andere: daß weil die 
Reichsgeſetze über ganz andere Gegenftände und nur für 
Zeitumſtaͤnde disponirt haͤtten, das roͤmiſche Recht in die— 
ſer Lehre gemeines Recht ſey, die Meiern und Hufe— 
land vertheidigen. 

Nach den meiſten Particulair-Geſetzen ſind auch die 
Zinſen auf fünf vom H. beſtimmt. Codex Maximil. 
bav. Th. 2. C. 3. F. 21. Abſchied d. b. Staͤnde— 
verſ. von 1825. Beil. 7. Die in einzelnen Theilen des 
Reichs den Juden geſtatteten hoͤhern Zinſen betr. Pr. LR. 
Th. 1. tit. 11. §. 804. wegen Sachſen: Haubold. ſaͤchſ. 
Privatrecht J. 270. wegen Wuͤrtenberg: Weishaar 
wuͤrt. PR. S. 33. Das badiſche Landrecht 3. 
art. 1907. beſtimmt fuͤnf Procent als geſetzlichen, 6 Pro— 
cent als erlaubten Zinsfuß. Brauer, Erl. 3. S. 670. 
Das öfter. GB. b. 994. fünf Procent, Zeiller, jaͤhrl. 
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Beitr. 2. S. 249. Sechs Procent zu nehmen iſt, nach 
den allgemeinen Geſetzen zwar unerlaubt, es kann aber 
nicht als ein ſtrafbarer Wucher angeſehen werden. 
Einige: als Mien, Hufeland, (a. a. O.) Hugo, 
(civ. Mag. 2. Hft. 2. not. 7.) find der Meinung, daß der 
ſechſte Zinsthaler als erlaubt zu betrachten ſey, weil ihn 
1) das roͤmiſche Recht zulaͤßt; Y die Reichsgeſetze, wel— 
che nur 5 Procent geſtatten, vor dem juͤngſten Reichs— 
abſchiede entweder blos von ſogenannten wiederkaͤuflichen 
oder nur vom interesse merae, nicht aber von vertragsmaͤß⸗ 
ßigen Zinſen beim Darlehn überhaupt redeten; 3) der neue= 
ſte Reichsabſchied aber in gedachter Stelle nur als Zeitge— 
ſetz den Schuldnern, welche durch den 30jaͤhrigen Krieg zu— 
ruͤckgekommen waͤren, zu Statten kommen ſollte. Allein 
aus beſſern Gruͤnden wird das Gegentheil angenommen, 
von Schmidt, (öffentl Rechtsſpruͤche not. 47. S. 303.) 
von Gerſtlacher, (Handb. d. deut. Reichsgeſetze B. 10. 
p. 28119.) Weber, (über nat, Verbindl. S. 252.) indem 
ſchon in den aͤltern Reichsgeſetzen, namentlich in der Po— 
lizeiordnung v. 1448. 1530. und 1577. die Zinſen 
über 5 Procent für wucherlich erklaͤrt und verboten gewe— 
ſen, und der neueſte Reichsabſchied fuͤr eine Beſtaͤtigung 
dieſer vorhin ſchon beſtandenen und fuͤr bekannt angenom⸗ 
menen Generalregel anzuſehen ſey. 

Wenn nun gleich ſechs Procente zu nehmen unerlaubt 
iſt, ſo kann es nicht als ein ſtrafbarer Zinswucher gehalten 
werden. Der Schuldner kann aber, wenn er das Kapital 

noch nicht bezahlt hat, das was an Zinſen zu viel bezahlt 
worden, in Abrechnung bringen, ſollte er es aber nebſt den 
Zinſen vollſtaͤndig bezahlt haben, fo würde er das, was er 
an Zinſen zu viel gezahlt hat, condictione indebiti zuruͤck— 
fordern koͤnnen. Obgleich Cramer (in obser. T. 4. 
1005.) u. Struben (rechtl. Bedenken Th. 3. not. 133.) 
von Zu Rhein und Sartorius, (Sammlung merk— 
wuͤrdiger Rechtsfaͤlle Baierns. B. 1. Erlang. 1830. not. 8. 
die Klagbarkeit des ſechſten Zinsthalers betreffend) das Ge— 
gentheil annehmen, weil 1) die Bezahlung des verſproche— 
nen ſechſten Zinsthalers eine natuͤrliche Schuld ſey, 2) der 
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Reichsabſchied von 1654. §. 174. ausdruͤcklich beſtimme: 
was an Kapital oder Zinſen allſchon bezahlt iſt, dero wegen 
keine Zuruͤckforderung oder Abkürzung ſtatt haben ſoll; fo 
iſt doch jene Meinung, welche Wernher, (obs. for. T. 1. 
P. 5. obs. 201. Tom. 2. P. 8. obs. 430. Tom. 3. P. 3. 
obs. 4. not. 35.) Leyſer, (med. ad P. Vol. 4. Sp. 245. 
med. 9.) Walch, (Introd. in controv. i. civil. p. 673.) 
Cramer, (observ. iur. univers. T. 1. obs. 100. T. 4. 
obs. 1005.) Quiſtorp, (Beitr. n. 25. S. 400.) 
Schmidt, (Rechtsf. 2 Abh. not. 47.) Klein, (merkw— 
Rechtsſpruͤche d. halliſchen Juriſtenfacultaͤt B. 4. not. 13.) 
Gluͤck, (PCom. Th. 21. S. 106.) und Eichhorn 
(Einl. zum d. PR. §. 109. S. 110.) vertheidigen die rich» 
tigere: denn 1) laͤßt ſich nicht annehmen, daß die Bezahlung 
des verſprochenen ſechſten Zinsthaler eine natuͤrliche Schuld 
ſey, indem die natuͤrliche Verbindlichkeit, ſo aus einem 
Vertrage entſpringt, keine abſolute, ſondern eine hypotheti— 
ſche Verbindlichkeit iſt. Geſetzt aber auch, daß eine natuͤr— 
liche Verbindlichkeit dadurch bewirkt wuͤrde, ſo iſt ſelbige je— 
doch eben deßwegen, weil die buͤrgerlichen Geſetze wegen der 
bezahlten unmaͤßigen Zinſen ausdruͤcklich die condictio in- 
debiti bewilligen, als eine durch ſelbige reprobirte na— 
tuͤrliche Billigkeit anzuſehen. Y) Der Reichsabſchied iſt von 
den damals bereits bezahlten Zinſen zu verſtehen, indem 
man wegen einer Colliſion bei den damaligen verwirrten 
Zeitumſtaͤnden, fo der 30jaͤhrige Krieg verurſacht hatte, 
neue Prozeſſe der ſchon bezahlten Zinſen halber zu geſtat— 
ten, fuͤr bedenklich hielt. 


i $. 266. (M. $. 190. not. 4.) 
Die Beſtimmungen des roͤmiſchen Rechts über usurae alterum 
tantum iſt annoch anwendbar. 

Nach der L. 10. C. de usuris können nur aufgelaufene 
und ruͤckſtaͤndige Zinſen gefordert werden, die die Quantitaͤt 
des Hauptſtammes nicht uͤberſchreiten; fuͤr die Zinſen aber, die 
in den beſtimmten Terminen alle Jahre entrichtet ſind, iſt kein 
geſetzliches Verbot vorhanden, indem die Novelle 121. nach 
welcher auch dann, wenn die abgetragenen Zinſen die Quan— 
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titaͤt des Kapitals uͤberſteigen, nicht gefordert werden Fon: 
nen, darum keine Anwendung findet, weil fie ungloſſirt iſt. 

Daß dieſe Beſtimmungen annoch Anwendung finden, 
iſt darum unbedenklich, weil 

1) die Abſicht der auf den Zinsfuß bezuͤglichen Reichs— 

geſetzgebung, die uͤbrigen roͤmiſchen Grundſaͤtze uͤber die 
Zinſen zu verdraͤngen, nicht nachzuweiſen iſt. Es laͤßt ſich 
nicht annehmen, daß das roͤmiſche Recht in dieſer Lehre 
durch das canoniſche Recht, welches jede Klage auf Zinſen 
fuͤr ſchlechthin unzulaͤſſig erklärt, aufgehoben ſey, wie 
Thibaut (in d. civiliſt. Verſuchen 7. Abh. S. 120.) an⸗ 
nimmt: indem ſich viele Beiſpiele von Zinſen, die ununter— 
brochen im Mittelalter unter allen Staͤnden genommen wor— 
den ſind, vorfinden, welche alſo ein allgemein anerkanntes 
Verbot derſelben ganz unmöglich machen. (Danz, Hand— 
buch des deut. Privatr. Th. 2. S. 287.) 

2) Die deutſchen Reichsgeſetze enthalten keine Beſtim— 
mung uͤber dieſen Fall, auch laͤßt ſich nicht aus dem Gei— 
ſte derſelben entnehmen, daß die Zinſen ohne Unterſchied 
uͤber die Hoͤhe des Kapitals laufen koͤnnen, ſie moͤgen ſchon 
bezahlt, oder noch ruͤckſtaͤndig ſeyn. Denn wie ſchon be— 
merkt, iſt der Reichsabſchied, worauf man ſich bezieht, nicht 
als eine Norm zu betrachten, welche uͤberhaupt gelten ſoll, 
ſondern nur als eine temporaire Beſtimmung. 

3) Die Entſcheidungen des Reichskammergerichts u) 
und anderer Gerichtshoͤfe ) machen kein gemeines Recht 
in Deutſchland aus. . 

u) Cramer, observ. iur. univ. T. 1. obs. 102. Lauterbach, Colleg. 
theor. pract. pr. Pand. de usuris $. 26. in fin. 

v) z. B. Entſcheidung der Juriſten-Facultaͤt zu Erlangen v. 1746 in 
Erl. gelehr. Anz. J. 1746. not. 4. 

4) Iſt die Beſchraͤnkung der Zinſen nicht fo vernunft— 
widrig, wie angenommen wird; man muͤßte denn alle Vor— 
ſchriften, die ſich in odio usurarum gründen, als an ſich 
ungültig verwerfen. Bu 

Neuere Geſetze haben dafuͤr geſorgt, daß die Ans 
ſchwellung der Zinſen nicht leicht ſtatt haben kann. So 
beſtimmt unter Andern das Pr. LR. Th. 1. tit. 11. §. 849. 
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Wer die gerichtliche Einklagung ruͤckſtaͤndig verbleibender 
Zinſen laͤnger als zehn Jahre verabſaͤumt, der kann einen 
uͤber zehn Jahre hinausgehenden Ruͤckſtand nicht ferner ver— 
langen. Der angefuͤhrten Meinung ſind: Weber, (Ver— 
ſuche uͤber das Civilrecht St. 1. §. 14. S. 48. und in der 
Note z. Hoͤpfner Com. 967. not. 7. S. 1007.) Da⸗ 
below, (Handbuch d. h. g. r. d. Privatrecht Th. 1. F. 92, 
not. i.) Hofacker, (Princip. iur. civil. T. 3. $ 1838.) 
Hufeland, (Lehrbuch d. Civilrechts B. 1. $, 359.) 
Banſa, (D. de usuris ultra alterum tantum. Gött. 1780.) 
§. 21.) Thibaut, (Syſtem d. Privatr. B. 1. H. 284.) 
Schweppe, (römifches Privatrecht $. 197.) Hofacker, 
(Jahrbuͤcher der Geſetzgebung in Wuͤrtemberg B. 1. not. 
13.) Mittermaier, (a. a. O.) Zachariaͤ, (Quaest. 
for. T. 4. c. 47.) bemerkt, daß nach ſaͤchſ. Recht die Zin- 
fen, wenn ſie alljaͤhrig bezahlt worden, dennoch gefordert 
werden koͤnnen, wenn die Summe der Gezahlten die Groͤße 
des Kapitals uͤberſteigt; wenn fie aber ruͤckſtaͤndig geblieben, 
fo konnten die, welche die Große des Kapitals uͤberſteigen, 
nicht gefordert werden, es ſey denn, daß der Glaͤubiger den 
Schuldner, ehe dieſe Ueberſteigung erfolgt, gerichtlich inter— 
pellirt habe. | 

Das Gegentheil nehmen an: Ludewig, (Differ. 
iur. rom. et germ. de usuris praecipue ultra alterum tan- 
tum. Differ. 11.) Pufendorf, (obser. iur. univ. T. 1. 
obs. 14. $. 3.) Cramer, (obser. iur. univ. T. 1. obs. 23. 
obs, 102. obs. 256. $. 3.) Schneidt, (Diss. sit. spec. 
arıth. sublim. et polit. ad materiam de usuris |. 33.) 
Langsdorff, (Abh. von den usuris ultra alter. tantum 
und deren Rechtmäßigkeit in dem Reiche. $. 30.) Muͤl⸗ 
ler, (observ. pract. ad Leyser. Tom. 3. fasc. 1. obs. 442.) 
Höpfner, (Comment. üb. die Heinecciſchen Inſt. $. 967.) 
v. Gluͤck (P. Comm. Th. 4. $. 1134.) ö 


$. 267. 
Bei Muͤnzveraͤnderungen iſt bei Beſtimmung desjenigen, was der 
Schuldner zu bezahlen hat, es mag nun blos der aͤußere Werth 
der Münze oder ihr innerer Gehalt (Schroot und Korn) vers 
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andert worden ſeyn, auf die Zeit des eingegangenen e 
Ruͤckſicht zu nehmen. 

1) Der Anfang eines Rechtsgeſchaͤfts iſt der richtigſte 
Geſichtspunkt zu deſſen Beurtheilung. L. 144 de reg. iur. 
L. 80 pr. de solutione. 

2) Das Weſen des Darlehns beſteht darin, daß der 
Schuldner die ihm dargeliehene Sache in derſelben Gattung 
und Art, wie auch Qualitat und Quantität, wie er ſolche 
empfangen, reſtituiren muß. In der L. 3. D. de reb. 
credit. heißt es: cum quid mutuum dederimus, et si non 
curaverimus, ut aeque bonum nobis redderetur, non licet 
debitori deteriorem rem, quae ex eodem genere sit, red- 
dere, veluti vinum novum pro vetere; nam in contra- 
hendo quod agitur, pro cauto habendum est; id autem 
agi e ut eiusdem generis et eadem bonitate 
10 qua datum sit. Hiermit ſtimmt auch das c. 20. 
und 26. X. de censib. uͤberein, wonach Geldzehnten be— 
ſtaͤndig in derjenigen Muͤnze, worin ſie vom Anfang an ge— 
geben wurden, bezahlt werden ſollen, und daß bei erfolg— 
ter Muͤnzveraͤnderung ebenfalls auf den Anfang der Ver— 
bindlichkeit lediglich Ruͤckſicht zu nehmen ſey. 

38) Der zufällige nicht vorauszuſehende Umſtand einer 
Muͤnzveraͤnderung kann weder nach der Contrahenten 
Abſicht, noch nach der Natur der Sache die Art der Ver⸗ 
bindlichkeit veraͤndern; bieraus folgt, daß wenn ſich der 
innere Werth der Muͤnze geaͤndert hat, der Schuldner, der 
in ſchlechtem Gelde bezahlt, dasjenige erſetzen muß, was 
der Muͤnze an ihrem innern Gehalte fehlt: dahingegen er, 
wenn er in beſſerer Muͤnze das Kapital abtraͤgt, ſo viel ab⸗ 
ziehen darf, als die Muͤnze beſſer geworden iſt. Iſt die 
Muͤnze ihrem innern Gehalte nach die naͤmliche geblieben, 
und hat ſich blos der aͤußere Werth geaͤndert, ſo muͤſſen 
der obigen Regel zu Folge die Geldſorten nach eben dem 
Werthe, den fie zur Zeit des geſchloſſenen Contracts ge» 
habt haben, wiederum zuruͤckgegeben werden, und es kann 
ſonach weder das Fallen des Geldes im aͤußern Werthe den 
Schuldner zum Nachſchuſſe verbinden, noch auch deſſen 
Steigen ihn zu einem ne berechtigen. 
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4) Wenn gleich die Muͤnzveraͤnderung Einfluß auf 
den Preis der Dinge hat, ſo hat ſie doch ſolchen nicht auf 
das Verhaͤltniß des Glaͤubigers und Schuldners. Der 
Entlehner iſt wirklicher Eigenthuͤmer des empfangenen Gel— 
des geworden, und es iſt alſo der Billigkeit gemäß, daß er 
Gewinn und Verluſt trage, auch ſelbſt bei einer Muͤnzver— 
aͤnderung und dieß um ſo mehr, da ſeine Verbindlichkeit 
zur Heimzahlung an und fuͤr ſich ſelbſt mit dem Augenblick 
des vollzogenen Darlehns⸗Contraets begtuͤndet, und nur 
die Erfüllung derſelben bis zum Zeitpunet der wirklich zu 
leiſtenden Zahlung aufgeſchoben wurde. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Gail, (Obs. Lib. II. Obs. 
93.) Heigius, (ad Inst. quib. mod. re contr. oblig.) 
Zangen, (de exceptionibus P. III. ß. 1. n. 173.) Bes 
ſoldus, (consult. P. I. c. 62. 63. Ebend. recapitula- 
tiones monetalium quaestionum, quatuor responsis com- 
prehensarum. Frankf. 1624.) Dinner, (de monetae 
mutatione quoad solutionem. Norimb. 1622.) Leuber, 
(Tract. von den Münzen. Halle 1624.) Carpzov, (iu- 
rispr. for. P. II. o. 28. Def. 5. Resp. L. VI. resp. 50.) 
Leyſer, (Medit. sp. 529. med. 15. 16.) Pufendorf, 
(observ. iur. univers. T. 1. obs. 93.) Wernher, (Dis- 
cursus de mutatione monetae eiusque solutione. Erf. 1724. 
Schuͤtten, (Diss. de eo, quod iustum est, circa re- 
slitutionem mutui, mutata bonitate monetae. Erf. 1758.) 
Schorde, (de eo, quod iustum est in reddendo mutuo 
in casu, si monetae mutalio medio tempore facta est. Erl. 
1761.) Schmidt, (ausführliche Abh. der ſtreitigen ra; 
ge: in was fuͤr Muͤnzſorten iſt eine Geldſchuld abzutragen? 
Jena 1763.) Seger, (Diss. de mutuo valore monetae 
in solutionibus aestimandis. Lpz. 1763.) Gatzert, (de 
mutuo numerario post pecuniae mutationem prodromo. 
Goett. 1764.) v. Böhmer, (de solutione debiti pecu- 
niarii mutata monetae bonitate ex tempore natae obliga- 
tionis aestimanda.) Baumhaver, (in den neuen juriſt. 
Gedanken uber das Recht bei der Wiederbezahlung der 
Kapitalien bei der Veränderung des Muͤnzfußes. Hannov. 
1767.) Schmidt, (in den recht. Entſcheidungen, wos 
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durch zugleich ſ. Abh. von den Muͤnzſorten erläutert wird. 
Jena 1766.) Walch, ( Intr. in contror. iur. civil. p. 513.) 
Meiſter, (prakt. Bemerkungen Bd. 1. Goͤtt. 1797. n. 19. 
21.) Gaͤrtner, (Abh. wegen Schulden in alter Batzen 
Waͤhrung. Marb. 1783.) Green, (Pr. de aestimatio- 
ne monetae diversi valoris. Lips. 1786.) Hofacker, 
Ser iur. civil. rom — germ. Tom. III, P. 1. f. 1871,) 
anz, (Handb. d. deutſch. PR. §. 207) Haubold, 
(Lehrb. d. Saͤchſ. Privatrechts §. 273.) Runde, deutſch. 
PR. §. 207.) Böhmer, (Rechtsfaͤlle Bd. 1. n. 73.) 
Schrader, (resp. Fels, Diss. quid debito pecuniario 
contracto praes. mutationibus circa pecuniam interim fa- 
ctis solvendum sit? Tub. 1814.) Pfeiffer, (practiſche 
Ausfuͤhrungen. B. 1. n. 7.) 

Dagegen behaupten Andere als: Surdus, (Ca- 
saleus. Vol. III. cons. 335. n. 8.) Stuck, (consilia P. I. 
cons. 17.) Huber, (praelectiones ad Inst. tit. q. m. 
re cont.) Voet, (Com. ad Dig. L. XII. t. 1. n. 24.) 
Coceeji, (ius controv. L. 46. T. 3. q. 5.) Kaͤſtner, 
(de restitutione mut. mutat. pecuniae valore.) Freſe⸗ 
nius, Meditationen f. Rechtsgelehrte S- 42. 58.) daß 
auf den Werth der Muͤnzſorten Ruͤckſicht zu nehmen, wel⸗ 
chen fie zur Zeit der Abtragung oder Zahlung des Dar— 
lehns gehabt haben; ſ. a. das Pr. LR. Th. 1. tit. IX. 
F. 787. Die Gruͤnde find: 

1) weil das Geld in einem blos eingebildeten, will— 
kuͤhrlich angenommenen, und gewiſſen Metallſtuͤcken beigeleg= 
ten Werthe beſtehe und daher deſſen Guͤte vollig relativ ſey 
und von den jedesmaligen Umſtaͤnden abhaͤnge, fo konne es 
auch ſeiner Natur und der ſich darauf nothwendig beziehenden 
Abſicht der Partheien nach auch im Darlehn nicht anders 
betrachtet werden, woraus ſich dann ergebe, daß, wenn 
man den Werth nicht nach der Zahlungszeit beſtimmte, der 
Glaͤubiger nie dasjenige, was er gegeben, ſondern bald zu 
viel, bald zu wenig wieder erhalten wuͤrde: indem jener ein— 
gebildete Werth der eigentliche Gegenſtand eines Darlehns 
ſey, und alſo dieſer die Zahl der zu erſtattenden Geldſtuͤcke 
nach ihrem jetzigen Cours beſtimmen muͤſſe, keinesweges 
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aber von dieſem Cours die geliehene Quantitat abhängen, 
und auf irgend eine Art dadurch vermehrt oder vermindert 
werden duͤrfe. 

2) Riemand koͤnne ſich mit dem Schaden Anderer be— 


reichern, oder durch ſeine Schuld veranlaſſen, welches doch 


geſchehen wuͤrde, wenn der Schuldner die Muͤnzſorten eben 
ſo rechne, wie er ſie vom Glaͤubiger erhalten habe. Denn 
ſetze man den Fall einer Verminderung im aͤußern Werthe 
des Geldes, ſo bereichere ſich der Schuldner, welcher die 
Muͤnzſorten ſeinem Glaͤubiger eben ſo hoch anrechnet, wie 


viel ſie zur Contractszeit gegolten haben, mit deſſen Scha— 


den ganz offenbar, da er ihm eine geringere Summe wieder— 

gebe, als er bekommen habe. Umgekehrt, wenn das Geld 

im Werthe geſtiegen fen, fo werde der Schuldner an feinen“ 
Rechten gekraͤnkt, weil er mehr bezahlen muͤſſe, als er be= 

kommen habe, wenn er die erhöhte Muͤnzſorte doch nur in 

dem niedrigen Werthe, worin er ſie erhalten, wiedergeben 

muͤſſe. 

3) Der Zweck der Contrahenten ſey dahin gerichtet, 
daß der Glaͤubiger eine Zeit lang den Gebrauch des Geldes 
entbehre, ihm aber weiter kein Schade aus dem Darlehn 
erwachſe. Dieß wuͤrde aber offenbar geſchehen, wenn man 
auf die Zeit der Eingehung des Contracts Ruͤckſicht nehmen 
wollte. Haͤtte der Glaͤubiger zur Zeit der bevorſtehenden 
Muͤnzveraͤnderung das Geld in Händen gehabt, (fo würde 
er noch Gelegenheit gehabt haben, ſolches im hohen Werth 
unterzubringen, hieran ſey er aber durch den Schuldner vers 
hindert worden, folglich ſey dieſer verpflichtet, ihm den ver— 
urſachten Schaden zu erſetzen. 

4) Sey es nach einer allgemeinen Reichsobſervanz 
jederzeit ſo gehalten worden. 

Allein alle dieſe Gruͤnde ſind von geringer Bedeutung. 

Denn was den erſten betrifft, ſo kann der eingebil— 
dete und relative Werth des Geldes, der in den L. 1. D. 
de contrah. emt. ſehr richtig bezeichnet wird, bei einer ein— 
mal angenommenen beſtimmten Gattung von Gelde nicht 
in Betracht kommen, weil hierbei blos auf den innern all— 

gemein 
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gemein anerkannten Werth zu ſehen iſt. Dieſe innere Guͤte 
des Geldes beſtimmt den Werth aller anderen Dinge, vor— 
zuͤglich wenn man ſich mehrere Voͤlker in Handelsverbindung 
denkt. 

Was den zweiten angefuͤhrten Grund betrifft, ſo 
iſt, abgeſehen davon, daß die bloße Berechnung eines un— 
gewiſſen und zufälligen Schadens oder Gewinns in Ent— 
ſcheidung der Rechtsſtreitigkeiten ſehr geringen Einfluß hat, 
geradezu in Abrede zu ſtellen, daß durch die bloße Abaͤnde— 
rung des aͤußerlichen Gehalts der Muͤnzſorten ein Unter⸗ 
ſchied in dem Vermoͤgenszuſtande des Schuldners in der 
Art bewirkt werden, daß um Unbilligkeit zu vermeiden, ein 
deshalb zu leiſtender Nachſchuß oder zu geftandener Abzug 
erfordert waͤre. Hierbei kommt ferner noch in Betracht, 
daß das Steigen und Fallen des Geldes in ſeinem aͤußerli— 
chen Werthe gewoͤhnlich mit einer verhaͤltnißmaͤßigen Abaͤn— 
derung des Preiſes inlaͤndiſcher Waaren verbunden iſt, daß 
ferner eine der gewöhnlichſten Veranlaſſungen des veraͤnder— 
ten Werthes der größern Muͤnzſorten, auf den beſſer oder 
ſchlechter ausgeprägten kleinern Sorten beruht, und blos 
aͤußerliche Muͤnzveraͤnderungen auf den großen auswaͤrtigen 
Handel wenig Einfluß haben, da hier das Geld als Waare, 
eben ſo gut wie andere Dinge betrachtet, und nur ſeinem in— 
nern Werthe nachgeſchaͤtzt wird. Hieraus ergiebt ſich, 
daß wenn gleich der Glaͤubiger das aͤußerlich ſchlechter ge— 
wordene Geld in dem hoͤhern Werthe, in dem er es hingege— 
ben hat, wieder nehmen muß, für ihn nicht leicht ein Scha— 
de entſteht, da er mit einer geringen Summe jetzt eben ſo 
viel beſtreiten kann, wie vorher mit einer groͤßern. 

Was den dritten Grund betrifft, ſo ergiebt ſich der 
Ungrund ſchon aus dem Geſagten. Wenn durch Abtra— 
gung des Darlehns alles in den vorigen Zuſtand zuruͤckge— 
fuͤhrt werden ſollte, ſo muͤßte der Glaͤubiger nicht allein we— 
gen des gefallenen Muͤnzpreiſes entſchaͤdigt, ſondern ihm 

auch das Steigen des Geldes zum Vortheil gerechnet wer— 
den. Hieraus wuͤrde aber eine weit groͤßere Unbilligkeit g 
entſtehen, als diejenige iſt, wogegen man ſtreitet. In der 
b 4 
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| Gloſſe z. c. 26. X. de cens. heißt es ganz richtig: si mo- 


neta diminuta fuisset, illam recipere recusaret creditor; 
cum vero minorem accipere nollet, maiorem exigere non 
debet. Mit Recht würde der Schuldner, dem fein Glaͤu— 
biger den zufälligen Vortheil, welcher ihm vielleicht durch 
die verringerte Muͤnze zugefallen iſt, berechnen wollte, da— 
gegen verlangen, daß ihm die Erhoͤhung des Geldes auch 
keinen Nachtheil bringe. 

Was den vierten Grund anbetrifft, ſo iſt ſolcher 
ganz unerfindlich. Nicht nur daß die meiſten Rechtsgelehr— 
ten das Gegentheil annehmen, ſo iſt auch nach dieſem rich— 
tigen Grundſatz bei dem Reichskammergericht entſchieden 
worden, (Gayl Lib. 2. obs. 73.) und er iſt auch in meh— 
reren Landesgeſetzen aufgenommen, unter andern in dem 
braunſch. luͤneb. Münz -Edict v. J. 1690. chur⸗ 
ſächſ. Mandat v. 18ten Juli 1763. wegen Bezahlung 
der waͤhrend der Muͤnzzerruͤttung ausgeſtellten Verſchrei— 
bung, (C. C. A. 1. 1623.) churſachſ. Verordnung 
v. 24ften März 1764. 9. 1. und v. 18ten Aug. 1786. $. 1. 


§. 268. (M. F. 191.) 


Wenn die ſchriftliche Abfaſſung der Vertraͤge geſetzlich beſtimmt 
iſt, fo findet doch, wenn ein ſolcher Vertrag nicht ſchriftlich abs 
geſchloſſen, aber von beiden Theilen erfüllt iſt, kein Rück 
forderungsrecht ſtatt. 


So wie dasjenige, was jemand nach natuͤrlichen, aber 
nicht nach buͤrgerlichen Geſetzen ſchuldig war, in dem Falle, 
wenn er es demohnerachtet bezahlt hat, nicht condictione in- 
debiti zuruͤckfordern kann, (Hert, Diss. de cond. indebiti 
civiliter, debiti naturaliter in opusc. V. 1. P. 3. p. 94.) 
ſo kann auch, wenn der Vertrag, der nach den Geſetzen 
haͤtte ſchriftlich abgefaßt werden muͤſſen, von den Contra— 
henten wirklich erfuͤllt worden, um ſo weniger eine Ruͤckfor— 
derung ſtatt finden, indem anzunehmen iſt, daß beide Con— 
trahenten ſich ihres Rechts begeben haben. Struben, 
(rechtl. Bedenken Th. 4. n. 124.) Schmidt, (Abh. verſ. 
pract. Rechtsmaterien herausgegeben v. Faſelius B. 2. 
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n. 30.) Buͤlow und Hagemann (Eroͤrtr. B. 2. S. 
353.) ſind dieſer 0 . 57555 Bfeite (Commen⸗ 
tar über das pr. 2R. B. 1. S. 602.) 


§. 269. (M. $. 191.) 
In allen n Fällen, wo causae cognitio vorzunehmen und auf ver, 
ſchuldete Weiſe vom Richter unterlaſſen war, haftet derſelbe 
den Parteien. 


1) Es iſt ein wichtiger Unterſchied zwiſchen willkuͤhr⸗ 
licher Beſtaͤtigung eines Contracts und der geſetzlich vorge⸗ 
ſchriebenen obrigkeitlichen Conſenzertheilung, z. B. bei ei⸗ 
ner Rn 

2) Beſteht die pflichtmaͤßige Verwaltung des richter⸗ 
lichen c in Abſicht auf Geſchaͤfte der ſogenannten will— 
kuͤhrlichen Gerichtsbarkeit darin, daß er von Amts wegen 
dafuͤr ſorge, daß nichts, ſo zur Guͤltigkeit des Geſchaͤfts 
gehört, verabſauͤumt werde, er darauf bedacht ſey, das Be: 
ſte der Contrahenten zu beſorgen, Schaden von denſelben 
zu entfernen, und daß das von ihm uͤber das ganze Ge— 
ſchaͤft ausgeſtellte Zeugniß der Wahrheit gemäß ſey. 

3) Bei Beſtaͤtigung der Hypotheken hat der Richter 
insbeſondere zu unterſuchen, ob das verſchriebene Unter— 
pfand dem Gläubiger eine hinlaͤngliche Sicherheit gemähre. 
und folglich, da alles Unterpfandsrecht, als ein geeeſſori— 
ſches Recht, ganz und von ſelbſt hinwegfaͤllt, wenn keine 
rechtliche Vesbindlichkeit zum Grunde liegt, fo hat er feine 
Aufmerkſamkeit vorzuͤglich darauf zu richten, ob auch das 
Hauptgeſchaͤft, zu deſſen Sicherheit die Hypothek beſtellt 
werden ſoll, ſeine voͤllige Richtigkeit habe. (Claproth, 
von freien Gerichtshandlungen S 40.) 

4) Der Conſenz der Obrigkeit wird nicht der bloßen 
Solennitaͤt wegen zur Beſtellung einer Hypothek erfor 
dert, ſondern die ganze Abſicht der Geſetze geht dahin, 
durch die Dazwiſchenkunft der Obrigkeit den verborgenen 
Betruͤgereien vorzubeugen, die bei einem Privatpfand 
recht gar leicht vergehen koͤnnen. Da nun dieſer Abſicht 
nichts mehr Nie ſeyn kann, als wenn logar der oͤffent 


ar . ; 
liche Glaube gemißbraucht werden dürfte, um die Unter— 

nehmungen betruͤgeriſcher Schuldner zum Nachtheil ihrer 
Glaͤubiger zu decken, ſo kann mit Recht die Obrigkeit, die 
hierin ihrer Pflicht nicht nachkommt, zum Erſatz des hier— 
durch verurſachten Schadens rechtlich angehalten werden. 

Hiermit ſtimmen überein: Berlich, (Concl. pract. 
P. II. Concl. 29. not. 76. Böhmer, (Condl. et Decis. 
T. II. P. II. 1254.) J. H. Böhmer, (Diss. de prae- 
rogaliva hypoth. publicar. Cap. II. F. 6. 12.) Schwe⸗ 
der, (Disq. de auctoritate publica ad pignoris s. hypo- 
thecae publicae constitulionem necessaria. |. 21.) v. Cra⸗ 
mer, (Observat. iur. univ. Tom. III. Obs. 822.) J. F. 
Wahl, (Diss. de validitate et eflectu reservationis do 
minii et hypothecae in securitatem residui pretii in re- 
bus immobilibus venditis. Goett. 1753.) K TE (Com- 
ment. de pecunia mutuatitia tuto locanda. C. 8. $. 223.) 
Nettelbladt, (Verſuch einer Anleitung zu 105 gan⸗ 
zen pract. Rechtsgelarh. Thu 1. Hft. 4. Abh. 1. u, 
§. 57.) Exleben, (Princip. de iure pig. et hyp. F. 56.) 
Truͤtſchler, (Anweiſung zur e und foͤrmlichen 
Abfaſſungs rechtl. Aufläße Th. 1. Hauptabth. 3. Hauptſt. 5. 
§. 64.) Weber, (Beitr. zur Lehre von gerichtl. Kla⸗ 
gen und Einreden, 7te Bet. Not. 120. S. 94.) Puch. 
ta, (Handb. der gerichtl. Verf. in nicht ſtreitigen Rechtsſ. 
Th. 1. S. 92 bis 743.) Curtius, (ſaͤchſ. Civilrecht 
Th. 3. S. 214.) (Geiger u. Gluck, Rechtsfaͤlle Th. 
2. n. 22.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Der entgegengeſetzten Meinung ſind: Mevius, 
(Decision. T. II. Part. VII. Decis. 142.) Struben, 
(rechtl. Bedenken. Th. 5. B. 5.) Sieber, (Diss. an ex 
confirmatione hy pothecae iudex ad id, lad interest, te- 
neatur? Goett. 1758.) indem, wie fie behaupten, eine Obrig⸗ 
keit, welche einen Contract beſtaͤtigt, nicht ſchuldig ſey, 
zu unterſuchen, ob auch deſſen Inhalt der Wahrheit ge— 
maͤß ſey, und der Glaͤubiger dadurch hinlaͤngliche Sicher⸗ 
heit erlange, wenn es nicht von ihr begehrt worden iſt. 
Eine Unterſuchung der Richtigkeit und der Umſtaͤnde des 
Anlehns koͤnnte ſonach von ihm als nothwendig um ſo we 
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niger erwartet werden, jemehr ohnehin dasjenige, was ei— 
gentlich zum Contract des Darlehns gehört, unter den Pars 
teien allein berichtigt zu werden pflegt. Mevius ſagt a. 
a. O.: non est enim magistratuum, quoddam debitum, 
omissa a partibus supplere, ideo eius non facti seu recte 
non petiti quaedam culpa sed quod non petit pars, non 
iniuste omittit magistratus, qui officium suum non im- 
pertitur nisi imploratur. 


$. 270. (N. 6. 191. a) 


Wenn das Geſetz die gerichtliche Beſtaͤtigung vorſchreibt, ſo kann, 
wenn der Vertrag außergerichtlich abgeſchloſſen iſt, auf Erfüls 
lung geklagt werden und dem Richter nur ein Caſſations⸗ 
recht zuſtehen. 


Bei der geſetzlich nothwendigen Beſtaͤtigung eines 
Vertrags wird ein unter den Parteien bereits zu Stande 
gekommenes Geſchaͤft vorausgeſetzt, bei welchem die hinzu⸗ 
trende Handlung des Richters, vermoͤge des Urſprungs 
des Inſtituts, bald nur die Wirkung der gerichtlichen Auf— 
laſſung begruͤndet, bald dem Richter die Befugniß ertheilt, 
nach vorhergegangener Unterſuchung der Bedingungen des 
Vertrags die Beſtaͤtigung zu ertheilen oder zu verſagen, 
bald nur dem Geſchaͤft Publieitaͤt zu geben. In dieſen 
Fallen befteht daher, mit der Nothwendigkeit der Beftätis 
gung, ein Klagerecht eines Contrahenten gegen den andern, 
und die angedrohte Strafe der Nichtigkeit unbeſtaͤtigter 
Contracte kann nur auf das Caſſations-Recht des Richters, 
nicht aber auf die bereits vollzogenen Geſchaͤfte bezogen 
werden, wenn nicht die Landesgeſetze gegen ihren wahren 
zu zur Anwendung gebracht werden ſollen. 

Hiermit ſtimmen überein: Kannegießer, (Decis. 
= 1. Dec. 10. n. 2. 3. 4. Struben, (rechtl. Bedenken 
Th. A. n. 124) Wernher, (P. IV. obs. 68. Schmidt, 
(hinterlaſſene Abh. B. 2. n. 30.) Hagemann, (pract. 
a IV, ©. 476, VII. S. 290.) Eichhorn, Einl. 

95% 
Noch den Cod. iud. bav. C. 17. F. f. n. 2. iſt ein 
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außergerichtlicher Vergleich gültig, ohnerachtet das Gefeg 
gerichtliche Errichtung der Vergleiche fordert. 

Nach dem Pr. LR. I. V. $. 174. vergl. I. X. $. 17. 
find Verträge, welche gerichtlich hätten abgeſchloſſen wer— 
den muͤſſen, den blos mündlichen Verträgen gleich zu ach— 
ten, ſonach nicht unguͤltig. 

Andere nehmen das Gegentheil an: als Hom— 
mel, (an creditores rem immobilem a debitore obaerato 
ante concursum creditorum venditam emtorique traditam, 
noD secreta resignatione iudiciali, revocari possent. Lpz. 
1755.); feine Meinung geht dahin, daß in dieſem Falle die 
Creditoren nicht im Namen des Debitors, ſondern jure 
pignoris et proprio die veraͤußerten Güter zuruͤckfordern 
koͤnnen,) und Mittermaier, (a. a. O. u. in Beitr. 1. 
S. 28.), weil in ſolchen Faͤllen das Geſchaͤft nicht als 
perfeet gelte. 

Das Hannoͤverſche Ober Appellations-⸗ 
Gericht hat ſeine fruͤhere Anſicht verlaſſen, und nimmt 
nun unbedingte Nullitaͤt des Vertrags an. Spangen⸗ 
berg in der nenen Ausgabe von Struben 2. S. 121. 
und juriſt. Zeitung fuͤr Hannover 1826. 1. S. 11. 109. 
Wegen Churheſſen ſ. Pfeiffer, pract. Ausführungen. 
Th. 2. n. 13. 


§. 271. (M. $. 193.) 
Die Vermuthung iſt für die arrha confirmatoria. 


Die Daraufgabe, welche auch Handgeld, Gottes- 
pfennig, (welche haͤufig ſoviel als Gaddespfennige bezeichnet, 
abgeleitet von gadden, d. h. ſich vereinigen *) Toppſchil⸗ 
ling, Haftgeld, beſteht in dem, was auf ein Vertrags— 
recht verſprochen oder gegeben worden. Es kann zum Zeis 
chen eines erſt kuͤnftig zu vollziehenden Vertrags (arrha 
pacto imperfecto data), oder zum Zeichen eines bereits 
vollendeten Vertrags (arrha pacto perfecto data) hinzu- 
kommen. Dieſe letztere arrha confirmatoria {ff darum zu 
vermuthen, weil es etwas beſonderes und irregulaires iſt, 
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daß man von einem Vertrage wieder abgehen darf, der zur 
Vollkommenheit gelangt iſt. 
*) Sammlung d. wichtigſten Abhandl. zur Erl. d. vat. Geſ. Bd. 3. 
Heſt 2. S. 431. 
Hiermit ſtimmen überein: Berlich, (Decis, 44.) 
P. Chriftinäus, (vol. III. deces. 70.) Barth, (Dis- 
sensuum in prax. cent. VIII. Diss. 710.) Berger, (re- 
solut. leg. ostantium. Lib. XVIII. tit. 1. 9. 12. p. 299.) 
Vinnius, (ad pr. J. de emt. vend. n. 12.) Schul⸗ 
ting, (ches. controv. dec. 63. th. 1.) Lauterbach, 
(Diss. de arrha $. 67.) Stryck, (Interesse controvers. 
p- 214.) Hommel, (rhapsod. 329.) Thomaſius, 
(Diss. de pactis emtionum. Halae 1702.) Kreitmeier, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 14 G. 1. $. 11. S. 34.) 
Walch, Cintrod. in controv. iur. civil. p. 605.) Hoͤpf⸗ 
ner, (Commentar uͤb. d. Inſt. F. 744.) Danz, (Hand: 
buch d. deutſch. PR. B. 2 $. 187.) |. a. Codex Max. bav. 
Th. 4. C. 1. f. 11. Pr. LR. Th. 1. tit. V. F. 211. An⸗ 
dere nehmen das Gegentheil an: Dimer, (com. iur. 
de arrhis emtionum imperfectarum oppos. Thomasii diss. 
de pactis emtionum. Goett. 1767.) Ley ſer, (sp. 204. 
med. 1.) Bach (Diss. de multa poemt. in emt. vend. 
|. 4. in opusc. p. 390.) 


6. 272. 


Die Kerbhölzer, welche zum Beweiſe des abgeſchloſſenen Vertrags 
gebraucht werden, ſind roͤmiſchen Urſprungs. 


i Ob die Kerbhoͤlzer (bacilli fisci, s. taleae) ſchon 
bei den Roͤmern in Gebrauch waren, iſt beſtritten. Meh⸗ 
rere als: Heineecius, (Syntag. antig. Lib. III. tit. 16. 
g. 1.) und Zacharid, (Diss. de reb. mancipi nec man- 
cipi) nehmen das Gegentheil an. Allein nach der rich: 
tigen, von Schrader, Lrechtsgeſchichtl. Bemerkungen 
n. 4. in Hugo, eivil. Magaz. Bd. 5. n. 7. S. 174) 
angenommenen Meinung ſind ſie in fruͤhern Zeiten den Roͤ⸗ 
mern bekannt geweſen. Der Gebrauch derſelben hat ſich 
zwar, W dem die Schriftſprache ſich mehr verbreitete, 
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unter der höhern Klaſſe der Einwohner verloren, dauerte 
aber unter den Landleuten fort. 

Iſidor, (Etymolog. Lib. V. c. 24. in f.) ſagt 
naͤmlich: dicta autem stipulatio a stipula. Veteres enim 
quando sibi aliquid promittebant stipulam tenentes fran- 
gebant, quam iterum iungentes sponsiones suas agnosce- 
bant. 


Diefe Nachricht hat Iſidor aus einem alten 


Schrriftſteller entlehnt. Die letzten angefuͤhrten Worte 
veranlaſſen, anzunehmen, daß ein Verfahren geſchildert wers 
de, welches mit der jetzt noch vorkommenden Abrechnung 
durch Kerbhoͤlzer Aehnlichkeit hat. Es iſt gar nicht un⸗ 
wahrſcheinlich, daß die Roͤmer, wenn ſie nicht wie bei der 
mancipatio in Gegenwart von Zeugen ihre Vertraͤge ab- 
ſchloſſen, ſich nicht mit dem gegenſeitigen muͤndlichen Ver— 
ſprechen begnuͤgten, ſondern durch bleibende Zeichen ſich 
ihre Verſprechungen verſicherten. Zu der Zeit, wo die 


Schreibekunſt noch nicht im Gebrauch war, konnte dieß auf 


die beſchriebene Art bewirkt werden. a 

Daß nun jene Stelle des Iſidor ſich wirkich auf 
jene Einrichtung bezieht, iſt aus den Worten ſichtbar: 
quam iterum iungentes sponsiones suas agnoscebant; die- 
ſe paſſen auf das beſtimmteſte; jo auch stipulam tenentes 
frangebant; stipula iſt nicht blos ein Grashalm, ſondern 
auch Rohr, worauf wohl zu ſchneiden iſt (sibes, Stab 
eg paſſender ſeyn), frangere, d. i. die Einſchnitte ma⸗ 

en 

Obgleich Iſidor der Einzige iſt, der uns dieſe 
Nachricht mittheilt, ſo kann doch nicht die Richtigkeit der 
Angabe bezweifelt werden, indem es theils bekannt iſt, 
daß über manche antiquariſche Gegenſtaͤnde wenige Mach: 
richten vorkommen, theils es nicht anders ſeyn kann, daß 
nur Einzelnes aus dem Alterthume, wie aus einem Schiff: 
bruch auf uns gekommen iſt, auch ſich gerade hier manche 
Gruͤnde denken laſſen, warum wir nicht viel von alten Ge— 
braͤuchen erfahren haben. 

Was nun die Kerbhoͤlzer, als Beweismittel betrach— 
tet, betrifft, ſo koͤnnen ſie nur alsdann zum Beweiſe ge— 
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braucht werden, wenn N) die Einſchnitte 2 Kerben ge⸗ 
nau auf das in den Haͤnden der Gegenpartei befindliche 
Kerbholz paſſen; 2) wenn ſie unter ſolchen Perſonen ge— 
fuͤhrt werden, welche uͤber Lieferungen, die in einem Thun 
oder Empfangen beſtehen, keine ſchriftlichen Verſicherungen 
geben, ſondern ſolche auf dieſe Art in Gewißheit ſetzen. 

Was die Beweiskraft ſelbſt betrifft, fo find Einige: 
als Berlich, (P. I. concl. 36. m 163.) der Meinung, 
daß ſie einen halben Beweis haben; Andere als Möls 
ler, (Lib. 4. semestr. C. 37. P. 7.) uͤberlaſſen im Zwei⸗ 
fel die Entſcheidung dem Richter; noch Andere: als 
Wernher, (Obs. sub. v. Kerbhoͤlzer.) Ruland, (de 
comiss. L. 5. c. n.) Stryck, (de bacillis fisci. Frankf. 
1676.) Eiſenhardt, (Gr. d. deutſch. Rechts in Spruͤch⸗ 
woͤrtern) Porthier, (Traite des obligations. Part. 4. 
ch. 1. $. 7. n. 764.) behaupten dagegen, daß ſie einen vol⸗ 
len Beweis haben, womit auch die Frankfurter Re— 
formation Th. 1. tit. 13. §. 14.; das Wuͤrtemb. 
Landrecht Th. 1. tit. 14. und der Code Napoleon 
art. 1333. uͤbereinſtimmen. Dieſe letztere Meinung iſt die 
richtigere: arg. L. 26. D. depositi. L. 29. D. de Probat. ; 3 
denn 1) fo wie die ausgeſchnittenen Zettel, welche auf aͤhnli— 
che Art zum Beweiſe gebraucht werden, Beweiskraft haben, 
fo iſt dieß auch bei den Kerbhoͤlzern; 2) find fie mit bei: 
derſeitiger Uebereinſtimmung gemacht und als Schuldur— 
kunden zu betrachten, die, wenn ſie vom Schuldner unter⸗ 
ſchrieben ſind, gegen ihn beweiſen. 


§. 273. a M. 6. 194.) 
Wenn bei Verkauf des Hauſes der freie Einſitz vorbehalten wird, 
ſo begreift dieſer nicht blos die Wohnung. 


Da bei den Verträgen mit auf die Abſicht der Con⸗ 
trahenten Ruͤckſicht zu nehmen iſt, ſo kann, wenn bei einem 
Verkauf des Hauſes der freie Einſitz vorbehalten worden, 
darunter nicht blos die Wohnung und Obdach verſtanden 
werden, ſondern auch außer dem nöthigen Wohnzimmer 
andere Theile des Hauſes, welche zu einem eingeſchraͤnkten 
Haushalt n Antheil am Keller, Boden. Denn 
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1) die Bedingungen find fo zu erklaͤren, wie Boͤh— 
mer, (Consult. et Dec. T. II. P. 1. Res. 683. n. 10.) 
bemerkt, ut ne fiant inutiles ac elusoriae. 

2) Der usus aedium erſtreckt ſich auf alles, was der, 
dem ſolcher auficht, au feinen Beduͤrfniſſen noͤthig hat. 
L. 2... 1. L. 4. §. 1. L. 5. $. 6. D. de usu et habit. 

Hiermit flip uͤberein Reinhardt, (ad christ. 
decis. Vol. IV. obs. 68.) Lauter bach, (coll. th. pract. 
Pand. Tit. de usu et hab. f. 6.) Mufäus, (Beitraͤge z. | 
duch. Recht n. IV.) 


§. 278. b (M. F. 194. not. 1.) 


Der Kauf der Fruͤchte auf dem Halme iſt nur als ein wucher⸗ 
licher Vertrag verboten. 


Die Reichs-Polizeiordnung v. 1548. tit. 19. 
§. 1. 2. und RO. 1577. tit. 19. enthalten über den 
Verkauf der Fruͤchte auf dem Halm die Beſtimmung: „daß 
daſſelbe Fuͤrleihen oder Zuvorausgeben anders und mehreres 
nicht als auf den Schlag auf gemeinen Kauf was naͤmlich 
den Wein oder Traid zur Zeit des Contracts oder aber 
vierzehn Tag die naͤchſte nach dem Herbſt oder Ernden gel: 
ten wird.“ 

Der Zweck dieſer Anordnung iſt ſonach der: den mus 
cheriſchen Contraeten vorzubeugen, die unter dem Schein 
der Kaufmannſchaft getrieben werden, und welchen der ars 
me gemeine Mann um ſo leichter ſich ausſetzt, je geneigter 
er iſt, jetzt Geld zu erhalten und einen kuͤnftigen entfern⸗ 
ten Gewinn zu entbehren; daneben iſt aber auch der Zweck 
mit darauf gerichtet, daß der arme Mann nicht in Noth 

erathe. 

b i 90 daher dem Verkaufe kein Wucher zum Grunde, 
jo kann auch nach dem Sinne der Reichs Polizei: 
ordnung ein ſolcher nicht als ungültig betrachtet werden, 
wenn nicht Landesgeſetze ) dieß ausdruͤcklich beſtimmt ha⸗ 
ben. Es iſt daher erlaubt, dergeſtalt auf die Fruͤchte zu 
leihen, daß die Bezahlung mit der ausgedroſchenen Frucht 
in dem Preiſe, den ſie 8 Tage vor oder nach Martini, 
oder uͤberhaupt 14 Tage nach der Erndte hat, erfolge. 
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Hiermit ſtimmen überein: Graß, (collatio rec. im- 
per. et iur. rom. sect, VII.) Möfer, (patr. Phanta: 
fieen Th. 1. n. 22.) Heineecius, (Resp. Reimers; 
(de venditione illicita fructuum in herbis. Hal. 1738.) 
v. Kreitmeier, (Annal. z. Cod. Max Th. 2. Kap. 3. 
§. 21. n. 8.) Fiſcher, (Cameral- u. Polizeirecht Bd. 
2. $. 1020.) 


2. Cod. Max. bar. Th. 4. K. 4. n. 8. Pr. LR. Th. 2. lit. 7. 
12, 


$. 274. (M. $. 194.) 
Nach dem deutſchen Recht iſt zwifchen Haupt- und andern Maͤn— 
geln zu unterſcheiden, nur in Ruͤckſicht der erſtern findet die 
actio redhibitoria ſtatt. 


Nach dem roͤmiſchen Recht iſt wohl die von v. Feuer- 
bach Ceivilift. Verſuche Th. 1. not. 2.) aufgeſtellte Theo— 
rie die richtige: daß die redhibitoriſche Klage ſtatt finde, 
ſowohl wegen Maͤngel, welche die Brauchbarkeit der Sa— 
che voͤllig aufheben, als auch wegen ſolcher, die ihren Werth 
verringern ) | | 2 
a) ſ. L. 25. $. 1. D. de except. rei judicantae. v. Gluͤck, pCom⸗ 

ment. Th. 20. S. 121. 
Allein die Praxis iſt den Grundſaͤtzen treu geblieben, welche 
die aͤltern Geſetze enthalten und durch neuere beſtaͤtigt ſind. 
Zu jenen gehören die Leges bavar. tit. 15. c. 5. b) Ca- 
pitulare 5. cap. 362. Leges anglos ax. 56. 
b) In dieſer Stelle iſt deutlich der Grundſatz ausgeſprochen, daß die Red— 
hibition nur in kurzer Friſt (drei Tage) ſtatt finden ſoll, und zwar un— 
ter der doppelten Vorausſetzung, daß der Verkaͤufer den Fehler gekannt 
und verheimlicht hatte, und daß der Fehler ein recht erheblicher war. 
Heiße und Cropp juriſt. Abh. 1. S. 165. 

Vorzuͤglich kommt dieſer Unterſchied bei dem Verkauf 
der Pferde in Betracht. Im Magdeb. Weichbild 
art. 97. heißt es: Verkauft ein Mann ein Pferd einem 
andern binnen Weichbild, da er gewehrſchaft angelobet, ſo 
ſoll er ihm gewehren, daß es nicht ſtetig ſey, noch ſtarblind, 
noch unrechter Ankunft, noch hartsſchlegig. ) 

c) J. L. Gutbir, de tribus vitiis equornm capitalibus sax. Ulir. 
1694. Berger, vecon. iur. tit. 8. th. 6. n. 1. 
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Unter Hauptfehlern ſind aber nicht diejenigen zu ver— 
ſtehen, wenn der Sache Eigenſchaften fehlen, ohne welche 
der Kaͤufer den Gebrauch, den er bei Anſchaffung derſelben 
vorzuͤglich beabſichtigte, nicht machen kann, ſondern viel— 
mehr die, wofuͤr der Verkaͤufer innerhalb einer gewiſſen 
Zeit, ohne darauf zu ſehen, ob er ſie gewußt, einzuſtehen 
ſchuldig iſt. Alle uͤbrigen Maͤngel, wofuͤr ein Verkaͤufer 
nur alsdann zu haften ſchuldig iſt, wenn er ſie wiſſentlich 
verſchwiegen und ſich ſonach eines Betruges ſchuldig ge— 
macht, oder auch wenn er verſprochen, fuͤr alle Maͤngel gut— 
zuſtehen, ſind zu den gemeinen zu zaͤhlen. Der Unterſchied 
iſt darum wichtig, weil es bei jenen nicht auf die Wilfen- 
ſchaft des Verkaͤufers ankommt, wohl aber bei dieſen; dann 
weil bei jenen das edictum aedilitium in feinem ganzen 
Umfange eintritt, bei dieſen aber nicht. 

Nach allgemeinen (Hofacker Anleitung zur Beur— 
theilung der Hauptmaͤngel der Hausthiere. Tuͤb. 1825.) 
auch in den meiſten particulairen Geſetzen H beſtaͤtigten 
Grundſaͤtzen ſind als Hauptmaͤngel bei den Thieren zu 
betrachten: Een | 
d) Pr. ER. Th. 1. tit. 11. f. 199. | | 

1) bei den Pferden: ) Raͤudigkeit, wegen der Ge— 
fahr der Anſteckung, Rotz, Herzpochen, Herzſchlaͤgigkeit, 
Mondblindheit, Koller. Wenn gleich dieſer letztere Fehler 
gewohnlich nur durch die ſchlechte Behandlung deg Vieh— 
ärzte gefährlich wird, fo treten doch genug Gründe ein, ihn 
zu den Hauptmaͤngeln zu zaͤhlen. 

e) Nach braunſchweigiſchen Geſetzen: rotzig, kolleriſch, hartſchlaͤgig. Wil— 
lich Auszug der churbrand. Geſ. Th. 2. 8 

C. Maximil. ba v. Th. 4. C. 3. $. 23. Rotzig, raudig, herz- 

ſchlaͤgig. 

Pr. LR. Th. 1. tt. 11. §. 205. Dampfigkeit, Raudigkeit, herz⸗ 

ſchlagig, Raͤude, wahre Stetigkeit. 

2) Beim Rindvieh koͤnnen als Hauptmaͤngel an— 
geſehen werden: Lungenfaͤule, Bruſt- und Bauchwaſſer— 
ſucht, fallende Sucht; 

3) bei Schaafen: Pocken, Bruſt- und Bauch- 
waſſerſucht, Lungenfaͤule; 5 
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4) bei Schweinen: fallende Sucht, Finnen. f) 


f) Das Pr. LR. a. a. O, in b. 204. beſtimmt, daß der Käufer, wenn 
ſich die Finnen in 8 Tagen nach der Uebergabe zeigen, vom Kauf zu— 
ruͤckgehen kann. a i i 

Wenn gleich nach neuern Unterſuchungen die Finnen 
der Schweine der Guͤte des Fleiſches nichts benehmen, 
(Graumann, Abhandl.) auch deßhalb der Verkauf deſſel— 
ben geſtattet iſt, (Berg, Polizeirecht Th. 2. S. 122.) und 
Mehrere annehmen, daß die actio redhibitoria unſtatt— 
haft ſey, ſo iſt doch die Meinung derer, welche das Gegen— 
theil behaupten, weit gegruͤndeter: ſ. Lange, (Ueber die 
Gewohnheit, die redhibit. Klage bei den Franzoſen Ge— 
ſchwulſten des Rindviehs anzuwenden.) Quistorp, lrechtl. 
Bemerkungen R. 65.). Denn es kann wohl Niemanden 
zugemuthet werden, wenn gleich nicht ſchaͤdliches, dennoch 
unreines Fleiſch zu genießen. i e 

Was die Gewaͤhrszeit ſelbſt betrifft, ſo enthal— 
ten die Particulair-Geſetze verſchiedene Beftimmungen, 8) 
g) Nach dem Co d. Max. d. a. O. iſt fie auf 14 Tage nach dem Ab⸗ 

ſchluß des Kaufs beſtimmt. Das Pr. L R. a, a. O. 5. 203. beſtimmt, 
daß wenn nach 24 Stunden nach der Uebergabe ſich die Krankheit aͤu— 
ßert, den Schaden der Regel nach der Kaͤufer trage, wenn nicht erwie— 
ſen werden kann, daß die Krankheit ſchon vorher vorhanden geweſen. 
Bei Krankheiten der Pferde werden vier Wochen, bei Krankheiten der 
Schweine acht Tage angenommen. 

Im Allgemeinen laͤßt ſich blos annehmen, geſtuͤtzt auf 
die Meinung der Roſſaͤrzte, daß da die Krankheit des Rotzes 
ſich fruͤher als die der Raͤudigkeit aͤußert, ſonach bei jener 
die Gewaͤhrszeit weit kuͤrzer, als bei dieſer iſt. Bei der 
Herzſchlaͤgigkeit, Koller und Mondblindheit laͤßt ſich die 
Zeit des Ausbruches nicht leicht beſtimmen. Man kann 
aber wohl im Betreff des Rotzes eine Zeit von 14 Tagen, 
bei der Raͤudigkeit 3 Wochen, und bei allen uͤbrigen vier 
Wochen annehmen. 

Wenn nun waͤhrend dieſer Gewaͤhrszeit ſich ein ſolcher 
Mangel aͤußert, ſo entſteht die Vermuthung, daß dieſer 
Fehler, ſchon zur Zeit der Abſchließung des Kaufes vor— 
handen war. Dieß iſt aber keine praesumtio obsoluta, oder 
praesumtio juris et de jure, welche den Gegenbeweis ganz 
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ausſchließt: denn 1) kann gegen eine jede Rechtsvermuthung 
der Beweis des Gegentheils geführt werden. b) 
h) Weber, Ueber die Beweisfuͤhrung im Civil-Prozeß. S. 143. 


2) Ein Hauptmangel kann auch aus Urſachen entſte— 
hen, die nach dem erfolgten Verkauf eingetreten ſind, ſo 
Herzſchlaͤgigkeit dadurch, daß das Pferd zu ſehr erhitzt wird. 
35) Fehlt es ganz an Rechtsgründen, eine ſolche prae- 
sumtio zu einer absoluta zu erklaͤren, indem der Kaͤufer 
durch die, beim Ausbruch der Krankheit waͤhrend der Ge— 
waͤhrszeit ihm zu ſtatten kommende Rechtsvermuthung, oh— 
nedieß ſehr viel gewinnt, indem er deßhalb von dem Be— 
weiſe deſſen, daß der Hauptmangel zur Zeit des Contracts 
bei dem Viehe vorhanden geweſen ſey, befreit wird, wel— 
chen er ſonſt nach gemeinem Recht zu uͤbernehmen verbunden 
ſeyn wuͤrde. 

Daß dieſer Unterſchied zwiſchen Hauptmaͤngeln und an— 
dern gegründet, und blos in Anſehung der erſtern die actio 
redhibitoria ſtatt habe, in Ruͤckſicht der letztern aber die 
aclio quanti minoris, haben nicht nur aͤltere ſondern auch 
neuere Rechtsgelehrte angenommen. ö 

Huber, (Praelect. i. civil. ad Pand. de aedilatio 
edicto $. 6) Böhmer, (Doctr. de actionib. Sect. 2. 
c. 8. b. 75.) Ludovici, (usus pract. dist. iurid. de aed. 
edict. Dist. 1. F. 1.) Weſtphal, (Lehre v. Kauf. $. 468. 
469.) Hoͤpfner, (Commentar über die Inſt. §. 734.) 
Weſthoff, (vindiciae communis doctrinae de actione 
redhibitoria ad vitium rei venditae minus principale haud 
competente, adversus Feuerbachii objectiones. Helm. 1804.) 
Manfeld, (de usu actionum aedilit. redhibitoria et 
quanti minor. Lpz. 1827.) Eichhorn, (Einl. $. 97.) 

Andere dagegen behaupten: daß auf dieſen Unter— 
ſchied keine Ruͤckſicht zu nehmen, und die redhibitoriſche 
Klage ſowohl dann ſtatt faͤnde, wenn die Brauchbarkeit der 
Sache voͤllig aufgehoben, als wegen ſolcher, die ihren Werth 
verringern: als Feuerbach, (a. a. O.) Zauner, (in 
Dig. iur. civil. P. 3. Lib. 4. tit. 19.) Thibaut, (Sy⸗ 
ſtem d. PR. B. 1. §. 192.) Schweppe, (rom. Privat⸗ 
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recht B. 2. 5. 384.) Bucher, (Recht der Forderungen 
5. 68) Zachariaͤ, (Inſt. d. roͤm. Rechts Lib. 3. tit. 24. 

728.) ſ. auch v. Gluͤck, (PComm. B. 20. 9. 4.) 
Mittermaier (a. a. O.) laͤßt ihn bei dem Pferdehandel 
eintreten. c 


b. 275. (M. 6. 194.) 
So wenig nach Ablauf der Gewaͤhrszeit die redhibitoriſche Kla— 
ge ganz ausgeſchloſſen wird, ſo wenig wird nach Ablauf der 
Klageverjaͤhrung der Verluſt der Einrede bewirkt. 


1) Es muß zwiſchen Verjaͤhrung der redhibitoriſchen 
Klage und Ablauf der Gewaͤhrsfriſten unterſchieden werden. 
Der Ablauf der letztern hat blos die Wirkung, daß Klaͤger 
nun zu beweiſen habe, daß die Maͤngel ſchon innerhalb der 
Gewaͤhrszeit entftanden find, da er ſonſt von dieſem Be— 
weiſe frei iſt, womit unter andern Weishaar, (wuͤrt. 
Privatrecht Th. 3. S. 22.) Bielitz, (Commentar zum 
PER. Th. 2. S. 454.) uͤbereinſtimmt. Andere dagegen 
ſehen dieſe für die Gewährung beſtimmten Friſten als wah- 
re Verjaͤhrungszeiten an, wie Zangen, (Beitr. 2. S. 
222.) Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht S. 692.) u. 
Mittermaier, (a. a. O.) und ſchließen ſonach die Wan— 
delungsklage aus. 

2) Die Verjaͤhrung der redhibitoriſchen Klage iſt nach 
dem roͤmiſchen Recht zu beurtheilen, nach welchem ſie in 6 
Monaten eintritt. (L. 38. D. de aed. ed.) Die Meinung 
der Rechtslehrer, daß das tempus utile nach der L. 7. c. de 
temp. in integr. zu quadrupliciren ſey, wie Stryck (us. 
mod. Pand. de aed. edicto $. 33.) und Wernher, (se- 
lect. observ. for. T. 3. P. 1. ob. 113. n. 4.) annehmen, 
iſt deßhalb zu verwerfen, weil Juſtinian die Verordnung 
Gordian's (L. 2. c. de aed. act. wo es heißt: etiam red- 
hibitoriam actionem sex mensium temporibus, vel quan- 
ti minoris, anno concludi, manifesti iuris est,) ohne alle 
Abaͤnderung in dem Codex aufgenommen hat, wie v. Gluͤck 
(Th. 20. S. 161.) hinlaͤnglich bewieſen hat. Mehrere 
behaupten nun, daß die Einrede in der naͤmlichen Zeit, wie 
die redhibitoriſche Klage verjaͤhre: als Aſcher, (Diss, de 


64 | 


praesc. redhibitionis $. 23.) Schmidt, (Commentar uͤb. 
ſ. Vates Lehrb. v. Kl. und Einreden. Th. 4. §. 933.) und 
zwar darum 1) weil hier die Regel: quae ad agendum sunt 
temporalia, ea ad excipiendum sunt perpetua, darum un- 
anwendbar ſey, weil die Abſicht der Aedilen nicht darauf 
gerichtet geweſen ſeyn koͤnnte, dem Kaͤufer die Befugniß, zu 
redhibiren, auf immer zu geſtatten; 2) ſey dem Käufer dieſe 
Einrede darum nicht zuſtaͤndig, weil doch ein Betrug von 
ſeiner Seite anzunehmen ſey, daß er ſo lange gewartet ha— 
be. Allein mit Recht wird von Andern dieſe Meinung 
verworfen. Hommel, (Rhaps. quaest. for. Vol. 3. obs. 
481.) Weber, (Beitr. zur Lehre von gerichtl. Klagen und 
Einreden St. 1. N. 1. S. 6 — 11.) Hoͤpfner, (Com⸗ 
ment. z. Inſt. $. 1119. n. 2.) Thibaut, (Syſtem d. 
PR. B. 2. $. 1040.) v. Gluͤck, (Pandecten-Comment. 
B. 20. S. 162.) Denn es kann dem Kaͤufer nicht zugemu— 
thet werden, durch Anſtellung einer Klage, wozu ihn die Ge— 
ſetze nicht noͤthigen, ſich aus dem Vortheil zu ſetzen, den er 
als Beklagter zu genießen hat. Ueberdieß wird ja durch 
die extinctive Verjaͤhrung nicht ſowohl das Recht und die 
Verbindlichkeit an ſich, als vielmehr nur die gerichtliche 
Verfolgung durch Klagen ausgeſchloſſen; ſonach muß we— 
gen der an ſich nicht aufgehobenen Verbindlichkeit ſo lange 
eine Einrede ſtatt finden, bis man Geſetze beiti } 1 5 
das Gegentheil verordnen. 


$. 276. (M. $. 194.) 
Die Beſchraͤnkung der Wandelungsklage auf beſtimmte Haupt⸗ 
maͤngel ſchließt übrigens in der Regel die Wuͤrdigungsklage 
(actio quanti minoris) nicht aus. N 


Dem Käufer fieht die Wahl frei, die Sache zu 50 
halten, und ſich mit der Ruͤckgabe eines Theils des Kauf— 
gelds zu begnuͤgen, oder auf die Aufhebung des Vertrags 
zu dringen, wie ſich aus der L. 48. D. de aedil. ed. ergiebt. 
Findet er die Sache, wenn ſie einen Hauptmangel hat, 
dennoch brauchbar, (denn es koͤnnen ja in Particulair-Geſe— 


tzen noch andere als die im §. 274. angegebenen, vorgefchries 
ben 


65 
ben ſeyn) fo ift kein Grund vorhanden, ihm diefes Wahl: 
recht zu nehmen. Dieſer Meinung find: KRreitmayer, 
(Anmerk. z. C. M. Th. 4. tit. 4. 0. 3. H. 23. n. 2. S 207.) 
Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht F. 397.) Eich— 
horn, (Einl. $. 97.) Der entgegengeſetzten aber: Muͤn⸗ 
ter, (Roßtauſcherrecht te Ausgab. Hann. 1796. S. 213.) 
und Weishaar, (wuͤrt. Privatrecht Th. 3. S. 19.) 
ſ. a. Pr. LR. Th. 1. tit. 11. $. 206. 


6. 277. (M. 6. 194.) 


‚Der Einwand über Verletzung über die Hälfte iſt nicht bei Sf 
fentlichen Verſteigerungen ausgeſchloſſen. 1 


Da die Beſtimmungen uͤber fiscaliſche Verſteigerun— 
gen auf alle Arten von Verſteigerungen nicht angewandt 
werden koͤnnen, ſo iſt auch nach richtiger Meinung die 
exceptio laesionis enormis nicht ausgeſchloſſen, es ſey 
denn, daß ein Landesgeſetz das Gegentheil beſtimmt. !) 

i) Wie in Sachſen Dec. 19. v. J. 1746. (C. C. A. T. 355.) Ber⸗ 
ger, (elect. disc. for. ad Tit. XXXIX. obs. 9. not. 4.) Haubold, 
(ſaͤchſ. Privatrecht $. 279.) 

Hiermit ſtimmen überein: Stryck, (de beneficio 
dandi in solutum C. 5. n. 34.) Böhmer, (T. II. Dec. 
365. n. 7.) Harpprecht, (in Com. J. ad b. fin. J. de 
emt. et vend. n. 239.) Lauterbach, (ad Tit. de resc. 
Vend. $. 39.) Menden, (de reciss. emt. per subhast. 
laesionem enormem.) Leyſer, (med. ad D.sp.205. m. 2.) 
Struben, (redhtl. Bedenken Th. 5.n: 69.) Hof; 
acer, (Princip. iur. civil. $. 1939.) Mittermaier, 
(a a. O.) 

Andere als: Philipp, (de subhast. Cap. 4 com. 
22. n. 2.) Wernher, (Tom. I. Part. III. obs. 132.) 
Hellfeld, (iurispr. for. $. 1030.) Klein, (Rechts⸗ 
ſoruͤche IV. n. 44.) Kopf, (merkw. Civilrechtsſpruͤche 
S. 14.) nehmen das Gegentheil an. 
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$. 278. (M. 6. 194.) 


Wenn der Meiſtbietende das Kaufgeld nicht erlegt, ſo tritt die 
lex commissoria nicht ipso jure ein. 


1) Die lex commissoria kann bei keinem Geſchaͤft 
ſtillſchweigend vermuthet werden, ſondern muß ausdruͤcklich 
hinzugefügt ſeyn, wenn ſich deſſen Wirkung äußern fol; 
ob moram in implendo kann nicht auf die Aufhebung, 
ſondern nur auf deſſen Erfuͤllung geklagt werden, wenn 
nicht ein anderes, und daß bei deſſen Nichterfuͤllung der 
Contraet aufhoͤren ſolle, ausdruͤcklich verabredet und feſtge⸗ 
ſetzt worden iſt. Selbſt alsdann, wenn die Zahlung des 
Kaufgeldes an einem beſtimmten Tage verſprochen und 
nicht erfolgt iſt, hört die Gultigkeit des Contracts, ſelbſt 
wenn nicht clausula cassatoria expressis verbis hinzuge⸗ 
fügt it, nicht auf, obgleich der Käufer zum vollſtaͤndi⸗ 
gen Schadenerſatz verbunden ift. ©) 
k) L. 8. C. de contrah. emt. L. 14. C. de tesc. vend. L. 12. C. de 

rei vind. a 

2) Ein Gleiches hat bei Subhaſtationen ſtatt, in for 
fern nicht ein anderes durch ausdruͤckliche Geſetze beſtimmt, 
oder dieſer Art der Contracte beſondere Vorzuͤge beigelegt 
ſind. Es iſt kein Grund vorhanden, einer Subhaſtation 
Eigenſchaften und Wirkungen beizulegen, die nicht aus der 
Natur der Sache folgen. 

3) Wenn es gleich gewiß iſt, daß das Eigenthum 
der Sache durch die Uebergabe allein uͤbergeht, wenn nicht 
das Kaufgeld bezahlt, es ſey denn auf Credit verkauft, ſo 
erlangt doch bei Subhaſtationen der Contract durch die Ad⸗ 
judication ſeine Vollkommenheit. Der Kaͤufer hat ſonach 
durch dieſelbe ein ſo vollkommnes Recht erlangt, daß ohne 
ſeine Einwilligung der Vertrag nicht wieder aufgehoben 

werden kann. 

4) Wenn man auch annehmen wollte, daß jeder Ad⸗ 
judieationsbeſcheid die ſtillſchweigende Bedingung enthal- 
te, daß, wofern die Bezahlung der Kaufgelder in der geſetz⸗ 

ten Zeit nicht erfolgt, der Kaͤufer ſich die anderweitige 
Subhaſtation der Grundſtuͤcke auf ſeine Gefahr und Ko⸗ 
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ſten muͤſſe gefallen laſſen; !) fo iſt dennoch darin keine 
lex commissoria enthalten, namlich fo, daß der Käufer 
mit dem Augenblick der nicht zur gehoͤrigen Zeit erfolgten 
Zahlung alles Recht aus der erhaltenen Adjudication ver: 
loren habe. Der Contract bleibt techtsbeſtaͤndig, fo daß 
den Käufer nicht nur die Ungluͤcksfaͤlle treffen, welche je⸗ 
der Licitant von dem Tage des publieirten Adjudieations⸗ 
beſcheids an uͤbernehmen muß, ſondern ihm auch, bis zur er⸗ 
folgten anderweitigen Subhaſtation und Adjudieation mo- 
ram zu purgiren, und durch Erfuͤllung des Contraets der 
Execution oder Subhaſtation und Adjudieation vorzubeu⸗ 
gen, freiſteht. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Voet, (ad Pand. L. 19. 
lit. 1. F. 21.) Leyſer, (Sp. 204. med. 3.) Madihn, 
(Diss. de effectu legis commiss. parte pretii soluta $. 3.) 
Kind, (Quaest. for. T. 1. c. 44. p. 179.) Die Entfcheis 
dung der preuß. Gefeßcomm. (in Kleins Annalen d. Ge⸗ 
ſetzgeb. B. 5. S. 156.) v. Gluͤck, (Pandeeten Comm. 
B. 16. S. 308.) 

Andere als: Berger, (oec. iur. Lib. IV. Tit. 29. 
th. 3. not. 2.) Crell, (Diss. de lege commissaria subhas- 
tationib. tacite inesse. Vit. 1746.) Hildebrandt, (Diss. 
de lege comiss. 5, 5.) nehmen die entgegengeſetzte Mei: 
nung an. 

1) Wie unter andern die Pr. G O. Th. 1. tit. 52. f. 62. beſtimmte. 


§. 279. (M. $. 195.) 
Bet Subhaſtationen iſt ein pactum addictionis in diem ta- 
citum anzunehmen. 


1) Das pactum addictionis in diem iſt nicht zu ver: 
muthen, es muß dem Kaufvertrage ausdruͤcklich hinzuge⸗ 
fuͤgt ſeyn, wenn es von Wirkung ſeyn ſoll. 

2) Nach der L. ult. D. de jure fisci L. 4. c. de fide 
et jure hastae fiscal. findet jedoch bei Auctionen und Sub⸗ 
haſtationen eine Ausnahme ſtatt, ſo daß bis zum letzten 
Zuſchlag die addictio in diem eintritt. Der Fiscus hat 
nur das Vorrecht, daß wenn Sachen, die bemfelben gehös 
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68 | 

ven, verſteigert worden find, ein beſſeres Gebot auch nach 

dem Zuſchlage angenommen, und hierdurch der erſte Kauf 

wieder aufgehoben werden kann, ſo fern der Lcitationster— 

min noch nicht verſtrichen iſt. n) 

m) Hofacker, Princip. i. civil. T. 3. F. 1965. g 

Bei andern Subhaſtationen iſt der Meiſtbietende nach 

dem Zuſchlag geſichert, wenn auch gleich Guͤter der Staͤdte 

auf dieſe Art veraͤußert worden ſind. *) Narr 

n) L. 21. f. ult. ad municipalem. 5 

Bei Auctionen und Subhaſtationen verſteht ſich alſo 
nach der Natur der Sache die addictio in diem bis zum 
erfolgten Zuſchlage von ſelbſt. 

3) Iſt ein Privatverkauf durch Vertrag verabredet 
und beſtimmt, daß jedes Gebot bis zum Leitationstermine 
angenommen werden ſoll, fo unterſcheidet ſich dieſe addictio 
in diem expressa, vou prius tacita, daß Letztere immer nur 
eine Suspenſiv-Bedingung iſt, dagegen erſtere eine Reſolu— 
tiv= und Suspenſiv-Bedingung ſeyn kann; daher iſt auch 
der Kauf bis zur erfolgten Adjudication noch unvollkommen. 
Hieraus folgt aber noch nicht, daß vor erfolgtem Zuſchlag 
dem Licitanten jederzeit frei ſteht, ſein Gebot zuruͤckzuneh— 
men: dieß wuͤrde gegen den Grundſatz anſtoßen, daß bei 

einem bedingten Verſprechen der Promittent den Ausgang 
der Bedingung abwarten muß, und pendente conditione 
nach Willkuͤhr nicht zuruͤcktreten kann. So iſt es auch bei 
addictio in diem expressa, welcher eine Suspenſiv-Be— 
dingung beigefuͤgt wurde, von dieſer ift; der Schluß auf 
die addictio tacita vollkommen gültig, ) N 


o) Berger, Resolut. Leg. obst. de in diem addict. p. 311. u. elect. 
discept. for. T. 39. p. 1145. Wernher, obs. for. T. 2. P. X. 
obs. 353. n. 13. 


Der Erſtbietende iſt ſonach an ſein Gebot gebunden, 
und wird nur erſt alsdann von ſeiner Verbindlichkeit frei, 
wenn des Ueberbietenden Angebot angenommen iſt. Denn 

auch bei den Subhaſtationen haͤngt es von der Willkuͤhr 

desjenigen ab, zu deſſen Vortheil die Subhaſtation ge— 
ſchieht, ob er das beſſere Gebot des zweiten Licitanten an— 
nehmen will, oder nicht. 2 
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Hiermit an überein: Balthaf ar, (de class. 
credit. p. 5.) Schilter, (Exercit. exerc. 30. . 50. $. 51.) 
Schmid, (Diss. de primo apud hastam licitatore post 
acceptatum sec. statim liberato. praes. Deinlein Alt. 
1748.) Wernher, (a. a. O.) Guͤnther, (Princip. iur. 
rom. priv. noviss. Tom. 2. $. 1067. in fin.) Thibaut, 
(Syſtem d. PR. B. 2. §. 958.) Schmidt, (über Kla- 
gen und 5 §. 904.) v. Gluͤck, (PComm. Th. 16. 
S. 268 

Dagegen behaupten Andere, daß es dem Leitanten 
vor erfolgtem Zuſchlag jederzeit freiſtehe, fein gethanes Ge— 
bot zuruͤckzunehmen. Carpzov, (iurisp. for. P. 1. const. 
32. Def. 45.) Struben, rechtl. Bedenken Th. 5. Bd. 
28.) v. Quistorp, (rechtl. Bemerk. Th. 1. Bemerk. 10.) 

Die Behauptung Einiger, unter andern Schilter, 
(Prax. i. rom. Exerc. 30. $. 49 — 51.) daß der erſte Lici⸗ 
tant auch nach der Annahme des zweiten bis zur erfolgten 
Adjudication verbunden bleibe, wenn der zweite Licitant in— 
ſolvent ſeyn ſollte, iſt der L. 14. $. 2. D. de in diem ad- 
dict. entgegen, und wird auch von den meiſten Rechtsge- 
lehrten, als von Stryck, (us. mod. Pand. Lib. 18. tit. 2. 
$. 4.) verworfen. 


| 6. 280. (M. $. 195.) | 
Die Grundſaͤtze von Darlehnen und den Zinfen find auf den 
Rentenkauf unanwendbar. 


Der Rentenkauf unterſcheidet ſich nicht blos dadurch 
von dem Darlehn, daß bei dem erſtern nur der Schuldner 
kuͤndigen kann, (Moͤſer, patriot. Phantafien Th. 2. n. 18. 
S. 103.) ſondern auch dadurch, daß die Beſtimmungen in 
Anſehung der Zinſen wie bei dem Darlehn nicht auf den 
Rentenkauf anwendbar ſind. Es koͤnnen daher auch ange— 
ſchwollene ruͤckſtaͤndige Renten gefordert werden, wenn ſie 
gleich den Betrag des Kapitals uͤberſteigen, was nach der 
richtigen Meinung beim Darlehn wegfaͤllt, (ſ. §. 266.) auch 
find Verzugszinſen zuläffig. 

Hiermit ſtimmen überein: Becmannorum, (Cons. 
2. 88. n. 11. 17.) Schroͤter, (Abhandl. B. 1. S. 260.) 
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Mittermaier, (a. a. O.). Das Gegentheil behaup⸗ 
tet Carpzov, (Def. P. 3. const. 24. Def. 16. 20.) 


$. 281. (M. $. 196.) 
Retract und Loſung find von einander zu unterfcheiden. 


1) Die tofung ſetzt einen Kauf voraus, der Retract 
kann aber auch bei andern Veraͤußerungsarten eintreten. 
Dieß letztere erſieht man aus dem Schwabenſpiegel 
K. 312. „Gibt eyner ſein eygen wider ſeyner Erben Wil— 
len hin, und on des Vogts Ding, ſey ſollen fuͤr den Rich— 
ter furen und ſollend es verſprechen und der Richter ſoll es 
antworten den Erben.“ Hier wird vom Hingeben eines 
Guts, alſo nicht blos vom Verkauf gehandelt. Im art. 
52. d. Sachſenſpiegels heißt es: „Ohne den Erben 
Urlaub und außer dem rechten Gerichte muß niemand ſein 
Eygen oder ſeine Leute weggeben. Vergiebt jemand der— 
gleichen wider Recht ohne der Erben Erlaubniß, ſo kann 
ſich der Erbe deſſen mit Urtheilen uͤberwinden, eben ſo, als 
ob jener, der es vergab, da er es wegzugeben nicht ver— 
mochte, bereits todt ware.“ In der lateiniſchen Ueberſe— 
Kung iſt das Wort weggeben durch alienare, und das Wort 
vergeben durch donare uͤberſetzt. Hiermit ſtimmt auch 
das Weichbild art. 20. uͤberein. 

2) Dem Retract geht zwar gewoͤhnlich ein Verkauf 
der zu loͤſenden Sache voraus, daher wird dieſer mit Recht 
für ein natürliches Erforderniß der Loſung gehalten; hieraus 
folgt aber nicht, daß er ein weſentliches Erforderniß ſey, 
daß ſich ohne daſſelbe kein Retract denken laſſe oder ſtatt 
haben koͤnnte. Daher iſt es auch unrichtig, in dem Begriff 
das Wort Kauf aufzunehmen. 

Hiermit ſtimmen überein: v. Schweder, (Disp. 24. 
de jure agnator. in feudis T. 1. p. 1212. |. 38. Retra- 
ctus ſagt er: locum potissimum habet in venditione, 
vel quando pretium intervenit.) v. Gluͤck, (PComment. 
Th. 16. S. 158.) Batz, (Abhandlungen über verſchiede⸗ 
dene Gegenſtaͤnde des natuͤrlichen und poſitiven Rechts. 
Tuͤb. 1816. n. 18.) 
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Das Gegentheil nimmt an: Walch, (Abhandl. v. 
Naͤherrecht S. 60.187. 104. 118.). Seine Gruͤnde find, weil 
1) ein Retrahent das Näherrecht nicht ausüben koͤnne, 
wenn er nicht die Bedingungen, unter welchen die Sache 
von dem bisherigen Beſitzer auf den Dritten veraͤußert wor— 
den, eben fo wie der Andere erfüllen Fonne; ) habe der 
Retract dann nicht ſtatt, wenn nicht dem bisherigen Beſi— 
Ger es voͤllig gleichgültig ſey, ob dieſer oder ein Anderer die 
Sache erhalte, da, wenn auch gleich der Retract aus einem 
Geſammteigenthum entſteht, daſſelbe dennoch das wirkliche 
Eigenthum des Inhabers der Sache, und die damit ver⸗ 
bundene Befugniß die Sache zu veraͤußern, nicht dergeſtalt 
einſchraͤnken koͤnne, daß dabei der Beſitzer feine Sache ei— 
nem Dritten mit einer Art von Rachtheil uͤberlaſſen muͤſſe. 
Da nun aber lediglich beim Kauf beide Erforderniſſe anzu— 
treffen ſind, ſo ſeien auch alle andere Arten der Veraͤußerungen 
vom Retract ausgeſchloſſen; womit Zangen, Beit. 1. 
S. 32.) Danz, (Handb. d. deut. PR. Th. 2. S. 198.) 
Hofacker, (Princip. iur. civil. T. 3. $. 1970.) Mitter⸗ 
maier, (a. a. O.) Eichhorn, (Einl. $. 99.) der Cod. 
Max. bav. Th. 4. Cap. 5. §. 9. das badiſche Lands 
recht §. 1701. 4. c. Pr. L R. Th. 1. tit. 20. $. 575. 
übereinftimmen, 


$. 282. (M. $. 196.) 
Zum Beweiſe frgend einer Retractsart kann die Constitutio 
Friederici (de jure roorıunosos V. Feud. tit. 13.) nicht 
gebraucht werden. 7 
Die Conſtitutio Friedrichs zähle genau die Fälle auf, 
in welchen eine Sache, an welcher einem Dritten ein Ges 
ſammteigenthum zuſteht, veräußert werden kann, und be> 
ſtimmt nicht allein die Perſonen, denen das Eigenthumsrecht 
zuſteht, ſondern giebt auch die Ordnung an, in welcher es 
ausgeübt werden ſolle, wie ſich der Verkaͤufer und Retra⸗ 
bent zu verhalten habe, in welchen Faͤllen der Retract weg⸗ 
falle, und wie der Verkaͤufer dasjenige, was in dem geſchloſ⸗ 
ſenen Vertrage verabredet worden, eidlich anzuzeigen habe. 
Abgeſehen davon, daß in dieſer Verordnung nicht des nach⸗ 
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barlichen Retracts erwaͤhnt wird, fo kann fie darum nicht 
zum Beweiſe gebraucht werden, weil ſie von dem Kaiſer in 
der Eigenſchaft als Oberlehnsherr in Italien gegeben, und 
uͤberdieß in den capitulis extraordinariis aufgenommen iſt, 
welche bekanntlich kein geſetzliches Anſehn haben. In bie 
ſtoriſcher Hinſicht ift fie aber von Wichtigkeit, indem fie ein 
unverwerfliches Zeugniß fuͤr den ehemaligen allgemeinen 
Gebrauch des Retracts liefert. 

Hiermit ſtimmen überein: Stryck, (usus mod. P. 
Lib. 18. tit. 1. $. 18.) Hellfeld, (Repert. sub v. Con- 
grui |. 1. 2.) Leyſer, (edit. ad D. sp. 196. $. For von 
Kreitmayer, (Anmerk. zum Cod. Max. Th. 4. 
8 16. n. 2.) Danz, ee deut. PR. 5 2. 

186.) Mittermaier (a. a. O.) 

Das Gegentheil nehmen alle diejenigen an, welche 
dieſe Conſtitution für Deutſchland verbindlich halten. (Da⸗ 
von im Lehnrecht, Böhmer, (prin. juris en 24.) 


$. 283. a. (M. $. 196.) 
Der naͤchſte Grund des Retracts iſt Gemeinſchaft. 


Die Idee der Gemeinſchaft liegt geſchichtlich bei allen 
Retractsarten zu Grunde; aus dem Weſen und Begriff der 
einzelnen Retractsarten fließt ſie aber nicht unmittelbar. 

Denn fo liegt bei dem lehns-grundherrlichen Re— 
tract, ſo wie bei dem des Zins- und Erbzinsherrn das 
Obereigenthum, bei dem Gauerben- und Samtbelehn— 
ten-Retract das Geſammteigenthum, bei der Erb— 
lofung das zuverläffige oder doch muthmaßliche 
Erbrecht, bei reichsritterſchaftlichem Retract, bei der 
Markloſung das Corporationsrecht, bei dem Ge— 
ſpilde- und Nachbarrecht Gemeinſchaft zu Grunde. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Gail, (Lib. 2. obs. 19. 
n. 10.) v. Selchow, (jurift. Bibliothek B. 2. S. 598.) 
Pufendorf, (T. 2. obs. 4. 5. 2.) Runde, (a. a. O. 
.$. 195.) Satz N S. 196.) Grieſinger, 
(a. a. O. S. 9 

Andere 92 90 7 dagegen, daß Geſammtei— 
genthum der e Grund ſey: als Walch, (Raͤ⸗ 
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herrecht S. 102.) Allein dieſer kann weder der Geſchichte 
noch den Begriffen nach angenommen werden. 


6. 283. b. (M. 6. 196.) 


Keine Art des Retracts hat gemeinrechtliche Guͤltigkeit; ſonach 
muß der Beweis derſelben ſelbſt bei der Erbloſung gefuͤhrt 
werden. 


Ein Inſtitut kann nur alsdann als allgemein rechts⸗ 
gültig in deutſchen Bundes ſtaaten betrachtet werden, wenn 
es auf allgemeinen Geſetzen beruht; denn die Uebereinſtim— 
mung noch ſo vieler Particulair-Rechte begruͤndet nicht 
die Allgemeinheit, auch ermangelt es an allgemeinen Ge⸗ 

wohnheitsrechten. (f. §. 48. 49.) 

Nach dem roͤmiſchen Recht wird den Verwandten die— 
ſes Recht abgeſprochen. (L. 14. c. de contr. emt. et pac- 
s.) Die Verordnung Friedrichs II. iſt unverbindlich. 
Wenn man auch annehmen will, daß die Erbloſung die aͤl⸗ 
teſte Art des Retracts ift, fo hat fie doch nicht die Vermu⸗ 
thung des allgemeinen Gebrauchs fuͤr ſich, und es muß ſo— 
nach derjenige, der ſich auf ſolche beruft, im Falle des Wi⸗ 
derſpruchs beweiſen, daß ſolche an dem Orte, wo er fie aus- 
uͤben will, durch Geſetz oder Gewohnheit begruͤndet ſey. 

5 Dieſer Meinung ſind: Wernher, (Select. obs. for. 

Tom. 1. P. 3. obs. 162.) Stryck, (de successione ab 
intest. Diss. 6. Cap. 1. $. 15.) Leyſer, (Meditationes ad 
Pand. Vol. 3. sp. 193. med. 2.) Hofacker, (Prin. iur. 
civil. T. 3. $. 1970.) Pufendorf, (observ. iur. uruv. 
T. 1. obs. 133.) Danz, (Handbuch des deut. Privatr. 
B. 2. $. 196.) Goͤtz, (rechtliche Entſcheidungen der juwid. 
Facultaͤt zu Altorf. n. 14. S. 187.) v. Gluͤck, (PComm. 
Th. 16. 5. 994. S. 180.) Eichhorn, (Einl. §. 99.) 
Mittermaier, (a. a. O.) 

Andere als: Gail, (observ. vet. Lib. 2. c. 19.) 
Schilter, (Prax. iur. rom. Exerc. 30. $. 138.) Str u⸗ 
ben, (Nebenſtunden Th. 5. Abh. 32. §. 24.) Selchow, 
(elementa iur. germ. $. 591.) Winckler, (de retra ctu 
gentilitio iuris germanici universalis provocantem in fi in- 
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data intentione constituente) v. Kreitmayr, (Anmerk. 
zum Cod. Max. Th. 4. C. 5. J. 2.) Walch, Naͤher⸗ 
recht B. 2. Hauptſt. 2. Ab. 1. Abth. 1. Abh. h. 23. S. 
262.) Runde, (Gr. des deut. Privatr. J. 196.) nehmen 
das Gegentheil an. 


9. 284. (M. $. 196.) 


Zwiſchen Vorkauf, Wiederkauf und Naͤherrecht iſt ein weſentli⸗ 
cher, gewoͤhnlich unrichtig aufgefaßter, Unterſchied. 


Unter Vorkaufsrecht wird gewoͤhnlich das Recht 
verſtanden, im Fall einer Verſteigerung den Vorzug vor 
allen übrigen zu verlangen, mit der Verpflichtung, alle Be⸗ 
dingungen zu erfuͤllen, welche der Kaͤufer uͤbernommen hat. 
Illlein dieſer Begriff paßt blos auf das geſetzliche Vorkaufs— 
recht, bei einem bedungenen und teſtamentariſchen kommt 
alles auf die Verabredung der Contrahenten und Verfügung 
des Teſtators an. Der Vorkauf ertheilt den Berechtigten 
die Befugniß, von dem Käufer zu fordern, daß wenn er fie 
roieder zu verkaufen willens iſt, Riemandem ſolche als dem 
< Berkaͤufer uͤberlaſſe. | 

Der Wiederkauf legt dem Käufer die unbedingte 
Verbindlichkeit auf, die ihm verkaufte Sache dem Verkaͤu⸗ 
fer auf deſſen Verlangen wieder zuruͤck zu verkaufen, wenn 
gl eich derſelbe die unter dem Vertragsgeſetz des Wiederkaufs 
er handelte Sache fuͤr ſich zu behalten willens waͤre. 

Mit dieſen richtigen Begriffen ſtimmen uͤberein: Ma⸗ 
din, (Diss. de jure protimeseos eiusque a iure retra- 
etı is discrimine. Halae 1758. $. 6.) Weftphal, (Lehre d. 
ge m. Rechts vom Kauf-, Pacht-, Mieths- und Erbzins⸗ 
co atract $. 671.) Geiger u. Gluͤck, (Rechtsfaͤlle B. 2. 
n. 21.) 

Dagegen findet man in Hellfeld, (IJurisp. for. 
T.om. 1. $. 990.) Eiſenhardt, (Inst. iur. germ. privati 
Li b. 3. Tit. 8. F. 28.) Walch, (Raͤherrecht Buch 1. 
H auptſt. 1. F. 4. S. 76.) unrichtige Begriffe. 

Der Unterſchied zwiſchen Vorkaufsrecht und Re— 
triact wird gewöhnlich darein geſetzt, daß jenes dann, 


75 


wenn der Kauf durch Uebergade noch nicht vollzogen ift, 
ausgeuͤbt werden kann, dieſes aber nach geſchehener Ver— 
ER Walch, (a. a. O. S. 251.) Mittermaier, 
a. a. O. 
\ Allein mit Recht wird dagegen von Andern bemerkt, 
daß es ganz gegen die Natur des Naͤherrechts ſeyn wuͤrde, 
wenn es nicht auch vor der Uebergabe ausgeuͤbt werben koͤnn— 
te. Das Naͤherrecht iſt ein anerkannt ſtaͤrkeres Recht als 
das Vorkaufsrecht: es wuͤrde aber ein ſchwaͤcheres Recht 
ſeyn, wenn es erſt durch die Conſummation und nicht ſchon 
durch die Perfection des Kaufes begruͤndet wuͤrde. Ma— 
dihn (a. a. O. §. 12. p. 37.) ſagt: iuris retractus auxi- 
lio non omnia solum consequi possumus, quae juris pro- 
ümeseos constituunt ellectus, sed vires suas adeo extendit, 
ut alienationes quogne irritas faciat. v. Gluck (Pand.⸗ 
Comm. Th. 16. S. 199.) ſagt: welche auffallende Incon⸗ 
ſequenz wuͤrde es nicht ſeyn, wenn man behaupten wollte, 
vermoͤge des Retracts koͤnne zwar eine ſchon geſchehene Ver— 
aͤußerung wieder aufgehoben, aber die Vollziehung des 
Kaufs nicht verhindert werden. Eichhorn (Einl. §. 100.) 


6. 285. (M. $. 197.) 


Die aus dem bedingten Retract entſpringende Klage iſt keine 
actio in rem scripta, kann aber in dem Sinne, wie auch bei 
Reallaſten von Dinglichkeit geſprochen wird, dinglich genannt 
werden. 


1) Mehrere Rechtslehrer ſind der Meinung, daß die 

Klage eine perfonliche fen, welche blos gegen den Pa⸗ 
eiſcenten und feine Erben ftatt habe, nicht aber gegen einen 
dritten Beſitzer, wenn die Sache einmal veraͤußert worden: 
welche Meinung von Struve, (Synt. iur. civil. Exerd. 23. 
Th. 48.) Schilter, (Praxis iur. rom. Exercit. 30. $. 139.) 
Walch, (a. a. O. S. 303.) Hofacker, (Principia jur. 
civil. Tom. 3. $. 1963. 1971.) Thibaut, (civil. Verſu⸗ 
che B. 2. S. 67.) angenommen iſt. Allein die Retracts⸗ 
klage, fofern fie gegen den Käufer gerichtet iſt, wird gegen 
denſelben zunächft dann gegeben, wenn er gegen das Vers 
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bot veräußert, und die Natur derſelben wird offenbar nicht 
durch eine dem Kaͤufer auferlegte beſondere Verbindlichkeit 


— 


beſtimmt, ſondern dadurch, daß die Veräußerung unkräf- 


tig iſt. 

2) Andere find der Meinung, daß fie eine ding⸗ 
liche Klage fen; Bocer, (de iur. retract. Cl. 3. Diss. 
22. ch. 38.) Fromann, (Diss. de iure reir. Th. 20. 

22. 24.) Schopf, (Diss. de jure retract. conventionali 
et test. Tub. 1758. C. 1. f. 7.) Heimburg, (de retra- 
otu gentilitio iure in re $. 15.) Walch, (a. a. O. S. 
231 — 41.) und Grieſinger, (Comm. über d. wuͤrt. 
Landrecht Th. 3. $. 210.) nehmen an, daß wenn der Ei⸗ 
genthuͤmer der Sache, bei der Uebertragung feines Eigen— 


thumsrechts auf einen Andern, ſich das Naͤherrecht auf 


den Fall einer von dieſem vorzunehmenden Veraͤußerung der 
Sache ausbedingt, ein ſolcher Vertrag die Sache fo affi— 
cire, daß dieſelbe cum suo onere als ein mit dem Retract 
beſchwertes Gut auf den neuen Kaͤufer uͤbergehe. Sie 
ſtuͤtzen ſich vorzüglich auf die L. fin. Cod. de pactis inter 
emtor. et vendit. Allein aus den Worten derſelben kann 
man dieß nicht annehmen, wie v, Gluͤck (PComm. Th. 13. 
S. 62.) bewieſen hat. 

3) Noch Andere find der Weinung daß fie eine 


actio in rem scripta ſey: Wittmann, (Diss. iur. 


Bav. et com. quoad ius retractus. Ingolst. 1565. C. 13. 
5. 2.) Eichhorn, (Einl. §. 103.) Roßhirt, (civiliſt. 
Magazin B. 8. S. 61.) v. Speckner, (über die Ding⸗ 
lichkeit der Einſtandsklage: Muͤnchen 1820.) Allein da 
hier das Naͤmliche ftatt hat, was in einem ſolchen Fall ein⸗ 
tritt, wo das pactum de non alienando gegen den Drit— 
ten, an welchem die Sache, dem Vertrag zuwider, veraͤu— 
ßert worden, ſo wuͤrde dieſe Behauptung nur unter gewiſ— 
fen Vorausſetzungen angenommen werden konnen. (Walch 
a. a. O. S. 235.) Dieſe Vorausſetzungen und beſondern 
Faͤlle ſind nun folgende: 1) wenn der Dritte wußte, daß 
die Sache nicht verkauft werden konnte, indem fie dem Naͤ⸗ 
herrecht unterworfen; 2) wenn der Vertrag dahin geſchloſ— 
ſen, daß, wenn demſelben zuwider gehandelt werden wuͤrde, 
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das Eigenthum für ihn nicht übertragen gehalten werden 
ſoll; wenn 3) der Vertrag im Hypothekenbuch angemerkt 
worden. P) 


p) Eichhorn (Einl. $. 101.) ift der Meinung, daß mit einem bedingten 
Verkaufsrecht durch beſondere Verabredungen das Naͤherrecht nicht ver— 


knuͤpft werden kann, und in den angegebenen Faͤllen eine Klage auf 


Abtretung des Gegenſtandes für den Kaufpreis begründet werden koͤnne. 


Nach der richtigen Meinung kann aber die Klage in 
dem Sinne, wie das roͤmiſche Recht die Eigenthums- oder 
Hypothekarklage als dinglich erklaͤrt, nicht dinglich genannt 
werden, da die Klage nicht gegen jeden Beſitzer uͤber— 
haupt geht, und ſelbſt das Eintreten in einen Vertrag zu— 
naͤchſt bezweckt. In dem Sinne, wie auch bei Reallaſten 
von Dinglichkeit geſprochen wird, kann man ſie aber ding⸗ 
lich nennen, in ſo fern die Retractslaſt auf dem Grundſtuͤck 
ſo ruht, daß ſie von jedem Erwerber deſſelben, (auch dem 
Singularsuccessor) anerkannt werden muß, und gegen je— 
den Dritten, der nicht ſelbſt retractsberechtigt iſt, ange— 
ſtellt werden kann. ſ. a. Zangen Rechtseroͤrtr. B. 2. n. 6. 


6. 236. (M. $ 197. n, 1.) 
Nach gemeinem Recht hat der Retract nur bei Immobilien ſtatt. 
Wenn gleich das Verkaufsrecht auch bei beweglichen 
Sachen ſtatt findet, (Hofacker, Princip. jur. civ. 
T. III. 5. 1962.) fo find doch nach gemeinem Recht der 


Gegenſtand des Retracts blos Immobilien. Sit ein 


Sammtkauf geſchloſſen und nicht blos unbewegliche, ſondern 
auch bewegliche Sachen darunter begriffen, ſo kann der 
Retrahent blos auf erſtere Anſpruͤche machen. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: v. Kreitmayr, (Anmerk. 
z. Cod. Max. Th. 4. C. 5. F. 8.) Berger, (Oec. iur. 
Lib. III. Tit. V. Th. 3. n. 5.) Walch, (S. 176.) 


Schorch, (Diss. de retract. rei singularis ex pluribus 


simul uno pretio venditis. Erf. 1783.) f. a. Codex Max. 
Th. 4. C. 5. F. 8. 

Andere nehmen jedoch in Gemaͤßheit der Parti⸗ 
eulair⸗Geſetze das Gegentheil an: wegen Wuͤrtemb. 
Kapff, (D. de iure retrahendi res mobiles speciatim 


* 
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Würtemb. Tub. 1771.) Ötriefinger; (a. a. O. S. 200. 
755.) Wegen Bayreuth, (Corp. Const. brand. Culm- 
P. 2. tom. 1. C. 5.) Gmelin u. Elſäſſer, (gem. 
Beobachtungen B. 1. n. 23.) 


$. 287. (M. $. 197. n. 2.) 
Bei einem wirklichen Tauſch findet der Retract nicht ſtatt. 


Einige Rechtslehrer ſind der Meinung, daß der 
Retract dennoch bei dem Tauſch ſtatt habe, wenn der Re⸗ 
trahent den, der auf dieſe Art die Sache an ſich gebracht 
hat, ſchadlos halten koͤnne, fo nämlich, daß er, außer dem 
Verluſt der ihm veraͤußerten Sache, ſonſt keinen poſitiven 
Nachtheil von der Loſung habe. Wernher, (Select. ob- 
serv. for. Tom. III. P. II. obs. 422.) Leyſer, (med. Sp- 
194. cor. 3.) Grieſinger, (a. a. O. Th. 8. H. 189. 
§. 190.) v. Glück, (PComm. B. 16. S. 162.) 

Andere nehmen an: daß wenn neben der zu vertau⸗ 
ſchenden Sache noch Geld gegeben, und letzteres den Werth 
des erſtern uͤberſteigt, der Retraet ſtatt finde. Dvers 
bek, (edit. über verſch. Rechtsmat. B. 6. n. 317.) Als 
lein dann iſt er ja als Kauf anzuſehen. (arg. L. 79. D. de 
contrah. emt. et de pact. L. 6. f. 1. D. de act. emt. et vend.) 
v. Kreitmayr, (Annal. Th. 4. Cap. 5. F. 9.) — Walch, 
(a. a. O. S. 162.) Danz, (Handb. Th. 2. S. 199.) 
Mittermaier, (a. a. O.) nehmen dagegen an, daß er 
hier darum nicht ſtatt habe, weil der Retrahent dem Kaͤu⸗ 
fer das, was er dafuͤr gab, ganz erſetzen und in alle Kaufs⸗ 
bedingungen einzutreten im Stande ſeyn muß. 


$. 287.b (M. 197.2 3.) 
Bei dem Mengekauf iſt der Retract nicht ausgeſchloſſen. 


Beil einem Menge: oder Geſammtkauf kommt 
es darauf an: ob alle Stuͤcke dem Retraet unterworfen ſind, 
oder blos einige. Im erſtern Fall iſt darauf zu ſehen: ob 

alle Stuͤcke zu einem Hauptgut gehoͤren, oder mit demſelben 
verbunden find, oder beſonders für ſich beſtehen. In dem 
erſtern Falle iſt der Retrahent nicht befugt, gegen den 
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Willen des Kaͤufers an einem Theile des Guts den Retract 
auszuuͤben; in dem letzern Falle kommt es darauf an: 
ob der Kaͤufer ohne diejenigen Stuͤcke, die der Retrahent 
nur allein loͤſen will, den Kauf gar nicht geſchloſſen haben 
wuͤrde; ſo kann der Kaͤufer, vorausgeſetzt, daß er ſich keines 
dolus ſchuldig gemacht, mit Recht verlangen, daß der Re⸗ 
trahent auch die uͤbrigen Stuͤcke uͤbernehme, wenn ſie nun 
fuͤr ihn keinen Werth und Intereſſe mehr haben. Haͤtte 
hingegen der Kaͤufer diejenigen Stuͤcke, die der Retrahent 
nicht verlangt, auch an und fuͤr ſich gekauft, ſo daß ihm 
daraus, daß er ſie behaͤlt, kein beſonderer Nachtheil ent⸗ 

ſteht; ſo laͤßt ſich nicht behaupten, daß der Retrahent ver⸗ 
bunden ſey, alle feinem Naͤherrecht unterworfenen Stuͤcke 
zu retrahiren, weil Niemand zur Ausuͤbung eines ihm zu⸗ 
ſtehenden Rechts gezwungen werden kann, ſofern keinem 
Andern durch den Nichtgebrauch deſſelben ein Nachtheil 
erwaͤchſt. In dieſen Faͤllen, wo aus einem Geſammtkauf 
nur einzelne Stuͤcke retrahirt werden, muß das zu retrahi⸗ 
rende Grundſtuͤck durch vereidete Sachverſtaͤndige nach ſei⸗ 
ner Groͤße und Guͤte geſchaͤtzt werden. 

Dieſer Meinung, welche ſchon Harmenopolus, 
(in Promptuario juris Lib. III. tit. 3. n. 128.) vertheidig⸗ 
te, find Berger, (oec. iur. Lib. III. tit. 5. f. 13. n. 5.) 
Grieſinger, (a. a. O. S. 835 — 840.) v. Gmelin, 
(Comm. iur. civil. de singulari jure rerum plurium, 
quae non sine damno vel offensa pietate separantur, prae- 
eipue circa emtionem et venditionem. Tubing. 1814. $. 27.) 
v. Gluͤck, (a. a. O. ©. 184.) 

Das Gegentheil, daß naͤmlich in dieſem Falle der Re⸗ 
trahent alle in dem Sammtkauf befindlichen Stuͤcke uͤberneh⸗ 
men, oder von dem Retraet abſtehen muͤſſe, nehmen 
an: Tiraquell, (de retractu $. 23. glos. 1. n. 1. und 
glos. 2. n. 2 u. 3.) Frantzius, (de Laudemio cap. 16. 
n. 276.) Hoffmann, (Tr. de iure rerum individua- 
rum Cap. IV. Sect. 3. n. 91.) Schorch, (Dis. de re- 
tractu rei singularis ex pluribus simul in pretio venditis. 
Erf. 1788. p. 4. 
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Wenn aber der zweite Fall eintritt, daß nicht 
alle in dem Sammtkauf begriffene Guͤter dem Retract unter⸗ 
wor fen find, fo fällt zwar der Retract nicht weg, allein der 
Retrahent iſt entweder verbunden, in den ganzen Kauf ein: 
zutreten, oder von dem Metract abzuſtehen, wenn es naͤm— 
lich bei dem geſchloſſenen Contract zur Bedingung gemacht 
war, daß alles bei einander bleiben muͤſſe, ſo daß der Kaͤu⸗ 
fer den Kauf gar nicht geſchloſſen haben wuͤrde, wenn er 
das dem Retract unterworfene Grundſtuͤck nicht zugleich mit 
erhalten hätte. Iſt aber das Gegentheil, fo kann der Kaͤu— 
fer, wenn der Retrahent das mit dem Naͤherrecht belaſtete 
Grundſtuͤck verlangt, nicht ſagen, daß er einen Nachtheil 
habe. a . 
Hiermit ſtimmen uͤberein: Voet, (Comment. ad 
Pand. Lib. XVIII. Tit. 3. 5. 22.) Pufendorf, (Ob- 
serv. iur. univ. Tom. III. Obs. 40. 5. 4.) Ciürtius, 
(coniecturae iur. civil. Lib. II. c. 38. in Otto, The- 
saur. iur. rom. Tom. V. p. 198.) Walch, (a. a. O. 
S. 207.) Dans, (a. a. O. S. 203.) Kind, (Quaest. 
for. T. 1. c. 52.) 

Das Gegentheil naͤmlich, daß bei einem Sammtkauf 
jeder Retract wegfaͤllt, nehmen an: Berlich, (Decis. 165. 
n. 5. Dec. 166. n. 1.) Wernher, (Select. observ. for. 
T. I. P. 5. ob. 222.) Hommel, (Rhaps. quaest. for. 
Vol. I. obs. 43. 206.) Loſſius, (Prozeßgebrechen 
S. 165.) 


6. 288. (M. $. 179 . not. 8.) 


Der Retract findet bei Subhaſtationen ſelbſt nach der Adjudi⸗ 
cation ſtatt. 


Der Retract findet vorzuͤglich dann ſtatt, wenn die 
zu retrahirende Sache durch Kauf auf einen Andern über: 
tragen iſt. Da nun die Subhaſtation eine Art des Kaufs 
iſt, ſo muß auch alles dasjenige, was in Anſehung des 
Kaufs gilt, hier Anwendung finden; auch kommt es nicht 
darauf an: ob die Adjudication ſchon wirklich erfolgt iſt, 
oder nicht, indem jede obrigkeitliche Beftätigung nur salvo 
iure tertii ertheilt zu achten iſt. 5 

ur 


B. 3. med. 112.) 
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Nur bei fiscaliſchen Subhaſtationen finden Ausnah⸗ 
men ſtatt, bei dieſen kann nach ausdruͤcklicher Beſtimmung 
der Geſetze (L. 5. C. de fide et iure hastae fiscal. LI. 
u, 3. C. Si propter pub. pensit.) wenn die Adjudicarion 
ſchon erfolgte, das Naͤherrecht nicht mehr ausgeuͤbt werden. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Grieſinger, (a. a. O. 
S. 726.) Riedel, (Abh. Hat das Naͤherrecht bei Sub— 
haſtationen vor oder nach der Adjudication ſtatt? Anſp. 


178 1.) Ritter, (D. de retractu feudali et gentilitio, va- 


riisque circa eum controversiis. Bamb. 1787. F. 19 — 36.) 
Buͤlow u. Hagemann, (praet. Erörtr. B. 2. n. 56. 
Danz, (Handb. B. 2. S. 199.) v. Gluͤck, (Pan⸗ 
decten Com. Th. 16. S. 199.) Wegen des Vorkaufsrechts 
ſ. Kind, (Quaest. for. B. 4. c. 63.) a 
Andere verwerfen den Retraet bei Subhaſtationen 
überhaupt: Matthaͤi, (Lib. 1. auct. Cap. XVI. n. 41.) 
v. Groͤnewegen, (tract. de legibus abrogatis Lib. XIII. 
ut. V. p. 250.) Voet, (Com. ad Pand. Lib. XVIII. 
Tit. 3. §. 23.) Wiſſenbach, (Exercit. ad Pand. Vol. 1. 
Diss. 36. th. 12.) Consilia Tubing. (Vol. II. cons. XIX. 
not. 20.) Hommel, (Bihaps. quaest. for. Vol. IV. obs. 
688.) | 
Noch Andere find der Meinung, daß er zulaͤſſig 
ſey; doch nehmen Einige an, nur bei freiwilligen Sub; 


haſtationen, wenn nicht aus den Umſtaͤnden hervorgeht, 


daß der Retrahent in die Subhaſtation gewilligt, derſelben 
entſagt habe. Bynckershoͤck, (Quaest. iur. priv. 3. 
0. 14.) Scherer, (in annot. zu de Groot Inleiding p. 559.) 
Mittermaier, (a. a. O) Noch Andere laſſen ihn 
nach der Adjudication nicht zu. Gail, (de pign. c. XL. 5.3.) 
Reinkingk, (de retract. consang. quaest. 4. p. 129.) 
Carpzov, (Part. II. const. XXX. def. 18.) Wern⸗ 
her, (observ. T. III. part. II. obs. 24.) Berger, (Elect, 
discept. forens. p. 1176.) Leyſer, (Medit. spec. 195. 
m. 7.) Struve, (Synt. iur. civil. Ex. XXIII. f. 61.) 
Walch, (Introduct. in controv. iur. civil. p. 624.) ſ. a. 
O verbek, (Meditationen uͤber verſchiedene Rechtsmate— 
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| . 289. (M. $. 197. a) 

Bei einem Freundeskauf, wenn eine Schenkung zum Grunde 
liegt, findet der Retract nicht ſtatt. 

Wenn gleich nicht behauptet werden kann, daß blos 
bei einem wahren Kauf der Retract eintritt, ſo wird doch 
vorausgeſetzt, daß die zu retrahirende Sache auf den An— 
dern durch einen laͤſtigen Titel gekommen iſt; ſonach iſt, 
wenn bei dem Freundeskauf eine wahre Schenkung vorhan— 
den, der Retract ausgeſchloſſen. 

Hiermit ſtimmen überein: Oeltze, (Diss. qua expend. 
quaestio: an in venditione gratiosa ius protimeseos lo- 
cum habet? Jena 1767.) Harpprecht, (Diss. de vend. 
gratiosa $. 69 — 77.) Walch, (Näherreht S. 179. $. 29.) 
Mittermaier, (a. a. O.) 

Andere beantworten die Frage nach einigen Unter— 
ſchieden: Wenn der Kaͤufer die Abſicht hatte, dem Verkaͤu- 
fer eine Wohlthat zu erzeigen, ſo daß er ihm mehr zahlt 
als die Sache werth iſt, ſo laſſen ſie das Naͤherrecht ſtatt 
finden, weil es dem Verkäufer gleichgültig ſeyn koͤnne, ob 
ihm der Kaͤufer oder ein Dritter dieſe Wohlthat erzeigt: 
nur duͤrfe der Kaͤufer keinen Schaden leiden, und es ſey 
daher nicht genug, daß der Retrahent blos den Werth er— 
ſetze. Grieſinger, (a. a. O. $. 139.) und Harp 
precht, (a. a. O. H. 76.) find der Meinung, daß es hin— 
laͤnglich ſey, wenn er ihm den Werth erſetze, fa. Oeltze, 
(a. a. O. F. 18. 19.) 

Wenn aber der Verkaͤufer dieſe Freigebigkeit ausuͤbe, 
komme es darauf an: ob, wenn er einen Theil der Sache 
dem Kaͤufer geſchenkt habe, die Trennung moͤglich ſey, oder 
nicht? In jenem Fall habe das Naͤherrecht ſtatt in Ruͤckſicht 
des gekauften Theils der Sache, im letztern Fall faͤnde es 
aber nicht ſtatt. Wenn endlich der Verkaͤufer aus beſon— 
derer Zuneigung dem Kaͤufer einen Theil des Kaufgelds ge— 


ſchenkt habe, ſo faͤnde zwar kein Vorkauf ſtatt, der geſetzli— 


che Retract werde aber nicht ausgeſchloſſen; jedoch muͤſſe 

der Retrahent dem Kaͤufer den ganzen Werth bezahlen, ſo 
wie er von beeidigten Sachverſtaͤndigen geſchaͤtzt ſey. 

Dieſer Meinung find: Madihn, (de jure proti- 


83 
mes. F. 8. n. 4.) Pufendorf, (observat. iur. univ. T. 3 


obs. 40. $. 6.) Hofacker, (Princip. iur. civ. T. 3. ß. 
1963.) vorzüglich v. Gluͤck, (PComm. B. 16. S. 165.) 


6. 290. 
Bei Veraͤußerungen, welche mittelſt eines Verpflegungsvertrages 
geſchehn, findet das Naͤherrecht nicht ſtatt. 


Das Naͤherrecht faͤllt in allen Faͤllen weg, wo der 
Verkaͤufer auf irgend eine Art weſentlich dabei intereſſirt iſt, 
daß nur der Kaͤufer und kein Dritter die veraͤußerte Sache 
erhaͤlt, und wo alſo der Verkaͤufer perſoͤnliche Abſichten auf 
den Kaͤufer bei dem Verkauf gehabt hat. Dahin gehoͤrt ins- 
beſondere der Fall, wenn der Kaͤufer verſpricht, den Ver— 
kaͤufer zeitlebens zu ernähren, eine lebenslaͤngliche Woh— 
nung in dem Hauſe zu uͤberlaſſen: denn in allen dieſen Faͤl— 
len kann es dem Verkaͤufer nicht gleichguͤltig ſeyn, von wem 
dieſe Bedingung erfuͤllt wird, indem ſie ein beſonderes Zu— 
trauen vorausſetzt. Anderes iſt es, wenn der Verkaͤufer 
darein willigt, daß auch der Retrahent dieſe Bedingung 
erfuͤllt, oder wenn an die Stelle der ausbedungenen Praͤ— 
ſtation ein gewiſſes Geldquantum treten ſoll. 

Hiermit ſtimmen überein: Reinkingk, (de reır. 
cons. qu. 4. n. 93.) Leyſer, (medit. sp. 192. med. 2.) 
Schaumburg, (in annot. ad. Struv. jurispr. Lib. 3. 
tit. 2. 5. 35.) Struben, (rechtl. Bedenken Th. 4. B. 
126.) Schmidt, Loͤffentliche Rechtsſpruͤche S. 399.) 
Overbeck, (Meditationen B. 8. med. 429.) Grieſin— 
ger, (a. a. O. J. 192.) Danz, (Handbuch B. 2. S. 
201.) Runde, (Rechtslehre von der Leibzucht oder Alt— 
theil Th. 2. S. 68.) v. Gluͤck, (PComm. 16. S. 164.) 

Andere, als: Schoͤpf, (Diss. de retractu conven-- 
tionali et testam. |. 10.) Walch, (a. a. O. S. 176.) neh⸗ 
men das Gegentheil an. i 

In der Entſcheidung der pr. Geſetzcommiſſion vom 
24ſten Jan. 1789. (Klein Annalen B. 4. S. 163.) 
heißt es: daß an Orten, wo Retractus consanguinitatis 
überhaupt eingeführt ift, ſolcher auch in dem Falle ausge: 
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uͤbt werden koͤnne, wenn jemand ein unbewegliches Gut eis 
nem andern unter der Bedingung, daß dieſer jenen dagegen 
lebenslaͤnglich verpflegen ſolle, eigenthuͤmlich uͤberlaͤßt, und 
der zu Verpflegende in die ihm vom Retrahenten zu leiſten— 
de Verpflegung williget. 8 


§. 291. (M. $. 197. n. 5.) 
Der Retract kann cedirt werden. 


Der Retract iſt ein mit dem Immobile verbundenes 
Recht, und ſo wie dieß auf jeden Andern uͤbertragen werden 
kann, wenn nicht gewiſſe perſoͤnliche Eigenſchaften hindern, 
ſo kann es auch dieſes. Eben ſo gut das Vorkaufsrecht 
Andern abgetreten werden kann, P) fo iſt auch der Retract 
ceſſibel. Bei der Erbloſung und dem ehemaligen ritterſchaft— 
lichen Retract kommt die perfonliche Qualitaͤt des Beſitzers 
in Betracht, ſonach koͤnnte zwar dieſes Recht cedirt werden, 
aber nur an den, welcher dieſe Eigenſchaften hatte. 

p) Madihn a. a. O. \ 

Einige Rechtsgelehrte find der Meinung, daß 
er uͤberhaupt nicht abgetreten werden koͤnne: als Groß, 
(de cessione juris retractus) Hofacker, (Principia juris 
civil. T. 3. F. 1974.) Andere nehmen einen Unterſchied 
zwiſchen dem conventionellen und dinglichen Naͤherrecht, je— 
nes halten fie für ceſſibel. Walch, Ca. a. O. S. 120.) 
Weishaar, (wirt. Privatrecht $. 1110.) Loiſel, (Inst. 
2. p. 53.) Zangen, (Beiträge 2. S. 29.) Dieſes aber 
vorzuͤglich dann nicht, wenn der Grund des Retracts in ei— 
ner perſoͤnlichen Qualitat oder einem gewiſſen Verhaͤltniß 
zur Sache liege. v. Gluck, (PComm. B. 16. S. 195.) 
Mittermaier, (a. a. O.) 

$. 292. a (M. $. 197. not. 6.) 
Sobald der Kauf perfect geworden, kann er zum Nachtheil des 
Retrahenten nicht mehr aufgehoben werden. 


Daß das Vorkaufsrecht durch die Willkuͤhr der Con— 
trahenten dem Berechtigten nicht entzogen werden kann, iſt 
außer Zweifel; (Hommel, Rhaps. quaest. for. Vol. 1. 
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obs. 102. n. 1. Bülow und Hagemann, (pract. Eroͤrt. 
B. 4. Eroͤrt. 7.) ob nun bei dem Naͤherrecht das Naͤmliche 
eintrete, iſt beſtritten. 


Einige find der Meinung, daß die Contrahenten von 


dem Contract wieder abgehen konnen, wenn der Kauf durch 
die Uebergabe noch nicht vollzogen ſey, Woet, (Commentar. 
ad Pand. Lib. 23. tit. 3. $. 24.) Struve, (Syntay jur. 
civil. Ex. 23. $. 66.) Berger, (oecon. iur. L. 3. Tit. 
5. F. 13.) Leyſer, (medit. ad Pand. Vol. 3. Sp. 195. 
med. 9.) Walch, (a. a. O. S. 281. und jus controvers. 
P. 629.) Müller, (observat. pract. ad Leys. T. 2. fasc. 2. 
obs. 412.) indem es uͤberhaupt erlaubt ſey, von einem ge— 
ſchloſſenen Kauf zuruͤckzugehen, wenn durch die Uebergabe 
die Sache noch nicht an den Kaͤufer gebracht worden. 
(L. 3. 5. F. 1. D. de resc. vendit. L. 1. 2. c. Quando 
liceat ab emtore discedere) Uleberdieß erhalte ja der Re— 
trahent erſt alsdann ein Recht den Retract auszuuͤben, wenn 
durch die Uebergabe die Sache an den Kaͤufer gebracht wor— 
den. 

Andere dagegen als: Pufendorf, (observ. jur. 
Tom. 3 obs. 40. f. 5.) Hellfeld, (iurisp. for. $. 996.) 
Schmidt, (hinterlaſſene Abh. verſchied. pract. Rechtsma— 
terien, herausgeb. v. Faſelius B. 1. Ipzg. 1795. n. 21.) 
unterſcheiden: ob ſich Retrahent ſchon gemeldet habe, oder 
nicht; nur in dem erſteren Falle ſtuͤnde es dem Contrahen— 
ten nicht mehr frei vom Kaufe zuruͤck zu gehen, und zwar 
darum, weil, ſobald die Erklaͤrung erfolgt, der Retra— 


hent in die Stelle des Käufers trete; deßhalb koͤnne der 
Kaͤufer den Verkaͤufer ſeiner Verbindlichkeit nicht mehr 


entlaſſen. Nemo mutare potest consilium suum in alte- 
rius iniuriam (L. 75. D. de reg. iur.) Allein richtiger iſt 
die Meinung, welche Sande, (Decis. aurae Läb. 3. tit. 5. 
Def. 6.) Stryck, (de succ. ab intest. Diss. 6. c. 4. 6. 39.) 
Grieſinger, (Comment. B. 3. $. 197. S. 778.) 
Zangen, (pract. Bemerk n. 11. S. 40.) Buͤlow und 
Hagemann, Lpract. Eroͤrt. B. 4. n. 7.) Gmelin, 
(uͤber die Folgen der Wiederaufhebung des Kaufvertr. auf die 
Loſung. Tuͤb. 1807.) und Gluͤck, (a. a. O. S. 193.) 


86 

angenommen haben, daß die Kontrahenten, nachdem der 
Kauf perfect ſey, nicht mehr zuruͤcktreten koͤnnen, indem ſich 
zwar der Retract von dem Vorkaufsrecht dadurch weſentlich 
unterſcheidet, daß er noch nach der Uebergabe gegen den 
Kaͤufer geltend gemacht wird, und die ſchon veraͤußerte Sa— 
che mittelſt deſſelben abgefordert werden kann, daß aber dar—⸗ 
aus nicht zu folgern iſt, daß er erſt durch die Uebergabe 
begruͤndet werde. Denn der Retract iſt ein anerkannt ſtaͤr— 
keres Recht als das Vorkaufsrecht; es wuͤrde aber ein 
ſchwaͤcheres Recht ſeyn, wenn es erſt durch die Conſumtion 
und nicht ſchon durch die Perfection des Kaufes begruͤndet 
würde. ($. 284.) | 


6. 292. b. (M. $. 197. .) 


Die Erbloſung hat nur bei Erbguͤtern, nicht bei neuerworbenen 
ſtatt. 


1) Schon die mittlern deutſchen Geſetze, der Sach⸗ 
ſen- und Schwabenſpiegel beſtimmen, daß nur in 
Erbguͤtern die Erbloſung ſtatt finde, denn unter dem eigen 
koͤnnen nur ſolche verſtanden werden. 5 

2) Sieht man auf den Urſprung dieſer Retractsart, 
ſo iſt es unbedenklich, nur dasjenige, was in Erbgang ge— 

kommen, war verfangen, und konnte blos mit Laub der Ver— 
wandten veraͤußert werden. 

3) Auch die meiſten neueren Geſetze ſtimmen hiermit 

uͤberein. 

Dieſer Meinung ſind: von Kreitmayr, (Anmerk. 
zum Cod. Max. Th. 4. c. 5. F. 8.) Walch, (a. a. O. 
S. 352.) Runde, (Gr. d. deutſch. Privatr. $. 196.) 

rn (Handbuch Th. 2. S. 213.) Mittermaier, 

a. a. 

5 Andere nehmen das Gegentheil an, und dehnen den 
Retract auch auf die neuerworbenen Guͤter aus: Schilter, 
(Exercitationes. exerc. 30. $. 138.) Stryck, (Tr. de suc- 
cessione ab intest. Diss. 6. C. F. 23.) Piſtorius, (Quae- 
stiones iur. Lib. 2. O. 12. n. 65.) Eichhorn, (Einleitung 
J. 105.) ſ. a. C. Max. ba v. Th. 4. c. 5. f. 8. 
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$. 293. (M. $. 197. 3.) 
Der naͤchſte Erbe hat den Vorzug und kann auch alsdann, wenn 
dieß Gut an einen Entfernten veraͤußert worden, retrahiren. 

1) Ergiebt ſich dieſes aus II F. 26. $. 13. Titius, 
heißt es: ſilios masculos non habens, partem suam feudi 
Seio, partem eiusdem feudi possidenti agnato suo con- 
cessit. Sempronius proximior agnatus mortuo demum 
Titio partem illius feudi nullo dato pretio recuperare 
potest. Quodsi Tiuus filios proprios haberet, pretio red- 
dito etiam vivo Titio: quodsi consensit alienationi vel 
per annum ex quo scivit tacuit: omnia removebitur. 

2) Hat der Naͤhere bei der Erbfolge den Vorzug. 
a 3) Kann der Verpflichtete durch eine ganz willkuͤhrli— 
che Handlung das wohlerworbene Recht ſeiner Anverwand— 
ten nicht kraͤnken: und es iſt daher der von dem Gegner an— 
genommene Grundſatz: daß wenn der Verkauf nicht an ei— 
nen Fremden geſchieht, der Retract nicht ſtatt habe, weil 
alsdann der wahre Grund eeſſire; dann, wenn die Veraͤuße— 
rung an einen entfernten Verwandten erfolge, keine Veraͤu— 
ßerung an einen Fremden ſey, ganz hinfällig. 

Hiermit ſtimmen überein: Piſtorius, (quaest. iur. 
Lib. 2. p. 1. quaest. 2. p. 459.) Tiraquell, (de re- 
traciu consang. quaest. XI. n. 25. p. 17.) Struve, (iu- 
risprud. rom. for. Lib. 3. tit. 11. f. 33.) Leyſer, (Sp. 
193. cor. 2.) Müller, (observ. pract. ad Leys. Vol. 2. 
fasc. 2. p. 62.) Eichhorn, (a. a. O. 9. 105. S. 301.) 

Andere nehmen das Gegentheil an: als Stryck, 
(de success. ab intest. Diss. 6. cap. 3. F. 23.) Wern: 
her, (Part. 5. obs. 153.) Engau, (Elem. iur. germ. 
Lib. 3. tit. 8. p. 564.) Walch, (Naͤherrecht S. 359. u. 
ius controv. Pp. 628.) ſ. a. Solmiſche Landesord. Th. 2. 
tit. 12. f. 19. 


$. 294. (M. $. 197. a.) 
Gegen die Kinder des Verkäufers, welche den Netract ausuͤben, 
kann die exceptio rei venditae nicht gebraucht werden. 
Wenn gleich die Kinder verbunden find, die Handlun— 
gen ihrer Eltern zu vertreten, wenn ſie Erben geworden, 
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ſo treten ſie als Retrahenten nicht in der Eigenschaft als 
Erben, ſondern als Berechtigte auf; auch iſt wohl anzuneh— 
men, daß der Vater die Veräußerung salvo liberorum suo- 
rum vornahm. 

Hiermit ſtimmen überein: Struve, (Exercit. 23. 
ches. 53. tom. 1. p. 1565.) Stryck, (de success. ab in- 
test. Diss. 6. c. 21. F. 26.) Pufendorf, (obs. iur. univ. 
T. 2. ob. 4. en (Beitr. 1. S. 49.) 
un (Handbuch Th. 2. S. 214.) Mittermaier, 
a. a. O. 

Geſtuͤtzt auf den Grundſatz, daß der Erbe die Handlun— 
gen ſeines Erblaſſers vertreten muͤſſe: (L. 7. o. de liber. 
causa) nehmen Andere das Gegentheil an: als Rein- 
fing f, (de retract. consang. q. 11. n. 368.) Fachinaͤus, 
(Lib. 8. controv. c. 18.) Huber ; (Praelect. ad dig. Lib. 
18. tit. 5. f. 16.) v. Eck, (controv. iur. ih. 337.) Boͤ⸗ 
&elmann, (ad tit. Dig. de rescind. vend. n. 1.) 


6. 295. (M. b. 197. a.) N 
Die Descendenten des erſten Erwerbers werden ohne Befchrän: 
kung des Grades (in infinitum) zugelaffen. 


Wo nicht Particulair-Geſetze eine Beſchraͤnkung des 
Grades der Verwandtſchaft enthalten, (wie der Codex Max. 
bav. Th. 4. K. 5. §. 3.) welche blos darum gemacht iſt, 
um dieſes hoͤchſt nachthellige 4) Recht nicht zu weit aus zu⸗ 
dehnen, ſo kann ſolche nach gemeinem Recht nicht angenom— 
men werden, indem ſie auch bei der Erbfolge nicht mehr 
ftatt findet. Es iſt daher unrichtig, wenn Einige ſolche 
bald auf den Aten oder 10ten Grad beſchraͤnken. 

b) Runde in der oldenburgiſchen Zeitſchrift 1804. B. 1. Heft 1. u. 3. 


Hiermit ſtimmen uͤberein: Stryck, (de success. ab 
intestato Diss 3. C. 3. $. 10.) Müller, (ad Struv. Ex. 
38. th. 36.) Walch, (Introd. in controv. iur. civ. p. 647.) 
Zangen, (Beitr. 1. S. 42.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Andere als: Richter, (Decis. 76. n. 12.) Tira⸗ 
quell, (de retract. convent. et municipal. $. 1. gl. 9.) 
Pegius, (vom Vorkauf Lib. 1. c. 9.) Reinkingk, 


| 89 
(de retr, consang. quaest. 2, n. 53. p. 51.) v. Kreit⸗ 


mayr, (Anmerk. zum C. M. Th. 4. c. 5. 9. 3.) neh⸗ 
men das Gegentheil an. 


$. 296. (M. $. 197. b.) 
Der Retrahent muß auch dann den Kaufpreis bezahlen, wenn 
er den wahren Werth uͤberſteigt, oder der Werth in der Zwi— 
ſchenzeit gefallen ſeyn ſollte. 


Das Vorkaufsrecht unterſcheidet ſich dadurch vorzuga⸗ 


lich vom Näherrecht, weil bei jenem die Erfuͤllung aller 
Kaufbedingungen, die ein Anderer uͤbernehmen will, eben 
ſo wenig weſentlich erforderlich iſt, als die Erlegung deſſel— 
ben Kaufpreiſes, wie bei dem Letzteren. (Geiger und 
Gluͤck, Rechtsfaͤlle B. 11. n. 21.) Es kommt alſo auch 
nicht bei dem Letzteren darauf an: ob der Kaufpreis mit dem 
Werth der Sache in Einklang ſteht; die L. 2. C. de resc. 
vend. findet keine Anwendung bei dem Naͤherrecht, wor— 
auf ſich vorzuͤglich die entgegengeſetzte Meinung ſtuͤtzt, vers 
theidigt von Wenſenbeck, (Part. 2. cons. 66.) Rich- 
ter, (Decis. 76. n. 46.) Wernher, (Obs. Part. 9. 
dec. 165.) ſ. a. Reinhard, (Comm. zum wuͤrt. Land⸗ 
recht Th. 1. S. 290.) 

Die richtige Meinung vertheidigen: Leyſer, (Med. ad. 
Pand. Sp. 193. m. 9.) Walch, Naͤherrecht S. 193. u. 
Controv. iur. civil. p. 626.) Böhmer, (auserleſ. Rechts— 
fälle B. 1. resp. 68. n. 15.) Gluͤck, (a. a. O. S. 186.) 


$. 297. (M. $. 197 b. not. 2.) 
Dem Kaͤufer ſteht ein Retentionsrecht an der zu retrahirenden 
Sache wegen Koſten und Meliorationen nur dann zu, wenn die 
Forderungen liquid ſind. 


Wenn die Forderung wegen Koſten und Meliorationen 
mit der Sache ſelbſt connex und liquid find, fo iſt es wohl 
unbedenklich, daß dem Kaͤufer, ſo lange ſolche nicht vom 
Retrahenten bezahlt ſind, ein Retentionsrecht zuſteht, indem 
es alsdann an den nöthigen Erforderniſſen nicht ermangelt. 
Sind aber die Forderungen illiquid, ſo kann der Kaͤufer 
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zur Herausgabe der Sache nur dann angehalten werden, 
wenn der Retrahent wegen des Liquidums hinreichende Si— 
cherheit ſtellt; will er dieſes nicht, fo iſt der Käufer zur Ab— 
lieferung der Sache nicht verbunden. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Mevius, (P. 2. De- 
cis. 15.) Schlockwerder, (Pr. an et quatenus ius re- 
tentionis in retractu ob meliorationes fundi locum sibi 


vindicet? Wittenb. 1790.) Kluͤber, (Bibliothek kleiner 


jurift. Schriften B. 5. St. 20. n. 104.) Danz, (a. a. 
DO. S. 205.) 


Andere behaupten, daß auch wegen der illiquiden 


Koſten und Meliorationen die Retention ſtatt finde, und 
zwar darum, weil in L. 33. D. de. cond. ind. kein Un⸗ 
terſchied zwiſchen liquiden und illiquiden Koſten gemacht 
werde. Stryck, (de possessione per cautionem non 


auferenda. Cap. 2.) Hahn ad Wenſenbeck, (Lib. 16. f 


Ut. 2. n. 8. 9.) Wernher, (P. 1. obs. 287.) 

Noch Andere unterſcheiden zwiſchen demjenigen 
Zuruͤckbehaltungsrecht, welches ipso jure, und dem, das 
ope exceptionis eintritt. Erſteres betrachten fie als eine 
Art von Compenſation, wobei das IIliquidum nicht in Be— 
tracht komme, wohl aber bei dem Letzteren. Lauterbach, 
(Diss, de retentione g. 6.) Es bach ad Carpzov, (const. 
25. P. 2. Def. 17.) 

Einige noch laſſen das Retentionsrecht alsdann ein— 
treten, wenn die Exiſtenz und Wahrheit der Forderung au— 
ßer Zweifel und nur noch die Summe zu berichtigen iſt. 
Hommel, (Rhaps. obs. 200.) 


§. 298. 
Zur Gewaͤhrleiſtung iſt der Verkäufer dem Käufer, welchem ter 
gen der Loſung die Sache entriſſen wird, nur in gewiſſen Faͤl— 
len verbunden. 


Wenn gleich mehrere die Frage: ob der Verkaͤufer 


zur Gewährleiſtung verbunden ſey, verneinen: als Me— 
vius, (P. V. Dec. 312.) Lynker, (Resp. 107.) Ley⸗ 
fer, (Sp. 193. m. 2.) Walch, (a. a. O. S. 204.) fo 
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iſt doch dieß im Allgemeinen nicht anzunehmen. Vielmehr 
iſt zu unterſcheiden: ob der Retract in den oͤffentlichen Ver⸗ 
kaufs- oder Hypothekenbuͤchern, auf dem Grundſtuͤck haf— 
tend, angezeigt iſt. In dieſem Falle iſti der Verkaͤufer zur 
Gewaͤhrleiſtung darum nicht verpflichtet, weil es die Pflicht 
des Käufers war, bei Abſchließung des Kaufes ſich um die 
auf dem Grundſtuͤck haftenden Laſten zu erkundigen, und er 
hieruͤber durch Einſicht in das Hypothekenbuch Gewißheit 
erhalten konnte. Iſt aber dieſe Bemerkung nicht geſchehn, 
ſo kommt es darauf an: welche Art von Retraet es iſt. Iſt 
es ein geſetzlicher, ſo faͤllt die Gewaͤhrleiſtung darum 
weg, weil der Kaͤufer mit den Geſetzen des Orts bekannt 
ſeyn muß, wo er den Vertrag eingeht; iſt es aber ein ver» 
trags mäßiger oder teſtamentariſcher Retraet, fo 
iſt der Verkaͤufer zur Gewaͤhrleiſtung verpflichtet, weil der 
Kaͤufer hiervon keine Wiſſenſchaft gehabt hat. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Grieſinger, (a. a. O. 
S. 951.) Danz, (Handbuch Th. 2. S. 209.) 


$. 299. (M. 197. e) 


Der Anfang der Verjährung des Retractsrechts iſt von der Zeit 
an zu rechnen, wo der Retrahent die Klage ausüben konnte. 


Wenn gleich einige Rechts gelehrte der Mei- 
nung ſind, daß der Anfang der Verjaͤhrung von der Zeit 
anfange, wo der Kauf zu Stande gekommen, ſo ſtoͤßt 
doch ſolche 

1) gegen die Beſtimmung der Geſetze an, indem es 
in II. f. 28. §. 13. heißt: quod si consensit alienationi, 
vel per annum, ex quo scivit, tacuit. 

2) Erſt nach der Uebergabe und nachdem ſolche der 
Retrahent erfuhr, tritt das Moment ein, wo er ſein Recht 
klagend zu verfolgen im Stande iſt. 

Hiermit ſtimmen überein: Walch, (a. a. O. S. 271. 
275.) Grieſinger, (a. a. O. §. 219.) Danz, (a 
a. O. S. 211.) Gluͤck, (a. a. O. S. 190) Mitter⸗ 
maier, (a. a. O.) Unterholzner, (Verjaͤhrungslehre 
2. S. 292.) 
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$. 300. (M. $. 197. c) 


Der Retract aus doppelten Gründen geht dem einfachen nur in 


einem beſondern Falle vor. 


Daß das ſtaͤrkere Recht dem ſchwaͤchern vorgehe, iſt 
wohl undedenklich; allein daraus, daß jemand zwei Re— 
tractsarten in ſeiner Perſon vereinigt, laͤßt ſich noch nicht 
ein ſtaͤrkeres Recht ſchließen: der Retrahent, der aus dops 
peltem Grunde retrahiren kann, hat daher vor dem, welcher 
aus einem einfachen Grunde den Retract ausuͤbt, nur dann 
den Vorzug, wenn eine von den coneurrirenden Retraets— 
arten von der Art iſt, von welcher das einfache Recht des 
Coneurrenten iſt; z. B. wenn einer die Erbloſung und das 
Nachbarrecht beſitzt, der Concurrent aber blos das Mad): 
barrecht. b 
Andere geſtatten uͤberhaupt dem den Vorzug, der ein 
doppeltes Retractsrecht ausuͤbt: als Walch, (S. 543.) 
Danz, (a. a. O. S. 219.) Eichhorn, (Einl. $. 106.) 
verwirft ſolches überhaupt. 


$. 301. (M. $. 198.) 


Der Gutsäbergabevertrag hat auch dann noch die Natur des Kauf: 
vertrags, wenn der usus fructus und habitatio vorbehalten iſt. 


Schon nach dem römifchen Recht wird die Natur 
des Kaufcontraets dadurch nicht geändert, wenn der Nieß— 
brauch, Wohnung oder gewiſſe Praͤſtationen vorbehalten 
find, (L. 21. F. 6. L. 53. f. 2. D. de emt. vend.) nur wird 
vorausgeſetzt, daß die ſtipulirte Kaufſumme dem Werthe 
des Guts nicht ganz unangemeſſen iſt. 8 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Klinger, (Samml. zum 
Dorf und Bauernrecht Th. 1. Beil. n. 216 — 220.) 
Runde, (die Rechtslehre von der Leibzucht oder dem 
Altantheil. Oldenburg 1805. S. 808.) Mittermaier, 
(a. a. O.) Auch beſtimmen dieß die ſaͤchſiſchen, preußiſchen, 
fuldaiſchen und ſchleſiſchen Landesordnungen. 

Ohne zureichende Gruͤnde wird von Fr. Beckman⸗ 
norum, (Consil. T. II. dec. 69.) das Gegentheil ange⸗ 


Hiermit ſtimmt überein: Mittermaier, (a. a. O.) 


— — 2 — ce ups np 
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nommen. Auch die Salzburgerverordn. von 1762 
(Th. 1. p. 258 ) laͤßt den Geſichtspunet eines Kaufes bei 
dem Llebertragungsgefchäfte zwiſchen dem Colonus und feis 
nem Inteſtaterben in keinem Falle zu, wo die Uebergabe— 
ſumme geringer als ein etwaiger Verkaufspreis beſtimmt iſt, 
und dem annehmenden Theil ein ſogenannter Beſitzvortheil 
uͤberlaſſen, auch dem Uebergeber auf einige Zeit die Regie— 
rung oder ein lebenslaͤnglicher Austrag vorbehalten wor⸗ 
den iſt. f 


6. 302. (M. F. 198.) 


Bei der Gutsuͤbertragung ſtreitet die Vermuthung fuͤr die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums und nicht nutznießliche Ueberlaſſung. 


Die Worte Uebertragung, Uebergabe, Abtretung 
ſcheinen freilich, wenn man ihnen die ſtrengen roͤmiſchen 
Begriffe unterlegt, an ſich nichts fuͤr die Uebertragung des 
Eigenthums zu entſcheiden: denn in L. 31. D. de adq. dom. 
heißt es: nunquam nuda traditio transfert dominium, sed 
ita si venditio aut aliqua jiusta causa praecesserit, pro- 
pter quam traditio sequeretur. Allein nach aͤlterm deut⸗ 
ſchen Recht und Gewohnheiten iſt nicht nothwendig, daß 
ein beſtimmter titulus dominium translativus angegeben 
wird, es iſt vielmehr anzunehmen, daß durch die Worte 
uͤbergeben, uͤberlaſſen, die Contrahenten ihre Abſicht der 
eigenthuͤmlichen Uebertragung haben ausdruͤcken wollen; 
auch ſelbſt aus dem Zuſatz: Uebertragung der Wirthſchaft, 
kann nicht nur blos adminiſtrative oder nießbraͤuchliche Ue⸗ 
bertragung vermuthet werden. 

Iſt mit dem Gutsuͤbertragevertrag zugleich ein Leib— 
zuchtsvertrag verbunden, ſo unterliegt es keinem Zweifel, 
daß das Eigenthum uͤbertragen iſt; denn es wuͤrde ja wi⸗ 
derſprechend ſeyn, wenn Jemand von ein und demſelben 
Bauerngute zugleich voͤlliger Eigenthuͤmer ſeyn und bleiben, 
und doch zugleich eine Leibzucht an demſelben haben wollte. 
Deßhalb iſt die Ueberlaſſung des Guts mit Vorbehalt der 
Leibzucht fuͤr nichts anders, als eine ſtillſchweigende und 
ipso pacto verfolgte Reſignation des Eigenthums anzuſehn, 
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die die naͤmliche Wirkung hat, als wenn mit ausdruͤckli⸗ 
chen Worten oder ſchriftlich das Eigenthum uͤbertragen 
wurde. Die Ueberlaſſung des Guts an eines der Kinder, 
kann nicht, wie von Einigen angenommen wird, als eine 
widerrufliche vaͤterliche Theilung betrachtet werden. 

iermit ſtimmen uͤberein: Hofmann, (Eherecht 
S. 59.) Hombergf zu Bach, (de qualitate reali, quae 
pactis successoriis inest. $. 5. 9.) Runde, (über Leib⸗ 
zucht S. 819.) Puͤtter, (Rechtsfaͤlle B. 1. Th. 4. dec. 
124. S. 952.) die Entſcheidung der goͤtt. Juriſten-Faeul⸗ 
tät v. 10ten Aug. 1790 (ſ. bei Runde a. a. O. S. 323.) 
Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. Harppecht, (de divi- 
sione bonorum inter liberos |. 27 — 37.) Möller, (de 
assignatione bonor. parentali C. II. F. 10. C. IV, $. 45.) 


fe Badiſches Landrecht H. 1100 b. d. 
$. 303. (M. $. 199.) 


Dem Leibzuchtsvertrage liegt keine Schenkung ſondern eine an⸗ 


ticipirte Erbfolge zu Grunde. 


Der Leibzuchtsvertrag hat ſeine eigenthuͤmliche Natur, 
und kann nicht als eine Schenkung sub modo angeſehen 
werden. Eine Schenkung eines Grundſtuͤckes oder des 
ganzen Vermoͤgens, der der Vorbehalt beigefuͤgt worden, iſt 
dem roͤmiſchen Recht nicht zuwider, und kann auch nach 
demſelben beurtheilt werden. 

Unrichtig aber iſt es, wenn man dieſe Grundſaͤtze bei 
der Leibzucht in Anwendung bringen, und unter andern bei 
der Aufhebung derſelben die Grundſaͤtze vom Widerruf 
der Schenkung gebrauchen wollte. 

Es liegt demſelben vielmehr eine antieipirte Erb— 
folge zu Grunde, wie ſich aus der Entſtehung des Inſti— 
tuts und aus Vergleichung der Particulair- Geſetze ergiebt. 

Die alte Art der Erbverlaſſung überhaupt und die Erb— 
folge im Grundeigenthum insbeſondere fuͤhrte auf dieſes 
Inſtitut. Die Erbfolge beruhte nicht auf Teſtamenten, fons 
dern auf Geſetz oder Vertrag. Die aͤltern Erbvertraͤge hat— 
ten aber nicht erſt die Nachfolge nach dem Tode des Eigen» 
thuͤmers, ſondern eine wahre Uebertragung unter Lebenden 
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zur Folge. Eine ſehr natuͤrliche Folge der antieipirten Erbs 
uͤberlaſſung war, daß der Erblaſſer, um die Gefahr des Hun⸗ 
gertodes abzuwenden, fuͤr den Reſt ſeines Lebens ſich einen 
Vorbehalt ausbedung. Beſonders in dem Falle, wo Alter— 
ſchwaͤche ihn hinderte, die Verwaltung feiner Güter fortzu— 
ſetzen, und mit dem Waffen in der Hand ſolche zu vertheis 
digen, bedung er ſich gewiſſe Alimente von ſeinen Erben 
aus. | 
Auch in dem Falle, wenn Jemand eine erlaubte Aen— 
derung in der geſetzlichen Erbfolge beabſichtigte, konnte die— 
fe Abſicht nicht anders oder doch nicht mit Sicherheit er- 
reicht werden, als durch Antieipirung des Erbfalles, durch 
Uebertragung der Guͤter an den Nachfolger bei lebendigem 
Leibe. 8 

Vergleicht man die verſchiedenen Verordnungen uͤber 
die Leibzucht, mit beſonderer Ruͤckſicht auf die ſehr aus: 
fuͤhrliche Fuldaiſche Verordn. v. 16. Febr. 1773. ſo 
findet ſich nirgend die Anſicht von der Schenkung sub mo- 
do, im Gegentheil ſcheint uͤberall die Unterlegung jener 
ge im Allgemeinen wohl für unzweckmaͤßig gehalten 
zu ſeyn. 

Hiermit ſtimmt überein: Runde, (a. a. O. S. 311.) 
Das Gegentheil nehmen an: Lennep, (Abh. von der 
Leihe zu Landſiedelrecht.) Koch, Chift. juriſt. Abhandl. 
von der Erblehen und Erbpachten im Stift Mainz $. 34. 
p- 65. not. 6.) Kraus, (Diss. circa iur. et mores reserv. 
rustic. Vit. 1729. C. III. f. 6.) Sturm, (D. de emiio- 
nibus, venditionibus et donationibus sub modo vom Aus- 
zuge. Viteb. 1739.) ſ. a. v. Hohnhorſt, (Jahrbuͤcher 
des bad. Oberhofgerichts 1. S. 37.) 


6. 304. (M. $. 199. n. 1.) 
Der Leibzuͤchter iſt nicht verbunden, dem Gutsuͤbernehmer 
Dienſte zu leiſten. 


Der Leibzuͤchter iſt blos verbunden, die Dienſte zu lei⸗ 
ſten, welche mit dem Gegenſtande ſeines alleinigen Nutzungs⸗ 
rechts verbunden find; fo liegt ihm die Beſtellung der Leib: 
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zuchtslaͤndereien ob, auch das Auszugsvieh muß der Leib⸗ 
zuͤchter auf ſeine Koſten huͤten laſſen; dagegen kann der 
Gutsuͤbernehmer aus dem Grunde keinen Beitrag zu den 
Futterkoſten ſeines Mutterviehs von ihm verlangen, weil er 
dem Leibzuͤchter jaͤhrlich ein Junges davon liefern muß, 
denn hiermit ſind keine dinglichen, ſondern nur perſoͤnliche 
Gerechtſame ertheilt. Unterhaltungs und Erndtekoſten 
fallen dem Leibzuͤchter nicht zur Saft; doch kann er, wenn er 
durch Alter oder Schwäche nicht verhindert wird, verpflichs 
tet werden, ſich in Nothfaͤllen der Wirthſchaft anzunehmen, 
z. B. zur Erndtezeit. 5 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Kraus, (a. a. O. C. IV. 
g. 3. Wernher, (de reserv. C. 2. f. 4.) Hagemann, 
(praet. Eroͤrtr. B. 7. S. 171.) Overbeck, (Med. B. 7. 
n. 383.) Runde, (Leibzucht S. 439.) | 


| $. 305. (M. $. 199. n. 2.) 
Der Leibzuͤchter iſt nur verbunden die Reallaſten zu uͤbernehmen, 
welche auf den ihm zum leibzuͤchteriſchen Gebrauch angewieſenen 
Stuͤcken beſonders haften. 


Einige ſind der Meinung, daß der Leibzuͤchter von 
allen baͤueriſchen und herrſchaftlichen Laſten befreit ſey: als 
Eſtor, (Rechtsgelahrth. d. Deutſch. Th. 5. Hauptſt. 55. 
$. 4190. S. 550. Menken, (Syst. iur. civil. L. 50. 
tit. 1. b. 7. S. 903.) Goͤbel, (de jure et iudicio rustic. 
C. IV. b. 12. p. 225.) ſ.d. Hildesheimſche Verordn. 
v. Leibzucht F. 7. S. 121.) Danz, (Handb. des deutſch. 
PR. B. 5. S. 522. Kruͤll, (Pruͤfung einzelner Theile 
d. buͤrgerl. Rechts. B. 4. n. 2.) ſtellt die Freiheit des Leib: 


zuͤchters als Regal auf, weil die Leibzucht kein Nieß⸗ 


brauch ſey, ſondern die Natur der Alimente habe; allein 
daß nießbraͤuchliche Gerechtſame zu jener Beſtimmung am 
beſten ſind, iſt wohl nicht zu bezweifeln. 

Die richtige Meinung vertheidigen Runde, (deutſch. 


PR. §. 522.) Overbeck, (Meditationen über verfchies . 
dene Rechtsmaterien B. 8. n. 401.) womit denn auch ſehr 


viele Landesgeſetze uͤbereinſtimmen. 
e ſch | $. 306. a 


$. 306. 2. (M. $. 199.) 


Von der Perſonalfrohnpflicht iſt der Leibzuͤchter der Regel nach 
nicht befreit. 


Daß der Dienſtherr von dem Leibzuͤchter wegen der 
auf dem Colonate haftenden Dienſtpflicht keine Frohnen zu 
verlangen berechtigt iſt, verſteht ſich von ſelbſt; ſelbſt i in 
dem Falle, wenn der Frohnherr durch Verjaͤhrung eine 
ſolche Pflicht in einem beſondern Falle erworben hat, ſo 
folgt noch nichts gegen die uͤbrigen Leibzuͤchter des Dorfes, 
da dieſe keine persona moralis oder Gemeinde ausmachen 
und es alſo darauf ankommt, wohin jeder ſich beſonders ver— 
bindlich gemacht hat. (Stengels Beitr. B. 4. S. 121.) 
ö Iſt aber die Dienſtpflicht perſonal, und liegt allen an 
das Gut gebundenen Perſonen ob, ſo bleibt ihr der Leib— 
zuͤchtiger, ſo weit er dazu im Stande iſt, fortdauernd un— 
terworfen. 

Hiermit ſtimmen überein: Schott, (Inst. iur. Sax. 
Lib. 1. sect. 3. c. 3. memb. 3. $. 16.) Kraus, (de re- 
servat. rustic. Cap. 4. $. 6.) Runde, (über Leibzucht 
S. 480.) Mittermaier, (a. a. O.) Das Gegentheil 
nehmen an: Menden, (Syst. jur. civil. L. 50. tit. f. 
) Weiner, (sel. obs. P. 3. P. 1. ohs. 192.) 
Hommel, (Rhaps. quaest. ob. 356. |. 6.) 


$. 306. b. (M. 5. 199. n. 3.) 
Der Leibzuͤchter kann ſein Recht gegen jeden Beſitzer verfolgen. 


1) Das Leibzuchtsrecht iſt in Ruͤckſicht des verpflich— 
teten Theiles als ein dingliches Recht anzuſehn, als eine 
Reallaſt; in Ruͤckſicht des berechtigten Subjects als ein per⸗ 
ſoͤnliches, es erloͤſcht mit dem Tode deſſelben. 

2) Den Gegenſtaͤnden nach kann das Leibzuchtsrecht 
in Nutzungen beſtimmter beweglicher oder unbeweglicher 
Sachen beſtehen, Leibzuchtslaͤndereien, Leibzuchtswohnung, 
Quote, oder in Leiſtungen aller Art, wenn ſie nur zum Le— 
bensunterhalt dienen koͤnnen; ſonach können ſie objectiv ding⸗ 
licher, oder objectiv perfönicer Natur ſeyn. 
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3) In Hinſicht der Leibzuchtsrechte, welche objectiv = 
dinglicher Natur ſind, bedarf es keines Beweiſes, daß ſie 
gegen jeden Beſitzer, er mag successor universalis oder 
singularis ſeyn, verfolgt werden koͤnnen. Was dagegen die 
objectiv-perſoͤnlichen Auszugsrechte betrifft, fo koͤnnen ſol- 
che zwar gegen den successor universalis geltend gemacht 
werden, ob aber auch gegen den successor singularis, iſt 
eine beſtrittene Frage. Mittermaier, (a. a. O.) nimmt 
an, daß die Geltendmachung gegen dieſen geſchehen kann, 
wenn: 

a) eine Hypothek beſtellt fen; | 

p) wenn die Eintragung in das Grundbuch an 

weifen, 

c) wenn die Saft vermöge des Colonatsvertrags oder 

der Hofgewohnheit auf dem Gute ruht. 2 

Was die erſte Ausnahme betrifft, fo kann man fich. 
durch die Hypothek als accessorium der Forderung keine 
Klage auf fortdaurende Leiſtungen verſchaffen, ſondern nur 
den Inhaber fuͤr das Intereſſe verhaftet machen: auch ſteht 
der Klage die exceptio excussionis entgegen, die aber bei 
wahren Reallaſten wegfaͤllt. (Weſtphal, Pfandrecht 
9.101. Runde, Leibzucht S. 405.) Die Hypothek für 
das Forderungsrecht und Realqualitaͤ des Rechts ſind nicht 
zu verwechſeln. 

Die zweite Ausnahme iſt gegruͤndet, indem ein jeder 
Beſitzer die in dem Grundbuch verzeichneten und auf das 
Grundſtuͤck gelegten Laſten anzuerkennen verbunden iſt. 

Die dritte Ausnahme zerfällt in zwei: 

1) wenn die Laſt vermoͤge des Colonatsvertrags auf 
dem Gute ruht, 

2) wenn dieß nach der Hofgewohnheit geſchieht. 

Was das letztere betrifft, ſo iſt es unbedenklich, daß, 
wenn entweder die Landesgeſetze (wovon mehrere Runde a. 
a. O. S. 409. anfuͤhrt) oder rechtsgegruͤndete Gewohnheiten 
die Realqualitaͤt beſtimmt haben, dieſes Recht auch gegen 
den successor singularis verfolgt werden kann; ob aber die 
Realqualitaͤt durch Vertrag begruͤndet werden kann, iſt 
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zweifelhaft. Eichhorn, (Einl. F. 163.) ift der Meinung, 
daß durch Vertrag eine ſolche Gerechtſame erworben wer— 
den kann, wenn gemeine deutſche Gewohnheit oder Parti— 
culair-Rechte die beſondere Art der Leiſtung als Reallaſt 
anerkennen: daß erſtere fen vermoͤge der Natur der deutſchen 
Erbvertraͤge bei den Arten der Leibzucht angenommen, die 
als eine Gutsabtretung an den Erben zu betrachten ſind. 
Nach dieſer Meiuung hat alſo der Alttheil die Realqualitaͤt 
durch Vertrag nur dann erlangt, wenn der, welcher ſeine 
Guͤter einem Andern uͤbertraͤgt, ſich die Leibzucht ausbe— 
dungen hat. Runde, (in der Rechtslehre von der Leib— 
zucht S. 411. $. 36.) nimmt dagegen an, daß durch ei- 
nen Vertrag uͤberhaupt die Realqualitaͤt begruͤndet werden 
kann, indem, wenn gleich nach dem roͤmiſchen Recht der— 
gleichen Verträge für den successor singularis ungültig: 
find, (Thibaut, Verſuche über einzelne Theile der Theo- 
rie des Rechts Th. 1. n. 2.) doch nach unſern herkoͤmmli— 
chen Ideen von der Verbindlichkeit aller Vertraͤge, dieſe 
Beſtimmung laͤngſt für unanwendbar erklaͤrt ſey; denn der— 
jenige, der eine Verpflichtung auf ſein Grundſtuͤck in der 
Maſſe uͤbernimmt, daß ſie als eine Reallaſt darauf haften 
ſoll, veraͤußere einen intellectuellen Theil deſſelben, er neh— 
me den Berechtigten in ſo fern zum Miteigenthuͤmer auf, 
und koͤnne dem Dritten nicht mehr Rechte uͤbertragen, als 
er ſelbſt behalten hat. Es ließe ſich daher die rechtliche 
Moͤglichkeit, jaͤhrliche Renten auf ein Gut als Reallaſt zu 
conſtituiren, nicht bezweifeln. 

Nach der richtigen Meinung iſt daher wohl anzuneh— 
men, daß dieß Recht des Leibzuͤchters ein dingliches Recht 
in Ruͤckſicht des Verpflichteten iſt, und gegen jeden Beſitzer 
des Grundſtuͤckes verfolgt werden kann, er mag ein succes- 
sor universalis oder singularis, der Gegenſtand des Leib— 
zuchtsrechts objectiv-dinglicher oder objectiv- perſoͤnlicher 
Natur ſeyn. 5 

Dieſer Meinung find: Mevius, (Dec. P. 4. dec. 
403.) Müller, (ad Struv. Exerc. 23. th. 26. not. 5.) 
Krau 5, (de reservat. C. 2. |. 2.) Berger, (oecon. 

\ 2 
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iur. Lib. 3. Ut. 5. $: 27. not.) Wernher: (de reservat. 
C. 2. $. 1.) ſagt s. v. Auszug: vix aliam obligationem 
quam realem vi derivationis admittit, et hoc vult, ex re 
vendita aliquid eximi, reservari quod obligationem in 
rem conceptam sapere, sua sponte patet. Hofacker, 
Principia iur. civil. T. 2. $. 1153.) Kind, (Quaest. for. 
T. 3. C. 41. n. 4.) u. dann Runde, (a. a. O.) Hau- 
bold, (ſaͤchſ. Privatrecht $. 468.) 

Hiermit ſtimmen auch die meiſten Landesgeſetze uͤber— 
ein, doch wird zur Sicherheit gewohnlich die gerichtliche 
Abſchließung des Vertrags erfordert (ſ. Pr. LR. Th. 2. 
tit. 17. F. 56. Pr. GO. Th. 2.) und die Eintragung 
in das Hypothekenbuch, (ſ. bai. Hypoth. Geſetz 
§. 12.) : 

Der entgegengeſetzten Meinung find alle Rechtsge— 
lehrte, welche fich zu ſehr an das roͤmiſche Recht binden: 
als Stryck, (usus mod. Lib. 6. tit. 3. F. 7.) Thi⸗ 
baut, (a. a. O.) Andere nehmen die Realqualitaͤt un— 
ter einer beſondern Beſchraͤnkung an, als Eichhorn, (in 
dem $. 163. not. i. bemerkt er gegen die Anſicht von Run— 
de: da die Regel aus dem Princip, daß in Deutſchland 
jeder Vertrag eine Reallaſt auf eine Sache legen koͤnne, 
nicht hergeleitet werden kann, ſo laͤßt ſie ſich wohl nur auf 
die beſondere Natur der Erbvertraͤge, ſonſt aber, auch im 
Fall eines Vorbehalts bei Gutsuͤbertragung durch Verkauf, 
bei welcher dieſer Auszug eigentlich unter die $. 164. zu be— 
ſchreibenden Arten der Reallaſten zu ſtellen waͤre, (naͤmlich 
wie im $. bemerkt iſt, Reallaſten, welche mit Proprietaͤts— 
rechten verbunden ſind) nur auf Particulair-Rechte ſtuͤtzen.) 
Noch Andere wollen ſolche gegen den successor singu- 
laris nicht gelten laſſen, laſſen jedoch Ausnahmen zu, als 
Mittermaier). 


1) Die beiden erſtern Allegate in not. 10. Struben, rechtl. Bedenken 
5. n. 34. und Runde a. a. O. S. 554. paſſen darum nicht auf den 
Satz, weil fie die Frage berühren: ob das Leibzuchtsrecht auf die Erz 
ben deſſelben uͤbergeht. 
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$. 307. (M. $. 199. n. 12) 


Wenn Concurs über das Vermögen des Beſitzers des leibzuͤchti— 
gen Guts ausbricht, ſo haͤlt ſich der Leibzuͤchter wegen der 
5 Ruͤckſtaͤnde an das Colonat. 


Wenn Concurs uͤber das Vermoͤgen des Verpflichte— 
ten ausbricht, ſo behaupten Einige: daß ſich der Leibzuͤch— 
ter gar nicht in Concurs einzulaſſen brauche, weil die 
Beſchwerde mit dem Grundſtuͤck auf den Kaͤufer uͤber— 
gehe. Lauterbach, (Cons. Vol. 1. cons 26. n. 8.) 
Gmelin, (Ordnung der Glaͤubiger C. 1. $. 4. p. 16.) 
Runde, (a. a. O. S. 449.) Andere legen ihm ein Se⸗ 
perationsrecht bei: Harprecht, (D. jus contractus vi- 
talitii in concur. credit. $. 20.) Noch Andere als: 
Kreß, (obs. de differentiis iur. com. et brunsvicensis 
c. 5. ob. 7. F. 79.) glauben, daß nach der Analogie von 
Erbgeldern die Leibzucht in die erſte Klaſſe des Concurſes 
gehoͤre. Allein dieſe Meinung iſt darum nicht anzuneh— 
men, weil ein ſolches Privilegium den Erbgeldern nicht zu— 
ſteht. Dabelow, Concurs d. Gl. S. 613.) 

Die erſte Meinung iſt wohl die gegruͤndete. 

Was nun aber die Ruͤckſtaͤnde betrifft, ſo ſteht 
dem Leibzuͤchter gegen den vorigen Beſitzer eine zwar per— 
fonlihe Klage zu, aber kein geſetzliches Vorzugsrecht an . 
ſeinem Vermoͤgen, wie Thibaut, (Pandectenrecht Th. 1. 
$. 727. n. 12.) richtig annimmt. Bricht Concurs aus, 
fo nehmen Einige an, daß er, der Seibzüchter, ſich in 
Concurs einlaſſen muͤſſe, als Berger, (suppl. ad elect. 
discept. for. P. 2. tit. 39. ob. 24.) Hommel, (Rhaps. 
T. 2. ob. 339.) Wernher, (de reserv. C. 4. F. 4.) 
Schott, (Inst. iur. Sax. L. 1. sect. 2. c. 3. membr. 3. 
9. 27.) und hier in die Klaſſe der onerum zu lociren ſey. 
Andere geſtatten ihm das Vorrecht der erſten Klaſſe: 
Dabelow, (Concurs der Gl. S. 608). Weſtphal, 
(Pfandrecht §. 101.) nimmt an, daß ihm ein geſetzliches 
Unterpfandsrecht zuſtehe. Noch Andere, als Klin— 
ger, (Samml. zum Dorf- und Bauernrecht Th. 1. Bei. 
n. 226.) Kraus (de reserv. c. 4. F. 8.) verpflichten den 
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Kaͤufer zur Bezahlung der Ruͤckſtaͤnde, womit auch eine 
Entſcheidung der Leipziger Juriſtenfacultaͤt v. 1740. uͤber⸗ 
einſtimmt. 

Nach der Meinung Runde's, (a. a.] O.) ſoll ihm 
das naͤmliche Vorrecht, wie dem Fiscus wegen ruͤckſtaͤndiger 
Abgaben zuſtehen, (L. 7. D. de publicanis) indem dieß kein 
beſonderes Privilegium des Fiscus ſey, ſondern ein aus 
der Natur der ſubjectiven Dinglichkeit fließender Grundſatz, 
welcher eben deßwegen auch bei dinglichen Privatgefaͤllen 
Anwendung leiden muß, womit auch Mevius, (Decis. 
P. 4. Decis. 403.) uͤbereinſtimme. Der Beſitzer koͤnne 
ſich jedoch (fuͤgt er hinzu) mit der Einrede ſchuͤtzen, daß der 
Leibzuͤchter durch eigene Schuld und Zoͤgerung dieſe Ruͤck— 
ftände veranlaßt und die jenem zuſtaͤndige Regreßklage un— 
nuͤtz gemacht habe. 

Haubold, (ſaͤchſ. Privatrecht §. 463 3.) iſt der 
Meinung, daß die bis zum Ausbruch des Concurſes ruͤck— 
ſtaͤndig gebliebenen Abzugsleiſtungen in die Klaſſe der one- 
rum zu ſetzen, wenn ſie nicht wegen ausdruͤcklichen Vorbe— 
halts der Hypothek in der Eigenſchaft unbezahlter Kaufgel— 
der ein noch beſſeres Recht genießen; daß ferner die vom 
Ausbruch des Concurſes an bis zur Subhaſtation faͤllig 
werdenden Auszugsleiſtungen zum Vous aus der Con— 


cursmaſſe zu verabreichen ſind, und die Verbindlichkeit zu 


den ſpaͤtern Leiſtungen auf den Erſteher des Guts uͤbergeht; 
womit auch Schott, (Diss. observ. iur. Saxonici Lpz. 
1779. ob. 3.) Gottſchalk, (Discept. for. T. 3. c. 19. 
p. 225 — 232.) Biener, (Pr. Quaest. 23. p. 5.) uͤberein— 
einftimmen. b 

Nimmt man auf die im $. 306. enthaltenen allgemei— 
nen Grundſaͤtze Ruͤckſicht, fo hat wohl die erſtere Meinung 
den Vorzug. Beſtimmen die Landesgeſetze kein beſonderes 
Vorzugsrecht, was doch aber gewoͤhnlich der Fall iſt, (Pr. 
Gerichtsordnung Th. 1. tit. 50. $. 496. und bai. 
Prioritätsordnung $. 12. not. 7. b. das Vorrecht 
der erſten Klaſſe) fo haͤlt ;fich der Leibzuͤchter wegen des Al— 
tentheils an das Colonat, und hat ſo nach gegen jeden Be— 
ſitzer Anſpruͤche auf die faͤlligen Leiſtungen; wegen der ruͤck— 
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ſtaͤndigen aber ſteht ihm ein Pfandrecht zu. ſ. Eichhorn, 
(Einl. $. 166.) 


$. 308. (M. 6. 199.) 


Entſteht über das Vermoͤgen des Leibzuͤchters Concurs, fo kann 
der Auszug mit zur Maſſe gezogen werden. 


Wenn man auch die Leibzucht als Alimente anſieht, 
(Runde a. a. O. §. 27.) und annimmt, daß, da Alimente 
nicht zur Concursmaſſe zu ziehen ſind, (L. 6. D. de cessio- 
ne bonorum) auch die Leichzucht nicht zur Concursmaſſe ges 
hoͤre, ſo iſt dieß doch unrichtig. Denn: 

1) kann im Allgemeinen nicht angenommen werden, 
daß die Alimente nicht zur Concursmaſſe zu ziehen ſind, in— 
dem die angefuͤhrte Lex ſich auf das beneficium competen- 
tiae deſſen, der ſchon einmal in Concurs gekommen iſt, be— 
zieht. 

5 2) Wenn der Gegenſtand der Leibzucht in abgeſonderten 
Grundſtuͤcken, Mobilien, Praͤſtationen die nach Quantitaͤ— 
ten, Qualitaͤten und der Zeit genau beſtimmt find, beſteht, fo 
kann er zur Concursmaſſe gezogen werden, wie Wernher, 
(O. 2. §. 2.) Kraus, (a. a. O. C. 4. §. 2.) v. Kreitmaier, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 4. c. 7. F. 29. n. 3.) Runde, 
(a. a. O.) Haubold, (a. a. O. §. 463.2 n. e.) annehmen. 
Stirbt der Leibzuͤchter vor dem Ausbruch des Coneurſes, ſo 
konnen die Gläubiger auf die Leibzucht keine Anſpruͤche ma— 
chen, indem mit dem Tode des Leibzuͤchters das Recht aufhoͤrt. 
Im Codex Max. ba v. T. 4. Cap. 7. 9.29. n. 9) iſt 
das Gegentheil angenommen; denn es, heißt hier: gehört bei 
Vergeudung eines Leibrechtes, ungeachtet derſelbe bereits 
verſtorben iſt, nichts deſto weniger die Gerechtigkeit oder 
der wahre Werth derſelben ebenfalls mit zur Grundmaſſe, 
und kann der Grundherr unter dem Prätert, daß ihm die 
Gerechtigkeit heimfällig geworden, ius seperationis nicht 
praͤtendiren, ſondern muß ſich allenfalls, wie jeder andere 
Grundherr, ſo ferne er Forderung hat, in Concurs einlaſ— 
fen. In den Verord. v. 24ften Mai 1775 und Iten Feb. 
1791. (Rovellen zur Gerichtsordnung S. 351.) iſt aber 
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dieß aufgehoben, und dem Grundherrn das Separations— 
recht geſtattet, es ſey denn, daß er mit Glaͤubigern concur— 
rirt, die mit ſeiner Bewilligung eine Hypothek an dem Gut 
erhalten haben, oder welche eine versio in rem zu erwei⸗ 
ſen im Stande ſind. 


$. 309.2 (M. $. 199. not. 5.) 


| Der Leibzuͤchter kann dennoch den Auszug fordern, wenn die 
Einkuͤnfte des Hauptguts durch Mißwachs und andere die 
Erndte treffende Ungluͤcksfaͤlle geſchmaͤlert find. 


Wenn der Schaden der Erndte das nießbraͤuchlich 
zur Leibzucht eingeraͤumte Grundſtuͤck trifft, ſo traͤgt ſol— 
chen der Leibzuͤchter, auch leidet er bei einem Ungluͤcksfall, 
der das Colonat betroffen hat, wenn der Auszug auf einen 
gewiſſen Mitgebrauch, auf die Koſt am Tiſche des Colons 
oder auf eine pars quota der Erndte beſtimmt iſt. 

Wenn ihm aber eine beſtimmte Quantität der Fruͤchte 
oder ſonſtige Leiſtungen angewieſen ſind, ſo kann der Co— 
lon aus dem geringen Ertrag der Erndte keinen Grund zur 
Schmaͤlerung des Auszugs hernehmen, ſelbſt alsdann nicht, 
wenn der Ertrag der Erndte nicht ſo viel betragen ſollte, 
als die Auszugs⸗Praͤſtationen. Denn: 

1) wenn gleich der Leibzuͤchter ſich vermöge der ſub⸗ 
jeetiv- dinglichen Natur feines Rechts nur an das Colonat 
und deſſen Beſitzer halten kann, ſo bezieht ſich doch dieß 
nicht auf die Species der jährigen Erndte, wenn gleich 
die Qualität und Zeit der Erndte bei Beſtimmung der 
Qualität der jedesmaligen Leiſtungen und des Termins, da 
ſie faͤllig zu achten ſind, zu beruͤckſichtigen iſt; 

2) durch den Ruin oder dauernde Unfruchtbarkeit des 
Colonats kann zwar ſein Recht unterbrochen, oder eine 
richterliche Ermäßigung der Leibzucht für die Zukunft noth⸗ 
wendig werden, aber der Verluſt eines jaͤhrigen Ertrags 
kann den Colon nicht von feiner Verbindlichkeit befreien, in⸗ 
dem er als Beſitzer des im ganzen verhafteten Colonats 
wegen der einzelnen Leiſtungen debitor generis iſt und 
bleibt; auch ſelbſt in dem Falle, wenn gewiſſe Laͤndereien, 
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Baͤume oder Stuͤck Vieh bezeichnet find, aus deren Auf: 
kuͤnften der Auszug geleiſtet werden ſoll, tritt dieß ein, in⸗ 
dem zu vermuthen iſt, daß dieſe Beziehung blos darum ge— 
ſchehen, um einen Maßſtab fuͤr die Qualitaͤt und Zeit der 
Leiſtung zu haben. (13. D. de tritico vino et oleo legato: 
ex eo vino, quod in illo fundo nascetur, heres meus am- 
phoras decem quotannis in singulos annos dato. Quo an- 
no natum non fuisset, ex superiore anno eius fundi eum 
numerum amphorarum heredem daturum, Sabinus exi- 
stimat, quae sententia, si voluntas non adversetur, mihi 
quoque placet.) 

3) Die Geſetze von Remiſſion der Pachtgelder wegen 
Ungluͤcksfaͤllen koͤnnen nicht analogiſch zur Anwendung auf 
fremde Verhaͤltniſſe gebracht werden. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Wernher, (de reserv. 
C. 2. F. 3.) Berger, (oecon. iur. Lib. III. tit. S. th. 
13. n. 1.) Dans, (Handbuch B. 5. 5. 5222 n. 10.) Run⸗ 
de, (a. a. O. S. 432.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Geſtuͤtzt auf die Auctoritaͤt von Ziegler, Lynker, 
Rodericus, Kraus, (de reserv. rust. C. IV. 5. 9.) 
nehmen Andere das Gegentheil an, und berufen ſich auf 
die L. 39. F. 31. D. de contr. emt., wo es heißt: non 
amplius emptorem petere posse, quam quae collecta es- 
sent. Allein hier iſt von keinem Rentenkauf die Rede, 
ſondern von einem Kauf der Baumfruͤchte eines Jahres, 
gegen eine gewiſſe Quantitaͤt der zu erwartenden reinen 
Erndte. Es liegt eine Vermiſchung der ſubjeetiven und 
objectiven Dinglichkeit zum Grunde 


$. 309. b (M. $. 199. not. 6.) f 
Der Leibzuͤchter kann die Güter wegen Nichterfüllung der AL: 
tentheils-Bedingung nicht zuruͤckfordern. 

Wenn das pactum commissorium oder der Vorbe⸗ 
halt des Eigenthums auf jenen Fall ausdruͤcklich dem Ber: 
trage angehängt iſt, fo ſteht dem Leibzuͤchter das Recht der 
Ruͤckforderung unbedenklich zu, wenn der Gutsnehmer feis 
ner Verbindlichkeit nicht nachkommt; wenn aber dieß iſt, 
kann blos auf Erfuͤllung geklagt werden. Denn: 
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» findet die L. 1. C. de donatione sub modo, wo⸗ 


rin der Eigenthuͤmer an den unter der Bedingung der Alis 
mentation geſchenkten Guͤtern, wenn der Schenknehmer 
feiner Verpflichtung nicht nachkommt, die Vindication ges 
gen den Geſchenkgeber anſtellen kann, keine Anwendung, 
wenn nicht dem Leibzuchtsvertrage eine ſolche Schenkung 
zum Grunde liegt. |. $. 308. — 
| 29) Ein Alimentationss Vertrag wird auch nicht auf 
dieſe Art einfeitig aufgehoben, denn es kann weder aus dem 
roͤmiſchen Recht, noch aus natuͤrlichen Begriffen erwieſen 
werden, daß jeder Alimentations Contract eine donatio 
sub modo in ſich begreifen muͤſſe. 5 

3) Der Grund der L. 1. C. de donat. sub modo iſt 
nicht in einer Beguͤnſtigung der Alimente zu ſuchen, denn 
es kann auch bei Schenkungen unter einem andern modo 
als dem der Alimente ſtatt finden, ſondern er liegt in der 
großen Aehnlichkeit der Modalſchenkungen mit den uns 
genannten Contracten, wobei bekanntlich mit der condi- 
clio causa data, causa non secuta das Gegebene zuruͤck— 
gefordert werden konnte; ein Grundſatz, welchen der Ge— 
ſetzgeber dort etwas verſtaͤrkt zur Anwendung bringen zu 
muͤſſen glaubte. 

Der Leibzuͤchter hat daher bei Eingehung des Leib— 
zuchtsvertrags die groͤßte Vorſicht zu gebrauchen, und fuͤr 
ſeine Sicherheit, bald durch Vorbehalt des Eigenthums, 


des Vorkaufsrechts, der Hypothek am Colonate, bald da- 


durch, daß er ſich das geſammte Vermögen des Ueberneh— 
mers verpfaͤnden laͤßt, zu ſorgen. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Harprecht, (D. de 
iure contr. vitalitii in concursu creditorum $. 17.) Boͤh—⸗ 
mer, (Introd. in ius Digest. L. 39. tit. 5. f. 19.) Thi⸗ 
baut, (Pandectenrecht Th. 1. §. 112.) Runde, (a. a. 
O. S. 454.) Mirus, (de servato rustico Lpz. 1828. 
p- 29.) 


Das Gegentheil nehmen an: Lennep, (Leihe zum 


Landſiedelrecht Th. 9. $. 12. not. 7.) Koch, (von den 
Leihen und Erbpachten im Erzſt. Mainz. F. 34.) Zaus 
ner, (Auszug Salzb. Landesgeſetze Th. 2. s. v. Uebergabe 
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p. 304.) Fr. Becemannorum, (Cons. T. II. n. 69.) 
Claproth, (Rechtswiſſenſchaft der Verträge Th. 2. 
$. 336. 337. 341.) Gluͤck, (Com. über Pandecten. Th. 5. 
§. 336.) ſ. a. Schwarzburgiſche Verordn. v. 13. 
Febr. 1786. $. 7. p. 172. Badiſches Landrecht. 
F. 1983. 

Auch iſt die Meinung der Rechtsgelehrten unrichtig, 
welche einen Schluß von den Beſtimmungen, die von der 
Leibzucht bei Colonatguͤtern anzuwenden find, auf die, wel— 
che bei freien Guͤtern ſtatt haben, machen. ſ. Duve, 
(Zeitſchrift für Hannover. Heft 2. S. 108.) 


$. 310. (M. $. 199. n, 7.) 


Der Leibzuchtsvertrag wird wegen einer Verletzung über die Hälfte 
dann aufgehoben, wenn er in die Klaſſe der laͤſtigen Vertraͤge 
gehoͤrt. 


Bei der Frage: ob die exceptio laesionis enormis bei 
dem Leibzuchtsvertrag ſtatt findet, iſt zu unterſcheiden: ob 
er in die Klaſſe der laͤſtigen Vertraͤge gehoͤrt, oder nicht? 
In jenem Falle kann das Remedium ex L. 2. C. de rescind. 
vend. nicht als anwendbar angeſehen werden. Denn wenn 
gleich bei dem Leibzuchtsvertrage die Dauer des Rechts von 
einem ungewiſſen Ereigniſſe abhaͤngt, ſo wird dadurch noch 
nicht die Anwendbarkeit ausgeſchloſſen, wenn nur die Be— 


rechnung nach dem, was zur Zeit des geſchloſſenen Con⸗ 


tracts als wahrſcheinlich angenommen werden konnte, und 
nicht nach demjenigen, was nachher wirklich eingetroffen iſt, 
gemacht wird. Wenn die Güter durch einen Kauf- oder 
Tauſchvertrag mit angehaͤngtem Leibzuchts vertrage übergeben 
ſind, 1 ſchließt dieſer Anhang jenes Rechtsmittel nicht aus. 

In dem zweiten Falle aber, wo der Leibzuchtsvertrag 
nicht in die Klaſſe laͤſtiger Vertraͤge gehört, oder wenig⸗ 
ſtens keine Gleichheit gegenſeitiger Praͤſtationen bezweckt 
wird, kann das Remedium nicht angewandt werden: bei 
einer Schenkung, bei der antieipirten Erbfolge, und an⸗ 


dern ihrer Natur nach freigebigen oder ce unglei⸗ 
chen ee 
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Hiermit ſtimmen überein: Runde, (a. a. O. S. 551.) 
Einige ſind der Meinung, daß das Remedium uͤber— 
haupt ſtatt finde: Harprecht, (concl. 36. n. 462. 463.) 
Leyſer, (Sp. 205. med. 4.) Lyncker, (de reditibus 
annuis D. 1. . 12.) Andere ſind der entgegengeſetzten 
Meinung: Voet, (Com. ad P. Tit. de resc. vend. $. 17.) 
Lauterbach, (coll. ch. P. Tit. de resc. v. f. 19.) Stru⸗ 
ve, (Exercit. Ex. 23. f. 88.) Coecejus, (de remed. 
L. 2. C. de rescind. vend. th. 9.) Hommel, (Rhaps. 
quaest. T. 1. Obs. 144) Claproth, (Rechtswiſſ. der 
Verträge Th 2. 9. 337.) Mittermaier, a. a. O.) 


$. 811. (M. b. 199.) 
Durch Verheirathung wird das Leibzuchtsrecht nicht aufgehoben. 


1) In der Natur des Leibgedings iſt kein Grund vor— 
8 den Verluſt auf die Veraͤnderung des Standes zu 
etzen. 

5 2) Der Zweck geht nicht auf Verſorgung waͤhrend des 
Wittwenſtandes, ſondern auf die Lebzeit; es kann hier das, 
was von der Dotalitio gilt, analogiſch angewandt werden. 

8) Daß der Berechtigte durch die Heirath vielleicht 
ein neues Verſorgungsmittel gewinnt, kann dem Colonus 
eben fo wenig einen Grund geben, ihm ein, durch Aufopfe⸗ 
rung wohlerworbenes Recht, zu entziehen, welches ſeiner 
Natur nach gar nicht auf den Fall der Nothdurft einge: 
ſchraͤnkt iſt. 

Nur verſteht ſich von ſelbſt, daß dadurch der Ver— 
pflichtete keinen Nachtheil leidet, und ſeine Laſt nicht ver— 
groͤßert wird. 

Hiermit ſtimmen überein: Struben, Lrechtl. Be— 
denken Th. 2. n. 145. Kraus, (de reservat. C. ult. 
F. 6.) Berger, (Resp. P. II. resp. 49.) Eiſenberg, 
u. Stengel, (Beiträge B. 4. S. 121.) Runde, (a. 
a. O. S. 560.) 

Das Gegentheil iſt aber in ſehr vielen Geſetzen ange— 
nommen, ſ. V. Vincke, osnabruͤckſches Eigenthums⸗ 
recht. S. 98. 
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$. 312. (M. $. 199. n. 8.) 
Durch unerlaubte Handlungen des Leibzuͤchters geht die Leib: 
zucht nicht verloren. 


Wenn gleich von Einigen als: Kraus, (a. a. 
O. C. VI. b. 4.) Bülow u. Hagemann, (pract. Er⸗ 
drt. B. 1. n. 52.) Runde, ldeutſch. PR. b. 5225.) ans 
genommen wird, daß durch einen begangenen Ehe— 
bruch die Leibzucht verloren gehe, indem 1) ſolche an 
die Stelle des Brautſchatzes trete, mit deſſen Verluſt die 
Geſetze den ſchuldigen Theil bei einer Eheſcheidung beſtraft 
wiſſen wollen; 2) die Strafe der Privation ſich auf alle 
Vortheile erſtrecke, welche durch Eheberedungen oder Ge— 
ſetze dem ſchuldigen Ehegatten zugeſichert waͤren, ſo wird 
doch von Andern als: Runde, (a. a. O. uͤber Leib⸗ 
zucht S. 564.) Mittermaier, (a. a. O.) das Gegen⸗ 
theil vertheidigt. f 

1) Schon der Sachſenſpiegel Lib. I. art. 5. ſagt: 
„Ein Weib mag mit Unkeuſchheit ihre weibliche Ehre Frans 
ken, ihr Recht verlauf ſie aber nicht, noch ihr Erbe.“ 

2) Laͤßt ſich dieſer Grund nur in dem Falle eines auf: 
heirathenden Ehegatten als moͤglich denken, allein der Alt⸗ 
theil des uͤbergebenden Colons ſteht mit der Verletzung der 
ehelichen Treue nicht in dem geringſten Zuſammenhange. 

3) Kann der Alttheil des in das Colonat eingeheiras 
theten Ehegatten nicht als ein lucrum nuptiale angeſehen 
werden, ſondern als eine Folge des Verhaͤltniſſes zum Eos 
lonat: es kann allenfalls durch eine Vernachlaͤſſigung der 
Pflichten gegen das Colonat, aber nicht durch eine Ver! 
letzung der ehelichen Treue verloren gehen. Nur das laͤßt 
ſich nicht beſtreiten, daß ein Alttheil, welcher ſeinen allei— 
nigen Rechtsgrund in einer Eheberedung hat, in jedem 
Falle aufhoͤren muß, da die ganze Eheberedung mit Schei— 
dung der Ehe ihre Guͤltigkeit verliert. 

Noch unrichtiger iſt die Meinung, daß der Alttheil 
verloren gehe, wenn die Wittwe ſich hat ſchwaͤngern laſ— 
ſen, wie von Kraus, (a. a. O. Cap. 6. H. 4.) behauptet 
wird, indem kein Geſetz dieſe Strafe auf das Stuprum 
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ſetzt, ſ. a. 8 3 Bed. Tb. 5. n. 140.) und 
Runde, (a. a. O. S. 564. 


6. 313.2 (M. F. 200.) 
Iſt nach einem Anſchlag gepachtet und ein Ueber ſchuß in den 
einzelnen Rubriken, ſo kommen ſie dem Paͤchter zu gut, iſt aber 
ein Mangel, ſo muß ſie der Verpaͤchter erſetzen. 


Dem Pächter wird der Pachtanſchlag vorgelegt, das. 
mit er beurtheilen kann, ob der Gutsertrag mit dem gefor⸗ 
derten Pachtgelde im Verhaͤltniß ſtehe. Es dient alfo fol 
cher offenbar zum Vortheil des Paͤchters, indem er daraus 
vorläufig entnehmen kann, worauf er bei der Pachtnutzung 
Rechnung machen koͤnne. Iſt nun die Morgenzahl höher 
in dem Pachtanſchlag beſtimmt, fo kann der Pächter nicht 
angehalten werden, ein hoͤheres Pachtgeld zu bezahlen. 
Denn 

1) wuͤrde dieß der dargebotenen Verpachtung des 
Guts mit Zubehoͤr widerſprechen: denn unter der Zube— 
hoͤr iſt das Ueberſchußland mit begriffen; die Wieſen; 

2) in zweifelhaften Fallen iſt die Auslegung darnach 
zu machen, wie es gewoͤhnlich bei der Sache vorkommt. 
Da nun der Pachtanſchlag zum Vortheil des Paͤchters ge— 
macht iſt, fo muß auch der Ueberſchuß zum Vortheil deſ- 
ſelben gereichen; wollte der Verpaͤchter hierauf Anſpruͤ— 
che machen oder ein erhoͤhtes Pachtgeld fordern, ſo haͤtte 
er ſich dieſes im Pachteontraet ausdruͤcklich ausbedingen 
muͤſſen. 

3) Iſt bei der Pacht im Allgemeinen das, was vom 
Kauf gilt, zur Anwendung zu bringen. 

Nun beſtimmt aber die L. 38. D. de act. emt. vend., 
daß, wenn Jemand einen Sclaven mit den Worten erkauft: 
daß derſelbe ein aus 10 aureis beſtehendes Peeulium habe, 
wovon ihm keiner genommen werden ſoll, ſich aber nachher 
findet, daß das Peculium aus mehrern oder wenigern be⸗ 
ſteht, ſo gehoͤre dieß in jenem Falle dem Kaͤufer, in dieſem 
aber ſey der Verkaͤufer verbunden, das Fehlende zu bezah⸗ 
len, wenn nicht etwas anderes verabredet ſey. 
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Sonach kann der Verkaͤufer und auf aͤhnliche Art der 
Verpachter bei einer hinzugefuͤgten Größe wegen des nach— 
her ſich hervorthuenden Ueberſchuſſes nur alsdann, wenn er 
ſich vorher ſolches ausdruͤcklich vorbedungen, eine Verguͤ— 
tung fordern. Hiermit ſtimmt uͤberein: Schmidt, (hin⸗ 
terlaſſene Abhandlungen verſch. pract. Rechtsmat., heraus— 
gegeb. von Faſelius B. 2. n. 83.) Das Gegentheil 
nimmt aber an: Struben, (rechtl. Bedenken B. 4. 
Bed. 3. $. 3.) und zwar darum, weil zu vermuthen ſey, 
daß deßhalb eine Morgenzahl in dem Contract ausgedruͤckt 
worden, weil man ſolche der Handlung zu Grunde gelegt, 
und z. B. ein Pachtgeld von 1000 Kthlr. beſtimmt habe, 
weil die Contrahenten vorausſetzten, daß die im Contracte 
benannte Morgenzahl ſich vorfinde, und einen jeden Mor— 
gen mit 2 Kthlr. bezahlt wiſſen wolle. 

Allein wenn gleich die in dem Pachtanſchlag ausge— 
druͤckte Morgenzahl der Pachthandlung zu Grunde gelegt 
worden, ſo iſt dieß jedoch in Anſehung des Pachts nur mit 
der Wirkung geſchehen, daß ihm der Verpachter ſelbige we— 
nigſtens gewaͤhren, nicht aber, daß letzterer die etwa nach— 
her ſich vorfindende Ueberzahl von dem Verpachter verguͤ— 
tet zu verlangen befugt ſeyn ſollte, wenn er ſich ſolches nicht 
ausdruͤcklich vorher ausbedungen hat. 


$. 318 b. (M. $. 200. not. 1.) 


Der Pachter kann Nachlaß des Pachtzinſes fordern, wenn er an 
noch nicht eingebrachten Fruͤchten einen Schaden erlitten hat. 


1) Daß der Verpachter zum Nachlaß des Pachtzinſes 
zum Theil oder ganz verbunden iſt, wenn der Pachter an 
den Fruͤchten einen Schaden leidet, iſt darum unbedenklich, 
weil jener dafuͤr ſtehen muß, daß dieſer von dem Pachtgute 
die ihm uͤberlaſſenen Fruͤchte ziehe, wenn er ſeiner Verbind— 
lichkeit in Bezahlung des Pachtzinſes nachkommen ſoll. 
(L. 15. F. 2. 5. 35. D. locati cond. L. 25. F. 6. D. eod.) 

Nur wird vorausgeſetzt, daß 1) der Schade durch ei— 
nen ungewöhnlichen Zufall geſchah; 2) an den Früchten, 
welche noch nicht percipirt ſind; denn Ulpian ſagt: (in L. 15. 
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F. 2. D. loc, cond.) domnum domini est, opertere enim 
agrum praestare conductori ut frui possit. Nach der 
Perception kann er ſo wenig einen Nachlaß fordern, als 
der Verpachter, dem der Pachtzins vorausbezahlt iſt, dem 
Pachter die Erhebung der Fruͤchte vorenthalten kann.“) 

s) Hofacker, Prin. iur. civ. T. 3. 5. 1990. Bucher, Recht der For: 


derungen H. 75. Makeldey, Lehrbuch der Inſtitutionen. Gießen 1814. 
$. 558. ! 


558 

Zu welcher Zeit aber die Perception anzunehmen fey, 
iſt ſtreitig. 

Einige find der Meinung, daß fie erſt alsdann ein— 
trete, wenn die Fruͤchte, nachdem ſie ausgedroſchen, auf 
den Boden gebracht find: als Frantzius, (comment ad. 
P. loc. cond. n. 130.) Berger, (oeconomia iur. Lib. 3. 
tit. 3. . B. A. 5.) 

Andere behaupten, daß den Pachter erſt alsdann 
der Verluſt treffe, wenn er nach der Perception ſo viel Zeit 
gehabt, als erfordert wird, um die Fruͤchte ins Geld zu ſe— 
tzen. Ley ſer, (med. ad P. Vol. 11. Suppl. Sp. 217. 
med. 9.) Puͤtter, (Praef. ad Riedes el ab Eschen- 
bach Diss. de eo quod iustum est circa remissionem 
mercedis in loc. cond. $. 1.) v. Winckler, (rechtl. 
Abh. v. Kriegsſchaden der Pachter und Miethsleute 1 Ab. 
3 Haupſt. n. 98.) Weſtphal, (vom Kauf $. 977.) 
Bodmann, (th. pract. Erört. der Grundſaͤtze, wornach 
die Kriegsſchaden jeder Art feſtzuſtellen. F. 28.) Over— 


beck, (Meditationen uͤb. verſchiedene Rechtsmaterien B. 3. 


med. 147.) Eminghaus zu Cocceji, (ius controv. 
tit. loc. cond. Qu. 34. not. 3.) Schweppe, (vom PR. 
B. 3. §. 419.). Der Hauptgrund, der angegeben, iſt 
der, daß es der Billigkeit gemaͤß ſey, ein Gleichgewicht 
zwiſchen dem Pachtgeld und dem Nutzen der gepachteten 
Sache zu beobachten, und daher zwiſchen erhobenen und 


nicht erhobenen Fruͤchten kein Unterſchied gemacht werden 


koͤnne. Billig daher ſey es, daß der Verpachter fuͤr die 
Fruͤchte von einer Erndte zur andern hafte. Allein wollte 


man dieſes annehmen, ſo wuͤrde die große Unbilligkeit fuͤr 


den Verpachter entſtehen, und der Pachter allein zum Nach— 
ö | | theil 
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theil des Verpachters begünftigt Waben Dieſe Meinung 
ſtoßt gegen die Geſetze an. In der L. 78. D. de rei vind. 
heißt es: Perceptionem fructus accipere debemus, non si 
perfecti collecti, sed etiam coepti ita percipi, ut terra 
continere se fructus desierint veluti si olivae, uvae le- 
ctae, nondum autem vinum, oleum ab alieno factum sit. 
Statim enim ipse accepisse fructum existimandus est. 
Irrig iſt es, wenn einige der Meinung ſind, (als Winckler 

a. O. S. 114.) daß dieſe Stelle nicht auf Pachtung zu 
beziehen ſey. 

Nach der richtigen Meinung, welche Carpzov, (P. 2. 
const. 37. Def. n. 20. n. 8.) Wernher, (select. observ. 
for. T. 2. P. 4. ob. 414.) Struben, (rechtl. Beden— 
ken Th. 1. B. 95.) v. Kreitmayr, (Anmerk. zum Cod. 
Max. bav. Th. 4 C. 6. §. 6. S. 352.) Hagemann, 
(Landwirthſchaftsrecht $. 377.) v. Gluͤck, (Pandecten— 
comm. Th. 17. J. 1056. S. 458.) vertheidigen, kann die 
Perception nicht eher angenommen werden, als bis die 
Fruͤchte in die Scheuer gebracht ſind; beſſer wuͤrde es ſeyn 
zu ſagen: in Verwahrung gebracht. Denn in einigen Ge— 
genden, wo ſo viel geerndtet wird, daß die Fruͤchte nicht 
alle in die Scheuer gebracht werden koͤnnen, ſondern in ſo— 
genannten Duͤmen aufgehaͤuft auf dem Felde ſtehen bleiben, 
keine Anwendung finden. Daß aber in dieſem Falle, wenn 
die in Duͤmen ſtehenden Fruͤchte zu Grunde gingen, der 
Pachter keinen Nachlaß an Pachtzins verlangen kann, iſt 
wohl unbedenklich. 


$. 314. (M. $. 200.) 


Der Pachter iſt verbunden, die Zinſen hypothekariſcher Forderun⸗ 
gen zu entrichten, wenn der Verpachter dazu unvermoͤgend iſt. 


1) Der Hypotheken- ⸗Glaͤubiger hat wegen ſeiner An— 
ſpruͤche an Kapital und Zinſen ein Unterpfandsrecht an dem 
verpfaͤndeten Grundſtuͤck und Einkuͤnften. 

2) Iſt das Grundſtuͤck verpachtet, fo kann er ſich 
wegen der ruͤckſtaͤndigen Zinſen an die Pachtgelder halten. 

8 
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3) Der Pachter ift verbunden, fich bei Uebernah⸗ 
me der Pacht nach den Verhaͤltniſſen ſeines Verpachters 
zu erkundigen, und kann zum Nachtheil des Hypothek— 
glaͤubigers keinen Vertrag mit dem Verpachter eingehen. 
Hat er ſich nun erkundigt, und in Erfahrung gebracht, daß 
das Grundſtuͤck hypothekariſch unterpfaͤndet iſt und dennoch 
zum Nachtheil des Hypothekglaͤubigers mit dem Verpachter 
wegen der Pachtgelder einen Vertrag abgeſchloſſen, ſo hat 
er doloſe gehandelt, und iſt verbunden, wenn er gleich die 
Pachtgelder ſchon praenumerando an den Verpachter be— 
zahlte, die Zinſen an den Hypothekglaͤubiger zu entrichten, 
indem ſich dieſer an die Pachtgelder wegen der ruͤckſtaͤndigen 
Zinſen halten kann. Hat er ſich nicht erkundigt, fo lei— 
det er durch ſeine Schuld. b 5 
4) Wenn das Pachtgeld, was gewöhnlich geſchieht, 
in vierteljaͤhrigen Terminen abgetragen wird, ſo gereicht es 
dem Pachter nicht zum Nachtheil, wenn er einen Termin 
praenumerando an den Verpachter bezahlte, denn der Hy- 
pothekar-Glaͤubiger leidet dadurch keinen Schaden, indem 
er die Zinſen aus den noch zu bezahlenden Pachtgeldern er— 
halten kann. ; 25 
f Hiermit ſtimmt uͤberein: Guichard, iurisp. hypoth. 
T. 2. p. 550. Tom. 4. p. 204. ) b 
1) Er erzählt hier zwei wichtige Säle, wo die franzoͤſiſchen Gerichte nach 
gleichen Grundſaͤtzen entſcheiden. ſ. auch Pr. LR. Th. 1. lit. 10. 
Ein Pachter, welcher die Pacht auf mehr als ein Quartal an den Guts⸗ 
befiser voraus bezahlt hat, kann dieſe Zahlung den damals ſchon 
eingetragenen Gläubigern, welche darein nicht gewilligt haben, 
nicht entgegenſetzen. 
Zum Theil nimmt v. Gönner, (im Commentar 
iiber das baieriſch.Hypothekengeſetz S. 428.) das Gegentheil— 
an, indem er bemerkt, daß der Pachter die Vorausbezah— 
lung des Pachtgeldes dem Hypothekglaͤubiger nicht entge— 
genſetzen koͤnne; doch aber ſcheint es das Recht und die 
Billigkeit zu fordern, daß die fuͤr das laufende Jahr 
oder Ziel, wenn auch vor deſſen Ablauf gemachte, Zah⸗ 
lung nicht fuͤr eine ſolche Vorausbezahlung im ſtrengſten 
Sinne zu achten ſey, indem dieſe Bedingung bei Pacht- 
vertraͤgen nicht nur geſetzlich erlaubt, ſondern auch zur Si⸗ 
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cherheit des Verpachters gereiche, auch die angeführte 


| 


* 


Beſchraͤnkung fo befchaffen ſey, daß fie dem Gläubiger 


wenig ſchade, alſo nicht geſagt werden konnte, ſie ſey in 
fraudem creditorum geſchehen. 


$. 316. a. (M. 6. 200. n. 7.) 
Kauf bricht nicht Miethe. 


Nach dem Naturrecht laͤßt ſich nicht annehmen, 
daß der Kauf Miethe breche, denn der Verkaͤufer kann nicht 


mehr Recht auf den Kaͤufer uͤbertragen, als er ſelbſt hatte, 


folglich, ſo wenig jener berechtigt war, dem Miethmann 


den Miethcontract nach Gutduͤnken aufzukuͤndigen, eben 


ſo wenig iſt auch dieſes dem Kaͤufer geſtattet. Er, der 
Vermiether, fehlt ſonach der Form und der Materie nach, 
wenn er die vermiethete Sache verkauft, ohne den Kaͤufer 
von dem beſtehenden Miethvertrag in Kenntniß zu ſetzen. 
Das roͤmiſche Recht iſt mit ſich ſelbſt im Widerſpruch; 
denn wenn in der L. 9. c. de loc. et cond. ausdruͤcklich ges 
fagt wird: emtorem fundi necesse non est stare colono, 
cui prior dominus locavit, fo enthält die L. 25, F. 1. D. 
de reb. creditis eine entgegengeſetzte Beſtimmung, weß— 
halb von den älteften bis auf die neueften Zeiten hierüber . 
„Streit unter den Rechtsgelehrten vorhanden war. 1) 


u) Nettelbladt, Beitr. zur juriſtiſchen gelehrten Hiſtorie St. 7. n. 4. 
S. 525. Zollius, Diss. ad L. 9. c. de loc. cond. Rint. 1687. 
war der erſte, welcher den Kampfplatz eröffnete, fand einen Gegner an 
Zaunſchlifferus, vind. sec. comunen interpret. L. 9. c. de locat. 
et cond. 1688., worauf Zollius ſeine Meinung in der Abhand— 
lung: Kauf hebt Miethe nicht auf 1690, auf's neue vertheidigte; jener 
die ſeinige wieder: Kauf geht vor Miethe; dieſer in der Abh.: Kauf 
hebt Miethe nicht auf. Rint. 1705. Lampe, Diss. de vi et efſicacia 
cautelarum pro tuendo jure conductoris adversus emtorem rei lo- 
calae expellentem.Gött. 1795. 


Wenn in den Particulair-Geſetzen ») nicht eine ent— 
gegengeſetzte Beſtimmung vorhanden iſt, fo kann nach ge- 
menem Recht nicht angenommen werden, daß Kauf Miethe 
aufhebe, indem dieſer Grundſatz der Natur des Vertrags 
entgegen iſt. 

v) Ludewig, Diss: de emtore non stante localioni antecessoris. 


Gött. 1762. dat mehrere derſelben angeführt. Zu denen, welche den 
Satz: Kauf bricht nicht Miethe, beftätigen, gehoͤren: die Hamburger 
8 f 8 * 
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Statuten P. 2. tit 9. art. 13. Friedrichsſtaͤdter Statuten Th. 2. 


Abth 2. tit. 2. art. 9. Nuͤrnberger Reformation 17. art. 7. Oſtfries. 


Landrecht 2. e. 270. Luͤneb. Statuten Th. 2. tit. 15. Roſtocker 
Stadtrecht Th. 3. tit. 8. $. 20. Trier. Landrecht 19. $. 4. von Brr⸗ 
men ſ. Oelrich Samml. S. 155. von Osnabruͤck Lodtmann mon. 
osnabr. app. n. 4. n. 6. Auch die hollaͤndiſchen Statuten enthalten 
den Grundfaß: huyr gaut voor Koop. ſ. rechisgeleerde observat. 
zu de Groot. 3. p. 206. medit. jurid. de iniquitale et instabilitate 
vulg. Kauf geht vor Miethe. Frankf. 1762. N 


Wenn aber die Statuten ») die entgegengeſetzte Be— 
ſtimmung enthalten, ſo kann doch der Satz dann keine An— 
wendung finden, wenn 

1) der Mieth -oder Pachtvertrag in dem Hppothe— 
kenbuch eingetragen iſt, indem der Kaͤufer verbunden iſt, 


ſich mit dem Inhalt deſſelben bekannt zu machen, und alle 


diejenigen Laſten und Beſchwerden zu uͤbernehmen, welche 
hier aufgezeichnet find; ) 
2) wenn die Pachtung ein fiscaliſches oder landes— 


herrliches Grundſtuͤck betrifft, indem nach der Beſtimmung 
der L. fin. D. de jure ſisci der Käufer einer res fiscalis den, 


welcher ſolche vom fisco oder principe pachtweiſe erhalten 
hat, vor geendigter Pachtzeit nicht austreiben darf. Dieſe 
Beſtimmung hat ihren Grund zunaͤchſt in einem Privilegio 
des Fiscus, welcher dadurch gegen alle Entſchaͤdigungsan— 
ſpruͤche geſichert werden ſoll; ſie giebt aber zugleich dem 
Pachter deſſelben volle Sicherheit des Beſitzes auf die kon— 
tractmaͤßige Pachtzeit. Y) N 

w) So z. B. das wuͤrt. Landrecht Th. 2. tit. 17. $. 5. Cod. Max. bar. 

Th. 4. C. 6. J. 14. 


x) Eiſenhardt, Grundſaͤtze des d. R. in Spruͤchw. n. 31 a. f. 3. S. 
390. ſ. a. Gluck, PComment. Th. 18. S. 43. ſ. a. öfter. Geſetzb. 
g. 1095. Nach dem Code civil art. 1743. fällt der Satz weg, wenn 
der Miethvertrag in oͤffentl. Urkunden errichtet iſt oder date certaine 
hat. — Durch den Vertrag, welchen der Miether mit dem Pachter 
eingegangen hat, wird der Käufer nicht beſchraͤnkt. ſ. Lampea. a. 


y) & unde Beitr. z. d. R. B. 1. n. 16. 

3) Findet er keine Anwendung in allen Faͤllen, wo 
jemand nicht aus freiem Willen, ſondern vermoͤge der Noth— 
wendigkeit in die Rechte und Verbindlichkeiten des Vermie— 
thers tritt. (z. B. Creditores immissi.) ä 

Was den Hauptſatz betrifft, ) nämlich daß der Kauf 


nicht die Miethe breche; ſo ſtimmen darin uͤberein: außer 
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dem angeführten Zollius, Brunnemann, (de emtore 
conductorem secundum ius civile non expellente. Goeit. 
1761.) Hoheiſel, (Prog. amicabilis compositio litis in- 
ter doctores agitatissimae, utrum successor singularis ex- 
8 queat conductorem. Hal. 1767.) Lampe, (a. a. 

9. 3.) Kruͤll, Prüfung einzelner Theile des buͤrgerl. 
Hehe B. 4. n. 10 
Die entgegengeſetzte Meinung, welche von den meiſten 
Rechtsgelehrten vertheidigt wird, als von den angeführten 
Zaunſchliffer, Duillius, (de jure emtoris praed. 
expellendi eius conductorem. Marb. 1730.) Otto, (de 
iure emtoris expellendi condudtorem ad L. 9. c. loc. 
cond. Traj. ad Rh. 1736.) Beck, (de conductore in lo- 
catorem iuste retroquente Kauf bricht Miethe. Alt. ee 
v. Kreitmaier, (Anmerkungen zum Cod. Max. Th. 5 
K. 6. 5. 14.) Grieſinger, (Commentar z. wuͤrt. Land⸗ 
recht B. 3. S. 983.) Walch, (Introductio in cont. i. 
eivil, p. 642.) . (a. a. O. 5. 2.) -Danz, 
(Handb. d. d. PR. Th. 2. F. 200.) Heiſe u. Cropp, 
(juriſt. Abh. B. 2. n. 10.0 Mittermaier, (a. a. O.) 
ſtuͤtzt ſich auf folgende Gründe; 1) ſey der Satz in der 
L. 9. C. I. c. gegruͤndet; auch nach deutſchem Recht gelte 
die Paromie: Kauf bricht Miethe. 2) Ein successor 
singularis wie der Käufer brauche die facta antecessoris 
sui nicht zu praͤſtiren, und könne von dem Miether weder 
mit einer perfönlichen noch dinglichen Klage beklagt werden, 
nicht mit jener, weil der Kaͤufer mit ihm nicht centrahirt 
habe, nicht mit dieſer, weil die Miethe kein Realrecht er— 
theile. 
2) Gebhard, Diss. de reg. iur. germ. Kauf geht vor Miethe. Alt. 
1718. hat beide Meinungen geprüft, 
= $. 315. (M. C, 200.) 5 
Der Verpachter kann feine gegen den Pachter habende Befug— 
niß der Fortſetzung der Pachtung an den Erwerber des 
Grundſtuͤcks cediren. 


Die Gruͤnde, welche fuͤr die entgegegenfeßte Mei: 
nung si werden, find: 
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1) in der L, 32. D. locati heißt es: qui fundum co- 


lendum in plures annos locaverit, decessit, ut eum ſun- 
dum legavit. Cassius negavit posse cogi colonum, ut eum 
fundum: coleret, quia 17 585 heredis interesset: quod si 
colonus vellet Bere et ab eo, cui legatus esset fundus, 
prohiberetur, cum herede pie ER habere, et 
hoc detrimentum ad heredem pertinere: sicuti si quis 
rem, quam vendidisset, necdum tradidisset, ali legasset, 
heres eius emptori et legatario essel obligatus. N 
Dieſe Stelle enthalte, wie die Gegner behaupten, die 
unbedingte allgemeine Vorſchrift, daß der Legatar den 
Pachter zur Fortſetzung der Pacht unter keiner Bedingung 
zwingen koͤnne, ſonach koͤnne er dieſes auch dann nicht, 
wenn im Teſtamente ihm die Rechte des Erblaſſers aus 
dem Pachteontracte mit vermacht, oder wenn ſie ihm vom 
Erben cedirt waͤren. Es ergiebt ſich alſo aus dieſem Ge— 
ſetz der Grundſatz: daß eine Uebertragung der Pachtrechte 
auf einen Singular-Sceeſſor nicht ſtatt findet. Denn 
wurde eine ſolche für zuläffig erachtet ſeyn, fo hätte von 
Julian angenommen werden muͤſſen, daß die Rechte aus 
dem Pachteontracte dem Legatar mit gebuͤhrten, indem der 
vermachten Sache ſtillſchweigend alle diejenigen Rechte fols 
gen, welche mit derſelben in Verbindung ſtehen. Der 
dafuͤr geltend gemachte Grund, weßhalb auch der Erbe ge— 


gen den Pachter nicht auf Fortſetzung der Pacht klagen 


kann: quia nihil heredis interesset, ſey nicht eigentlich 
der Grund der Entſcheidung, ſondern vielmehr nur die aus— 
geſprochene Folge der Veraͤußerung des Grundſtuͤcks, wel— 
che Veraͤußerung die Aufhebung des Mache ohne 
Weiteres herbeifuͤhrt. 

2) Aus der L. 49. D. de act. emti. und aus der 
L. 13. D. qui potiores in pignore könne nicht das Gegen 
theil gefolgert werden: denn wenn gleich in der erſtern 
Stelle der Verkaͤufer dem Kaͤufer verſpricht, daß er dafuͤr 
haften wolle, daß der bisherige Pachter die Pachtzeit aus— 
halte, und den Zins gehörig entrichte, und der Verkaͤufer 
ſonach ein Mittel haben muß, wie er den Pachter noͤthi⸗ 
gen koͤnne; und in der zweiten Stelle der Verkäufer ſogar 
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das Recht auf die ihm von dem Miethmanne beſtellten 
Pfaͤnder von dem Käufer eeditt, ſonach von einer Ceſſion 


der Pachtrechte zu handeln ſcheint, ſo beruͤhren doch beide 


Fragmente nicht eigentlich die aufgeworfene Frage, ſon— 
dern es würden nur die Folgen, die bei einer vorgenomme⸗ 
nen und als rechtsbeſtaͤndig vorausgeſetzten Uebertragung 
der Pachtrechte eintreten, entwickelt: auch koͤnne ja die 
Zuſtimmung des Pachters ſtatt gefunden haben, ohne daß 
der Juriſt Veranlaſſung gefunden, ſie heraus zu heben. 

3) Ein mit Verbindlichkeiten vermiſchtes Recht ſey 
nicht übertragbar. Thibaut, (Syſtem des Pandecten⸗ 
rechts B. 1. F. 77.) | | 

4) Erwirbt der Pachter durch die Veräußerung das 
Recht, von dem Vertrag abzugehen, welches ihm durch ein⸗ 
ſeitige Handlung des Veraͤußerers nicht wieder entzogen 
werden kann. 

5) Die Verbindlichkeiten, welche aus dem Pachtver— 


trage entſpringen, waͤren von der Art, daß ſie nicht gegen 


jeden Dritten zu erfuͤllen ſind, es ſonach dem Pachter nicht 
gleichguͤltig ſeyn koͤnne, ob er dieſen oder jenen zu ſeinen 
Verpachter hatte. Wenn daher der Käufer des Grund— 
ſtuͤcks ex iure cesso die Erfüllung feiner Rechte verlange, 
fo koͤnne der Pachter die exceptio doli oder non adi 
pleti contractus ihm entgegen ſetzen. 

6) Dieſe Grundſeͤtze ſeien auch dann anwendbar, wenn 
uͤber das Vermoͤgen des Verpachters Coneurs ausbricht. 
Denn durch den Ausbruch des Coneurſes und durch die 
dabei eintretende Abtretung des Vermoͤgens an die Credi— 
toren gehe das verpachtete Grundſtuͤck auf dieſe, als Sin; 


; gular⸗ Succeſſoren uͤber, und daher koͤnnen dieſe eben ſo 


wenig als der Käufer die Fortſetzung des Pachtcontracts 
fordern. 

Wenn man dieſes nicht annehmen würde, fo entſtaͤnde 
eine Ungleichheit der Rechte beider Theile, indem der Pach 
ter gendͤthigt würde, auf Verlangen der Öläubiger den Con: 
traet auszuhalten, die Concursglaͤubiger aber hierzu nicht 
gezwungen werden koͤnnten. Auch koͤnne der Pachter in 
der Perſon des inſolventen Verpachters gar keine Eicher: 
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heit mehr dafür finden, daß feinen eontraetloſen Anſpruͤ— 
chen überall ein Genuͤge geſchehe, während er feinerfeits 
immer noch zur firengen Erfüllung des Vertrags gehalten 
fein ſolle; ſonach muͤſſe dieſer Umſtand ihm ein Recht er: 
ertheilen, von demſelben abzugehn. 

Dieſe Meinung vertheidigen: Beck, (de conductore 
in locatorem inde retorquente paroemia: Kauf bricht 
Miethe. Alt. 1745.) Ludewig, (de emtore non stante 
locationi antecessoris. Goett. 1762.) Muͤhlenbruch, 
(Ceſſion d. Forderungsrechte S. 309 — 19.) 

Allein mit Recht nehmen Lauterbach, (colleg. th. 
Pract. Lib. 19. tit. 2. f. 69.) Struve, (Syntagma jur. 
lib. 19. tit. 2. ths. 27.) Huber, (Diss. iur. ad L. 32. 
D. locati th. 6. T. 2. p. 358.) Gluͤck, (Pandeeten⸗Com⸗ 
ment. Th. 18. S. 27 31.) Schweppe, (römifches 
Privatrecht §. 469.) Heiße u. Cropp, (juriſt. Abs 

handl. B. 2. n. X.) das Gegentheil an. Denn 

1) iſt die L. 32. D. locati ganz anders auszulegen, 
als von den Gegnern geſchieht. Der Juriſt ſtellt hier einen 
eonereten Fall auf, den er beurtheilt und entſcheidet. Es 
kann ſonach kein faetiſches Moment in das Geſetz hineinge⸗ 
tragen werden, welches der gegebene Fall nicht enthalt: dieß 
geſchieht aber, wenn man annimmt, daß dem Legatar die 
Rechte aus dem Pachtcontracte von dem Erblaſſer oder dem 
Erben mit uͤbertragen ſind. Es war ihm vielmehr in dem 
angegebenen Falle das Grundſtuͤck ſchlechthin vermacht, ſo 
nach iſt auch die Entſcheidung nur nach dieſer faetiſchen 
Praͤmiſſe zu beurtheilen. Daß der Juriſt nicht weiter ges 
hen wollte, ergiebt ſich klar daraus, daß er dem Pachter 
auch kein Zwangsrecht gegen den Legatar zum Aushalten 
der Pacht beilegt, waͤhrend es doch keinem Bedenken unters 
liegen kann, daß ihm ein ſolches zuſtehen wuͤrde, wenn der 
Erblaſſer es dem Legatar im Teſtamente zur Pflicht ge— 
macht haͤtte, den Pachter die Pachtzeit uͤber im Genuſſe 
zu laſſen. 

Durchaus unrichtig iſt die Behauptung: daß die 
Rechte aus dem Pachtcontraete ſtillſchweigend als mit ver⸗ 
macht angeſehen werden muͤſſen, wenn ſie einer Uebertra⸗ 


€ 
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gung auf den Legatar fähig geweſen wären, denn der Le— 
gatar erhaͤlt nur diejenigen Rechte mit, die, wie z. B. 
Real-Servituten, der vermachten Sache zuſtehen, oder 
die nach der vermuthlichen Abſicht des Teſtirers als mit 
vermacht anzufehen find, weil ohne ihre Einraͤumung der 
ſegirte Gegenſtand dem Legatar gar keinen Nutzen ge: 
waͤhren wuͤrde. Perſoͤnliche Rechte und Anſpruͤche, die 
dem Erblaſſer hinſichtlich der vermachten und veraͤu⸗ 
ßerten Sache zuſtanden, gehen nicht anders auf den Le— 
gatar oder Erwerber uͤber, als wenn ſie in das Vermaͤcht⸗ 
niß oder in die Veraͤußerung ausdruͤcklich einbegriffen ſind. 
Weder in der einen noch in der andern Hinſicht koͤnnen 
aber die Anſpruͤche aus einem Pachteontracte als ſtill— 
ſchweigende Acceſſionen des vermachten Grundſtuͤcks ange— 
ſehen werden. 

Sieht man nun auf die gegebenen factiſchen Voraus— 
ſetzungen, ſo enthaͤlt die Entſcheidung nichts, was die aus 
der Stelle gezogene Folgerung rechtfertigen konnte. 

Der Legatar und der Pachter ſind in dem Falle, wel— 
cher derſelben zum Grunde liegt, ſich gegenſeitig zu nichts 
verpflichtet, weil die perſoͤnliche obligatio aus dem Mierh- 
vertrage auf den Legatar als successor singularis nicht 
uͤbergegangen, und auch nicht ſpeciell auf ihn uͤbertragen 
war. g 

Auf den Erben war freilich die obligatio uͤbergegan⸗ 
gen, wie ſich klar daraus ergiebt, daß der Pachter mit ſei⸗ 
ner Entſchaͤdigungsklage an ihn verwieſen wird, wenn der 
Legatar ihn aus der Pacht treiben ſollte. Wenn nun gleich 
wohl dem Erben keine Klage gegen den Pachter auf Fort— 
ſetzung der Pacht geſtattet wird, ſo geſchieht dieß blos, 
weil es ihm hierbei an Intereſſe fehlt. Dieſe Worte ent: 
halten den wahren Entſcheidungs- und einen erſchoͤpfenden 
Grund des Ausſpruchs, den der Juriſt thut. 

Dieſe Stelle enthält daher nichts, was die Gegner 
fuͤr ihre Behauptung benutzen koͤnnten. 

2 Aus den angefuͤhrten Geſetzen L. 49. D. de act. 
emti, und L. 18 D. qui potiores in pignore, laſſen ſich kei⸗ 
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ne Gruͤnde anführen, nach welchen auf unbezweifelte Wei⸗ 
ſe die Frage entſchieden werden koͤnnte. 

3) Beurtheilt man die Frage nach allgemeinen Grund: 
ſaͤtzen, ſo ſind die Rechte des Verpachters offenbar von der 
Art, daß ſie vermittelſt der Ceſſion der actio locati uͤber⸗ 
tragen werden koͤnnen. Dann laſſen ſich nicht Klagen auf 
ſolche Anſpruͤche, die erſt von einer Bedingung abhaͤngig 
find, oder die erſt kuͤnftig verfolgt werden koͤnnen, cedis 
ren. (ſ. L. 17. 19. D. de hered. vel act. vend.) Was 
die entgegenſtehenden Rechte des Pachters anbetrifft, ſo iſt 
nicht einzuſehen, warum dieſe nicht mehr, ohnerachtet des 
Verkaufs des Grundſtuͤcks, geltend gemacht werden koͤnnen, 
indem ja, wie die sublocatio beweiſet, auch fremde Sachen 
vermiethet werden koͤnnen, wenn der Vermiether nur zu 
dem Eigenthuͤmer in einem ſolchen Verhaͤltniß ſteht, daß 


derſelbe ſolche Dispoſitionen anerkennen muß, und indem 


der Verkaͤufer, ohnerachtet er die Sache nicht mehr beſitzt, 
doch durch die mit dem Kaͤufer getroffenen Vereinbarungen 
dafür ſorgen kann, daß letzterer die dem Vermiether oblie⸗ 
genden Leiſtungen fortwaͤhrend erfuͤlle. Dieſe Erfuͤllung 
iſt naͤmlich zwar allerdings die Bedingung fuͤr die wirkſame 
Anſtellung der actio locati von Seiten des Ceſſionars, auf 
den die Rechte des Verpachters übertragen find, indem dies 
fer Klage ſonſt die exceptio non adimpleti contractus ent- 
gegen ſtehen wuͤrde; allein die Erfuͤllung der Verbindlich— 
keit des Verpachters durch einen Andern erſcheint als voͤllig 
ſtatthaft, und kann ſehr wohl darin beſtehen, daß dieſe Bere 
bindlichkeit ſelbſt ihm noch ferner obliegt. 

4) Im Allgemeinen laͤßt ſich durchaus nicht der Grund— 
faß vertheidigen, daß ein mit Verbindlichkeiten verbunde— 
nes Recht nicht uͤbertragbar ſey; dieß kann nur da ange— 
nommen werden, wo es auf beſondere Eigenſchaften des 
Verpflichteten ankommt, bei ſolchen Rechten aber, bei de— 
nen dieß nicht der Fall iſt, koͤnnen ſolche namentlich durch 
einen Procurator in rem suam erfüllt werden; und als fol- 
cher erſcheint der Ceſſionar des Verpachters, wenn er, um 
ſich den Genuß des cedirten Rechts zu verſchaffen, dem 
Miether fortwaͤhrend die Benutzung der vermietheten Sa— 
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che uͤberlaͤßt. Der Miether hat hier eben fo wenig einen 
Grund, die Annahme deſſen, was ihm nach dem Vertra— 
ge zu leiſten iſt, aus der Hand des Ceſſionars fuͤr den 
Cedenten zu verweigern, als der Vermiether ſich weigern 
kann, die Bezahlung des Miethgeldes von dem Aftermieth— 
manne anzunehmen, der ſie ihm Namens des Miethers 
leiſtet. 8 f 
5) Der angefuͤhrte Grund iſt eben ſo hinfaͤllig. Es 
fehlt an geſetzlichen Gruͤnden, der Veräußerung ſolche Fol— 
gen beizulegen, auch wuͤrde es gegen den Grundſatz anſto— 
ßen: Kauf bricht nicht Miethe. (ſ. H. 315.) Denn da nach 
demſelben der Pachter von dem Kaͤufer die Fortſetzung der 
Pachtung verlangen kann, ſo kann er auch vermoͤge des ihm 
von dem Verpachter abgetretenen Rechts, von dem Pachter 
verlangen, daß er die Pacht fortſetze. 

6) Wenn beim Ausbruch des Concurſes uͤber das 
Vermoͤgen des Verpachters angenommen wird, daß die 
Gläubiger die Fortſetzung der Pacht nicht verlangen koͤn— 
nen, und dafuͤr die in n. 6. enthaltenen Gruͤnde angefuͤhrt 


werden, ſo ſind ſie bei naͤherer Pruͤfung ganz hinfaͤllig. 


Denn: 

ay iſt es unrichtig, daß durch Ausbruch des Concurſes 
eine Abtretung des Vermögens des Gemeinſchuldners er— 
folgt; die Glaͤubiger erhalten vielmehr blos die Befugniß, - 
dieſe Guͤter zu ihrem Beſten verwalten zu laſſen und aus den— 


ſelben ſich bezahlt zu machen. So lange ſie daher zu dieſem 


letzteren Behufe keine Veraͤußerung derſelben vorgenommen 
haben, verbleiben letztere das Eigenthum des Creditors, 
und es iſt noch überall keine Alienation vorgekommen, mit- 
hin iſt bis dahin auch noch kein Grund fuͤr den Pachter vor— 
handen, dem Glaͤubiger, welcher blos Namens des Falliten, 
wenn gleich zu ihrem Beſten, die Pacht einfordert, das 
Pachtverhaͤltniß aufzukuͤndigen. Wenn aber die Glaͤubi— 
ger das verpachtete Grundſtuͤck, wozu ſie befugt ſind, ver— 
aͤußern laſſen, ſo iſt auch hier kein Rechtsgrund vorhan— 
den, weßhalb fie nicht eben fo gut als der Creditor ſelbſt da— 
zu vor Ausbruch der Inſolvenz im Stande geweſen waͤren 
und berechtigt ſeyn ſollten, dem Kaͤufer die Rechte aus dem 


1 — f 


124 


Pachtcontracte des Creditors mit zu uͤbertragen, wie ſie an— 
dere Rechte deſſelben uͤbertragen duͤrfen. 

b) Daß eine Verletzung der Gleichheit der Rechte des 
Pachters oder Verpachters dadurch erfolge, beruht eben⸗ 
falls auf unrichtigen Principien. 

Von einer Gleichheit der Rechte kann nur da die Re— 
de ſeyn, wo beide Theile mit einander in Contractsverhaͤlt— 
niſſen ſtehen, und ſelbſt hier leidet dieß Ausnahmen, fo 
daß das Argument von der Gleichheit der Rechte immer nur 
mit großer Behutſamkeit angewandt werden kann. Außer 
den Contractsverhaͤltniſſen iſt es ganz gewoͤhnlich, daß je— 
mand gegen einen Andern ein großes Recht hat, ohne daß 
dem Andern gegen ihn das gleiche Recht beigelegt werden 
kann. Das Wahlrecht der Glaͤubiger, entweder den Pacht— 
contract des Falliten fortzuſetzen, oder auch denſelben einem 
Andern zu cediren, wo ſie dann denſelben auch als Bedin— 
gung hievon gegen den Pachter zu erfuͤllen oder erfuͤllen 
zu laſſen haben, oder von den Rechten des Falliten aus dem 
Pachtcontracte keinen Gebrauch zu machen, und die Sache, 
ohne Verpflichtung fuͤr den Kaͤufer die Pacht auszuhalten, 
zu veraͤußern, iſt die rechtliche Folge davon, daß die Glaͤu— 
biger befugt find, ſich aus den activis der Maſſe auf die 
moͤglichſt vortheilhafte Art befriedigt zu machen, und daß 
ihnen keine Verbindlichkeit obliegt, die perſoͤnlichen Ver— 
bindlichkeiten, worin der Gemeinſchuldner geſtanden, zu 
erfüllen, ſondern nur die Gläubiger, die durch die Nichter— 
fuͤllung einer ſolchen Verbindlichkeit in Schaden kommen, 
mit ihren Schadenanſpruͤchen verhaͤltnißmaͤßig an der Maſſe 
participiren zu laſſen. Dieſer letztere Fall tritt nur dann 
ein, wenn die Glaͤubiger das Recht des Gemeinſchuldners 
aus dem Pachtcontract fallen laſſen, und blos fein Eigen— 
thum an der verpachteten Sache zur Befriedigung benutzen. 
c) Weder nach den Geſetzen noch nach der Natur der 
Sache kann man annehmen, daß der Pachter nach Aus— 
bruch des Concurſes jede Sicherheit fuͤr die Erfuͤllung ſeiner 
perſoͤnlichen Anſpruͤche an den Verpachter verliere. So 
lange die Gläubiger keine anderweitige Verfügung uͤber den 
verpachteten Gegenſtand treffen, iſt fuͤr den Pachter nicht 
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einmal das Beduͤrfniß einer Sichetheiteſtellung vorhanden; 


nehmen ſie aber eine Veraͤußerung des Guts und dabei eine 
Ceſſion der Pachtrechte vor, ſo muß zugleich der Erwerber 
des Guts als Bedingung der ihm cedirten Rechte die Ver— 
pflichtungen des Gemeinſchuldners aus dem Pachteontract 
anerkennen. 


$. 316. (M. . 200. n. 4.) 


Der Lieferant iſt nicht zum Schadenerſatz verbunden, wenn er 
wegen Ausfuhrverbot die Waare nicht liefern kann. 


Wenn man den Lieferungsvertrag nach den Grundſaͤ— 
tzen von Vermiethung der Dienſte beurtheilt, ſo iſt es wohl 
unbedenklich, daß jene Beſtimmung als die richtigere an— 
genommen werde. 

Das roͤmiſche Recht beſtimmt: daß derjenige, welcher 
Dienſte fuͤr Andere um einen Lohn uͤbernommen hat, fuͤr 


den Zufall nicht ſtehe. (L. 13. §. 1. f. 5. D. loc. cond. 


und Weſtphal vom Kauf, Pacht und Miethe $. 970.) 
Dieſe Beſtimmung findet dann Anwendung, wenn die 
Waare, welche den Gegenſtand des Lieferungsvertrags aus— 
macht, aus einem beſtimmten Lande nur zu beziehen iſt und 
daſelbſt, nach geſchloſſenem Handel, und zwar, vor deſſen 
Abſchluß, jedoch in einer Zeit, wo der Lieferant davon 
noch nicht benachrichtigt ſeyn konnte, gerade die Ausfuhr 
dieſer Waare verboten wird; denn dieſer Vorfall iſt als 
ein Zufall zu betrachten, und ſonach faͤllt jede i 
keit fuͤr den Lieferanten weg. 
9 8 Hiermit ſtimmt uͤberein: Bender, (Handelsrecht 
288557 

Das Gegentheil nimmt an: Veillodter, (Ent⸗ 
wurf eines Handelsgeſetzbuchs §. 107.) und behauptet, 
daß der Lieferant verbunden ſey, den zwanzigſten Theil des 
Werths der zu liefernden Waare als Schadenerſatz zu 
leiſten. Er ſubſummirt dieſen Fall nicht unter diejenigen, 
welche durch einen Zufall veranlaßt werden, denn bei dies 
ſen nimmt er in §. 109. an, daß keiner eine Entſchaͤdi⸗ 


gung verlangen könne. 
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§. 317. (M. F. 200. n. 7.) 


Der Miether iſt bei feindlichen Einquartierungen verbunden, die 
Quartierlaſt zu uͤbernehmen, kann aber verhaͤltnißmaͤßigen Er: 
ſatz am Miethzins verlangen, nicht ſo der Pachter; was die 
Einquartierungskoſten betrifft, fo find fie durch eine billige 
Concurrenz des Locators und Conductors auszugleichen. 


Bei der Frage: ob der Miether oder Pachter verbun— 
den ſey, die Einquartierungslaſt mit zu uͤbernehmen, iſt 
zuerſt auf den Mieth- und Pachtvertrag und in Erman— 
gelung deſſelben auf die Geſetze ) oder Obſervanzen Ruͤck— 
ſicht zu nehmen; beſtimmen dieſe nichts, ſo iſt zwi— 
ſchen den Einquartierungen in Friedens- und 
Kriegszeiten zu unterſcheiden. P) 

a) Pr. LR. Th. 1. iit. 21. $. 289. Saͤchſ. Generale, die den Pach⸗ 
tern wegen der von ihnen geleiſteten Kriegsproͤſtationen oder erlittenen 
Kriegsſchaden von ihren Verpachtern zu gewaͤbrende Entſchaͤdigung bet. 
vom 26jten Mai 1810. ſ. Haubold ſaͤchſ. PR. J. 246, bai. Ver⸗ 
ord. vom 23ſten Feb. 1809. mekl. Verord. vom 2ten Dec. 1808. 
in Both Samml. 1. S. 285. 


b) Berg, juriſt. Beobachtungen und Rechtsfaͤlle Th. 4. n. 1. 


In Hinſicht der erſtern wird nicht leicht ein Streit 
zwiſchen dem Miether und Vermiether entſtehen, indem 
hierüber in jedem Lande beſondere Verordnungen vorhanden 
ſind. Was aber die letztere anbetrifft, ſo iſt zwiſchen 
Quartierlaſt und Einquartierungslaſten zu uns 
terſcheiden. 

I. Was nun die Quartierlaſt betrifft, ſo iſt zwar 

a) der Miet her verbunden, ſolche zu übernehmen, kann 
aber von dem Vermiether einen verhaͤltnißmaͤßigen Nach— 
laß an dem Miethzins fordern, und zwar darum, weil 
1) bei Hausmiethen die Wohnung fuͤr die Hauptſache ge— 
halten wird, worauf ſich der Mietheontract bezieht, und 
wird nun dem Miether der Gebrauch derſelben ohne ſein 
Verſchulden ganz oder zum Theil entzogen, ſo iſt das 
Recht des Miethers auf verhaͤltnißmaͤßen Erſatz des 
Miethgeldes außer Zweifel (L. 33. D. loc. cond); Y auch 
es unbillig ſeyn wuͤrde, wenn der Vermiether den ganzen 
Miethzins verlangen wollte, während der Miether die ges 
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miethete Wohnung durch die bei ihm eingelegte Einquartie⸗ 
rung ganz zu benutzen verhindert wird. 

Jedoch wird hierbei i immer vorausgeſetzt, daß durch die 
Einquartierung eine bedeutende Beſchraͤnkung des Gebrauchs 
der gemietheten Wohnung entſteht, auch faͤllt der Entſchaͤ— 
digungsanſpruch ganz weg, wenn a) die Einquartierung 
einen Raum einnimmt, welchen der Miethmann nicht be— 
nutzen kann; oder mit den Einquartierten zugleich zu benu— 
Gen im Stande iſt, z. B. Handwerker; b) wenn die Ein- 
quartierung nur einen Tag dauert. 

b) Ganz anders verhaͤlt es ſich mit dem Pachter; denn 
bei Pachtungen kommt die Wohnung faſt gar nicht in Be— 
tracht; der Pachter wird nicht an der vollen Benutzung der 
bei derſelben befindlichen Guͤter gehindert, welche doch ei— 
gentlich der Gegenſtand des Pachtcontracts find. Er kann 
ſonach der Regel nach keinen Erſatz fordern, ausgenommen 
alsdann 1) wenn er beweiſen kann, daß ihm die Wohnung, 
welche er zur Einquartierung hat einraͤumen muͤſſen, zur 
vollkommenen Benutzung des Guts unentbehrlich geweſen 
ſey; 2) daß er ſein Geſinde waͤhrend der Zeit anders wo 
habe einmiethen muͤſſen; 3) wenn er fuͤr die Wohnung ei— 
nen beſondern Miethzins bezahlen muß. 

II. Was die Einquartierungslaſt betrifft, ſo 
koͤnnen die von der Quartierlaſt angegebenen Grundfäße auf 
dleſe nicht angewendet werden, theils nach der Natur der 
Sache, weil die Einquartierung mit der Verpflegung nicht 
blos den Raum, ſondern hauptſaͤchlich das baare Vermoͤ— 
gen des Einquartierten begreift, theils weil aus dem Grun— 
de des verhinderten Gebrauchs der Wohnung, aus welchem 
die Geſetze den Vermiether zu einem Erlaß an dem Mieth— 
geld verpflichten, noch keinesweges folgt: daß derſelbe auch 
an den Verpflegungskoſten Theil zu nehmen ſchuldig ſey, 
auch die roͤmiſchen Geſetze keine ic nge ent⸗ 
halten. Daher iſt im Allgemeinen anzunehmen, daß die 
Einquartierungskoſten durch eine billige Concurrenz beider 
Theile auszugleichen ſeyn. Denn daß die Miethleute ſich 
der Theilnahme an dieſen Koſten nicht entziehen koͤnnen, iſt 
20 darum der Wibiofkeie gemäß „ weil fie als Mitbürger 


128 


des Staats und ber Gemeinde verbunden ſind, die außer⸗ 
ordentlichen Staats- und Communalkoſten, eben ſo wie 
die Hausbeſitzer pro rata zu tragen; oft iſt es ja der Fall, 
daß die Miethleute weit mehr Vermoͤgen als die Vermie— 
ther beſitzen. Wie nun der Maaßſtab bei dieſer 
Concurrenz zu beſtimmen ſey, iſt beſtritten. Ei— 
nige ſind der Meinung, daß ſie zu gleichen Theilen ver— 
theilt werden muͤſſe, als Bodmann, (Eroͤrt. d. Grund— 
ſaͤtze, wornach Kriegsſchaden feſtzuſetzen. $. 50.) Andere 
nehmen an, daß der Vermiether 3, der Miether J zu tra- 
gen habe: als Struben, (rechtl. Bed. 7h. * B. 82. 
S. 195.) Allein es läßt ſich durchaus im Allgemeinen 
hieruͤber nichts beſtimmen, es muß vielmehr dem Richter 
uͤberlaſſen werden, welcher hierbei auf Seiten des Vermie— 
thers: die Groͤße, den Werth und die Benutzung des Hau— 
ſes; auf Seiten des Miethers: die Beſchaffenheit des Ge— 
werbes und ſeiner Habſeligkeiten; auf Seiten des Pachters: 
die Größe des Koſtenaufwandes im Verhaͤltniſſe zu dem 
Pachtertrage in Erwaͤgung zu ziehen hat. 

Hiermit ſtimmen überein: Böhmer, (Diss. de obli- 
gatione locatoris ob impeditum rei locatae usum. in Elect. 
iur. civil. T. 1. p. 275.) Muͤller, (ad Struv. Exer. 24. 
Th. 19.) Winckler, (Abh. von Kriegsſchaden. 2te Aufl. 
pz. 1796.) Bodmann, (Eroͤrt. d. Grundſaͤtze, wornach 
die Kriegsſchaden jeder Art feſtzuſtellen, zu erſtatten und 
zu peräquiren find. Frankf. 1798.) Hatzfeld, (Prüf. d. 
Grundſaͤtze, welche uͤb. Peraͤquation der Kriegslaſten bisher 
aufgeſtellt ſind. Frankf. 1801.) Eines Ungenannten, 
Abh. Gedanken üb. die rechtl. Natur des Einquartierungs— 
geſchaͤfts und deſſen zweckmaͤßige Einrichtung. pz. 1807. 
§. 9. Hagemann, (Landwirthſchaftsr. S. 327. n. 6.) 
Neues juriſt. Journal B. 1. S. 520. Gluͤck, (Comment. 
d. PR. B. 17. $. 1053. Flek, (Bemerk. üb, Verthei— 
lung der Einquartierungslaſt. Dresden 1815.) 

Dagegen nehmen die meiſten Rechtsgelehrten an, daß 
die Einquartierungslaſt eine Reallaſt, und ſonach der 


Vermiether oder Verpachter verbunden ſey, die Er des 
„uatz 


129 


Quartiers und der Verpflegung zu tragen. Carpzov, 
(Part. 2. const. 37. Def. 15.) Ta bor, (de metat. part. 2. 
c. 3..$. 17.) Berger, (oeconomia iur. Lib. 3. Tit. 5. 
Th. 23. not. 6.) Lauterbach, (colleg. th. pract. Tit. 
loc, cond. $. 100.) Pufendorf, (observat. iur. univers. 
T. 4. obs. 107.) Leyſer, (med. ad P. Sp. 661. med. 7.) 
Cramer, (wetzl. Nebenftunden Th. 82. S. 73.) von 
Selchow, (Rechtsfaͤlle B. 2. n. 58. S. 244.) Walch, 
(Introd. in cont. p. 648.) v. Stein, (Diss. Damna per 
hospitationes militares, vulgo Einquartierungen, condu- 
ctori illata, a locatore quatenus resarcienda sint? Wir- 
ceb. 1797.) Runde, (Gr. d. d. PR. §. 414.) Stre—⸗ 
lin, (rechtl. kamerl. Abh. üb. Kriegskoſten und Kriegsſcha— 
den. Frankf. 1799.) Degen, (nähere Entwickelung der 
Frage uͤber die Concurrenz des Miethmannes eines ganzen 
Hauſes und des Inhabers einer Official-Wohnung zu den 
Einquartierungskoſten. tüneb. 1808.) Eines Ungenann— 
ten, (Abb: Iſt der Miethsmann eines ganzen Hauſes von 
den Verpflegungskoſten, welche die Einquartierung frem— 
der feindlicher Truppen veranlaßt hat, freizuſprechen? Celle 
1804.) 

Die Vertheidiger dieſer Meinung ſuchen ſolche zu be— 
gruͤnden 1) durch das roͤmiſche Recht L. 1. 9. c. de me- 
tatis et epidemetis L. 3. f. 13. F. 14. D. de munerib. et 
honor. Ulpian ſagt in der L. 3. $. 14. D. de munerib. 
ganz beſtimmt: munus hospitis in domo recipiendi non 
personae sed patrimonii onus est. Dann lehre Hermo— 
genian L. 2. D. de vacat. et excusat. muner.: sunt mu- 
nera, quae rei propriae cohaerent, und rechnet' zu denſel— 
ben namentlich hospitis recipiendi munus. Es wäre bei den 
Roͤmern die Einquartierung eine ordentliche buͤrgerliche Laſt 
geweſen. Nach der Verord. des Arcadius und Hono— 
rius L. 2. o. de metatis waͤre jeder Beſitzer eines eigenen 
Hauſes ſchuldig, den dritten Theil ſeiner Wohnung dem 
Staate zur Beherbergung der Soldaten und Staatsdiener 
offen zu laſſen. Die Einquartierungslaſt beſchraͤnke ſich 
blos auf das Quartier. 
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Allein in allen dieſen Stellen iſt nichts von dem Ver⸗ 
haͤltniß des Miethers und Vermiethers in Beziehung auf 
die Einquartierung beſtimmt. 

2) Berufen ſie ſich auf die Natur der Sache, weil 

ohne Haus keine Einquartierung ſtatt faͤnde, ſo verſtaͤnde 
es ſich von ſelbſt, daß die Laſt auf den Haͤuſern hafte. 
N 3) Die Ratur des Miethcontracts bringe es mit ſich, 
daß der Vermiether den Miether in den vollen Genuß der 
vermietheten Sache ſetze und ihm allen in dieſer Hinſicht 
durch ſeine Schuld entſtehenden Schaden erſetze. 

Noch Andere nehmen an: daß die Einquartierungs— 
laſt eine gemeinſchaftliche Laſt ſey, welche, ſo lan— 
ge die Ausgleichung unter allen Staatsbuͤrgern nicht geſetz— 
lich beſtimmt ſey, wenigſtens die Einwohner eines Orts, 
welchen dieſe Laſt trifft, gemeinſchaftlich zu tragen haͤtten; 
ſonach muͤſſen auch Miether und Pachter mit zur Concur— 
renz gezogen werden. Dieß ſey vorzuͤglich bei feindlichen 

Einquartierungen der Fall, dieſe ſey ein zufaͤlliges Ereigniß, 
welches alle Einwohner des Ortes treffe. Die Vertheidiger 
dieſer Meinung ſind: Mevius, (P. 2. D. 90.) Vogt, 
(Diss. de eo, quod iustum et aequum videtar ‚circa me- 
tata bellica eorumque onere mixto, vulgo von Einquar— 
tierungslaſt. Mail. 1796.) Struben, (rechtl. Bedenken 
B. 1. B. 82. B. 3. B. 87.) Riedefel ab Eifen- 
bach, (Comment. de eo, quod iustum est circa remissio- 
nem mercedis in locatione cond. ob calamitates bellicas. 
Goett. 1760. Cap. 3. $. 1.) Hymmen, (Beitr. z. juriſt. 
Literat. in Pr. St. B. 4. S. 102.) Overbeck, (Mevi- 
tationen uͤber verſch. Rechtmaterien B. 10. a, 492.) 
Beſonders v. Berg, (juriſt. Beob. B. J. n. 1.) 

Nur Einige: als Weber, (Ueber Repartition d. 
Kriegsſchaden. Wuͤrtzburg 1798. § 28. 76.) Schmid, 
(Ueber Vertheilung der Kriegsſchaden und die Einquartie— 
rung insbeſ. Hildburgh. 1808.) Ein Ungenannter, 


(eber den neueſten Standpunkt und das Princip d. juriſt. 


Lehre vom Erſatz der Kriegsſchaden. 1806.) ſind der Mei— 
nung: daß die Einquartierungslaſt eine ſolche ſey, die den 
ganzen Staat und nicht die einzelnen Buͤrger treffe. 
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Die Einzelnen leiſteten blos einen Vorſchub und hätten ih— 
ren Regreß an den Staat. Kriegsſchaden muͤßten vom 
Staate den Buͤrgern erſetzt werden, da jedoch der Staat 
blos aus einzelnen Individuen beſtehe, und jeder ſich auf 
den Schutz und die Vertheidigung gegen Verletzungen 
von außen verlaſſen duͤrfe, ſo ergebe ſich, daß der durch die 
Einquartierungslaſt verurſachte Aufwand von der Geſammt— 
heit der Bürger wie jeder andere Kriegsſchaden, alſo von 
Allen im Verhaͤltniß zu ihrem Vermoͤgen getragen werden 
muͤſſe. Es ſey daher ganz unnoͤthig zu unterſuchen: ob die 
Einquartierungslaſt eine Reallaſt ſey, indem ja ein Jeder, 
ſey er Hauseigenthuͤmer oder nicht, verhaͤltnißmaͤßig von 
ſeinem Vermoͤgen beitragen muͤſſe. Der Miether muͤſſe dem 
Vermiether den Miethzins ganz bezahlen, und koͤnne we— 
gen der Einquartierungskoſten ſich blos an den Staat hal— 
ten. 
Roch Einige betrachten die Einquartierungslaſt als 
eine Perſonallaſt und verpflichten ſonach auch den Mie— 
ther zur Entrichtung derſelben. Graͤvius, (Diss. de 
metatis Vit. 1718.) Danz, (Handbuch d. deutſch. PR. 
§. 414.) Dieſe Meinung hat ſchon Leyſer, (a. a. O.) 
noch gruͤndlicher v. Berg, (a. a. O.) widerlegt. g 
Was noch insbeſondere die Werpflegungskoſten 
betrifft, von welchen im roͤmiſchen Recht nichts vorkommt, ſo 
giebt es Einige, welche den Vermiether von der Concur— 
renz ganz frei ſprechen, weil dadurch in dem Gebrauch der 
Miethe kein Hinderniß entſtehe, ſ. Runde, (rechtl. Grund— 
ſaͤtze uͤb. die Vertheilung der Einquartierungslaſt. Olden— 
burg 1808.) Andere als Haus, (Beiträge zur Be— 
richtigung der rechtl. Grundſaͤtze uͤb. den Erſatz und die Ver— 
theilung der Kriegsſchaden. Nuͤrnb. 1801.) unterſcheiden: 
ob die feindlichen Truppen ſich ſelbſt einquartierten und Ver— 
pflegung verlangten, oder ob von der Ortsobrigkeit die Ein— 
quartierung regulirt wurde; in jenem Fall ſey dieß eine 
Verletzung, wofuͤr kein Erſatz gefordert werden koͤnne, in 
dem letztern Fall ſey es aber eine Laſt der Gemeinde, an 
welcher jedes Mitglied derſelben nach dem Verhaͤltniß des 
Vermögens im geographiſchen Umkreiſe der Gemeinde und 
N s 9° 
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des Vortheils, den es innerhalb ihres intellectuellen Um: 
fangs genieße, feinen Antheil tragen muͤſſe. a 

Sehr genaue Beſtimmungen uͤber die Verpflichtung 
der Tragung der Einquartierungskoſten enthält das Pr. 
LR. Th. 1. lt. 20. 9. 553. u. ſ. f. In F. 572. wird 
beſtimmt: daß wenn die Einquartierung uͤber drei Tage 
dauert, der Pachter die Haͤlfte von den, zu deren Verpfle— 
gung und Befoftigung verwandten Ausgaben vom Verpach— 
ter fordern koͤnne. 


$. 318. (M. $. 201.) 
Der fogenannte eiferne Viehcontract (contractus socidae) iſt 
als ein Pacht- und Societaͤtscontract anzuſehen. 


Denn einmal wird nach dieſem Vertrage vom Eigen— 
thuͤmer des Viehs die Wartung und Pflege des Viehs 
gegen einen verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an den Jungen übers 
laſſen, welche als Pachtvergeltung anzuſehen ſind, zugleich 
aber auch ausbedungen, daß er, der Pachter, den zufaͤlli— 
gen Schaden uͤbernehmen ſoll. 

Hiermit ſtimmen überein: Runde, (Grundſ. d. d. 
Privatrechts F. 201.) Brauer, (Erläuterungen 3. S. 
623.) Mittermaier, (a. a. O.) 

f Andere nehmen an: daß es eine locatio, oder colonia 
partiaria ſey, als Schilter, (Prax. iur. rom. exereit. 31. 
§. 9.) Schweppe, (römifches Privatr. B. 2. $. 433.) 

Roch Andere ſehen ihn als einen reinen Societaͤts— 
contract an, (Socida, heißt im Italieniſchen ſoviel als So- 
cietas) Tabor, (Tr. de iure socidae. Arg. 1646.) Tile: 
mann, (Diss. de contractu socidae, quo vulgo eiſene 
Schafe oder Kühe constitui dicuntur. Jen. 1672.) Bers 
tram, (Diss. epist. de contr. socidae, Hal. 1774.) von 
Gluͤck, (Pandectencomm, Th. 17. S. 492.) 

Als ein aus Pacht- und Kaufcontract zuſammenge— 
ſetztes Geſchaͤft betrachten es: Heineccius, (Elem. iur. 
germ. T. 1. Lib. 2. tit. 14. $. 405.) Eiſenhart, (Inst. 
iur. germ. priv. Lib. 3. tit. 9. $. 3.) Hofacker, (Prin- 
cip. iur. civil. T. 3. 5. 1992.) Danz, (Handbuch B. 2. 
F. 201.) Muͤnter, (Weiderecht §. 307.) 


— 
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§. 319. (M. $. 201.) 


Der Pachter einer Hollaͤndereipacht iſt nicht Eigenthümer des 
Viehes. 


Zwiſchen Hollaͤndereipacht und eifernem Viehcontract 
iſt ein weſentlicher Unterſchied, denn Jener beſteht in der 
Pachtung des Viehes oder natuͤrlicher Fruͤchte, nach Be— 
ſtimmung eines Inventars, nicht in der Pachtung des 
Grundſtuͤckes ſelbſt, dieſer aber iſt die Pachtung des Grund— 
ſtuͤckes mit dem Vieh, welches dem Werth oder Verkauf 
nach geſchaͤtzt ift. *) 

* Beide ſind auch im Cod. Napol. art. 1345. 1346. 1831. unterſchie⸗ 
den. Malblank, observationes de locat. cond. pecoris speciatim 
de contractu, qui appellatur Bail a cheptel. Tub. 1818. 

Was jenen betrifft fo koͤnnte, nach dem Grundſatz: 
casum sentit dominus, indem der Pachter die Gefahr des 
verpachteten Viehes übernimmt, angenommen werden, daß 
er Eigenthuͤmer deſſelben ſey, welcher Meinung auch Thi⸗ 
baut, (Pandectenrecht $. 863.) Boller, (Beitr. über 
verſchiedene Rechtsmaterien N. 5.) v. Gluͤck, (PComm. 
Th. 17. S. 491.) Danz, (Handbuch B. 2. S. 253.) 
ſind; allein ohnerachtet des taxirten Werthes des vorhan— 
denen Viehes und der uͤbernommenen Gefahr, geht weder 
das Eigenthum noch der rechtliche Beſitz auf den Pachter 
über, indem durch den Pachtcontract das Eigenthum nicht 
übertragen wird, und der Anſchlag allein wegen der vom 
Pachter uͤbernommenen Gefahr geſchieht, dieſe aber erſt in 
einem beſondern Geding beigefuͤgt wird, woraus deutlich 
hervorgeht, daß das Eigenthum nicht uͤbertragen wird, 
weil, wenn ſolches geſchehen waͤre, kein beſonderes Ge⸗ 
ding wegen der Gefahr nothwendig geweſen ſeyn wuͤrde. 
Da nun dieſes iſt, kann auch 1) der Pachter bei ſeinem 
Abzuge das vorhandene Vieh nicht um den farirten Werth 
mitnehmen; 2) bricht Concurs uͤber ſein Vermoͤgen aus, 
ſo kann der Verpachter, vermoͤge des Abſonderungsrechts, 
alles vorhandene Vieh als ſein Eigenthum zuruͤckfordern. 

Dieſer Meinung find: Stryck, (Usus mod. Pand. 
$. 9. tit. loc. cond.) Boͤhmer, (Diss. select. quaedam 
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gapiti circa locationem, conductionem praed. rustici. C. 1. 
9. 8.) Gmelin, (Ordnung der Gläubiger K. 1. §. 7. 
S. 78.) Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht S. 675. 


not. 5.) 


S. 320. (M. $. 202. not. 2.) 
Wegen geringer Thaͤtlichkeiten von Seiten der Herrſchaft kann 
das Geſinde keine gerichtliche Genugthuung verlangen. 


1) Wenn gleich das Verhaͤltniß des Geſindes zu der 
Brodherrſchaft mit dem des Herren zu ſeinen Leibeignen 
nicht verglichen werden kann, ſo iſt es doch von einer ſolchen 
Art, daß nicht eine jede Beleidigung der Herrſchaft gegen 
0 Geſinde, ſo wie unter andern Perſonen, beſtraft werden 
ann. | 

2) Daß die Herrſchaft das Geſinde habe beleidigen 
wollen, iſt nicht anzunehmen, es iſt kein animus iniuriandi 
zu vermuthen. | N 

3) Das Geſinde ift der Herrſchaft Gehorſam und Ehr— 


erbietung ſchuldig; verletzt es dieſe Pflichten, reißt es durch 


ſeine Widerſpenſtigkeit die Herrſchaft zum Zorn, und geht 
dieſer in eine geringe Thaͤtlichkeit uͤber, ſo iſt, wenn auch 
der Herrſchaft nach den Geſetzen kein Zuͤchtigungsrecht zu— 
ſteht, ſolche unſtrafbar, auch kann das Geſinde keine ge— 
richtliche Genugthuung fordern. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Kemmerich, (in access. 
ad Inst. Lib. 1. sect. 2. tt. 4. F. 19. tit. 5. F. 6.) Me⸗ 
vius, (ad ius lubecense P. III. tit. 8. art, 10.) Ley⸗ 
fer, (Medit, ad. P. Sp. 546. med. 13. 14.) Struben, 
(rechtl. Bedenken Th. 3. Bed. 40.) v. Berg, (Polizei⸗ 


recht B. VI. S. 283.) Eichhorn, (Einl. $. 328.) 
Haubold, Saͤchſ. Privatrecht §. 97.) ſ. a. Pr. KR. 


Th. 2. lit. V. H. 78. 

Das Gegentheil nehmen an: Thomaſius, (an 
actionem iniur. servi nostri et ancillae mercen. si modi- 
ce costigentur, habeant. Lpz. 1739.) Tittmann, (Hand: 
buch des Strafrechts Th. 2. S. 205.) v. Bülow und 
Hagemann, EEroͤrt. B. 7. n. 37.) Mittermaier, 
(a. a. O. 


} 
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5. 321. (M. F. 202. n. 3.) ö 

Die Herrſchaft iſt nicht verbunden, dem Geſinde Lohn und Koſt 

zu geben, wenn es durch anhaltende Krankheit verhindert wird, 
N den Dienſt zu verrichten. 


Der Lohn wird fuͤr die Dienſte gegeben; werden dieſe 
nicht geleiſtet, fo fällt jener weg. L. 15. $. 6. D. loc. cond. 
Die Regel leidet nach L. 38. pr. D. loc. cond. die Ausnah⸗ 
me, si per eum, qui operas suas locavit, non stetit, quo- 
minus operas praestit, welche hier nicht eintritt, denn 
warum ſollte der blos den Dienſtboten treffende Zuſtand 
gerade dem Dienſtherrn ſchaden? 

Es iſt ſonach zu unterſcheiden: ob die Krankheit eines 
Dienſtboten blos von kurzer Dauer iſt, oder eine betraͤcht— 
liche Zeit hindurch dauert. In jenem Falle kann die Herr— 
ſchaft den Lohn nicht kuͤrzen: Ang. L. 27. pr. D. loc. cond. 
wohl aber in dem letztern Falle. 

Hiermit ſtimmen überein: Wernher, (lectis. com. 
in P. loc. cond. $. 8.) Struben, rechtl. Bedenken 
Th. 3. B. 69.) Overbeck, (Meditationen uͤber ver- 
ſchiedene Rechtsmat. B. 6. m. 342.) Müller, (observ. 


pract. ad Leys. med. T. II. fasc.2. ob. 454. 


Der entgegengeſetzten Meinung iſt: Leyſer, (Med. 
ad P. Sp. 212. med. 5.) Hommel, (KRhasp. quaest. for. 
Vol. II. obs. 331.) Stieglitz, (Prog. famulis aegro- 
tantantibus aut eorum mortuorum heredibus mercedem in- 
tegram annuam praestandam atque sostrum pro eorum sa- 
lute solvendum esse. Lpz. 1769.) Walch, (Inirductio 


in contrv. iur. civil. p. 634.) Kind, (Quaestiones foren- 


ses T. II. c. 49. p. 270.) Haubold, (Saͤchſ. PR. 
§. 99. n. 5.) Die Gruͤnde ſind: 5 

1) Wer ſich auf eine beſtimmte Zeit vermiethet hat, 
kann auch dann Lohn fordern, wenn er nicht im Stande 
ſeyn ſollte, die Dienſte zu leiſten. L. 1. §. 13. D. de extraord. 
Cognition. 

29 Wenn ein Advocat verhindert wird, den Prozeß 
fortzufuͤhren, fo kann doch das ihm vorausgezahlte Hono⸗ 
rar nicht wieder gefordert werden. L. 1. 5. 13. D. de extra. 
cog. L. ult. cod. de cond. ob caus. dator. 
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3) Wenn die größte Zeit hindurch die Dienſte gelei⸗ 
ſtet worden ſind, ſo kann der Dienſtbote, auch wenn er 
durch Krankheit an der fernern Leiſtung gehindert wird, den 
Lohn fordern. L. 4. $. 5. D. de statu liber. 

Allein alle dieſe Gruͤnde ſind von wenig Gewicht; die 
aus dem roͤmiſchen Rechte allegirten Geſetze berühren eis 


gentlich nicht den vorausgeſetzten Fall: wie Struben und 


Wernher a. a. O. bewieſen haben. 
Mit der richtigen Meinung ſtimmen auch uͤberein: die 
Bay. Verordn. v. 2ten März 1781. $. 40. 42. Pr. 
LR. Th. 2. ür. V. b. 92. u. ſ. f. 


$. 322. (M. $. 202. not. 4.) 


Die Herrſchaft haftet aus Vertraͤgen, welche das Geſinde in ih— 
rem Namen abgeſchloſſen, nur alsdann, wenn eine ſpecielle Be— 
vollmaͤchtigung von Seiten derſelben vorhanden, oder eine 
versio in rem zu erweiſen iſt. 


Der Regel nach wird die Herrſchaft weder durch er— 
laubte noch unerlaubte Handlungen des Geſindes verpflich— 
tet; geht daher das letztere einen Vertrag im Namen der 
erſtern ein, ſo kann dieſer fuͤr die Herrſchaft von keiner 
Verbindlichkeit ſeyn. Dieſe Beſtimmung leidet aber zwei 
Ausnahmen: 

1) wenn die Herrfchaft einen Vertrag genehmigte, 
oder anzunehmen iſt, daß der Dienſtbote vielleicht von der 
Herrſchaft bevollmaͤchtigt ſey. Dieß iſt der Fall: 

a) wenn die Herrſchaft die Vollmacht ohne Einſchraͤn⸗ 
kung ertheilt, auf ihren Namen Waaren abzuholen. Hier 
kann der Kaufmann den Dienſtboten dieſe Waaren ohne 
Weiteres verabfolgen laſſen, ſo lange dieſe Vollmacht nicht 
zuruͤckgenommen iſt; | 

b) wenn der Dienftbote ſich im Beſitz des Ablieferungs— 
buches befindet. 

>. Daraus, daß die Herrfchaft öfters die von den Dienft- 
boten auf ihren Namen, auf Credit, entnommenen Waaren, 
bezahlte, folgt noch nicht, daß der Kaufmann jederzeit bes 
rechtigt ſey, den Dienſtboten Waaren auf Credit zu geben, 
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2) Wenn keine Vollmacht ertheilt worden, auch nicht 
rechtlich anzunehmen iſt, daß ein Auftrag ertheilt wurde, 
ſo haftet die Herrſchaft nur ex versione, nur ſo weit, als 
ſie ſich mit dem Schaden des Verkaͤufers bereichern wuͤrde. 

Hiermit ſtimmen überein: Buͤlow u. Hagemann, 
(Eroͤrt. 1. n. 21. 2. n. 51.) Schunken, (Preuß. Han⸗ 
delsrecht $. 221.) Mittermaier, (a a O.) ſ. a. Pr. 
IM. Th. 2. tt. 8. §. 554 u. ſ. f. Das Gegentheil neh; 
men zum Theil an: Brunnemann, (Com. ad L. 16. 
mandati.) Orth, (Anmerkungen zur Frankf. Reformation.) 


$. 323. (M. F. 202. n. 5.) 

Das Liedlohn hat ein Vorzugsrecht im Concurs, welches ohne 
Nuͤckſicht der Ruͤckſtaͤnde dem Dienſtboten zukommt, aber dann 
wegfaͤllt, wenn durch eine neue Verabredung es in eignes 
Kapital verwandelt wurde. 


1) Das Vorzugsrecht des Liedlohns wird gewoͤhnlich 
abgeleitet aus dem Sachſenſpiegel B. 1. Art. 22. 
wo es heißt: von deme Erbe sal man allererst gelden deme 
in gesinde in vordinte lon, als in geburt bis an den tag 
daz ir Here starb. ©) 

c) Verdienter Lohn ſchreiet für Gott im Himmel. Eiſenhart, 
Grundſaͤtze des deutſch. Rechts in Spruͤchwoͤrtern n. 54. S. 425. . 

Hiermit ſtimmt uͤberein der Schwabenſpiegel 
Kap. 267. §. 3. Wenn nun gleich dieß nicht geſchehen 
kann, und hieraus die allgemeine Guͤltigkeit nicht abzulei⸗ 
ten iſt, ſo beruht doch dieſes Vorrecht auf einer allgemei— 
nen Gewohnheit und iſt in vielen Landesgeſetzen beſtaͤtigt. ) 

d) Mainzer Landrecht tit. 22. 6. 2. Trier. tit. 13. 9. 9. Hamb. Sta⸗ 
tuten 2. 5. 5. Saͤchſ. P. Or. tit. 42. 6. 5. Hohenl. Landrecht p. 214. 
ſ. Selchow, Rechtsfaͤlle Th. 2. p. 209. Wuͤrtemb. Landrecht. P. 1. 
tit. 75. Heſſiſch- caſſelſche Verordn. v. 1751. cod. iud. bavaric. Cap. xx. 
Pr. G O. Th. 1. tit. 50. f. 370. Bay. Prioritätsordnung 5. 12. 

Hiermit ſtimmen auch die meiſten Rechtsgelehrten 
überein: Mevius, (ad ius lubec. P. 3. tit. 1. art. 2. 
n. 56.) Lauterbach, (Coll. th. pract. tit. de privil. 
cred. 5. 30.) Pufendorf, (Observ. P. 1. ob. 104. p. 239.) 
Riecius, (spicileg. p. 130.) Boͤhmer, (de iure mer- 
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cedis opificum in concursu creditorum. Goett. 1753. f. 15.) 
v. Selch ow, (Elem. iur. civil. $. 596.) Hofacker, 
(Princip. iur. civil. Tom. III. 5. 4617.) Runde, (deutſch. 
PR. F. 200.) Haubold, (Saͤchſ. Privatrecht H. 99. 
a. 4) 
Mehrere Fragen aber ſind beſtritten: 

1) Ob der Dienſtbote den Ruͤckſtand meh— 
rere Jahre fordern koͤnne? nach gemeinem Recht 
iſt dieſe zu bejahen. Pufendorf, (a. a. O. 104. S. 286.) 
Verneinend beantwortet ſie Berger, (El. Diss. kor. p. 388.) 
Ludovici, (Einl. zum Concursprozeß o. 10. §. 19) Die 
Landesgeſetze enthalten meiſtentheils Beſchraͤnkungen. 

2) Ob der Lohn alsdann verlangt wer: 
den koͤnne, wenn der Dienſtbote zur Zeit 
des Concurſes nicht mehr im Dienſte der 
Herrſchaft geweſen? bejaht Pufendorf, (a. a. O. 
(Ob. 104. p. 239. 5. 2. Ob. 705.) Cramer, (Obs. iur. 
1011.) ſ. a. Hahn zu Weſenbeck, (ut. qui pot. in pig. 
n. 3.) Lauterbach, (Coll. th. P. üit. de priv. cred. F. 30.) 

3) Ob die Forderung erloſchen ſey, wenn 
der Ruͤckſtand des Lohns als Capital ihm ver- 
zinſet worden? Mehrere bejahen dieſe Frage aus 
dem Grunde, weil alsdann das Liedlohn in ein Darlehn 
verwandelt worden, arg. L. 7. $. 2. Dep. Moegling, 
(de favore dubio usurarum in conc, cred. quaest. 3.) Bal⸗ 
thajar, (de classif. cred. p. 34.) Hofmann, 
(deutſche Reichspraxis §. 1271.) Cramer, (obs. iur. 
1011.) Hofacker, (a. a. O.) Gmelin, (Concurs 
der Glaͤubiger S. 102.) Allein mit Recht verneinen 
Andere: als Pufendorf, (a. a. O. obs. CIV. 5. 5.) 
Riecius, (a. a. O. S. 130.) Mittermaier, (a. a. 
O.) denn eine Novatio kann nicht vermuthet werden, auch 
dauert die causa debiti fort, womit das Privilegium ver; 
bunden iſt. Nur alsdann, wenn die causa debiti ges 
aͤndert wuͤrde, und ausdruͤcklich beſtimmt worden, daß nun 
das Miethgeld in ein Darlehn verwandelt ſey, wuͤrde das 
Gegentheil ſtatt finden. 
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. 4) Ob ein Dienſtbote auf dieſes Vorrecht 

in Ruͤckſicht des Lohns auch alsdann einen 
Anſpruch zu machen berechtigt ſey, wenn er 
blos Koftgeld erhalten und bei feiner Herr⸗— 
ſchaft nicht gewohnt habe? Mehrere verneinen 
dieſe Frage, als: Carpzov, (P. 1. const. 28. Def. 28.) 
Mevius, (ad ius lubec. P. III. tit. 1. art. 11. n. 63.) 
Leyſer, (Spec. 484. const. 2.) Zur Unterſtuͤtzung wird 
angefuͤhrt: das Vorzugsrecht ſetzt voraus, daß der Dienſt— 
bote in Koſt und Lohn geſtanden; Bedienten, welche Sa— 
larien haben, genießen dieſes Vorrecht eben ſo wenig wie 
Faetore, welche außer dem Haufe wohnen und ſich ſelbſt 
verkoͤſtigen. Allein mit Recht bejahen Andere ſolche: 
als: Richter, (de privilegiis credit c. 2. membr. 3. n. 2.) 
Brunnemann, (de concursu cred. Cap. 5. |. 16.) Lu⸗ 
doviei, (Einl. z. Coneurs Prozeß Kap. 10. $. 17.) 
Wernher, (Part. III. 1 — 29.) Pufendorf, (P. I. 
obs. 104. F. 4. obs. 105. f. 2.) Struben, (rechtl. Bes 
denken Th. 3. B. 105.) Denn es iſt ganz gleichguͤltig, ob 
der Dienſtbote die Bekoͤſtigung in Natura oder an Gelde 
erhalte, auch ob derſelbe bei der Herrſchaft gewohnt habe, 
oder nicht. Das Famulitium beſteht vorzuͤglich darin, wie 
Pufendorf a. a. O. bemerkt, daß ſich Jemand verbind- 
lich macht, einem Herrn alle Dienſte zu leiſten, wozu er 
nach ſeinem Stande tuͤchtig iſt. Eine ganz andere Be— 
wandtniß hat es mit einem Factor, welchem nur gewiſſe Ge⸗ 
ſchaͤfte gegen eine bedungene Belohnung aufgetragen und 
der bei mehrern Kaufleuten zugleich arbeitet. 


6. 324. (M. b. 202. n. 6) 
Wer freien will, muß ausdienen. 


Wenn es gleich in gewiſſen Faͤllen ſehr unbillig ſcheint, 
daß der Dienſtbote oder die Magd, welche ſich vortheilhaft 
verheirathen kann, nicht ſogleich den Dienſt verlaſſen darf, 
ſo wuͤrde es auf der andern Seite eben ſo unbillig ſeyn, 
wenn die Herrſchaft auf dieſe Art den Dienſtboten verlie⸗ 
ren ſoll. Der Dienſtvertrag iſt ein wechſelſeitiger Ver⸗ 
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trag und kann einſeitig, der Regel nach, nicht aufgehoben 
werden. ; 
Hiermit ſtimmen überein: Eſtor, (in der bürgerl. 
Rechtsgelahrth. $.4439.) Hertius, (Lib. 1. paroem. 47.) 
v. Kreitmayr, (Anmerk. z. Cod. Max. Th. 4. Kap. 6. 
$. 18. n. 4. S. 376.) Dorn, (ausf. Abh. des Gefindes 
rechts S. 455.) Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. Bayr. 
Polizeiordn. L. 4. tit. 12. §. 7. 

Das Gegentheil aber iſt in den meiſten Geſetzen be» 
ſtimmt. In Statuten v. Hamburg v. 1270. v. Sta⸗ 
de, (P. VIII. art. 3.) Luͤbeck, 1. T. 4. art. 5. Roſtock 
III. S. un. 7. Bay. Ehehaltungsordn v. 1761 F. 3. 
Pr. L R. Th. 2. tit. 5. 5. 146. wo es heißt: „wenn der 
Dienſtbote durch Heirath oder auf andere Art, zur Anftels 
lung einer eigenen Wirthſchaft vortheilhafte Gelegenheit ers 
haͤlt, die er durch Ausdauerung der Miethzeit verſaͤumen 
muͤßte.“ 


$. 325. (M. 6. 203.) 


Der, welcher ſich als Selöftfchuldner und Zahler verpflichtet, 
verliert die Rechtswohlthat der Excuſſion. 


Denn 1) derjenige, der auf dieſe Rechtswohlthat ver- 
zichtet, kann nicht mehr als Buͤrge angeſehen werden, ſon⸗ 
dern iſt dem Hauptſchuldner gleich. 2) Die Verzichtlei⸗ 
ſtung würde ja ganz unnuͤtz ſeyn, wenn man das Gegen⸗ 
theil annehmen will; 3) durch dieſe Verzichtleiſtung ſoll 
er von andern Buͤrgen unterſchieden werden, fuͤr den Glaͤu— 
biger eine größere Sicherheit entſtehen, welches alles nicht 
bewirkt werden wuͤrde, wenn man den Verzichtenden den— 
noch dieſe Exeeption geftatten wollte. 4) Iſt die Meis 
nung durch den Gerichtsgebrauch beſtaͤtigt. Nach dem 

Zeugniß Gails, (IL. 2. obs. 28. n. 6.) hat das Reichs⸗ 
kammergericht immer hiernach entſchieden. Uebrigens bleibt 
zwiſchen dem, welcher ſich als Hauptſchuldner verpflichtet 
und auf die exceptio ordinis verzichtet, und einem Expro⸗ 
miſſor noch ein weſentlicher Unterſchied. Hommel, (Ihaps. 
obs. 690.) 


= 
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Hiermit ſtimmen überein: Meier, (coll. argentorat. 
Lib. XLVI. tit. 1. f. 19.) Zangen, (de except. Part. II. 
c. 16. n. 13.) Coler, (de proc. execut. c. 10. n. 103.) 
Curtius, (IV. Coniect. 13. in Otto Thes. Tom. V. p. 
258.) Harprecht, (ad h. 4. J. de fidei. n. 30.) He— 
ring, (de fideiuss. Cap. 27. P. I. n. 84.) Mevius, 
(P. 1. Dec. 229. und P. IV. Dec. 104. P. IX. D. 186.) 
Gundling, (de benelie. excussionis C. 5. f. 4.) Stru⸗ 
ben, (rechtl. Bedenken Th. 1640.) Cannegieſer, 
(dec. X. dec. 258. p. 68.) Schmid, (de ſideiuss. prince. 
obligato $. 30 — 36.) v. Kreitmayr, (Anmerk. zum 
Cod. Max. Th. 4. K. 10. $. 9. n. 3.) Grieſinger, 
(Comment. über das venet. LR. Th. 1. $. 73. S. 170.) 
Thibaut, (Syſtem des PR. F. 950.) Wen ing 
Ingelheim, Civilrecht II. §. 360.) Mittermaier, 
(a. a. O.) Auch haben mehrere Landesgeſetze das aufgenom: 
men. Wormſer Reformat. v. 1495. Bd. 5. Th. 3. tit. 1. 
Baieriſch. Landrecht Th. 4. K. 10. $. 11. Wuͤrtemberg. 
LR. 2. Tit. 5. §. 2. Nuͤrnb. Reformation. Lochner, 
(de fideiuss. praes. ex legib. Norimb. Alt. 1786. F. 20.) 
Const. Sax. P. II. Const. 18. Haubold, (Saͤchſ. Pris 
vatr. $. 298.) Die Statuten von Hamburg II. ui. 6. §. 7. 
Amberg fol. 46. Naſſauer Weisth. 1. S. 136. 

Das Gegentheil wird von ſehr vielen vertheidigt, von 
welchen hier nur zu erwaͤhnen: Fabri, (in cod. def. 
for. lib. VIII. tit. 27. def. 31.) Wernher, (select. obs. 
for. P. IV. ob. 26.) Pufendorf, (P. II. obs. n. 77.) 
Schön, (Syst. iur. civil. Lib. XLVI. tit. 1. f. 13) Som: 
mer, (D. de fideiuss. benef. ordinis non gaudentibus. Vit. 
1715.) Orth, (Anmerk. z. Frankf. Reformation B. 2. 
S. 305.) Schaab, (de fideiussore, qui ut debitorem 
principalem se obligavit, beneficio ord. gaudente. Mog. 
1786.) Cramer, (wetzl. Nebenſtunden. P. 70. n. 3. F. 1.) 
Puͤtter, (Rechtsfaͤlle Th. 3. Bed. 80.) Walch, (In- 
trod. in controv. iur. civil. p. 570.) ſ. a. Frankf. Re: 
form. Th. 2. tit. 16. . 7. Pfaͤlzſ. Landrecht Th. 2. 
tit. 15. . 3. Landrecht d. Herz. Preußen Th. 4. 
ut. 13. art. 2. F. 2. | DE 
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Die Gründe, durch welche ſolches unterſtuͤtzt werden 
ſoll, ſind folgende: 1) Eine jede Verzichtleiſtung ſey ſtreng 
auszulegen, auch nicht zu vermuthen, daß der Buͤrge wirklich 
die Abſicht gehabt, auf dieſe Art ſich verbindlich zu machen. 
2) Wenn keine Novation vorgegangen, wodurch ſich der 


Buͤrge wie der Hauptſchuldner verpflichtet, ſo werde letzte— 
rer durchaus nicht befreit; die Wirkung der Verzichtleiſtung 


konne blos darin beſtehen, daß der Buͤrge als ein correus 


zu betrachten ſey und als ſolchem ſtehe ihm das beneficium 


excussionis immer noch zu. 3) Der Grund, warum Ju— 


— 


ſtinian das beneficium eingeführt. habe, ſey blos der, 
daß der Buͤrge nicht eher in rechtlichen Anſpruch genommen 
werde, ſo lange noch von dem Schuldner die Zahlung zu er— 
langen waͤre, dieß ſey aber auch hier. 4) Muͤſſe dem Staat 
daran liegen, daß die Prozeſſe verringert würden, dieß 
wuͤrde aber alsdann nicht der Fall ſeyn, wenn der Buͤrge 
zuerſt bezahlen muͤßte, indem er alsdann mit dem Schuldner 
in Streit verwickelt werden wuͤrde. 5) Sey die Auslegung ge— 
gen den zu machen, der ſich haͤtte deutlicher ausdruͤcken ſol— 
len, daher haͤtte der Glaͤubiger darauf dringen ſollen, damit er 
alsdann aus der Verzichtleiſtung ſein Recht haͤtte verfol— 
gen konnen: dieß ergebe ſich aus der L. 99. D. de V. O. 
6) Was von der Buͤrgſchaft als einer acceſſoriſchen Ver— 
bindlichkeit gelte, dieß muͤſſe auch von der Buͤrgſchaft gel— 
ten, wo der Buͤrge ſich als Selbſtſchuldner verpflichtet ha— 
be. 7) Sey es eine bekannte Regel der Interpretation, 
daß da, wo von Verbindlichkeiten die Rede ſey, die ſtreng— 
ſte Auslegung eintreten muͤſſe, eine gelindere bei Befreiun— 
gen, wie aus der L. 47. D. de oblig. et act. L. 99. D. de V. 
O. ſich ergebe. So Walch. Es haͤtte noch das, was 
Grieſinger a. a. O. bemerkt, hinzugefuͤgt werden koͤn— 
nen: daß Juſtinian in Nov. 99. c. 1., dann in der Auth. 
hoc ita. C. de duob. reis verordnet, wenn zwei Correi, 
welche wechſelsweiſe fuͤr einander Buͤrgſchaft leiſten, auch 
dann, wenn ſie ſich in solidum verpflichtet haͤtten, doch nur 
pro rata belangt werden koͤnnen, wenn der andere gegen— 
waͤrtig und zu bezahlen im Stande iſt; dadurch raͤume Ju— 
ſtinian dem correus, der ſeinem Begriff nach Selbſt— 
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ſchuldner iſt, das beneficium excussionis ein, und man 
koͤnne ſonach hieraus erſehen, daß auch nach dem neueſten 
juſtinianiſchen Recht ein Buͤrge Selbſtſchuldner ſeyn, und 
doch die Wohlthat der Excuſſion gebrauchen koͤnne. Die 
beſte Erklaͤrung hieruͤber enthaͤlt: Hugo Donellus, 
(Com. ad Tit. C. de duob. reis Cap, 13. n. 2.) 


$. 326. (M. F. 208. n. 1.) 
Nach gemeinem Recht geht die Buͤrgſchaft auf die Erben uͤber. 


Wenn gleich nach Lex burgund. Tit. 82. Leg. 
Norim. (in zudwig rel. MS. T. VII. p. 264.) und 
ſaͤchſ. Weichbild Art. 117, (wo es heißt: wo auch ein 
Mann Buͤrge wird, ſtirbt er, ſeine Kinder duͤrfen vor ihn 
nicht gelten.) die Buͤrgſchaft als eine bloße perſoͤnliche Ver— 
bindlichkeit anzuſehen iſt, ſo hat ſich doch dieß in der Folge 
geaͤndert, und nur in wenigen Statuten iſt jener Grundfaß 
aufgenommen: als in den Statuten von Hildesheim 
art. 69. Stadtrecht von Leobſchuͤtz, (in dipl. Beitr. zur 
Unterſuchung ſchleſ. Rechte Th. 2. S. 46.) Hanndveriſch. 
v. 1203. Erfurter, Muͤhlhauſer III. art. 67. 0. 1. Auch 
in Muͤnchen, woran aber ſelbſt Schmid (in Comment. ad 
iur. prov. Tit. 14. art. 3. n. 2.) zweifelt, nach dem Saͤchſ. 
R. (Const. 20. P. II. eine Kritik derſelben in Bach o- 
vii Disput. ad Treutlerum Vol. II. p. 457.) geht die Buͤrg— 
ſchaft nach des Buͤrgen Tode auf deſſen Erben nicht uͤber, 
wenn der Hauptſchuldner auf den in der Perſon des Buͤr— 
gen eintretenden Todesfall einen andern Buͤrgen ſtatt des 
Verſtorbenen zu ſtellen verſprochen hat. 

Jieene richtige Meinung vertheidigen: v. Kreitmayr, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 4. Kap. 10. §. 16.) Eſtor, 
deutſch. Rechtsgelahrtheit. H. 4100.) Leyſer, (Med. Sp. 
520. F. 13.) | 

Das Gegentheil nehmen an: Manzel, (de nexu he- 
red. ex fideiuss. Rost. 1735.) Schmid, (de fideiusso- 
re plane non obligato, p. 112. not m.) Weiske, (©. 
d. PR. S. 111.) v. Sydow, (Erbrecht nach dem Sad): 
ſenſpiegel S. 361.) Gaupp, (Miscellanien d. deutſch. 
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R. S. 96, . a. die Rec. d. Eichhorn Einl. in der 
allg. Literaturzeitung 1831. n. 11. 


S. 327. (M. $ 208. n. 3. b.) 
Zur Entſagung der weiblichen Rechtswohlthaten bei Buͤrgſchaf⸗ 
| ten iſt die Certioration erforderlich. 7 


1) Ein Verzicht auf ein dem Entſagenden unbekann— 
tes Recht iſt ohne rechtliche Wirkung, (L. 19. §. ult. D. de 
inof. test. L. 22. §. 2. C. de furtis. ) N 

1) Die Belehrung uͤber die den Weibern zuſtehenden 
Rechtswohlthaten iſt um ſo nothwendiger, da Mangel an 
Rechtskenntniß bei dem weiblichen Geſchlecht zu vermuthen 
iſt, (L. 9. D. de iuris et fact ignor.) Dieſer Satz leidet nur 
dann eine Ausnahme, wenn ein Weib ſchon fruͤher von den 
ihr zuſtehenden Rechtswohlthaten unterrichtet worden iſt. 

Hiermit ſtimmen überein: Voet, (Com. ad P. Tit. 
ad Sc. Vellej. $. 10.) Hommel, (Rhaps. suppl. Lips. 1754. 
Obs. 598.) Pufendorf, (obs. T. 1. ob. 43. f. 3.) Hy⸗ 
men, (Beitr. z. juriſt. it. B. 3. S. 47.) Grieſin⸗ 
ger, (Comment. über d. wirt. IR. Th. 4. S. 1163. n. g.) 
v. Gluͤck, (P. Com. Th. 15. S. 40.) ſ. a. Co d. Max. 
ba v. Th. 1. Kap. 6. §. 34. Pr. ER. Th. 2. tie. 14. 
§. 215. u. Th. 2. tit. 1. 9. 344. 

tehrere Rechtsgelehrte behaupten dagegen, daß wenn 
die Verzichtleiſtung eidlich beſtaͤrkt worden ſey, ei— 
ne ſolche Certioration nicht erfordert werde, denn durch den 
Eid werde dieſe ergänzt und durch denſelben das Geſchaͤft 
verſtaͤrkt. Gail, (Lib. II. obs. 77. n. 7.) Hering, (de 
fideiuss. cap. VII. n. 507.) Struve, (Exercit. XXI. 
ih. 10.) Zangen, (de exceptionib. Part. III. C. 2. n. 163.) 
Gudaͤus, (de contract. stipul. C. VII. concl. XVI.) 
Malblanc, (de iurejurando g. 118.) Weber, (uͤber 
die nat. Verbindlichkeit. $. 123.) | 

Allein aus den oben angegebenen Gründen, und da 
der Eid keinem Vertrage großere Kraft ertheilt, als ihm 
die Geſetze ſchon an ſich beilegen, nehmen bewaͤhrte Rechts⸗ 
gelehrte das Gegentheil an: Böhmer, (D. de ellica- 

5 N C1 
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ci mulierum intercessione C. 2. f. 19.) Strod, (Diss. 
de certioratione iur. renunciandor, C. 3. n. 15.) Ley⸗ 
fer, (Med. ad P. Vol. III. Sp. 170. med. 3.) Stru⸗ 
ben, (rechtl. Bedenken Th. 2. B. 76. 5. 2.) Gmelin, 
(von Aufſaͤtzen über Vertraͤge F. 69. S. 142.) Engel: 
brecht, (Diss. de renunciatione Sc. Vellej. C. 2. $. 8.) 
Eminghaus, (ad Cocceii jus controv. T. ad Sc. Vel- 
lei. O. 12. n. 1.) Walch, (introd. in controv. iur. civil, 
P. 558.) Hofacker, (Prin. iur civil. T. III. F. 441.) ©) 


e) Grieſinger in Com. IV. S. 1168. ſagt: „Er ſey der Meinung, 
daß wenn man einmal annehme, daß den weiblichen Freiheiten mit 
Wirkung eidlich entſagt werden koͤnne, nach den richtigen Grundſaͤtzen 
es ſchon hinreichend ſeyn ſollte, wenn die Frau, ohne vorhergehende 
Verſtaͤndigung, nur im Allgemeinen den Rechtswohlthaten, die ihr zus 
ſtehen, um die Interceſſion fuͤr ihren Mann mit der Zeit fuͤr unguͤltig 

Hund unverbindlich zu erklären, entſagte: denn die Frau entſagte hier of— 
fenbar in der That ſelbſt, wenn auch gleich nicht dem Namen nach, 
der auth. si qua mulier. Und wozu fellte hier noch eine befondere 
Verſtaͤndigung noͤthig ſeyn, da die Frau durch dieſe nicht mehr erfah— 
ren konnte, und zu erfahren noͤthig hatte, als ſie, wie aus einer all— 
gemeinen Entſagung erhellt, bereits weiß? Dieß iſt ſo wahr und 
ausgemacht, daß derjenige ein großer Schwachkopf ſeyn muͤßte, welcher 
an der Richtigkeit meiner Behauptung nur entfernt zweifeln wollte“ 
(Ich bedaure recht ſehr die vorher Genannten, welche das Gegentheil 
angenommen haben.) 


Andere nehmen an: daß wenn die Verzichtleiſtung 
in einem gerichtlichen Inſtrument erfolgte, die Certioration 
unnoͤthig ſey. Cocceji, (ius controv. T. ad S. C. Vel- 
lei. q. 14.) Pufendorf, (T. II. obs. 159) Hof⸗ 
acker, (a. a. O. T. III. 9. 4144.) Grieſinger, (a. a. 
O. S. 1165.) Das Gegentheil nehmen an: Ber— 
ger, (oec. iur. Lib. III. tit. 5. Th. 8. n. 8.) Madihn, 
(Princip. jur. rom. $. 290.) 


F. 328. 
Die eidliche Entſagung der Rechtswohlthaten iſt nur bei der 
Buͤrgſchaft der Ehefrauen nothwendig. 


Einige Rechtslehrer find der Meinung, daß die 
Entſagung der weiblichen Rechtswohlthaten überhaupt ob— 
ne Eid erfolgen konne. Voet, (Com. ad P. tit. ad Sec, 
Vellei. $. 10.) Böhmer, (Diss. de eflic. mulier. inter- 
cess. Cap. II. f. 19. Cap. III. 5. 8.) Roͤslin, (von ber 
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ſondern weiblichen Rechten Th. 2. § 77) Gmelin, 
(von Aufſaͤtzen über Verträge F. 90. S 195.) Hoͤpf⸗ 
ner, (Comment. über die Inſtitutionen $ 888 n. 4.) 
Andere halten ſie nur in dem Falle fuͤr nothwen— 
dig, wenn die Verzichtleiſtung in einem außergerichtlichen 
Inſtrument erfolgte: Madihn, (Princip. iuris röm. 
$. 290 ſich auf das c. 28. X. de iurei. berufend). Noch 
Andere in allen Faͤllen: v. Cramer, (Wetzl. Neben⸗ 
ſtunden Th. 101 u. 110) Dabelow, (Handb. d. roͤm. 
PR. $. 1246.) Ä | 
Mehrere, als Schilter, (Prax. iur. rom. Exerc. 
XXVIII. f. 11.) Stryck, (Caut. contr. Sect. II. c. 6. F. 4.) 
Leyſer, (Med. ad. P. Sp. 172. Med. 1. 2.) Schaum: 
burg, (Comp. iur. D. T. ad Sc. Vellei. f. 8.) Mal⸗ 
blanc, (Doct. de iurei. $. 117.) Hofacker, (a. a. O.) 
und Gluͤck, (P. Com. Th. 15. S. 47.) behaupten, daß die 
Entſagung des S. C. Velleiani auch ohne Eid geſchehen, 
die Entſagung der Authentica aber nur eidlich. Dieſe Mei- 
nung iſt auch die richtige, denn daß die eidliche Entſagung 
des S. C. Vellejani dann unnöthig iſt, wenn die Frau die 
Buͤrgſchaft fuͤr einen Fremden uͤbernimmt, hat Walch, 
(int. in controv. p. 558.) hinlaͤnglich erwieſen Nach meh— 
rern Particulair⸗Geſetzen iſt aber die eidliche Entſagung 
unnöthig, gerichtliche Aufnahme und Zuziehung des Ges 
ſchlechtsvormundes oder rechtskundigen Beiſtandes wird blos 
erfordet: als nach dem wuͤrtemb. Landrecht Th. 2. 
tit. 29. $- 2. Cod. Max. bav. T. I. Cap. 6. |. 34. Pr. 
LR. Th. 2. üt. 1. H. 341. Saͤchſ. Verordn. v. öten Nov. 
1828. §. 1. 2. 3. Haubold, (Saͤchſ. PR. H. 299. b) 


Anmerk. Von dem in $. 204. d. M. enthlatenen Verlagsvertrag wird 
im VIII. Bde II. Unterabth. im Handelsrecht, gehandelt. 


§. 329. (M. F. 205.) 

Nach dem gemeinen Recht entſteht aus der Wette eine klagbare 
Verbindlichkeit, wenn ſie die gehoͤrigen Erforderniſſe hat. 
Mehrere Rechtsgelehrte, als: Wiſſenbach, (Ex- _ 

ereit, ad Pand. Disp. XXIII. f. 18.) Voet, (Com. ad 

P. Tit. de aleatorib. J. 8.) Stryck, (Usus mod. Pand. 
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Tit. de aleat. f. 21.) v. Rebnitz, (D. de sponsionibns iu- 
re naturali et civili illicit. Vit. 1717.) ſind zwar der Mei⸗ 
nung, daß die Wetten nach dem roͤmiſchen Recht eben ſo 
wie die Spiele zu beurtheilen, und daher nur in den Faͤl— 
len fuͤr erlaubt zu halten, wo das roͤmiſche Recht die Spie⸗ 
le erlaubt. Allein dieſe Meinung iſt ſchon hinlaͤnglich wi⸗ 
derlegt von Leyſer, (Med. ad P. Sp. 217. med. 1.) Rein: 
hard, (D. de sponsionibus. Erf. 1734. f. 9.) Geb. Over⸗ 
beck, (Meditationen uͤber verſchiedene Rechtsmaterien.) Bd. 

2. m. 71.) Weber, (über die nat. Verbindlichkeit . 65. 

not. 2.) Hofacker, (Princip. iur. civ. Tom. III. $. 2073.) 

Thibaur, (Syſtem der PR Bd. 2. $.917) v. Gluͤck, 

(a. a. O. Th. 11. . 760) Es iſt ſonach zu unterfcheiden: 

ob die Wette bei einem Spiel angeſtellt iſt, oder außer 

demſelben, in jenem Fall wird die Guͤltigkeit nach dem 

Spiele beurtheilt, und es findet die Beſtimmung der I. 3. 

D. de aleat. Anwendung, im letztern Falle iſt ſie als guͤl⸗ 

tig uͤberhaupt anzuſehen. 

Die Partieulair⸗Geſetze enthalten blade verſchiede⸗ 

ne Beſtimmungen. Nach dem Cod. Max. bav. Th. 4. 

K. 12. $. 6. iſt die Wette Überhaupt guͤltig, unter den in 

dieſem §. angegebenen Vorausſetzungen; f a. Frankf. 

Reformation Th. 2. tit. 26. §. 1. 2. Wuͤrt. LR. 

Th. 2. ut. 24. Nach dem ſaͤch ſ. Mandat: wegen der 

Hazard und anderen hohen Spiele, auch der daruͤber ange— 

ſtellten Wetten v. 26ſten Dee. 1766. C. C. A. 1. 918.) 

find alle dieſe Schulden unguͤltig. “) Nach dem Pr. LR. 

Th. 1. tit. XI. $. 579. muß der Wettpreis baar geſetzt 

ſeyn; ſ. a. Oeſter. Geſetzb. $. 1270. Nach Cod. 

Napol. Art. 1965 ſind ſie aber unklagbar. Das ſoge⸗ 

nannte Pariren, wenn es auch bei erlaubtem Spiele ge— 

ſchieht, iſt dem Hazardſpiel gleich. Pr. L R. II. XX. 

$. 1302. 

1) Zacharias, (Annalen B. 2. S. 159 — 178.) Ob die angeführte Ver: 
ordnung auch auf Wetten zu beziehen, welche nicht bei dem Spiel an— 
geſtellt find, iſt zweifelhaft. Freiesleben, (Diss. de sponsionibus ea- 
rumque in jure Saxonico obligatione, Lips. 1822. C. 1. 6. 4. 5. 


C. 2. f. 4.) Nach dem Gerichtsgebrauch iſt die verneinende Meinung 
"angenommen, Haubold, (a. a. O. ß. 295.) 


10 * 


Man.) i 
Nur wird bei der Klagbarkeit der Wette vorausgeſetzt, 


daß ſie die gehoͤrigen Erforderniſſe habe; außer den zur 


Guͤltigkeit eines Vertrags uͤberhaupt gehoͤrigen, iſt es ins— 
beſondere nothwendig, daß der Gegenſtand nichts Uner— 
laubtes und Schaͤndliches enthalte. Daß aber, wie 

1) von Mehrern behauptet wird, die Summe maͤ— 
ßig ſeyn muͤſſe, ſ. Herbaius, (lib. sing. rer. quotidian. 
C. 2.) v. Sande, (Deciss. aur. Lib. III. tit. 9. Defi- 
nit. 1.) und Carpzov, (P. II. const. XIX. def. 18. n. 15.) 
iſt nicht allgemeinen, ſondern blos partieulair Rechtens. 
Da aber unmaͤßige Wetten eben ſo verderblich und nach— 
theilig ſind, als die Gluͤcksſpiele, ſo iſt nach der Praxis 
angenommen, daß der Richter die Summe zu moderiren 
befugt, ja verpflichtet ſey, wenn fie für den Verlierenden 
zu groß und beträchtlich iſt. Leyſer, (Med. ad P. Sp. 127. 
med. 7.) Berger, (Oeconom. iur. Lib. III. tit. 3. th. 6. 
n. 3.) Mevius, (Com. ad ius. lubec. Iäb. III. tit. 9. 
art. 3. n. 41.) Orth, (Anmerk. z. Frankf. Reformation 
B. 2. S. 608.) Grieſinger, (a. a. O. ©. 1072.) 
So viel iſt uͤbrigens gewiß, daß keine Gleichheit der gegen— 
ſeitigen Leiſtungen erfordert werde, ſondern der eine Wet— 
tende ungleich mehr als der andere ſetzen koͤnne. Hof— 
acker, (Princip. iur. civil. T. III. f. 2074.) 

2) Iſt es nicht anzunehmen, daß zur Guͤltigkeit der 


Wette erfordert werde, daß die ſtreitige Behauptung fuͤr 


jeden Theil ungewiß ſey; denn eine Wette iſt auch dann 


guͤltig, wenn der eine den Umſtand gewiß weiß, der andere 
aber nach dieſer Erklaͤrung dennoch die Wette eingeht, ine: 


dem hier kein Betrug vorhanden iſt. 


Hiermit ſtimmen uͤberein: Pet. Pantoja de Ajala, 


(ad L. 3. D. de aleator. n. 17. in Otto, Thes. T. IV. p. 
994.) Horn, (Cl. XI. Reps. 12.) Berger, (oecon. for. 
L. 3. T. 3. ch. 6. n. 3.) Strauch, (Diss. de spons. C. 4 
9. 12.) Tit ius, (ius privat. germ. L. IV. C. 15. F. 14.) 
Hymen, (Beitr. B. 2. n. 4. S. 70. der einen ſehr ſchoͤ⸗ 
nen Rechtsfall mittheilt.) Grieſinger, (a. a. O. S. 
1068.) v. Kreitmeier, (Anmerk. z. Cod. Max. Th. 4. 
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Kap. 12. $. 6.) ſ. a. Codex Max. Th. 4. Kap. 12. $.6. 
n. 4. 

1 Gegentheil nehmen an: Hellfeld, (Jurispr. 
for. $. 750.) v. Selchow, (Elem. iur. priv. germ. hod. 
$. 477.) Dabelow, (Syſtem d. Civilrechts §. 2518.) 
Runde, (Gr. d. deutſch. . H. 211.) Danz, (Handb. 
Th. 2. K. 211.) 


$. 380. (M. $. 206.) ö 
Beim Spielvertrage ſind die Grundſaͤtze des roͤmiſchen Rechts 
in Ermangelung der Particulair-Geſetze zur Anwendung zu 
bringen. 


Bei der Frage: ob aus Spielvertraͤgen eine Klage 
entſpringe / iſt zu unterſcheiden⸗ ob die Particulaͤr-Geſetze 
im Betreff des Spiels eine Entſcheidungsnorm enthalten 
oder nicht. In jenem Fall, wenn dieſe Verordnungen nur 
gewiſſe Spiele als unerlaubte bezeichnen „ find die nicht: 
benannten als erlaubte anzuſehen, doch muͤſſen die rechtlichen 
Folgen nach dem gemeinen Recht beurtheilt werden. Wenn 
die Beſtimmungen der Particulair-Geſetze an ſich erlaubte 
Spiele betreffen, aber eine gewiſſe Summe beſtimmen, um 
welche geſpielt werden kann, ſo kann, wenn die Geſetze 
beobachtet werden, das Gewonnene nicht zuruͤckgefordert 
werden, auch das Schuldiggebliebene gefordert werden. 8) 
g) Schaumburg, (Comp. juris Dig. F. de abeat. F. 4.) Goͤtz, 

(Beiträge zu der . Be B. 2. n. XI. 5,8) Danz, 
(Handbuch des d. PR, B. 2. J. 211.) 

Enthalten aber die Particulör⸗Geſche keine Beſtim⸗ 
mungen, ſo muͤſſen die roͤmiſchen Geſetze zur Entſcheidung 
gebraucht werden, nach welchen die Spielvertraͤge nichtig 
ſind, ſo daß, was im Spiel verloren worden, nicht nur 
nicht gefordert, ſondern ſogar, wenn es ſchon bezahlt iſt, 
ſelbſt von dem Verlierer unbedingt zuruͤckgefordert werden 
kann. (L. 3. C. de aleatoribus.) 

Daß das roͤmiſche Recht in dem vorausgeſetzten Falle 
wirklich anzuwenden ſey, iſt aus folgenden Gründen anzu— 
nehmen; denn 


10 iſt fache recipirt, und die Ausnahmen, welche 
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wegen ber Nichtanwendung deſſelben ſtatt Gaben, finden bier 
keinen Platz; 


2) es find keine derogirenden allgemeinen Geſetze noch 


Gewohnheiten vorhanden. 
Denn wenn gleich Tacitus (de morib. germ. C. 24. 


bemerkt, daß die alten Germanen große Liebhaber von 


Spielen geweſen, und die Reuter- und Fußbeſtel-⸗ 
lung Art. 211. beſtimmt: „Es ſoll auch keiner — weiter 
denn er baar Geld hat ſpielen — Wo aber einer dem an— 
dern viel oder wenig auf Borg abgewinne, ſoll ihm der 
andere nichts daraub zu zahlen ſchuldig ſeyn;“ und der 
Sachſenſpiegel Lib..1 art. 6.: „Dube noch roub noch 
topelspiel en ist her pflichtig zu geldene;“ dann das alte 
Lehnrecht, (welches im Archiv zu Goͤrlitz von Lauhn auf— 
gefunden. |. Zepernick Miscellanen z. LR. Th. 1. n. 1.) 
wo es in C. 46. heißt: Swelih gelt vor goldin wirt nach 
des mannis tode, daz ne hei zit durch recht nicht ein 


erbe iz ne sulm durch recht ne heine erbin geldin der 


iode dube noch wenn roub, noch spilis gewinnunge — 


fo finden doch dieſe Verordnungen keine Anwendung. Man 


erſieht jedoch hieraus, daß gegen den Erben des Verlierenden 

keine Klage ſtatt habe, da die Spielſchuld gleichſam mit 

einem Makel belegt war. Nach dem Saͤchſ. Weich— 
bild Art. 101. findet aus dem Spiel keine Klage ſtatt. 

„Ein jeglich Mann ſoll vergoltener Schuld beweiſen auf den 

Heyligen (nach todter Hand) ſoll ſiebend. Beklagt jemand 

den andern unb ein Geld, er ſoll benennen vor dem Richter, 

warumb man ihn das ſchuldig ſey. Wenn es iſt umb 

Spiel, da darff er ihm nicht umb antworten 

noch der Richter auch nicht richten.“ 

*) Aleam sobrii inter seria exercebant tanta lucrandi perdendixe le- 
mentato, ex cum omnia defecissent extremo et novissime jactio 
de libertate et corpore contenderint. Victus voluntariam servi- 
tutem adibat, quamvis junior, quamvis robustior alligari se ac 


venire patiebatur. Ex in re prava erat pervicacia, quam ipsi fi- 
dem vocabant, 


3) Sind die Vorſchriften, worauf das römifche Recht 
beruhe, von der Schaͤdlichkeit des Spieles hergenommen, ) 
und daher auch noch jetzt fortdauernd, weil wohl Niemand 


Br 
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behaupten wird, daß die Spielſucht heutiges Tages weniger 
Unheil nach ſich ziehe, als zu den Zeiten des roͤmiſchen Ge— 
ſetzgebers. 


) Ludus enim genuit trepidum cerlamen et iram: Ira truces ini- 
micitias, et funebre bellum, Horat. Lib. I. ep. 19, 


Hiermit ſtimmen überein: Leyſer, (Med. ad P. Sp. 
126. med. 3.) Wernher, (select. observ. for. T. II. 
P. IX. obs. 214.) Berger, (Elect. Disp. for. suppl. 
P. 1. p. 55.) Langguth, (de usu condict. Iusu perditi 
Lpz. 1762.) v. Böhmer, (nov. ius controv. T. 1. 
obs. 5.) Struben, (rechtl. Bedenken Th. 4. B. 131. 
Th. 5. B. 9.) Boͤhmer, (auserleſ. Rechtsfaͤlle B. 2. 
Dec. 100.) Goͤtz, (Beiträge zur popul. Rechtsgel. B. 2. 
n. XI.) Weber, (über die natuͤrl. Verbindlichkeit. $. 65. 
not. 1. S. 232.) Thibaut, (Syſtem des PR. B. 2. 
§. 916.) Hofacker, (Princip. iur. civil. T. III. $. 2071.) 

Andere dagegen, als: Schoͤpfer, (Synops. Pand. 
Tit. de aleatoribus n. 19.) Bayer, (Delineat. Dig. Tit. 
de aleat.) find der Meinung, daß das roͤmiſche Recht darum 
in dieſer Lehre keine Anwendung finde, weil ganz andere 
Verhaͤltniſſe und Einrichtungen bei uns ſtatt faͤnden, als 
bei den Roͤmern. 

Noch Andere: Carpzov, (Resp. jur. Lib. VI. 
Res. 96. n. 15.) Lauterbach, (theor. pract. Pand. T. 
de aleat. f. 19.) Boͤhmer, (ius Dig. T. de aleat. $. 7.) 
Danz, (Handbuch d. deutſch PR. B. 2. §. 211.) Gluͤck, 
(Pandecten Com. B. XI. S. 344.) Sachſe, (Handb. 
des ſaͤchſ. Rechts S. 400.) Halem, (Oldenburg. Pri— 
vattecht Th. 1. S. 180.) nehmen an: daß zwar aus dem. 
Spiel keine Klage entſpringe, aber das im Spiel Verlorene 
nicht wieder gefordert werden koͤnne. 

Endlich ſind Einige der Meinung, daß eine Spiel— 
ſchuld klagbar ſey, wenn der Verſpielende freie Verfügung 
über fein Vermögen gehabt, nicht uͤber 500 Ducaten vers 
loren, noch ſeine Kinder in Pflichttheil verlegt worden, noch 
ſich ſelbſt an ſeinem Vermoͤgen geſchadet. Stryck, (Usus 
Mod. Pand. T. de aleat. f. 9.) Ludovici, (Doct. Pan- 
dect. Tit. de aleat. f. 4) Schaumburg, (Corp. iur. 
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Dig. Tit. de aleat..$. 3.) Hofacker, (Prince. . civil. 
. "IH. 9. 2071.) füge noch hinzu: Attamen praxis genio 
Germanorum aleae non minus ac fidei et honoris aman- 
tissimorum, indulgens admittit exactionem lucri lusorii 
a) si post intervallum transactio acceserit b) si promis- 
sio de solvendo eo, quod perditum est, post intervallum 
SU reiterata. Allein dieſe Meinung läßt ſich mit dem be= 
kannten Satz nicht wohl vereinigen, daß keine wiederholte 
Zuſage oder Genehmigung Jemandem ein Recht geben kann, 
auf die Erfuͤllung eines Geſchaͤfts zu dringen, welches gegen 
die Vorſchriften verbietender Geſetze eingegangen und eben 
darum ganz unguͤltig iſt. Es iſt daher ganz evident, daß 
in Anſehung verbotener Spielſchulden nicht nur das eigent⸗ 


liche Conſtitutum, ſondern auch jede freiwillige Anerkennung 


ganz unverbindlich iſt, weil die Geſetze in ſolchen Faͤllen 
dem Glaͤubiger alles Recht abſprechen, und das Object, der 
nachherigen Anerkennung ungeachtet, doch immer die Eigen— 
ſchaft behält, daß es den Rechten und verbietenden Geſetzen 
zuwider iſt. Auch der Vergleich hat doch immer, wenn er 
uͤber eine Spielſchuld abgeſchloſſen wird, eine res illicita 
zum Gegenſtand. (Weber, uͤber natuͤrl. Verbindlichkeit. 
§. 127.) So abweichend die Meinungen der Rechtsgelehr— 


ten, ſo verſchieden ſind auch die Beſtimmungen der Landes- 


geſeze. 

ach dem Codex Maximil, ba var. Th. IV. 
K. XII. 9. 5. wird ein Unterſchied zwiſchen Kunſt-, Gluͤcks⸗, 
Hazard- und gemiſchten Spielen gemacht. Was die erſtern 
betrifft, wohin Billard, Schach, und die letztern, wohin 
L’ombre, Piquet, Quadrille, Taroque u. ſ. w. gehören, 
ſo ſollen dieſe weder auf Borg noch auf baar Geld verboten, 
auch was Jemand verliert, ſoll er zu zahlen verbunden ſeyn, 
auch das Bezahlte nicht wieder gefordert werden, wenn nur 
redlich geſpielt, und mit Geldſetzung nach eines Jeden Stan⸗ 
de und Vermoͤgen gebuͤhrendes Maaß beobachtet worden. 
Was dagegen die bloßen Gluͤcksſpiele auch falſche und un— 
maͤßige Spiele betrifft, ſo ſoll der, welcher auf Borg ge— 
ſpielt, den Gewinnſt nicht fordern koͤnnen; hat er es erhal— 
ten, verbunden ſeyn, dem Verlierenden ſolches herauszuge— 
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ben; dann foll der Gewinnende und Verlierende noch beſon— 
ders beſtraft werden, und zwar das erſte Mal 3 Theil des 
Genuſſes oder reſpectiven Verluſtes, das zweite Mal um 3 
Theil, das dritte Mal aber um den ganzen Gewinn oder 
Verluſt, bei Pharoſpiel ſoll die Bank confiscirt werden. 

Nach dem Pr. LR. Th. 1. tit. XI. $. 577. findet 

wegen Spielſchulden keine gerichtliche Klage ſtatt. §. 578. 
Was Jemand im erlaubten Spiele verloren und bezahlt hat, 
kann er nicht wiederfordern Th. 1. tit. XVI. $. 179. We⸗ 
gen der Hazardſpiele, worunter alle diejenigen verſtanden wer— 
den, bei welchen aus der Beſchaffenheit der ſpielenden Per— 
ſonen, des Einſatzes und der übrigen Umſtaͤnde erhellt, daß 
ſolche aus Gewinnſucht geſpielt werden, enthaͤlt daſſelbe in 
II. XX. $. 1298. u. ſ. f. genaue Beſtimmungen, fie find 
unerlaubt und ſtrafbar. (Paalz ow, observationes ad jus 
borrussicum fasc. LIV. obs. VI.) Wegen Sachſen, 
ſ. das in $. 329. angeführte Mandat von 1766. — Des 
ſterr. Geſetzb. H. 1272. 


§. 331. (M. F. 207.) 


Der Ausſpielvertrag iſt weder als Hoffnungskauf, noch als beding— 
ter Kauf zu betrachten, ſondern hat ſeine eigenthuͤmliche Natur. 


Spiel iſt ein nach gewiſſen Regeln eingerichtetes Ge— 
ſchaͤft, wobei der Ablauf einer beſtimmten Bedingung, der 
durch die Geſchicklichkeit, bloßen Zufall, oder durch beides 
bewirkt werden kann, entſcheidet, welche der dabei intereſſir— 
ten Perſonen den Vorzug haben ſolle. Geht dieſes Recht 
auf eine individuelle Sache, woran jeder Spieler Anſpruch 
hat, ohne daß eine ähnliche Sache oder Quantitaͤt dagegen 
gegeben wird, ſo entſteht der Begriff des Aus ſpielens 
einer Sache. Der Ausſpielvertrag hat Aehnlichkeit 

1) mit dem Hoffnungskauf, (Muͤller ad Stru— 
vium XV. F. 58. lit. g. Böhmer, Introd, ad Pand. tit. 
de aleat. n. 11.) denn allerdings erkauft man für den Eins 
ſatz eine Hoffnung, allein die Bedingung, auf deren Eins 
tritt das Weſen jeder Hoffnung beruht, darf kein außerhalb 
der Sache liegender Umſtand ſeyn, ſondern er muß das 
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kuͤnftige Daſein der Sache oder ihre Unterordnung unter 
das Veraͤußerungsvermoͤgen des Verſprechenden betreffen. 
Dieſe Eigenſchaft der Bedingung muß ſchon bei dem Ver— 
kaͤufer angefangen haben; denn fuͤr den Kaͤufer erwaͤchſt 
aus jedem bedingten Vertrage die Hoffnung, die Sache zu 
erwerben. Der Verkaͤufer muß alſo zum Object eigene 
Hoffnung anbieten. Daß dieß nun hier der Fall nicht iſt, 
fälle in die Augen. (Lang, Rechtslehre des Ausſpielge— 
ſchaͤfts. Erl. 1818. S. 13. $. 13.) 


2) Mit einem bedingten Kaufe hat dieſer Ver- 


trag Aehnlichkeit, doch unterſcheidet ſich letzterer vom erſtern 
weſentlich, weil 1) noch ein Vertrag unter den Spielenden 
ſelbſt zu Grunde liegt; 2) ſchlechterdings eine Alternative 


iſt, gewinnen oder verlieren. Beides aber fällt bei dem bes | 


dingten Kaufe weg. (Lang a. a. O. ©. 11.) 

Bei dem Ausſpielgeſchaͤft find zwei Faͤlle zu unters 
ſcheiden, einmal der: wo der Gegenſtand des Ausſpielens 
von allen beſeſſen wird, dann der: wo ihn nur einer beſitzt. 
Bei dem erſten Falle laſſen ſich zwar wohl mehrere Ver— 
traͤge denken, allein der natuͤrlichſte iſt der: daß der, wel— 
cher uͤberworfen wird, ſich verbindet aus der Geſellſchaft zu 
treten; denn 1) Gewinnen und Verlieren ſind entgegenge— 
ſetzte Begriffe; M kann man nicht jedem Einzelnen die 
Sache ausſchließend verſprechen; dieß geſchieht aber, denn 
jeder kann hoͤher werfen, als ich, und doch von einem An— 
dern wieder uͤberworfen werden; alſo habe ich ſchon bei dem 
Erſten, der mich uͤberwirft, keine Rechte mehr, die ich dem 
Folgenden übertragen konnte. 

In dem zweiten Falle iſt wieder zu unterſcheiden, ob 
der Beſitzer mitſpielt, oder nicht. In dem letztern treten 
zwei verſchiedene Geſchaͤfte ein: ein vorbereitendes, wodurch 
die Sache erſt an den Spielenden kommt, und das eigent— 
liche Spielgeſchaͤft, wodurch ein Regen unter dieſen entſteht, 
jenes liegt in dem Vorſatz, es ſoll gewuͤrfelt werden; dieſes 
in dem, wer alle uͤberwirft; letzteres iſt ein blos unter den 
Spielenden beſtehender Vertrag; erſteres war noͤthig, um 


den Spielenden ein Eigenthum zu erwerben, ohne welches 


fie ſich wechſelſeitig den Gewinn und Verluſt nicht garan⸗ 
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tiren konnten; gewöhnlich iſt es ein unbedingter Kauf, man 
giebt Einſatz, wo jedoch alle Einſetzende nur für einen Kaͤu— 
fer anzuſehen ſind. 

Nimmt der Beſitzer an dem Ausſpiel ſelbſt Theil, ſo 
iſt auch hier der Grundſatz anzuwenden: daß das Ausſpie— 
len keineswegs blos in einem Vertrage zwiſchen dem Aus— 
ſpieler und jedem einzelnen Spieler beſtehe, naͤmlich einem 
von ihnen die Sache zu uͤberlaſſen, im Sinn falle. Denn 

1) liegt hierin blos das Verhaͤltniß des Ausſpielers zu 
den Ausſpielenden, nicht dieſer unter ſich. Gleichwohl liegt 
dem Uebertragen des Gewonnenen durch den Ausſpieler die 
Bedingung des Sieger-Verhaͤltniſſes eines der Spielenden 
gegen die andern zu Grunde; ’ 

D hierin liegt noch nicht der Begriff des Eigenthums 
aller Spielenden an der Sache, welches doch nothwendig 
iſt, wenn das um etwas Spielen kein leeres Richts ſeyn 
ſoll. | : 

Hiermit ſtimmt überein: Grolmann, (Entwurf der 
recht. Natur des Ausſpielgeſchaͤfts. Gießen 1797.) Daß 
das Ausſpielgeſchaͤft eher als ein Kauf zu betrachten ſey, 
behaupten: v. Gluͤck, (Pandecten Comm. Th. XI. §. 762, 
S. 370.) Lang, (Rechtstheorie vom Ausſpielgeſchaͤft. 
Erl. 1818. S. 28.) ö EN 


§. 332. a. (M. $. 208.) 


Der Vertrag, welchen der Unternehmer der Lotterie mit dem 
Looſeabſetzer eingeht, iſt kein Troͤdelcontract. 


Wenn, wie Einige annehmen, als: Hagemann 
(pract. Erört. V. n. 28. §. 3.) und Beſchorner, (praes. 
Haubold, Piss. Quaest. nonnullae ad ius lotteriarum pert. 
Lips. 1806. C. 2. $. 3.) daß der Vertrag, welchen der Lotterie— 
Collecteur mit der Direction eingeht, die Natur des Trödel- 
contracts hätte, fo würde ſich daraus ergeben, daß der Loo— 
ſeabſetzer die Gefahr der Loofe übernehmen muͤſſe, auch ſich 
von Bezahlung der Looſe dadurch nicht wieder befreien koͤnne, 
daß er an der Zuruͤckgabe ohne ſeine Schuld verhindert wor— 
den. Daß der Vertrag mit dem Troͤdelcontract Aehnlich⸗ 
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keit hat, iſt gar nicht zu laͤugnen; denn die Looſe werden 


uͤbergeben, mit der Bedingung: ſolche in einer gewiſſen 


Zeit zuruͤckzugeben, oder den Werth zu verguͤten. Allein 


zwiſchen beiden Vertraͤgen iſt ein großer Unterſchied. 

1) Bei dem Troͤdelcontract wird der Werth beſtimmt, 
der fuͤr die Sache von dem Troͤdler gegeben werden ſoll, 
nicht wie hoch] die Sache verkauft werden ſoll. Dem Looſe— 
abſetzer iſt aber der Preis beſtimmt, um welchen er ein ein— 
zelnes Loos hingeben ſoll. Er darf daſſelbe nicht höher ver— 
kaufen, weil er dadurch den ſchnellen Abſatz der Looſe ver— 
hindern wuͤrde. 

29) Den Contract, welchen der Looſeabſetzer mit dem 
Theilnehmer eingeht, ſoll dieſer mit dem Unternehmer in 
Verbindung bringen, er handelt daher als Beauftragter, 
nicht als Troͤdler. 

3) In Folge des Contracts konnen fuͤr den Looſeab— 
ſetzer Gegenforderungen entſtehen, dieß iſt bei dem Troͤdler 
nicht der Fall. N ; 

4) Dem Unternehmer kann in gewiſſen Fällen dann, 
wenn der Looſeabſetzer die Looſe verpfaͤndet hat, die Vindi— 
cation nicht abgeſprochen werden. (ſ. $. 263.) Der, wel- 
cher eine Sache zum Vertroͤdlen gegeben, hat ſolche nicht. 
(Arg. L. 1. $. 1. D. de aest. act.) Der Vertrag, wel⸗ 
chen der Collecteur mit der Direction eingeht, iſt ein Voll— 
machtsvertrag; auch kann der Collecteur nicht als Factor 
der Direction angeſehen werden. 

Hiermit ſtimmt uͤberein: ein Ungenannter, (Abh. d. 
Lotterierecht Coburg 1771. Abth. V. §. 6. 7.) und Lange, 
(a. a. O. S. 171.) 


5 $. 332b. (M. F. 208. not. 2.) 
Wenn der Untercollecteur die Zahlung nicht geleiſtet, ſo iſt die 
Direction nur dann verbunden, dem Spieler den Gewinnſt zu 
bezahlen, wenn ſie bekannt gemacht hat, die Zahlung des Ge— 
winnſtes nicht anders, als gegen Auslieferung des Looſes im 
Original zu bewirken. 


Es ſind bei der Frage: ob die Direction, wenn der 


/ 


Untercollecteur die Zahlung nicht bewirkte, verbunden ſey, 
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dem Gewinner den Gewinnſt zu bezahlen, zwei Faͤlle zu 
unterſcheiden: 

1) Die Direction hat öffentlich bekannt gemacht, daß 
der Gewinner, ehe die Gelder uͤberſandt werden, das Ori— 
ginalloos entweder mittelbar oder unmittelbar durch den 
Colleeteur an die Direction einſenden folle, dann kann ſich 
jener, wenn er dem Colleeteur das Originalloos zur Einzie— 
hung des Gewinnſtes uͤbergeben hat, und ſolchen nicht er— 
haͤlt, an die Direction halten, welche zur Bezahlung ver— 
bunden iſt, und zwar darum, weil 

a) der Collecteur als wahrer Bevollmaͤchtigter der Di: 
reetion zu betrachten iſt, 

b) weil es nach dem Ausſchreiben von der Willkuͤhr des 
Colleeteurs abhing, das Loos an die Direetion unmittelbar 
einzuſenden, oder durch den Collecteur. Die nämliche 
Verpflichtung tritt fuͤr die Direetion auch dann ein, wenn 
der Gewinnſt durch ein Ungluͤck verloren gegangen, indem 
die Lotterie auf ihre Gefahr unternommen, und der Ge— 
winner vor erhaltenem Gewinnſt von ſelbigem noch nicht Ei— 
genthuͤmer worden iſt; er hat bei einer Geldlotterie nur ei— 
ne Summe Geldes zu fordern, dieſe geht aber demjenigen, 
welcher ſie zu fordern hat, vor dem wirklichen Empfange 
nicht zu Grunde. (Quantitas non perit.) 

2) Hat die Direction jenes nicht bekannt gemacht, 
der Gewinner aber das Originalloos dem Collecteur zur 
Einlieferung uͤbergeben, ſo kommt es darauf an: ob die 
Direction das Geld an den Colleeteur uͤberſandte, oder 
nicht; im letztern Falle haͤlt ſich der Gewinner wegen der 
Zahlung an die Direction, indem ſie 2 nicht aber der Col⸗ 
lecteut zur Bezahlung verbunden iſt. Im erſtern Fall aber 
faͤllt die Verbindlichkeit der Direction zur Bezahlung des 
Gewinnſtes weg. Denn 

a) braucht der Einſetzer das Originallos dem Collecteur 
nicht eher einzuhaͤndigen, als bis er Zahlung erhalten hat; 
thut er es dennoch, ſo geſchieht es auf ſeine Gefahr. 

b) Die Direction haftet für die von ihr beſtellten Ein⸗ 
nehmer nur in ſofern, als dieſe noch uͤber die zu debitiren⸗ 
den Looſe ſelbſt disponiren, z. B. mit dem Spieler durch 
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Uebergabe des Looſes contrahiren, ſo lange die Looſe noch 
wirklich im Verkehr ſind. So kann die Direction dem 
Spieler das Loos, welches ihm der Einnehmer uͤberlaſſen 
hat, nicht wieder nehmen, ſondern ſie wird durch den zwi— 
ſchen dem Einnehmer und Spieler geſchloſſenen Vertrag 
ebenfalls verpflichtet. Iſt nun aber der Spieler nicht im 
Beſitz des Looſes, ſo kann die Direetion ſich nicht mit ihm 


einlaſſen, weil ſie die Richtigkeit eines Looſes, das nicht 


präfentirt wird, nicht anerkennen kann, dagegen aber jes 
dem Inhaber des Looſes verhaftet wird. Hat nun die Di— 
reetion den Praͤſentanten des Looſes gegen deſſen Auslies 
ferung befriedigt, wozu ſie verbunden iſt, ſo iſt kein recht— 
licher Grund einzuſehen, weshalb ein ehemaliger Inhaber 


des Looſes von der Lotterie-Direetion fordern koͤnnte, daß 


ſie einen Gewinnſt zweimal bezahle. 

3) Der Inhaber des Looſes hat die groͤßte Vorſicht 
anzuwenden; die Direetion und der Collecteur dagegen 
brauchen der Natur der Sache nach keine andere Vorſicht 
zu gebrauchen, als die, daß fie den Gewinn nur gegen Auss 
lieferung des Originallooſes auszahlen, indem es ihrer 
Seits ein großes Verſehen ſeyn wuͤrde, wenn ſie dem Praͤ— 
ſentanten des Looſes, ihrer Inſtruetion zuwider, die ge— 
ringſte Weitlaͤuftigkeit verurſachen wollte, wie denn auch, 
weder die Lotterie -Direction, noch der Colleeteur irgend 
wo, ſo wie die Spieler zur Vorſicht aufgefordert werden. 
Sind nun von beiden Seiten Verſehen vorgefallen, ſo 
kann in keinem Fall der Spieler, dem es zur Pflicht ge— 
macht iſt, das Loos nicht aus den Haͤnden zu geben, ehe er 
den Gewinnſt erhalten, Schadenerſatz fordern, wenn er 
dieſer Anweiſung zuwider handelt. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: der Ungenannte, (a. a. O. 
Abtheil. 7. §. 5.) Schmidt, (Abh. verſch. pract. Rechts⸗ 
materien Bd. 1. n. 67. F. 6.) Stengel, (practifch. jus 
riſt. Ausarbeitungen B. 5. n. 3. Iſt der Ober: Eollecteur 
verbunden, dem Spieler Zahlung zu leiſten, wenn der Un— 
ter: Colleeteur die Gewinne nicht bezahlt hat? ein merkw. 
Fall.) Bielitz, (Commentar z. Pr. LR. B. 2. S. 586.) 
Mittermaier, (a. a. O.) Eichhorn, (Einl. §. 110.) 
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Nach dem Pr. LR. Th. 1. it. XI. $. 565. kann ſich der 
Gewinner wegen ſeiner Bezahlung nur an den Unterneh» 
mer halten. 0 Re 

Mehrere Rechtsgelehrte find aber der entgegenge— 
ſetzten Mein ung: Homel, (Rhaps. quaest. for. 
Vol. II. obs. 421. n. 5.) Hagemann, (praet. Eroͤrt. 
B. 5. Eroͤrt. 28.) Struben, rechtl. Bedenken Th. 4. 
n. 560 Th. 5. n. 38.) Runde, (deutſch. PR. . 212.) 
Danz, (Handb. d. deutſch. PR. B. 2. S. 114.) Thi⸗ 
baut, (Syſtem d. PR. B. 2. . 377.) Gluͤck, (P. Com. 
Th. 11. S. 362.) Die Gruͤnde find: 

1) Der Collecteur iſt der Mandatar der Direetion, 
ſo wie nun der Mandans aus den doloſen und culpoſen 
Handlungen des Mandatars verbunden iſt, ſo iſt es auch 
die Direction, welche ihren Regreß gegen den treulos han⸗ 
delnden Geſchaͤftstraͤger mit der actione mandati contraria 
nehmen kann. Lex 46. D. mandati L. 21. 6. eod. Ho⸗ 
mel, (a a. O) bemerkt: Si collector subcollectorve do- 
minium sorlis defraudaverit, hie non solum collectorem 
verum ipsam quoque Lotteriam, sive directorem conveni- 
re potest, nec germanicum illud: Hand muß Hand wah— 
ren, obtinebit.. Tenetur enim Directorium facta suorum 
collectorum et subcollectorum praestare, quia secundum 
naturam negotii, multorum hominum opera et auxilio in- 
digentis, tacitam substituendi potestatem colleciores ac- 
cipisse videntur. a 

2) Das botteriegeſchaͤft enthält eine emtio spei. 
Wer Losoſe nimmt, kauft eine ſolche Hoffnung von demje- 
nigen, der die Lotterie angeordnet, und nicht von denen, 
fo dieſer zur Ausrichtung feiner Obliegenheit zu: Huͤlfe 
nimmt. Es beſteht ſonach der Kauf zwiſchen der Direetion 
und Spieler, nicht zwiſchen dieſem und dem Collecteur. 

8) Der Credit der Lotterieanſtalt kann blos dadurch 
erhalten werden, daß die Intereſſenten ihre Gewinnſte ſicher 
erhalten: wie ungewiß wuͤrde es aber ſeyn, wenn fie mes 
gen der Gewinnſte blos den Collecteur in Anſpruch nehmen 
koͤnnten, von deſſen Vermoͤgen und Ehrlichkeit fie nicht ge: 
nau unterrichtet ſind. 0 g 
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Allein alle dieſe Gruͤnde find von geringem Gewicht; 


denn was den erſten betrifft, ſo kann zugegeben werden, 
daß der Collecteur Bevollmaͤchtigter der Direction iſt. Haf— 
tet denn aber der Mandans, wenn der Mandatarius der 
Vollmacht zuwiderhandelt und den Pflichten eines Bevoll— 
maͤchtigten nicht nachkommt? Nach der L. 10. C. de pro- 
curat. gewiß nicht; und iſt denn dadurch nicht der Auftrag 
vollendet, wenn die Direction den Gewinnſt ausbezahlt, in— 
dem ſie das gewinnende Loos von dem Collecteur erhielt? 
Hiermit ſtimmt auch das Pr. LR. Th. 1. tit. XI. § 559. 
uͤberein. Warum ließ ſich der Gewinner mit dem Collecteur 
ein, da er wußte, daß dieſer nicht zur Auszahlung der Ge— 
winnſte, ſondern blos die Direetion verbunden ſey? Der 
zweite Grund iſt eben ſo unzureichend: zugegeben, daß 
der Vertrag mit der Direction und nicht mit dem Collecteur 


beſteht, ſo folgt ja offenbar daraus, daß der Gewinner ſei— 


nen Gewinnſt von feinem Verkaͤufer, ſonach von der Direc— 
tion verlangen muß, mit der er in Contractsverhaͤltniſſen 
ſteht. Warum handelte er gegen dieſe Beſtimmung, und 
vertraute fein Loos einem Andern an, mit dem er nicht con— 


trahirt hat. Der dritte iſt ein politiſcher Grund, wel- 


cher rechtlich keinen Einfluß hat. Die Direction wuͤrde den 
groͤßten Nachtheil erleiden, wenn ſie verbunden waͤre, fuͤr 
jede Untreue des Collecteurs und Untercollecteurs zu haften. 


$. 333. (M. $. 208. n. 2.) 
Derjenige, der Lotterielooſe empfaͤngt und ſolche nicht zuruͤckſen— 
det, kann nicht verbunden werden, die Einlage zu bezahlen. 


Wenn der Lotterievertrag als Hoffnungskauf anzuſehen 
iſt, ſo ſind auch die allgemeinen Grundſaͤtze deſſelben auf 
dieſen anzuwenden. 1) So wenig, wie Jemand zum Kauf 
verpflichtet werden kann, (L. 11. 13. 14. C. de cont. L. 
V.) eben ſo wenig kann Jemand angehalten werden, die 
uͤberſandten Looſe kaͤuflich zu übernehmen; 2) wenn gleich 
ein Kauf auch ſtillſchweigend abgeſchloſſen werden konnte, 
(Berger, oec. iur, Lib. III. tit. 5. Th. I. n. 3.) fo kann 
dieß doch hier nicht angenommen werden, indem in ſolchen 

ö Faͤllen, 
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Fällen, wo es auf Verpflichtung eines Andern ankommt, 
das bloße Stillſchweigen fuͤr eine Einwilligung nicht aus— 
gelegt werden kann. 3) Fehlt es an einem rechtlichen Grun— 
de, ihm die Verbindlichkeit zur Ruͤckſchickung der Looſe auf— 
zuerlegen. Non debet alteri per alterum iniqua conditio 
inferri. (L. 74. D. de reg. iur.) 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Schorch, (Samml. aus— 
erleſ. Gutachten und Urtheilsſpruͤche. Erf. 1798. n. XXI. 
O. 4. n. 27.) Boͤhmer, (GRechtsfaͤlle B. 2. v. 100.) 
Eichhorn, (Einl. §. 110.) Lang, (a. a. O. S. 57.) 
Nach der hannoͤv. Verord. v. 19. April 1819. $. 4. ſoll der 
Empfänger, dem unverlangt ein Loos zugeſandt worden, 
nicht ſchuldig ſeyn, ſolches zuruͤckzuſenden; dem zuſenden— 
den Collecteur ſoll, wenn eine Niete herauskommt, keine 
Klage auf Bezahlung des Einſatzes zuſtehen; der auf das 
Loos fallende Gewinn ſoll aber dem, welchem es zugeſandt 
wurde, gehoͤren. 

Mehrere, als: Hagemann, (pract. Eroͤrt. B. 2. 
Erört. 46.) v. Gluͤck, (P. Comm. Th. XI. S. 364.) 
u. a. ſind der entgegengeſetzten Meinung; denn 1) nach dem 
Lotterieplane muͤßten die nicht verkauften oder nicht renovir— 
ten Looſe vor der Ziehung jeder Klaſſe von den Collecteurs 
an die Direction zuruͤckgeſandt werden, wenn ſie nicht dafuͤr 
verantwortlich ſeyn ſollen; ſonach ſey der Empfaͤnger der 
Looſe allerdings verbunden, ſich entweder ausdruͤcklich, oder 
auch nur durch die bloße Zuruͤckſendung der Looſe daruͤber 
zu erklaͤren, daß er nicht Willens ſey, das ihm angetragene 
Geſchaͤft einzugehen; unterlaͤßt er dieſes, fo ſey fein Stills 
ſchweigen hier, wo er ſich zu erklaͤren verbunden geweſen, 
und noch vielmehr die poſitive Handlung des Zuruͤckbehaltens 
des Billets, fuͤr eine Einwilligung in den ihm von dem Col— 
lecteur angetragenen Kaufcontract anzuſehen. 2) Der 
Empfänger der $oofe trete durch die Zuruͤckbehaltung in alle 
Rechte und Verbindlichkeiten eines Kaͤufers, und ſey folg— 
lich auch den Einſatz, als den ein fuͤr alle Mal beſtimmten 
Kaufpreis zu bezahlen verbunden. 

Allein, wie wenig Gewicht dieſe Gruͤnde haben, er— 
giebt ſich aus dem oben Geſagten. Soll Jemand aus dem 
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bloßen Stillſchweigen verbunden werden, ſo wird doch vor— 
ausgefetzt, daß er Überhaupt verbunden ſey, feine Erklaͤ— 
rung zu geben. C. 43. de reg. iur in 6to. L. 142. D. de 
reg. jur. 9 15 tacet non utique a Hofacker, (Prince. 
i. civil. $. 184.) Eine ſolche Verpflichtung ift aber hier 
nicht vorhanden. 

Andere nehmen an: daß, wenn nicht ein Landesgeſetz 
das Einſetzen in fremde Lotterien verbietet, die Klagbarkeit 
aus dieſem Verhaͤltniß nicht zu beſtreiten ſey. Mitter— 
maier, (a. a. O 


§. 3342. 


Durch die Nichterneuerung des Looſes wird der Spieler feines 
Rechts an der Lotterie verluſtig; dieß gereicht aber blos zum Vor— 
theil des Lotterie-Inſtituts, nicht zu Gunſten des Collecteurs 

oder ſonſtigen Verkaͤufers. 


Der Spieler kann zur Renovation des Looſes nicht ver— 
bunden werden; unterlaͤßt er ſolche, ſo macht er ſich ſeines 
Antheils an der Lotterie verluſtig, ſowohl in Anſehung auf 
die kuͤnftigen Klaſſen, als ſeiner Einlage fuͤr die ſchon ge— 
ſpielten, indem durch den Kauf der Nummer in jeder Klaſſe 
eine Verbindlichkeit fuͤr die Lotterie erwaͤchſt, den darauf 
fallenden Gewinn zu bezahlen. Bei jeder einzelnen Klaſſe 
der Lotterie iſt daher ein beſonderer Kaufcontract erforderlich, 
der geſchloſſene endigt ſich mit der Ziehung einer jeden Klaſſe; 
ſoll er fuͤr die nachfolgenden fortdauern, ſo muß dafuͤr eine 
neue Einlage gemacht, oder das Loos zur planmaͤßig be— 
ſtimmten Zeit eingeſandt werden. Auch iſt der Spieler ver— 
bunden, ſich zur Renovation ſelbſt zu erbieten, der Collec— 
teur braucht ihm die Looſe zu der neuen Klaſſe nicht zu zu⸗ 
ſenden. 

Auf die creditirten Renovations-Gelder eines nicht 


durch alle Klaſſen fortgeſpielten dooſes kann aber der Collecteun 7 


keine Anſpruͤche machen, ſondern blos das Lotterieinſtitut, 
es ſey denn: daß der Collecteur zu behaupten vermochte, 
daß er die von der Lotteriedirection erhaltenen Looſe der ſpaͤter 


nicht renovirten Klaſſe derſelben zurückgegeben, oder fuͤr deren 


5 


— 
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Rechnung, nicht aber zu feinem eignen Vortheil verkauft, 
noch auch ſelbſt fortgeſpielt habe. - 

Hiermit ſtimmen überein: Schorch, (a. a. O. S. 
133.) Hagemann, (a. a. O. §. 6.) Gluͤck, (a. a. 
O. S. 365.) Haubold, (Saͤchſ. Privatrecht §. 295. 
not. 3.) ſ. a. Beſchorner, (Praes. Haubold, Diss, 
Quaest, nonullae ad jus lotteriarum pertinentes. Lips. 


1806.) 


§. 334 b. | 2 5 
Der Collecteur kann von dem, der auf Borg geſpielt hat, den 
Einſatz gerichtlich wieder verlangen. 


Mehrere, als Struve, (Syntag. jur. civil. Ex. 
$. 57.) Berlich, (P. 1. Dec. 66.) Lauterbach, (Lib. 
XI. Tit. 5. f. 16.) Stryck, (Us. mod. Lib. XI. Tit. 5. 
9. 10.) find der entgegengeſetzten Meinung darum, weil 
das roͤmiſche Recht (L. ult. Cod. de aleatr.) ausdruͤcklich 
verordnet, daß Niemand auf dasjenige, ſo er im Spiel 
ſchuldig geblieben, belangt werden kann, ſondern ſogar das 
baar Verlorne ſowohl vom Spieler ſelbſt, als von einem je— 
den Andern wieder zu fordern berechtigt iſt: auch die 
Fußknechtbeſtallung von 1570 art. 211. verbiete ein 
jedes Spiel auf Borg. f 

Allein dieſe Meinung iſt ungegruͤndet. Denn 
’ 1) wenn auch nicht geleugnet werden kann, daß das 

roͤmiſche Recht in der Lehre von Spielvertraͤgen anwendbar 
iſt (F. 333.), fo koͤnnen doch die Grundſaͤtze deſſelben auf 
den Lotterievertrag nur eingeſchraͤnkt angewandt werden, 
indem jene ſich auf die Wuͤrfel- und bloße Gluͤcksſpiele 
beziehen, das Lotto aber eher als ein Hoffnungskauf an⸗ 
zuſehen iſt. ö 

2) Kann dasjenige, was die Reuterbeſtallung be, 
ſtimmt, auf Lotterie Feine Anwendung finden, indem dies 
ſes Geſetz ein Polizeigeſetz iſt, das ſich blos auf Militärs 
perfonen bezieht, nicht aber als allgemein gültig angeſehen 
werden kann. 

Wenn man die Lotterie als einen Hoffnungskauf an: 
ſieht, ſo iſt es unbedenklich, daß die Zahlung verlangt wer⸗ 
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langt werden kann, indem dem Verkaͤufer dieſes Recht 


zuſteht. 

Hiermit ſtimmen überein: Beyer, (Posit. ad Dig. 
Lib. XI. tit. 5.) Schoͤpf, (Synops. Pand. Lib. XI. Tit. 
n. 19.) Der Ungenannte, (a. a. O. Abth. 7. § 11.) Ei⸗ 


ne ganz andere Frage iſt die: ob der, welcher auf Borg in 


der Lotterie geſpielt, den Gewinn verlangen koͤnne? Daß er 
von dem Colleeteur dieſen zu verlangen berechtigt iſt, der 
ihm den Einſatz borgte, iſt wohl unbedenklich; denn ſo wie 
dem Collecteur die Befugniß zufteht, den geborgten Einſatz 
von dem Spieler gerichtlich zu verlangen, aus gleichem 
Grunde muß er auch verbunden ſeyn, den Gewinnſt zu 
bezahlen. Wenn aber dieſer nicht zahlen kann und die 
Lotterie⸗Direetion wegen der Zahlung in Anſpruch ges 
nommen wird, ſo iſt die aufgeworfene Frage nach folgen— 
dem Unterſchied zu entſcheiden. Hat die Lotterie-Direction 
gewußt, daß der Colleeteur den Einſatz borgte, oder hat 
ſie davon keine Wiſſenſchaft gehabt? Im erſten Fall iſt ſie 
verbunden, den Gewinn zu bezahlen, indem ſie die Hand— 
lungen des Colleeteurs, die er mit ihrem Vorwiſſen unter— 
nommen, vertreten muß; im letztern Fall aber iſt ſie dazu 
nicht verbunden, indem kein u si vorhan⸗ 
den iſt; ſ. a. Abh. das Lottoſpiel. S. 58. 


$. 335. (M. $. 208. n. 8.) 


Den Buͤchern der Collecteurs kommt das Vorrecht der Handels— 
buͤcher nicht zu. 


Es find zwar Einige der Meinung, daß den Bis 


chern der Collecteurs die naͤmliche Beweiskraft, wie dem 


Handelsbuch der Kaufleute zukomme, indem das Lottoge— 
ſchaͤft ein wahres Handelsgeſchaͤft ſey, die Looſe als Waa— 
re zu betrachten, die Direction gebe den Hauptcollecteuren 
davon eine Anzahl auf Kredit, gewoͤhnlich waͤren dieſe Leute 


an ſich ſchon Kaufleute, und die Vermuthung der Redlichkeit 


koͤnne man daraus erſehen, weil denſelben die Looſe anver- 
traut wuͤrden. Der Ungenannte (a. a. O. Abth. 4. H. 4.) 


Eckart, (Lotto Recht S. 51.) Lindner, Luͤber die 
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Glaubwürdigkeit der Handelsbuͤcher 15 eines 880 
der Lotteriecolleeteurs. Helmſt. 1818.) Allein mit Recht, 
nehmen Andere das Gegentheil an, indem die Direction 
und die Hauptcollecteurs in dem Verhaͤltniß eines Machtges 
bers und Bevollmaͤchtigten ſtehen, bei dem Vollmachtsver⸗ 
trage aber ein ſchriftlicher Vertrag abgeſchloſſen wird, nach 
welchem die Eollecteurs die Looſe abſetzen; hierzu kommt 
noch, daß die Vermuthung der Redlichkeit aus Ueberlaſ— 
ſung der Looſe geſchloſſen werden, und dieß zur Unterſtuͤ— 
tzung der Meinung dienen ſoll, eben ſo gut dem Hausbuche 
eines ehrlichen Hausvaters die halbe Beweiskraft beigelegt 
werden muͤßte. Runde, (deutſch. Pr. $. 460.) Bens 
der, (Handelsrecht S. 451.) Mittermaier, (a. a. O.) 


$. 336. (M. F. 209.) 
Die Beſtimmung des Quantums bei dem Leibrentenvertrage 
haͤngt von der Willkuͤhr der Contrahenten ab, ohne daß die 
Rente den gewohnlichen Zinsfuß zu uͤberſteigen braucht. 


Es find zwar Einige als: Wuͤrffel, (in iuris- 
prud. definitiv. f. 437.) Claproth, (Iurisprud. herm. 
sub rub. de contractu vitalitio.) Berger, (oeconomia iu- 
ris P. 3. tit. 2. ch. IV. not. 12.) Gail, (Observationes 
V. 2. obs. 8.) Mathis, (juriſt. Monatsſchrift B. 1. 
S. 233. n. 13. ind. Abh.: Iſt es ein weſentliches Erfor— 
derniß eines Leibrenten-Contraets, daß mehr als landesuͤbli— 
che Zinſen als Leibrenten ſtipulirt werden?) und Eich⸗ 
horn, (Einl. $. 118. S. 332.) der Meinung, daß wie 
zum Weſen eines Kaufs ein pretium verum gehoͤre, auch 
zu einem Leibrenten⸗Contraet eine den landesuͤblichen Zins: 
fuß uͤberſteigende Leibrente nothwendig ſey. Aus beſ— 
ſern Gruͤnden nehmen aber Andere das Gegentheil an: 
Weſtphal, (deutſch. PR. Th. 2. n. 60.) Merckel, 
(Comm. z. pr. LR. Th. 1. S. 270) Mittermaier, 
(a. a. O.) denn die Willkuͤhr der jährlichen Rente hängt 
ganz von der Willkuͤhr der Contrahenten ab, (ſ. a. Pr. 
ER. Th. 1. üt. 11. S. 610.) fie kann über den gewoͤhnli⸗ 
chen Zinsſatz Ghauszehen „ aber es iſt nicht nothwendig, 
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daß fie denſelben uͤberſteige; vielmehr iſt der Seibrenten » 
Contract wie ein Kauf⸗ Contract zu betrachten, bei welchem 
das dem Rentenzahler hingegebene Kapital als das Kauf— 
pretium, die jährlichen Renten aber als die Waare anzufes 
hen ſind, wegen des Kaufpretiums aber, und wie ſolches ge— 
gen den Werth der Waare ſich verhalten ſoll, ordentlicher 
Weiſe in den Rechten nichts beſtimmt iſt. f 


6. 337. 


Der Leibrentenvertrag kann nicht aufgehoben werden, wenn der 
Rentengeber einen Termin unberuͤckſichtigt laͤßt. 


Einige Rechtsgelehrte, als: Lyncker, (de rediüi- 
bus annuis Discept. 4. n. 32.) Struve, (Exercit. 27. 
F. 51.) Born, (de censo constitutivo. C. 6 $. 1.) find 
zwar der Meinung, daß wenn der Rentengeber ein oder 


den andern Termin unberichtigt gelaſſen, der Rentenkaͤu⸗ 


fer befugt ſey, auf die Aufhebung des Contracts zu dringen, 
weil der Contract ſtillſchweigend eine conditio resoluliva 
enthalte, auch im Reichs deputationshauptſchluß 
v. 1600. §. 35. beſtimmt iſt, daß wenn der Schuldner ſich 
bei Bezahlung der Guͤlden ſaͤumig befinde, der Glaͤubiger 
befugt ſey, die Hauptſumme zu fordern. Allein aus beſ— 
ſern Gruͤnden haben: Menſch, (Lib. IV. Praef. 175. 
n. 15.) Harpprecht, (Cons. 93. u. 14.) Wernher, 
(T. 1. P. III. Obs. 193.) Leyſer, (Sp. 46. m. 5.) Stru⸗ 
ben, (rechtl. Bedenken Bd. 4. n. 39.) das Gegentheil 
angenommen. Denn 1) ift es unrichtig, wenn behauptet 
wird, daß in dem Contracte ſtillſchweigend die conditio re- 
solutiva enthalten ſey, es iſt vielmehr ein modus anzuneh— 
men; 2) iſt nicht ausdruͤcklich im Vertrage beſtimmt, daß 
der Contract ſtillſchweigend aufgehoben ſeyn ſoll, wenn die 
Renten nicht bezahlt werden, ſo kann nur alsdann, wenn 
mehrere Termine ruͤckſtaͤndig find, auf die Aufhebung des 
Vertrags geklagt werden, iſt ein Termin im Ruͤckſtand, auf 
Erfüllung des Vertrags und Leiſtung des Intereſſe. 


Hiermit ſtimmt auch uͤberein: das Pr. LR. Th. 1. 


tit. 11. 9. 647. „Wenn der Verkaͤufer der Leibrente durch 
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drei hinter einander folgende Jahre mit deren Bezahlung 
im Ruͤckſtand bleibt, ſo kann der Kaͤufer das Kapital zuruͤck— 
fordern, und der Verkaͤufer darf darauf, wegen der bis da— 
hin bezahlten Leibrente, nichts abziehen. Der Code Na- 
pol. enthaͤlt im Art. 1978 folgende Beſtimmung: Le seul 
defaut de paiement des arrerages de la rente n’autorise 
point celui en faveur de qui elle est constituée a de- 
mander le remboursement du capital, ou à rentrer dans 
les fonds par lui aliène. 


$. 338. (M. F. 209.) 


Die Perſonalglaͤubiger des Kaͤufers der Leibrente koͤnnen ihre 
Forderungen blos gegen denſelben, nicht gegen den Verkaͤufer 
der Leibrente geltend machen. 


Es iſt ein wichtiger Unterſchied zwiſchen Vitalitien-⸗ 
oder Alimentenvertrag und Leibrenten-Contract, der hier, 
bei der Frage: ob den Perſonalglaͤubigern eine Klage gegen 
den Verkaͤufer auf Befriedigung ihrer Forderungen zuſtehe, 
in Betracht kommt. Hat Jemand durch einen Alimenten— 
vertrag ſein ganzes Vermoͤgen auf einen Andern uͤbertragen 
mit der Verpflichtung ihn zu alimentiren, und gereicht die— 
ſer Vertrag zum Nachtheil der Glaͤubiger, ſo koͤnnen ſie ih— 
re Anſpruͤche gegen den Verkaͤufer der Leibrente geltend ma— 
chen, indem die Uebertragung des ganzen Vermoͤgens nur 
deducto aere alieno zu verſtehen iſt; er, der Verkaͤufer, hat 
ſonach nur Anſpruͤche auf den Theil des Vermoͤgens des 
Kaͤufers, welcher nach Abzug der Schulden uͤbrig bleibt. 
Will ſich der Verkaͤufer ſichern, ſo kann er vor Eingehung 
des Vertrags auf die Edictalcitation cum ellectu praeclu- 
sionis antragen. f 

Ganz anders verhaͤlt es ſich bei dem Leibrentenvertra— 
ge. Hier haben die Perſonalglaͤubiger wegen ihrer Forderun— 
gen keine Anſpruͤche gegen den Verkaͤufer, (bei den Real— 
glaͤubigern iſt es ein anderer Fall) indem ſie darauf dringen 
koͤnnen, daß fie aus dem übrigen Vermoͤgen des Schuld» 
1 75 eventuell aus der Leibrente ſelbſt ihre Befriedigung 
erhalten. 
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Hiermit ſtimmen überein : Bielitz, (Comment. uͤber 
das Pr. LR. Th. 2. S. 607.) Mittermaier, (a. a. O.) 


ra Entſcheidung der Pr. Geſetzeommiſſion v. 


Iten Jan. 1796. (in Stengel Beitr. 2. S. 285.) dann 
das Pr. LR. Th. 1. tit. 11. 5. 636. und Anhang zu 
demſelben § 19. wo es heißt: „daß die Vorſchriften des 
Pr. LR. F. 641 — 646 nicht auf den Fall, wo ein ganzer 
Vermoͤgensinbegriff durch einen Vitalitien- oder Alimenten- 
Contract uͤbertragen wird, ausgedehnt werden kann, viel— 
mehr fuͤr den Fall der Grundſatz gelte, daß unter Vermoͤ— 
gen nur dasjenige, was nach Abzug der e uͤbrig 
bleibt, verſtanden werden kann.“ 

And ere nehmen das Gegentheil an: als Voet, 
(Comment. ad Band. tit. de donat. . 20.) und Weſt⸗ 


phal, (deutſches PR. Th. 2. Abh. 61.) welcher bemerkt, 


daß es hier darauf ankomme, ob der Rentengeber von die⸗ 
ſen Schulden gewußt, oder nicht. In dem erſten Falle 
koͤnne er dasjenige, was er dem Rentenzieher feit dem Con— 
tract gegeben, nicht auf das Kapital abrechnen; denn nach 
der Regel, quod bona non intelligantur nisi deducto aere 
alieno, haͤtte der Rentengeber das Vermoͤgen nicht höher 
rechnen koͤnnen, als die Summe war, welche nach Abzug 
der bekannten Schulden uͤbrig blieb. In dem zweiten Falle 
aber ſtehe ihm frei, den ganzen Contract wieder aufzuhe— 
ben, weil ihn der Rentennehmer betrogen; er ſey aber auch 
befugt, das, was er uͤber die gewoͤhnlichen Intereſſen an 
den Rentennehmer bezahlt, den unbekannten Glaͤubigern 


von der Vermoͤgensmaſſe abzurechnen, und ſonach nur zu 


bezahlen, was uͤbrig bleibt. 


5. 839. 


Der Kaͤufer der Leibrente oder deſſen Erben koͤnnen nicht auf 
die Aufhebung oder Unguͤltigkeit des Leibrenten-Contracts wegen 
Verletzung uͤber die Haͤlfte klagen. 


1) Der, welcher freiwillig fein Vermoͤgen einem Ans 
dern unter der Bedingung einer Rente zu geben uͤbertraͤgt, 
kann nicht wegen Verletzung uͤber die Haͤlfte klagen: si quis 
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sciens verum valorem rei, tamen lubenti animo il- 
lam infra dimidium tradidit, non potest videri laesus, 
cum volenti non fiat iniuria. L. II. 15. C. de resc. 
vendit. 

2) Der Seibrentenvertrag gehört zu den gewagten Ver— 
traͤgen; bei dieſen muß man ſich den Schaden, den man 
ſich ſelbſt zuzuſchreiben hat, mit dem Gewinne compenſiren, 
den man haͤtte machen koͤnnen. Selbſt bei Erbtheilungen, 
bei welchen doch die Geſetze die genaueſte Gleichheit beobach- 
tet wiſſen wollen, kommt die Laͤſion nicht in Betracht: si 
kantum aestimatus sit dubius eventus ſagt Paulus in 


I. 23. D. famul. her. 


i 3) Die Conſtitution des Codex (L. 2. C. de resc. vend.) 

welche dieſem Einwand bei Verkaufsgeſchaͤften ein geſetzli— 
ches Anſehn giebt, vertraͤgt eine analogiſche Anwendung 
auf dieſen Vertrag deßhalb nicht, weil ſie einen Contract be— 
trifft, deſſen Natur es nicht mit ſich bringt, daß eine Partei 
gegen die Andere einen erheblichen Gewinn mache, oder 
einen erheblichen Schaden leide; fie ſucht einen betraͤchtli— 
chen Schaden zu verhuͤten, welches hier nicht in Anwen— 
dung kommen kann. 

Hiermit ſtimmen überein: Voet, (Com. ad P. Tit. 
de resc. vendit. $. 17.) Struve, (Exeroit. 23. H. 88.) 
Cocceji, (de remedio L. 2. de 1 vend. th. 9.) 
Hellfeld, (urisprud. for. 5. 1030.) Struben, (rechtl. 
Bedenken Tb. 4. B. 126.) v. Gluͤck, (P. Comm. Th. 
XVII. S. 86.) Waldeck, (Controvers-Entſcheidung des 
Obergerichts zu Wolfenbuͤttel Th. 1. S. 268.) 

Andere ſind der entgegengeſetzten Meinung: Ber— 
ger, (oecon. iur. Lib. III. tit. 5. Th. 18. n. 4.) 9805 
terbach, (Coll. th. pract. Tit. de resc. vendit. |. 36.) 
2 8 (Reviſion der wichtigſten Lehren des pof. Rechts 

89. 2. S. 850 
§. 340. (M. $. 209.) 
Wenn Concurs uͤber das Vermoͤgen des Nentenverkäufers aus: 


bricht, ſo kann der Rentenkaͤufer die hingegebenen Gegenſtaͤnde 
nicht zuruͤckfordern, wenn er nicht das Eigenthum ſich vorbehal⸗ 
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ten; die Creditoren haben aber die Wahl, ob ſie den Vertrag 


aufheben, oder die Rente fortbezahlen wollen, in welchem Falle 
eine Summe zur Beſtreitung der Rente auszuſetzen iſt. 


Es find zwar Harpprecht, (de jure contractus vi- 
talitii in concursu creditorum. Tub. 1754.) Weishaar, 
(Com. uͤber das wuͤrt. IR. F. 1319. $. 1320.) Gmelin, 
(Ordnung d. Glaͤubiger S. 41.) der Meinung: daß, wenn 
Concurs uͤber das Vermoͤgen des Schuldners ausbricht, 
zu unterſcheiden ſey: ob ſich der Kaͤufer den Unterhalt ſammt 
der Pflege und Bedienung von dem Verkaͤufer habe verſpre— 
chen laſſen, oder ob er ſich nur gewiſſe zu reichende Abgaben 
entweder fuͤr die von ihm gegebenen Guͤter, oder aus den— 
ſelben ausbedungen oder vorbehalten habe? Im erſtern 
Falle koͤnne er von dem Contract abgehen und ſeine Guͤter 


wiederfordern; (arg. L. 13. D. de solut, et lib. L. us. f. 9. 


C. de cod. toll.) in dem zweiten Falle komme es wieder 
darauf an: ob er ſich das Eigenthum vorbehalten, entweder 
uͤberhaupt, oder wenn der Verkaͤufer außer Stande ſeyn 
ſollte, den Contract zu erfüllen, oder ob dieß nicht fey. In 
jenem Falle ſtehe ihm das Abſonderungsrecht in ſo weit zu, 
als noch die Guͤter vorhanden ſind; in dieſem Falle aber 
komme es wieder darauf an: ob der Vertrag vermittelſt 
einer Schenkung sub modo geſchloſſen, dann ſtehe ihm die 
utilis rei vindicatio ex L. I. C. de donat. quae sub mo- 
do zu, welche ihm auch das Abſonderungsrecht in Anſehung 
der noch vorhandenen Guͤter giebt; wenn der Vertrag auf 
eine andere Art abgeſchloſſen ſey, ſo koͤnnen die vom Kaͤufer 
uͤbergebenen Güter nicht anders, als mit einer perſoͤnlichen 
Klage unter den andern Schuldforderungen eingeklagt werden. 


Mit Recht wird aber dieſe Meinung von Andern 
als: Runde, (von der Leibzucht S. 449.) Bielitz, 
(Comment. über das Pr. IR. II. S. 605.) Mitter— 
maier, (a. a. O.) Ebend. (Beitraͤge S. 31.) Eich— 


horn, (Einl. §. 118.) verworfen, indem es auf den an- 


gegebenen Unterſchied nicht ankommen kann. Es iſt viel— 
mehr darauf zu ſehen, ob der Kaͤufer vermoͤge beſonders be— 


ſtellter Sicherheit oder vorbehaltenen Eigenthumsrechtes an- 
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dern Glaͤubigern vorzuſetzen iſt, dann hat er, da hier fein Recht 
vollkommen realiſirt werden kann, aus einem zu dieſem 
Zweck auszuſetzenden Capital die volle Rente zu fordern, bis 
dieſe erloͤſcht. Carpzov, (Iurispr. for. P. 1. const. 28. 
Def. 93.) Menden, (Syst. iur. civil. sec. ord. Pand. 
Lib. 42. tit. 5.8. 14.) Gottſchalck, (sel, discept. for. 
capita. Dresd. 1816. C. 29. P. 274.) Wenn aber dieß nicht 
iſt, und er wegen ſeiner Forderung in die fuͤnfte Klaſſe ver— 
ſetzt wird, ſo haͤngt es von den Glaͤubigern ab, ob ſie den 
Vertrag aufheben, oder die Rente fortbezahlen wollen; in 
dem letztern Falle muß die Summe der Forderung nach dem 
Werth, welchen die Leibrente zur Zeit des Concurſes hat, 
beſtimmt werden, da er ſich dann mit dem Intereſſe, ſo 
weit es befriedigt werden kann, begnuͤgen muß. 


5. 341. (M. 5. 210.) 


Der Staat iſt berechtigt, die Unterthanen zum Beitritt in die 
Brandverſicherungsanſtalt zu zwingen. 


Ein Hauptzweck der Brandverſicherungsanſtalten in 
Beziehung auf den Staat iſt Erhaltung und Sicherheits— 
ſtellung des Staatsvermögens, welches aus dem Inbegriff 
der ſaͤmmtlichen Guͤter der Unterthanen beſteht. Dieſer 
Zweck wuͤrde nicht erreicht werden koͤnnen, wenn der Ein— 
tritt in die Brandverſicherungsgeſellſchaft der Willkuͤhr der 
Einzelnen uͤberlaſſen wuͤrde: uͤberdieß entſpringt ein weſent— 
licher Vortheil fuͤr jeden Einzelnen daraus. Unbezweifelt 
koͤnnen die Unterthanen zum Beitritt in Anſehung der, den 
gemeinen Laſten unterworfenen Guͤter gezwungen werden. 
Dieß laͤßt ſich daraus rechtfertigen, weil der Staat fuͤr die 
Sicherſtellung der ordentlichen Staatseinkuͤnfte zu ſorgen 
berechtigt iſt; auch koͤnnen diejenigen, welche blos ein un— 
vollkommenes Eigenthum an ihren Guͤtern beſitzen, dazu 
verpflichtet werden, ſobald es die Obereigenthuͤmer oder 
Gutsherrn verlangen. Ob nun zur Gebung einer ſolchen 
Verordnung, wodurch die Unterthanen zur Theilnahme ge— 
zwungen werden, die Concurrenz der Landſtaͤnde nothwen⸗ 
dig iſt, kommt auf die Verfaſſung des Landes an. Im Als 
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0 iſt anzunehmen, daß ihre Zuziehung nothwen⸗ 
dig ſey. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Moſer, (von der Landes— 
hoheit in Polizeiſachen 368.) Kruͤnitz, (Encykl. 13. 
173.) Ganz, (von Verſicherungsanſtalten wider Feuer— 
ſchaden. Salzb. 1792. S. 13. 30. 31. 32.) v. Berg, 
(Polizeirecht Th. 3. S. 72.) 


Dagegen ſchließen allen Zwang Andere aus: ſ. Abh. 


in den Schleswig-Holſteinſch. Blaͤttern 1799. B. 1. S. 
110. u. ſ. f. 


§. 342. (M. F. 210.) 
Die Brandverſicherungsanſtalt hat keine jura fisci. 


Die Frage: ob der Brandverſicherungsanſtalt ein Vor- 
recht gleich dem Fiscus zuſtehe, wird vorzuͤglich wichtig, 
wenn uͤber das Vermoͤgen ihrer Verwalter Concurs aus— 
bricht. Abgeſehen davon, ob dem Fiscus überhaupt eine be= 
ſonderes Vorrecht wegen der Adminiſtration zuſtehe? Ho p= 
pel, (uͤber die Rechte der Glaͤubiger in Anſehung der Fauſt— 
pfaͤnder. Gießen 1802. S. 180.) Hennemann, (Vers 
ſuche uͤber die bevorzugte Hypothek des Fiscus in den nach 
dem Contracte erworbenen Guͤtern des Schuldners nach der 
L. 28. D. de iure fisci. Schwerin 1820.), welches doch eher 
zu bejahen als zu verneinen iſt. Meißner, (vom ſtill— 
ſchweigenden Pfandrechte. Th. 2. S. 243.) ſo ſtehen die 
iura fisci 
1) nur den Corporationen, Gemeinden und Gociefäten 
zu, welchen dieſes Vorrecht in den Landesgeſetzen 1) oder 
beſondern Privilegien zugeſichert werden, oder die es durch 
unverdenklichen Beſitz erworben haben. Freiesleben, O. 
iure fisci landsassiorum L. n. 1726. f. 21.) Malblanc, 
(Principia iur. rom. P. II. F. 573.) 
h) So hat nach dem preuß. Recht, die Bank, Brennholzadminiſtration, 
Nutzholzadminiſtration, prinzliche Geſammtkammer, Seehandlungsge— 
ſellſchaft und Wittwen⸗Caſſe fiscaliſche Vorrechte. 
2) Wenn gleich gewiſſen Steuer-Caſſen die Rechte 
beigelegt werden, welche die aeraria rei publicae genießen, 
fo folgt daraus noch nicht, daß fie auch die iura ſisci ha⸗ 
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ben. Struben, Lrechtl. Bedenken Th. 4. Bd. 16.) 
Gmelin und Elfäffer, (Beobachtungen B. 5. n. 6. 
BE) | 

: Die Brandverſicherungs-Caſſe kann nicht unter die 
aeraria rei publicae gezählt werden, wenn gleich der So— 
cietaͤt die Rechte einer öffentlichen Anſtalt beigelegt find, 
Denn der Charakter eines aerarii rei publicae beſteht vor— 


zuͤglich darin, daß in ſolche Caſſen nur ſolche Abgaben flie— 


ßen, welche zur Erhaltung des gemeinen Weſens, der Ver— 
faſſung und zur Befriedigung der öffentlichen und Staats— 
beduͤrfniſſe erforderlich find. Hierin liegt der Grund, wa— 
rum die Hebungen dieſer Caſſen durch Privatrechte billig ge— 
ſichert und ihnen die iura minorum beigelegt werden muͤſ— 


ſen. Die Brandverſicherungsbeitraͤge werden aber nicht 


zum Beſten des ganzen Landes verwendet, die Einnahme 
gereicht allein zur Sicherheit der Societaͤtsgenoſſen, und 
nur den Letztern, nicht dem ganzen Lande, faͤllt der Rech— 
nungsreſt, worein ein inſolventer Adminiſtrator der Caſſe ge— 
ſetzt iſt, zur Laſt, wenn nicht die Direction wegen verſaͤum— 
ter Beſtellung einer hinlaͤnglichen Cautionsleiſtung dafuͤr 
ex propriis zu haften verbunden ſeyn ſollte. 

| 4) Wenn der Brandverſicherungsanſtalt die Rechte 
und Befugniſſe einer oͤffentlichen Anſtalt beigelegt ſind, ſo 
erlangt ſie dadurch dennoch nicht die Vorzuͤge und Privile— 
gien, welche die stationes aerarii rei publicae genießen, und 
folglich auch nicht das, nach der Praxis darunter begriffene 
ius tacitae hypothecae in bonis administratorum. Durch die 
öffentliche Beftätigung erlangen dieſe Anſtalten nur den oͤf— 
fentlichen Schutz, den Beiſtand der Gerichte in Anwendung 


ihrer Geſetze, und die ſonſt damit unzertrennlich verbunde— 


nen Rechte. W 

Sonach kann die Brandverſicherungsanſtalt, wenn 
Concurs uͤber das Vermoͤgen ihres Adminiſtrators aus— 
bricht, keinen beſondern Vorzug in Anſpruch nehmen, und 
wird in die fuͤnfte Klaſſe der chirographoriſchen Glaͤubiger 
zu lociren ſeyn. 

Hiermit ſtimmen überein: Hagemann, (Erört. 2. 
n. 42.) Mittermaier, (a. a. O.) 


17⁴ 
$. 343. (M. 6. 211.) 
Die Seeaſſecuranz war den Roͤmern unbekannt, 


1) In den Geſetzen der Roͤmer findet ſich keine Spur 
von der Seeaſſeeuranz; die in denſelben vorkommenden 


Stipulationen: dabis si navis venit? und si navis non ve- | 


‚nit? (L. 63. L. 129. D. dever. obl.) fönnen nicht auf die 


Seeaſſecuranz bezogen werden; in denſelben ift eine Wette 
enthalten, die bei den Roͤmern erlaubt, und nicht unge 


woͤhnlich war. 


2) In den Claſſikern kommen freilich einige Stellen 


vor, welche darauf bezogen werden koͤnnten. Dahin gehört 


Cicero ad familiares Lib. II. epist. 17. In dieſem an 


den Proquaͤſtor Sallust. an. urb. cond. 703. gerichteten 
Briefe beauftragt Cicero, als Proconſul in Cilieien den; 
felben, daß er zu Laodicaea praedes nehme, damit das oͤf— 
fentliche Geld ſicher fuͤr ihn und das Volk auf der See 
fortgeſchafft werden koͤnne. 8) i 


g) Laodicicae me praedes accepturum arbitror omnis pecuniae pu- 
blicae, ut et mihi et populo cautum sit sine vecturae periculo. 


Die Abfiht Cieero's ging dahin, daß die unter 
ſeinem Conſulat von dem Proquaͤſtor und Praͤfecten einge— 
nommenen Gelder und Beute ſicher nach Rom gebracht, 
wuͤrden, um daruͤber den Quaͤſtoren Rechnung abzulegen. 

Unter praedes koͤnnen nicht Aſſecurateurs verſtanden 
werden, ſondern blos ſolche, welche eine Aſſignation gaben. 
Es wird zwar das Gegentheil von Einigen als v. Gluͤck, 
(P. Com. Th. 21. $. 1141.) darum angenommen, weil 

1) praedes Buͤrgen find, welche ſelbſt zahlen wollen, 
nicht die auf Andere anweiſen, und Cicero keine Zahlung 
in Laodicaea, ſondern in Rom zu machen Willens ges 
weſen. 

Dagegen aber laͤßt ſich mit Recht einwenden, daß dieß 
doch haͤtte geſchehen koͤnnen, denn die Publicani konnten in 
Laodicaea eine Geſellſchaft haben, welche ſich anheiſchig 
machte, in Rom Zahlung zu leiſten, wo ſich Mitglieder der 
Geſellſchaft vorfanden. 

2) Der Zweck der Verſicherung auf Seefchäden ſey 


ſchon bekannt geweſen, aber Anweiſungen auf Zahlungen 
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habe ein großes Handelsverkehr vorausgeſetzt, welches zu 
damaliger Zeit noch nicht vorhanden geweſen. 

N Allein dieß iſt ganz unrichtig, indem wirklich ſchon zu 

damaliger Zeit Anweiſungsgeſchaͤfte bei den Roͤmern nicht 

ungewoͤhnlich waren. / 

3) Cicero habe die Beute nicht in Geld verwandeln 
duͤrfen, noch wollen, indem er die ſchoͤnen Sachen gern im 
Triumph nach Rom gebracht haͤtte. 

Allein dieß widerſtreitet den Worten, indem ja Cis 
eero für pecuniae die praedes nahm, alſo für baares 
Geld. 

Sonach kann man unter Praedes keine Aſſecurateurs 
verſtehen, ſondern blos ſolche, welche dafuͤr ſorgten, daß 
das Geld, welches Cieero in Laodicaea auszahlen ließ 
in Rom wieder bezahlt wurde. Daß die Praedes bei die— 
ſem Geſchaͤfte nicht etwas zufaͤlliges geweſen ſind, iſt an 
ſich klar. So wenig das Wechſelgeſchaͤft ohne den Traſſan⸗ 
ten beſtehen kann, eben fo wenig konnte dieſes Geſchaͤft oh— 
ne die Praedes beſtehen. Es war kein Darlehns⸗, kein 
Kaufgeſchaͤft, welches Cicero abſchloß, es war ein wah— 
res Aſſignationsgeſchaͤft. Schweppe, (R. Geſchichte. drit— 
te Ausg. v. Gruͤndler. Goͤtt. 1832. $. 322.) 

Eine andere Stelle, welche als Beweis dienen ſoll, 
daß den Roͤmern die Seeaſſecuranz bekannt war, iſt im 
Livius L. 25. C. 3., hier wird erzählt, daß bei gewiſſen 
Lieferungen fuͤr die Armeen der Staat die Gefahr des 
Transports zur See uͤbernommen habe. 

Allein wie ſchon Andere: Hugo, (civil. Ma; 
gazin B. 2. n. 5. S. 126) bemerkt haben, paßt dieſe Stel: 
le gar nicht. Reimarus, (in der Abhandlung in 
Buſch und Ebeling Handelsbibliothek B. 3. St. 1. 
n. 3.) bemerkt zwar, daß hier eine wahre Aſſeeuranz nicht 
geweſen ſey, man ſehe aber daraus, daß wohl auch Parti— 
euliers dergleichen Gefahr zu uͤbernehmen pflegten, denn 
ſonſt waͤre es ein beſonderer Umweg, die Lebensmittel bei 
den Lieferanten zu beſtellen, und dann für Seeſchaͤden ein: 
zuſtehen: der gerade Weg waͤre ja, dieſelben fuͤr öffentliche 
Rechnung zu kaufen, und wenn dieß hier die Meinung des 
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Schriftſtellers wäre, fo bedörfte es ja keines eigenen Er⸗ 
waͤhnens von Vergütung, da es ſich von ſelbſt verftände, 
daß der Staat, als Käufer, die Gefahr nicht allein des 
Verluſtes zur See „ ſondern eines jeden Schadens hätte 
tragen muͤſſen. 

Allein dieſes Raiſonnement iſt nicht beweiſend. Man 
hat bei dieſer Stelle zwiſchen zwei Erflärungsarten die 
Wahl, ehe man noch zu einer Aſſeeuranz feine Zuflucht 
zu nehmen genöthigt iſt. 

Einmal koͤnnte man annehmen, daß der Contract des 
Staats mit den Betruͤgern ein Kauf geweſen. Dabei war 
es aber doch uͤberfluͤſſig zu bemerken, wer die Gefahr getra— 
gen habe: denn Livius durfte nicht auf lauter kaufmaͤn⸗ 
niſche oder juriſtiſche Leſer rechnen, und es ſich alſo nicht 
verdrießen laſſen, eine Zeile mehr zu ſchreiben, die vielleicht 
gerade fuͤr dieſe entbehrlich war, aber ohne die eine Menge 
anderer Leſer ihn nicht verſtanden haͤtten. Dann verſteht 
es ſich ja nicht ſo von ſelbſt, daß der Kaͤufer die Gefahr 
trage, indem auch das Gegentheil ausgemacht werden konn— 
te. (L. 1. D. L. a. v. si venditor se periculo subiecit, in 
id tempus periculum sustinebit quoad se subiecit.) Dies 
ſes Gegentheil kann auch ohne weitere Verabredung ftatt 
finden, fo oft beſtimmte Quantitaͤten von Vietualien oder 
andern verbrauchbaren Sachen verkauft ſind, bis das Zu— 
meſſen oder Zuwiegen geſchehen iſt. 

Es war daher nicht unnuͤtz zu bemerken, wie der Kauf 
geſchloſſen worden ſey, und zu beſtimmen, welche Gefahr 
der Staat zu uͤbernehmen habe. Denn nicht eine jede Ge— 
fahr geht uͤber, und wenn die verkaufte Sache wegen eines 


fruͤhern Fehlers zu Grunde geht, fo muß natuͤrlich der Ver- 


kaͤufer dafuͤr haften. 

Eine andere Erklaͤrungsart waͤre die, daß der Staat 
eine locatio conductio blos auf den Transport mit den 
Fermiers abgeſchloſſen haͤtte. Allein auch hier, wenn ich 


meine Waaren einem Andern verdinge, fie wohin zu ſchaf⸗ 


fen, iſt der Uebergang der Gefahr weder unabänderlich ber 


ſtimmt, noch fuͤr jede Gefahr gleich. In jener N cht 


koͤn⸗ 


r b 
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koͤnnen auch wieder gerade res fungibiles, deren ſich doch 
in den Proviſionen der Armeen manche finden, eine irregu— 
läre locatio conductio machen; und was die Art der Ges 
fahr betrifft, ſo iſt ſehr darauf zu ſehen, ob der Schiffer 
ganz unſchuldig iſt, oder nicht. 

Daher laͤßt ſich auch aus dieſer Stelle kein Beweis 
fuͤr die obige Behauptung entnehmen. 

Hiermit ſtimmen überein: Hugo, (a. a. O.) 
v. Gluͤck, (Pandecten-Comm. B. 21. S. 207.) und 
Mittermaier, (a. a. O.) Das Gegentheil haben zu 
vertheidigen geſucht: außer Reimarus, (a. a. O.) 
Hoffmann, (D. de cambiis et commerciis veter. P. 91.) 
Sieber, (D. de argentariis eorumque inprimis oſſic. C. 1. 
§. 7.) Koͤlle, (Praedes periculi maritimi apud Roma- 
nos commentatio ad illustr. loc. Ciceronis ad Div. II. ep. 
17. Halae 1795.) ſ. a. van Hall, (de magistro navis. 
Amst. 1822. p. 9.) 


Anmerk. zu not. 9. Die Frage: ob ein Glaͤubiger die Sachen ſeines 
Schuldners aſſecuriren laſſen duͤrfe, wird von Bret, (Diss. Le 
creancier peut-il faire assurer dans son interét la proprie- 
té de son debiteur? verneinend beantwortet.) Themis, Vol. 5. 
p. 289 — 297.) 


$. 344. (M. 6. 211. n. 3.) 


Der Kaufmann braucht die ohne ſeine Genehmigung an ihn 
geſandte und nicht fuͤr ſeine Rechnung anerkannte Waare zur 
Sicherheit des Abſenders nicht verſichern zu laſſen. 


Wenn ein Kaufmann | | 

10 für eigene Rechnung Waaren committirt hat, fo 
erfordert es fein eigenes Intereſſe, die Aſſecuranz zu beforgen, 
wenn dieß nicht ſchon von dem Verlader geſchehen ſeyn ſollte. 

2) Sind ihm Waaren zugeſandt zum Verkauf oder 
weitern Verſendung und er nimmt ſolche auf, ſo iſt er als 
Commiſſionair verbunden, die Waare vor jeder Gefahr zu 
ſichern, und ſonach die Aſſecuranz zu bewirken. Wenn aber 

3) die Waare weder fuͤr ſeine Rechnung geht, noch er 
ſich als Commiſſionair derſelben annehmen will, ſo braucht 
er auch ſolche nicht verſichern zu laſſen. Denn 

a 12 
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a) iſt Niemand verpflichtet, einen ihm gewordenen Auf⸗ 
trag wider feinen Willen auszuführen. §. 11. J. mand. non 
suscipere cuilibet liberum est. Sonach kann auch die Be⸗ 
ſorgung eines Aſſeeuranz⸗ Auftrags von Niemandem vers 
langt werden, dem dazu nicht ein ausdruͤcklicher, den Um— 
ſtaͤnden nach verbindlicher Auftrag ertheilt worden iſt, oder 
der nicht durch anderweitige Ver haͤltniſſe zu dem Abſender 


verpflichtet iſt, deſſen Intereſſe wahrzunehmen, und ſeine 


Auftraͤge auszuführen, wie dieß z. B. bei dem Principal 
und demjenigen, der in ſeinen Dienſten ſteht, bei einzel— 
nen Compagnons, bei Glaͤubigern und Schuldnern, bei 
Kaͤufern und Verkaͤufern, Committenten und Commiſſionairs 
der Fall iſt. Denn in allen dieſen Beziehungen kann es im 
Umfange der uͤbernommenen Verbindlichkeiten und in der 
Sorgfalt, die einer der Contrahenten dem andern ſchuldig 
iſt, liegen, daß die Ausfuͤhrung eines gegebenen Auftrags 
und namentlich eines Auftrags auf Aſſeeuranz nicht mehr 
freiwillig iſt, ſondern entweder wirklich erzwungen wer— 
den kann, oder zur Leiſtung eines Schadenerſatzes ver— 
pflichtet. 

Selbſt in dem Falle tritt die Verpflichtung nicht ein, 
wenn die Waare früher committirt war, dieſer Auftrag 


fruͤhzeitig widerrufen wurde, die Waare aber dennoch von 


dem Commiſſionair in gutem Glauben abgeſandt wurde. 

1 ſtimmt überein: Heiſe, (über die Frage: 
ob ein Kaufmann eine ohne ſeine Genehmigung an ihn ab— 
geſandte und nicht fuͤr ſeine Rechnung anerkannte Waare 
zur Sicherheit des Abſenders verſichern zu laſſen verpflich— 
tet ſeyß? im Archiv des HR. B. 1. n. 3.) 

Andere dagegen ſind der Meinung, daß der Em— 
pfaͤnger der Waare unbedingt verpflichtet ſey, dieſe ver— 
ſichern zu laſſen: weil unter den Kaufleuten Treue und 
Glaube erfordern, das Intereſſe des Andern wahrzunehmen. 

Noch Andere: als Beneke, (a. a. O. Th. 1. ©. 


348 — 351.) halten ihn nur in folgenden Sällen für vers 


pflichtet. 


1) Wenn der Beauftragte hinreichende Effecten ſei⸗ 


nes auswärtigen Correſpondenten in Händen hat. Unbedingt 


— 
F 
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laßt fich dieß nicht annehmen. Freilich kann der Eigenthuͤ⸗ 
mer derſelben beliebig uͤber ihre Verwendung verfuͤgen; al— 
lein ein Aſſeeuranzauftrag enthält ja noch mehr als die bloße 
Verfuͤgung, die Proͤmie an dem Aſſeeurateur auszuzahlen, 
und eben zur Ausfuͤhrung dieſes Uebrigen iſt der Beauftragte 
nicht deßhalb ſchon verpflichtet, weil er die Effecten beſitzt— 

2) Wenn er mit demſelben in ſolchem Geſchaͤftsver— 
kehr ſteht, daß dieſer gewöhnt geweſen iſt, feine Affecus 
ranzauftraͤge an jenen einzuſenden, und jener fie auszüs 
richten. 

Allein dieß iſt eigentlich keine Ausnahme; denn hier 
liegt eine fortdauernde Gefchäfteverbindung, und dadurch 
ein ſtillſchweigender Vertrag zum Grunde. Indeſſen gilt 
dieß nicht dann, wenn wirklich beſondere Gruͤnde vorhan— 
den ſeyn ſollten, eine einzelne Verſicherung nicht zu be— 
ſorgen; die aus der allgemeinen Geſchaͤftsverbindung her— 
ruͤhrende Verpflichtung kann, eben weil fie an ſich im: 
mer etwas Unbeſtimmtes hat, nur auf gewöhnliche Zälle 
gehen. 

3) Wenn er die Connoſſomente mit einem Verſiche— 
rungsvertrage als die Bedingung, unter welcher er allein 
die Conoſſomente annehmen ſoll, zugeſandt erhält. 

Diefe Ausnahme kann am wenigſten Bedenken finden. 

Der Aufſtellung der Faͤlle fehlt es durchaus an einem 
allgemein leitenden Princip, und ſo lange dieß fehlt, wird 
man in einzelnen Faͤllen immer ſchwanken. 


6. 345. (M. 6. 211. n. 3.) 


Es iſt als ein naturale des Aſſecuranzvertrags anzuſehen, daß 
der Eigenthuͤmer der verſicherten Guͤter unbekannt ſeyn kann. 


Bei Entſcheidung der Frage: ob es den Rechten nach 
erforderlich fen, daß ſich der wahre Eigenthuͤmer des ver- 
ſicherten Schiffes oder der Waare bei Schließung des Aſſe— 
curanzvertrags nenne, koͤnnen die Beſtimmungen des roͤmi— 
ſchen Rechts von der Natur der Stipulationen nicht zur 
Anwendung kommen, ſondern es iſt vielmehr auf die Ver⸗ 

abredung der Kontrahenten, dann auf die Natut des Ver⸗ 
12 
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ſicherungsgeſchäfts und auf die Obſervanz unter Kauſleuten 
Ruͤckſicht zu nehmen. Aus dieſen ergiebt ſich: 


1) daß die weſentliche Abſicht des ganzen Aſſecuranz⸗ 


geſchaͤfts dahin gerichtet iſt, daß der Eigenthuͤmer des Schif— 
fes oder der Waaren gegen alle Gefahr geſichert werden 
ſoll, ſonach nicht jeder Benannte, ſondern allein dieſer ſich 
daraus die Verſicherer verbindlich macht. 

2) Weder die Ratur des Aſſeeuranzvertrags, noch die 
vorhandenen Aſſecuranzordnungen erfordern, daß der Eigen— 
thuͤmer des Schiffes oder der Ladung den Contract in eige— 
ner Perſon oder unter ſeinem Namen ſchließen ſoll, im Ge— 
gentheil bringt es eine ganz gemeine Handelspolitik mit ſich, 
daß die Eigenthuͤmer ſolchen nicht auf ihren eigenen Na⸗ 
men ſtellen ſollen. 


b) Schwediſche Aſſ A Art. 4. J. 2. Hamburgiſche Aſſecu⸗ 
ranzordn. ht, 1. Art. 4. . 1 


3) Kann es dem Aſſecurateur ganz gleichguͤltig ſeyn, ü 
wer der Eigenthuͤmer des von ihm verſicherten Gutes iſt, in- 


dem es bei dieſem gewagten Geſchaͤft nicht blos auf ſolche 
Contrahenten ankommt, an welche ſie allenfalls bei entſte— 
hendem Verluſt Gegenforderungen zu machen haͤtten. 

4) Damit der Eigenthuͤmer verſchwiegen bleibt, iſt es 
gewohnlich, den Contract mit dem Maͤkler abzuſchließen. 

5) Die in der Polizza gewoͤhnlich enthaltene Klauſel, 
daß nicht nur die fuͤr die benannten, ſondern fuͤr jeden, den 
es ſonſt iusgeſammt oder zum Theil angehen moͤge, er ſey 
Freund oder Feind, Niemanden ausgenommen, gegen alle 
Gefahr geſichert ſeyn ſoll, kann nicht dahin gedeutet wer— 
den, daß ſich der Genannte ausdruͤcklich für den Mandan— 
ten des Ungenannten haͤtte angeben muͤſſen, wenn letzterer 
aus dem Aſſecuranzvertrage ein Recht herleiten wollte; denn 
ſonſt wuͤrde ja, wenn der Eigenthuͤmer des Schiffes oder 
der Ladung namentlich erſcheint, jene Clauſel ganz uͤberfluͤſ— 
ſig ſeyn; auch kann nicht angenommen werden, daß aus der 
gebrauchten Formel eine alternative Verbindlichkeit erwachſe, 
indem nur eine Perſon in der Polizza wirklich genannt iſt, 
die durch den Ausdruck: „oder wen es ſonſt ganz oder zum 


181 

Theil angehen moͤchte;“ vorbehaltene unbekannte Perſon 
aber nicht eher hervortritt, als in dem Augenblick, da der 
ausdruͤcklich Genannte eingeſteht, daß er nur der Bevoll— 
maͤchtigte des Ungenannten ſey, dieſer der wahre Eigen— 
thuͤmer und er durch den Contract kein Recht fuͤr ſich er— 
worben habe. | 

Auch kommt es ferner nicht darauf an, daß dieſe Clau— 
ſel in dem gewoͤhnlich gedruckten Formulare der Polizza 
enthalten, indem ja dieſe Formulare durch Ausfuͤllung, Un— 
terſchrift des Verſicherer, und Auslieferung an den Ver— 
ſicherten, die Geſtalt und Kraft eines eigenhaͤndig geſchrie— 
benen, und nach ſeinem vollen Inhalte genehmigten Con— 
tracts erhalten. 
| Uebrigens kann jene Clauſel keine fo buchſtaͤbliche 
Auslegung und Anwendung leiden, als welche nach dem roͤ— 
miſchen Rechte bei den contractibus str. iuris eintritt, und 
die iurisprudentia formularia fordert. ö 

Aus dieſen Gruͤnden kann mit Recht angenommen 
werden, daß der Ungenannte ein Klagerecht gegen den Ver— 
ſicherer erhält, fo bald er ſich dahin legitimirt, daß auf ſei— 
nen Auftrag von einem Andern die Aſſecuranz gezeichnet, 
oder daß ihm das Recht abgetreten worden, ohne daß der 
Verſicherer einwenden kann, daß er nicht verſichert haben 
würde, wenn er die Perſon des Verſicherten gekannt haͤtte. 

Hiermit ſtimmen überein: Poppe, (Diss. de litium 
assecurationis causa orientium decisum. C. 1. f. 8.) Sie- 
veking, (de assecurat. marit. in nom. alter. contr. Goett. 
1790. deutſch 1791.) Runde, (Beitr. z. deutſch. Recht 
B. 1. S. 497.) Mittermaier, (a. a. O.) Heiße, 
(über die Frage: ob derjenige Ungenannte, in deſſen Auftrag 
ein Anderer, ohne ihn zu nennen, durch einen Dritten eine 
Verſicherung beſorgen läßt, gegen dieſen Dritten ein Klage— 
recht habe? im Archiv f. d. HR. B. 2. n. 10. S. 226.) 
ſ. a. Pr. Landr. Th. 2. tit. 8. $. 2071. Nur Kauf⸗ 
leuten iſt erlaubt, mit Verſchweigung ihres Namens unter 
dem Ausdrucke: an Zeiger dieſes oder fuͤr Rechnung des, 
dem es angeht, Verſicherung zu nehmen. Schunken, 
(Pr. HR. B. 2. S. 381.) 


Das Gegentheil haben angenommen v. S ahme, 
(Einl. z. Seerecht des Königreichs Preußens Tit. 12. §. 2. 
S. 37.) Hertius, (de electione ex obligatione alter- 
nativa debitori debita. Sect. 1. $. 2. Sect. 2. |. 4.) ſ. a. Koͤ⸗ 
nigl. Pr. Seerecht v. J 1727. Kap. 6. art. 3. und die 
Entſcheidung des Hamburger Handelsgerichts im Archiv 
B. 2. S 233. Zur Unterſtuͤtzung dieſer Meinung werden 
folgende Gruͤnde angefuͤhrt. 

10 Es iſt bekannten Rechtens, daß ein Contrahent 
der Regel nach aus einem abgeſchloſſenen Contraet Nie: 
manden verpflichtet als denjenigen, mit welchem und auf 
deſſen Namen der Vertrag nach Inhalt des daruͤber errich— 
teten Inſtruments wirklich geſchloſſen iſt: tertio enim, cu- 
ius personae in contractu nulla facta est mentio, per li- 
beram personam obligatio non adquiritur, nec unquam 
in contractu persona comprehensa censetur, nisi eiusdem 
menlio expresse fuerit facta. L. 126. $. 2. in fin. D. de 
verb. obl.) Hertius, (D. de obligatione mandantis et 
mandatarii contemplatu tertii. 5. 4.) 


2) Würde der Verſicherer in gewiſſen Fällen die 
gegen den Contrahenten habende Einrede, z. B die exceptio 
compensationis verlieren, wenn ihm ein anderet Contra— 
hent untergeſchoben würde, von deſſen theilhabenden Rech— 
ten ihm bei Abſchließung des Vertrags nicht das Mindeſte 
bekannt worden. 

3) Die angeführte Clauſel iſt einer alternativen For— 
mel gleich zu achten, aus welcher ihrer Natur nach ſo— 
wohl dem Principaliter nominato, als dem adiecto die 
Zahlung rechtmaͤßig geleiſtet werden kann, den Schuldner 
aber wegen der alternativen Verbindlichkeit, worin er nach 
ſolcher Formel ſteht, die freie Wahl zukommt, welchem 
von beiden er die Zahlung leiſten will: nam si expediat 
magis uni solvere quam alteri, electio erit debitoris. 


Hertius, Diss, de elect. ex obligat. alternativa. Sect. 2. 
9 4. 
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b. 346 (M. $. 212. n. 1b.) 


Das Leben eines Menſchen kann nur in ſofern verſichert wer— 
den, als ein Geldintereſſe davon abhaͤngt. 


Es kann ein Jeder ſein eigenes Leben, das Leben ſei— 
ner Anverwandten und eines Dritten verſichern laſſen, wenn 
es nur gewiß iſt, daß letzterer ein beſonderes Intereſſe an 
deſſen Leben hat. Es kann ein Glaͤubiger, wenn er nur 
die perſoͤnliche Sicherheit ſeines Schuldners hat, das Le— 
ben deſſelben verſichern laſſen, doch kann er von der ver— 
ſicherten Summe nur ſo viel fordern, als er durch den Tod 
ſeines Schuldners wirklich verliert. Wegen Spielſchulden 
darf nach engliſchen Geſetzen das Leben des Schuldners 
nicht verſichert werden. Marchall Book a tretise on 
the law of insur. Lond. 3ed. 1823. III. Ch. 3. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Pardeſſus, (cours II. 
p. 303.) Themis, (Vol. IV. p. 339.) Beneke, (a. 
a. O. Th. 4. S. 542.) Mittermaier, (a. a. O.) 
Das Gegentheil nehmen wegen der L. 3. D. si quadrupes 
paup. L. 2. F. 2. D. ad legem Rhodiam an: Bynkers⸗ 
höf, (Quaest. iur. P. IV. c. 1.) Emerigon, (a. a. O. 
1. p. 198.) Boulay Paty, (a. a. O. VIII. p. 368. 496 — 
505.) Delvincourt, (droit. com. II. p. 345.) Po⸗ 
thier, (traite n. 27) a. Amſter damer Aſſeeuranzordn. §. 10. 

Das pr. Landr. Th. 2. it. 8. 5. 1973. hat Verſiche⸗ 
rungen auf das Leben dritter Perſonen, welche nicht Ael— 
tern, Kinder, Ehegatten oder Verlobte ſind, beſchraͤnkt 
und gerichtliche Einwilligung vorgeſchrieben. In den Mo— 
tiven zum Entwurf des pr. GB. (Th. 1. Abth. 2. tit. 3. 
$. 1566. S. 299.) wird bemerkt: „Verſicherungen auf 
das Leben eines Dritten find den Grundfäßen und der Ana: 
logie des gemeinen Rechts zuwider; fie koͤnnen dem Drit⸗ 
ten, auf deſſen Kopf ſie geſchloſſen ſind, gefaͤhrlich wer— 
den. Die Erlaubniß dergleichen Verſicherungen zu nehmen, 
wird daher billig nur auf ſolche Perſonen eingeſchraͤnkt, de= 
nen der Regel nach an der Conſervation des Verſicherten 
mehr gelegen ſeyn muß, als an der Erhaltung des gezeich— 
neten Quanti.“ 
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§. 346 b. (M. 6. 213.) 
Wenn der Verſicherte durch ein Verſehen in Datirung des Ordre 


Briefes die Angabe uͤber die Abfahrt des Schiffes nicht richtig 


macht, ſo entſteht eine Nichtigkeit des Aſſecuranzvertrags. 


1) Daß jede Verletzung der bona fides, jede wifjents 

liche Angabe falſcher Nachrichten, abſichtliche Verſchwei⸗ 

gungen, falſche Darſtellungen den Aſſecuranzvertrag ver⸗ 
nichten, iſt unbedenklich. 

2) Daß eine unabſichtliche Verſchweigung ſo wie eine 
unabſichtliche Anzeige dieß ebenfalls bewirkt, iſt darum un 
bedenklich, weil Irrthum und Verſehen gleiche Wirkung wie 
die bloße Abſicht haben, und den Vertrag annulliren. Daß 
nun aber ein weſentlicher Irrthum dann vorhanden iſt, 
wenn der Tag oder der Ort der Abfahrt, oder der Tag, an 
welchem das Schiff zuletzt geſehen worden, unrichtig ange— 
geben wird, iſt wohl unbedenklich. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Beneke, (Syſtem der 
Aſſecuranzen. Th. 3. S. 131.) Parck, (System of the 
law of marine insurance p. 174 — 76.) Weskett, 
(Theorie und Praxis der Aſſecuranzen, uͤberſ. v. Engel— 
brecht Th. 1. S. 21.) 

| Diejenigen, welche das Gegentheil annehmen, unter 
Andern: Kleinwort, (Abh. uͤber die Frage: Befreit den 
Verſicherer die unabſichtliche falſche Angabe des Tages der 
Abfahrt eines verſicherten Schiffes von ſeiner Verbindlich— 
keit, wenn das Schiff nachher verungluͤckt? im Archiv d. 
HR. B. n. 15.) unterſtuͤtzen ihre Meinung dadurch, daß 
die unabſichtliche Verſchweigung und unabſichtliche unrich— 
tige Angabe 
1) als ein Irrthum in ben Beweggruͤnden zur Schlie— 
ßung des Contracts anzuſehen ſey, welcher nach dem ge— 
meinen Recht (L. 3. $. 7. D. de cond. causa d. c. n. 5. L. 65. 
$. 2. D. de cond. ind. L. 49. D. mandati) keinen Einfluß 
auf das Beſtehen deſſelben habe; 


— . . di 


— un 


—— — — u Siem. 


2) Ein verſchuldeter Irrthum des Verſicherten eine 


Klage auf Schadenerſatz begruͤnden koͤnnen nicht aber auch 


die Aufhebung des Contraets; der. Aſſecurateur ſey ftei⸗ 
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lich zur Zahlung verpflichtet. Der mit der Widerklage zu 
erlangende Schadenerſatz koͤnne den Umſtaͤnden nach ent— 
weder darin beſtehen, daß der Aſſeeurateur zu einer hoͤhern 
Praͤmie gezeichnet, oder es auch ganz unterlaſſen haͤtte; im 
letztern Falle wuͤrde er die fuͤr den Schaden gezahlte Sum— 
me zuruͤck fordern koͤnnen, jedoch natuͤrlich unter Abzug der 
erhaltenen Praͤmie; dieß ließ ſich nach der ſtrengen Theo— 
rie annehmen. 

Allein dieſe Gruͤnde ſind unwichtig. 


$. 347. (M. $. 213. not. 6.) 

Wenn der Verſicherte ein Ausländer iſt, der durch einen Einhei⸗ 

miſchen verſichern laͤßt, ſo braucht er von dem Unfalle, welchen 

das Schiff erlitten, blos ſeinem unmittelbaren Geſchaͤftsfuͤhrer 
Nachricht zu ertheilen. 


Wenn der Verſicherungsvertrag nicht unmittelbar 
von dem Verſicherer und Verſicherten abgeſchloſſen wird, 
ſondern Letzterer auswaͤrts wohnt und die Verſicherung von 
feinen Geſchaͤftsfreunden beſorgen läßt, fo braucht er, in 
ſofern ihm von ſeinem unmittelbaren Geſchaͤftsfuͤhrer deſſen 
Subſtituten nicht bereits nahmhaft gemacht worden, die 
Nachricht von dem Unfalle nicht direet an den Ort, wo 
die Verſicherung beſorgt wird, gelangen zu laſſen; ſondern 
die Aſſeeuranz bleibt bei Kraͤften, wenn er ungeſaͤumt ſei— 
nen Mandatar, und dieſer wieder unaufgehalten weiter ſei— 
nen Subſtituten davon in Kenntniß ſetzt. Denn es wuͤrde 
offenbar unangemeſſen ſeyn, wenn man den Affeeurirten 
zu einer directen Benachrichtigung verpflichten wollte, wo 
er vielleicht gar nicht einmal weiß, auf welchem Handels— 
platze und noch weniger, von und bei wem dort ſeine Aſſe— 
euranz beſorgt werden ſoll. Dagegen kann es aber auch 
nicht genuͤgen, wenn blos der Verſicherte, oder wenn blos 
deſſen Mandater den Unfall, ſo wie ein Jeder von ihnen 
denſelben erfahren, zeitig einberichtet, der Eine oder der 
Andere von ihnen aber mit der Benachrichtigung geſaͤumt 
hat; denn wenn auch die Reihe der Mittelsperſonen ſich 
verlängert, fo ändert das doch an den Prineipien nichts, 
daß der Committent und der Stellvertreter dem Aſſecura⸗ 
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teur zur treuen und ſchleunigen Angabe der vorhandenen 
fuͤr die Verſicherung erheblichen Umſtaͤnde gehalten ſind. 
Der Verſicherte kann daher keine Anſpruͤche an den Ver— 
ſicherer machen, wenn die Nachricht von dem eingetretenen 
Unfalle ſchon vor Unterzeichnung der Poliee am Wohnorte 
des Verſicherers haͤtte angelangt ſeyn koͤnnen, in ſo fern nur 
er ſelbſt oder ſein Commiſſionair, oder wer ſonſt noch in 
die Reihe der Mittelsperſonen folgt, ſich hierbei keiner Zoͤ— 
gerung haͤtte zu Schulden kommen laſſen; auch iſt es im 
Betreff dieſer Zoͤgerung ganz gleichguͤltig, ob der Mittels— 
perſon die Nachricht von dem Unfalle durch ihrem Vormann 
zu gegangen, oder ob ihr derſelbe auf eine andere Weiſe 
bekannt geworden iſt. 8 d 
Juriſt. Abh. v. Heiße und Cropp. B. 1. n. 8. 
Pflicht des auswaͤrtigen Ordregebers einer Verſicherung, 
den eingetretenen Unfall ſchleunigſt einzubringen. 


§. 348. (M. $. 214.) 
Von der Pflicht des Verſicherten zum Anzeigen. 


Wenn man auf den Zweck der Anzeigen ſieht, die der 
Verſicherte an den Verſicherer zu machen hat, ſo ergeben 
ſich drei verſchiedene Arten. 

1) Die erſtern ſind die, welche der Verſichernde machen 
muß, um den Aſſecurateur in den Stand zu ſetzen, die 
Gefahr, welche er zu tragen uͤbernehmen will, gehoͤrig ken— 
nen zu lernen. Zu dem Ende muß er ihm alle Nachrichten, 
welche er von dem Schiffe hat, auf das allergetreueſte mit— 
theilen, indem die Verheimlichung die Richtigkeit des Ver— 
trags nach ſich zieht, ja oft den Verluſt der Praͤmien. 

2) Zu den zweiten Arten gehoͤren die, welche nach 
geſchloſſenem Contract erfolgen, um den Aſſecurateur von 
den Vorfaͤllen zu unterrichten, welche irgend einen Einfluß 
auf ſeine Verbindlichkeiten aus dem Contracte haben koͤnnen, 
und um zugleich ſeinen Willen daruͤber zu vernehmen, wie 
ein drohender Schaden möglichft abgewandt, boder ein ent— 
ſtandener verringert werde. Wenngleich durch Unterlaſſung 
dieſer Art der Anzeigen kein beſonderer Nachtheil entſteht, 


\ 
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fo wiirde doch in dem Falle, wenn der Verſicherte eine Nach: 
richt mitzutheilen verſaͤumte und ſelbſt dem Schiffer Ver— 
haltungsregeln ertheilte, welche jedoch nicht wegen ihrer 
eigenen Untauglichkeit einen ungluͤcklichen Ausgang hatten, 
der Verſicherer nicht zum Schadenerſatz verbunden ſeyn. 
3) Zu der dritten Art der Anzeigen gehoͤren die, wel— 
che wegen eines ſich ereignet habenden nicht mehr zu beſſern— 
den Schadens, er mag nun in der Verungluͤckung oder theil— 
weiſen Beſchaͤdigung des verſicherten Gegenſtaͤndes, oder 
in Ruͤckſicht deſſelben aufgewendeten Koſten beſtehen, ge— 
macht worden. Sie geſchehen desßalb, um ſich die der— 
einſtige Einforderung des erlittenen Schadens zu ſichern. 

Sind dieſe Anzeigen nicht gemacht, ſo erfolgt der Ver— 
luſt der Forderung. 

Sehr oft fallen die beiden letzten Arten zuſammen, 
den nicht undenkbaren Fall ausgenommen, wenn nach einem 
dem Verſicherer zur Laſt fallenden Ereigniſſe durch beſon— 
dere Umſtaͤnde (etwa durch Verkauf eines Theils der beſchaͤ— 
digten, in ſehr hohem Preiſe ſtehenden Waare) ſo viel da— 
bei gewonnen wird, daß die Koſten dadurch gedeckt wuͤrden. 
Iſt indeſſen der Schade in der gehoͤrigen Zeit nicht ange— 
dient, ſo hat dieß auf das Beſtehen des Contracts keinen 
Einfluß. Sollte ſich ſpaͤter ein Schaden ereignen, ſo bleibt 
der Verſicher dafuͤr verhaftet. n 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Beneke, (a. a. O. Th. 3. 
S. 90.) Kleinwort, (Abh. Iſt der Aſſecurateur ver— 
pflichtet, Koſten, welche durch Zuruͤckweiſung des Schif— 
fers von blokirten Beſtimmungshaͤfen entſtanden ſind, zu 
bezahlen, wenn der Schiffer gegen erhaltene Ordre, obgleich 
zum Vortheil des Verſicherers gehandelt hat? Im Archiv 
d. HR. B. 1. not. 29.) e 


$. 349, (M. F. 216. n. 2.2.) 

Wenn die verſicherte Reiſe geändert wird, fo iſt der Verſiche— 
rungsvertrag auch dann aufgehoben, wenn der Schiffer auf den 
ordentlichen Weg zuruͤckkehrt. 

Mag der Schiffer ſich einer groͤßern oder geringern 
Abweichung zu Schulden kommen laſſen, ſo iſt doch dieſe 
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als eine neue Reiſe anzuſehen, auf welche der Aſſecuranz— 
vertrag nicht zu beziehen iſt. Durch dieſe Abweichung vom 
ordentlichen Wege iſt der Vertrag aufgehoben, und kann 
auch dann nicht wieder zu Kraͤften kommen, wenn der or— 
dentliche Weg wieder eingeſchlagen ward. Durch die Ver— 
aͤnderung entſteht eine Verzoͤgerung der Reiſe, wird dadurch 
eine Gefahr veranlaßt, ſo iſt der Verſicherer von dem Scha— 
denerſatz frei. Nach dem Weſen des Verſicherungsvertrags 
uͤbernimmt der Verſicherer die Gefahr einer genau in Ruͤck— 
ſicht ihres Anfangs, Fortgangs und Endes beſtimmten Reiſe. 
Jede willkuͤhrliche Abweichung, jede Ueberſchreitung der 
Grenze des Vertrags kann nicht mehr der Gegenſtand der 
durch den Vertrag uͤbernommenen Verantwortung des Ver— 
ſicherers ſein, wenn man dieſen nicht durch zuͤgelloſe Will— 
kuͤhr Preis geben will. 

Einige ſind der Meinung, daß die Verbindlichkeit 
der Verſicherer nicht aufgehoben werde, nur ſey er nicht 
verbunden, den Schaden zu erſetzen, welcher auf dem ver— 
aͤnderten Wege entſtanden ſey. 

Mit jener richtigen Meinung ſtimmen aber überein: 
Emerigon, (traité des assecurances. Th. II. p. 61. 62.) 
Marchall, (on the, law of insurance T. II. p. 394.) 
Beneke, (Aſſecuranz und Bodmerei Th. 2. S. 226. 270. 
271. 384.) Park, (system of the law of marine insu- 
rance p. 314.) 


$. 3502. (M. 6. 2152.) 


Den durch das zufällige Ueberſegeln entſtandenen Schaden trägt 
der Regel nach jedes Schiff zur Haͤlfte. 


Wenn in den Seegefetzen keine beſondere Beſtimmung 
enthalten iſt, ſo iſt das roͤmiſche Recht zur Anwendung zu 
bringen, nach welchem ein Jeder verbunden iſt, den Scha— 

den zu tragen, der durch Zufall entſtanden ift; (L. 29. . 25. 
D. ad leg. Aquil.) ein Grundſatz, den auch der Code de 
commerce art. 407 anerkannt hat, doch ſoll in dem Fal- 
le, wenn uͤber das Anſegeln Zweifel obwaltet, der Schaden 
getheilt werden. 
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Allein ſowohl die Rechtsgelehrten als mehrere Parti— 
culairgeſetze haben dieſen Grundſatz verlaſſen. 

Nach den Daͤniſchen Geſetzen (Koͤnig Chriſtian 
V. Daͤniſches Geſetz B. IV. C. 3. art. 3. 45.) ſoll der 
Schaden uͤber beide Schiffe vertheilt, jedoch nach Billig— 
keit und nach ehrlicher und ſeeerfahrner Leute Gutbefin— 
den, alſo nicht gerade von jedem Schiffe zur Haͤlfte getra— 
gen werden. 

Nach dem Pr. Landrecht Th. II. tit. VIII. $. 1911. 
ſoll, wenn zwei unter Segel ſich befindende Schiffe ohne 
grobes Verſchulden des einen oder andern Schiffers auf ein— 
ander ſegeln oder ſtoßen, dergeſtalt, daß eines oder das 
andere oder beide Schaden leiden, der Verluſt und Schaden 
berechnet, und zuſammen geſchlagen werden, wovon denn 
nach dem $. 1912. von der ganzen Summe jedes Schiff 
die Haͤlfte traͤgt. 

Einige als: Bynkershoͤck, (Quaestiones juris 
priv. L. IV. C. 22.) Beneke, (Syſtem der Aſſecuranz 
und des Bodmereiweſens Th. 3. S. 441. 442.) find der Mei— 
nung, daß unterſchieden werden muͤſſe: ob beide Schiffe 
ſich im Laufe befunden, oder eines vor Anker gelegen und 
das andere im Laufe geweſen; im erſtern Falle muͤßten beide 
den Schaden zur Haͤlfte tragen, im letztern Fall ſey aber 
Schadenerſatz von dem Schiffer zu leiſten, deſſen Schiff 
ſich im Laufe befunden habe. 

Allein jene Meinung, welche in dem roͤmiſchen Recht 
enthalten iſt, iſt die richtigere, welche unter Andern Koſe— 
garten, (im Archiv des Handelsrechts B. 1. S. 34.) 
vertheidigt. | 


$. 350b. 

Der Verſicherer iſt verbunden, den Schaden, der durch das Ueber— 
ſegeln entſtanden, zu erſetzen, und der Verſicherte iſt nicht ver; 
pflichtet, für den Verſicherer den Prozeß zu führen. 

1) Nach dem Weſen und Zweck des Verſicherungs— 
vertrags tritt der Verſicherer durchaus an die Stelle des 
Verſicherten und die Unterzeichnung der Police bewirkt fuͤr 
den Fall eines Ungluͤcks völlige Schadloshaltung des Letztern. 
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2) Der Aſſecurateur iſt verbunden, den erlittenen 
und gehörig erwieſenen Schaden zu erſetzen, und der Ver— 
ſicherte hat ſofort nach ertheilter Anzeige deſſelben die Befug— 
niß, dieſen Erſatz zu fordern. In dieſem Obligationsnexus 
wird dadurch nichts geaͤndert, daß der Letztere wegen des 
erlittenen Schadens einen Regreß gegen einen Dritten zu 
nehmen befugt iſt; denn der Schade iſt fuͤr den Verſicher— 
ten, dieſer Rechtswohlthat ohnerachtet, bereits mit dem Tage 
des geſchehenen Ungluͤcks eingetreten. 5 

3) Sollte der Verſicherte angehalten werden koͤnnen, 
erſt den Dritten auszuklagen, ehe er ſeinen Regreß an den 
Verſicherer auf Schadenerſatz nehmen koͤnnte, fo müßte der 
Verſicherte offenbar ein Kapital aus ſeiner Handlung fuͤr 
die ganze Zeit eines vielleicht ſehr weitlaͤuftigen Prozeſſes 
entbehren, wodurch ihm leicht ein Nachtheil erwachſen koͤnn— 
te, welchen der Verſicherer zu erſetzen außer Stande waͤre 

und welchen zu entgehen, er den Verſicherungsvertrag abge— 
ſchloſſen hat. x 

Hieraus ergiebt ſich, daß der Verſicherte nach den all— 
gemeinen Grundſaͤtzen keineswegs verbunden iſt, fuͤr den 
Verſicherer Prozeſſe zu fuͤhren, ſondern dieſer ſofort zur 
Zahlung angehalten werden kann; doch kann der Verſiche— 
rer nach den allgemeinen Beſtimmungen von dem Verſicher— 
ten die Ceſſion der Klage gegen den Dritten verlangen, der 
zum Schadenerſatz verbunden iſt. a 

Mit dieſer Theorie ſtimmen überein: Langenbek, 
(Anmerk. über Schiff- und Seerecht v. 1727. S. 417.) 
Trummer, (Abh. uͤber die Frage: ob und in wiefern ein 
Verſicherter in Ueberſeglungsfaͤllen verpflichtet ſey, fuͤr ſeinen 
Verſicherer gegen den Rheder und Befrachter des erhaltenen 
Schiffes Klage zu erheben? Im Archiv des Handelsrechts 
B. II. n. XVII.) | 
In der Praxis ift dieſer allgemeine Grundſatz in fofern 
gemaͤßigt, daß dem Verſicherer nach erhaltener Anzeige des 
Unglücks eine gewiſſe Friſt zur Bezahlung geſtattet iſt, z. 
B. nach der Hamburger Aſſecuranzord. tit. 16., zwei Mo— 
nate. ſ. Beneke, (a. a. O. B. 4. S. 355.) 
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6. 350. e. (M. b. 216.) 


Wenn von der Wegnahme des Schiffes und von dem 
Abandon Nachricht kommt, daß der Verſicherte das Schiff 
wieder erhalte, ſo kann er nach der Meinung Emerigon's 
(1. 487. lit. 179.) dennoch abandonniren; ſ. a. Boulay, 
(IV. p. 226.) Das Gegentheil nimmt an: Pardeſſus, 
(Cours III. p. 362.) 


5. 351. (M. $. 218.) 
Die Natur des Bodmereivertrags wird nicht geaͤndert, wenn 
die gewoͤhnlichen Zinſen ſtipulirt ſind. 

Der Bodmereivertrag iſt derjenige Darlehnsvertrag, 
welcher unter der Verpfaͤndung des Schiffes (auf den Boden 
des Schiffs) oder der Ladung deſſelben mit der Bedingung 
abgeſchloſſen wird, daß nur dieſes verpfaͤndete Schiff oder 
die Ladung waͤhrend einer Reiſe fuͤr die Zahlung haften ſoll. 

Der Ausleiher uͤbernimmt alſo die Gefahr fuͤr die be— 
ſtimmte Reiſe, und die Wiederbezahlung haͤngt von dem 
Schickſale des verbodmeten Gegenſtandes auf dieſer Reiſe ab. 

Der Bodmereivertrag unterſcheidet ſich von einem ge— 
woͤhnlichen Darlehns - und Pachtvertrage im weſentlichen 
dadurch, daß das Recht des Bodmereigebers ſich auf die 
Exiſtenz und den Werth des verpfaͤndeten Gegenſtandes fuͤr 
die Dauer einer beſtimmten Zeit beſchraͤnkt, und der Aus— 
leiher daruͤber hinaus nicht perſoͤnlich verhaftet iſt. Zu Folge 
dieſer Eigenthuͤmlichkeit gehoͤrt, 

1) daß die Ruͤckzahlung des Kapitals und der Zinſen 
ſofort nach Beendigung der Reiſe, fuͤr welche die Gefahr 
uͤbernommen, geſchehen muͤſſe. Eine Friſt der Ruͤckzah— 
lung kann noch beſonders bedungen ſeyn; 

2) daß der Bodmereigeber in Stipulirung der Zinſen, 
welche im Ganzen als ein Erſatz fuͤr die Uebernahme der Ge— 
fahr anzuſehen ſind, nicht an die gewoͤhnlichen und geſetzli— 
chen Zinſen gebunden iſt. 

Wenn nun die gewöhnlichen Zinſen ſtipulirt ſind, ſo 
koͤnnte zwar die Vermuthung gegen den Bodmereivertrag 
entſtehen, allein dieſe kann doch nicht einen ſichern Schluß 
begruͤnden, da die Groͤße des Zinsmaaßes nicht als ein 
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weſentlicher Theil des Bodmereivertrages anzuſehen iſt und 
ein Bodmereigeber ſich auch geringere Zinſen ſtipuliren laſſen 
9 ohne dadurch auf die Rechte der Bodmerei zu ver— 
zichten. 

Hiermit ſtimmt uͤberein: Koſegarten, (Abh. vom 
Weſen des e im Archiv des HR. B. J. 
not. V.) 

Mehrere ab nehmen das S egenthel an, unter alt= 
dern Miktkermafer, (a. n 


§. 352. a. (M. $. 219.) 
Die Einrede, daß der Schiffer nicht in dringender Noth gehan⸗ 
delt, kann dem Inhaber des Bodmereibriefs nicht entgegen ge— 
ſetzt werden. 


Die römiſchen Geſetze geſtatten dem Geber der Bod⸗ 
merei keine Klage gegen den Rheder, wenn die Ausbeſſerung 
des Schiffes, zu welcher das Geld angeliehen wurde, nicht 
wirklich nothwendig war; (L. 7. D. de exercit. act.) daher 
find auch Einige als: Boulay Paty, (droit comercial 
maritime Vol. III. p. 33.) der Meinung, daß dem Inha— 
ber des Bodmereibriefes der Einwand entgegengeſetzt wer— 
den koͤnnte, daß der Schiffer dieſe Gelder nicht in dringen— 
der Noth aufgenommen habe. Allein mit Recht wird dage— 
gen von Abbot, (P. II. Ch. 3. F. 27.) Valin, (a. a. 
O. art. 19. Tit. du capit.) und Beneke, (a. a. O. S. 
453.) bemerkt, daß der Geber fuͤr die nuͤtzliche und richtige 
Verwendung der Gelder, ſo wie auch darum ſich nicht zu 
bekuͤmmern brauche, ob der Rehmer in einer wirklichen 
Roth ſich befunden habe. Der Geber behält alle Anſpruͤ— 
che an den Rheder, welche ſein Bodmereibrief ihm gewährt, 
wenn er nicht wiſſentlich dem Kapitain mehr, als nörbig 
war, geliehen, und alſo nicht an dem Betrug deſſelben Theil 
genommen oder ſich wenigftens einer groben Vernachlaͤſſi— 
gung ſchuldig gemacht hat. Hiermit ſtimmt auch uͤber— 
ein: Code de commer. Art. 236. Hamburg. Sta⸗ 
tuten, (tit. 18. Akt. 4.) Das Pr. LR. Th. 2. tit. 8. 


$. 2388. 89. 
$. 8855 
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Der Seen e erhaͤlt ein ſtillſchweigendes Pfandrecht an 
dem Schiffe. 


Das naulicum foenus untetſcheidet ſich von der Bod⸗ 
merei auch dadurch, daß letzteres mit einer Verpfaͤndung 
des Schiffes verbunden iſt, nicht aber erſteres. 

Die Verpfaͤndung des Schiffes gehoͤrt ſonach mit 
zum Weſen des Vertrags, auch ſteht dem Bodmereigeber 
offenbar ein ſtillſchweigendes Pfandrecht an dem Schiffe 
zu, wenn man naͤmlich darunter ein ſolches verſteht, das 
aus den Handlungen des Verpfaͤnders gefolgert werden 
kann; verſteht man aber unter ſtillſchweigendem ein geſetz⸗ 
liches, ſo kann dieß nicht behauptet werden. Denn die 
Beſtimmung des römifchen Rechts (L. 1. D. in quib. caus.) 
daß demjenigen, der zur Wiederherſtellung eines Gebäudes 
ein Darlehn gegeben, ein ſtillſchweigendes Pfandrecht an 
dem Gebaͤude zuſtehe, kann auf dieſen Fall nicht bezogen 
werden. 

Hiermit ſtimmen überein: Jacobſon, (Seerecht 
©. 495.) Schmalz, (Lehrb. des deutſch. PR. $. 336.) 
Meißner, (vollft. Lehre v. ſtillſch. PR. Th 1. H. 84.) 

Das Gegentheil nehmen aber an: Stypmann, (de 
adsecuratione in ſ. iure maritim. n. 56. p. 413.) Bo⸗ 
dini, (Diss. de bodmeria Th. 23. u. 24.) v. Gluͤck, 
(Pandecten-Commentar. Th. 22. S. 218) 


$. 353. (M. $. 220.) 
Der jüngere Bodmereigeber hat den Vorzug vor dem eltern. 


Der Vorzug des juͤngern Bodmereigebers wird dadurch 
begruͤndet, weil zu vermuthen iſt, daß ohne dieſes Darlehn 
das Schiff feine Reiſe gar nicht hätte fortſetzen koͤnnen, und 
ſonach durch die Darleihung das Beſte des Handels beför⸗ 
dert iſt: zugleich aber wird dadurch auch die aͤltere Hypo— 
thek erhalten. 

Langenbek, (a. g. O. S. 280.) Martens, 1 
delsrecht §. u ee (Gr. d. deutſch. R ‚in 


Spruͤchwoͤrtern S. 412,) 
13 


194 


$. 354. (M. $. 220.) 
Die Lohnforderung des Schiffsvolkes (Volkshauer) hat den Vor; 
zug vor der Bodmerei. 


Der Volkshauer iſt eben ſo beguͤnſtigt als das Mieth 
geld des Geſindes, genießt die naͤmlichen Vorzüge und iſt 
von allen Laſten der Regel nach frei. Der Vorzug deſſel— 
ben vor der Bodmerei wird dadurch begruͤndet, weil f 

1) die Ladung des Schiffes und das Schiff ſelbſt erſt 
nach Entrichtung des Volkshauers zum Beitrag zur großen 
Haverei verpflichtet werden kann; 

2 durch Leiſtung der Dienſte des Schiffsvolkes das 
verbodmete Schiff und die Waare zu ihrem Beſtimmungs— 
ort gebracht werden, ſonach das Beſte des Bodmereigebers 
befoͤrdert, ſein Recht dadurch geſichert wird. 

Beneke, (a. a. O. Th. 4. S. 510.) Langenbek, 
(a. a. O. S. 281.) Kefaker, (Sammlungen Hamb. 
Geſ. Th. 7. S. 235.) Koſegarten, (Abh. über die 
Frage: vom Vorzug der Volkshauer vor der Bodmerei und 
andern Pfandforderungen. im Archiv d. HR. B. * S. 68. 


u. ſ. f.) 


$. 355. (M. $. 221. n. 3.) 
Iſt kein totaler Schaden erfolgt, fo iſt der Werth des Geborgenen 
auf die Zahlung der Bodmereiſumme in Abzug zu bringen. 


Wenn ein totaler Schaden nicht erfolgt iſt, ſondern nur 
ein Theil der verbodmeten Gegenſtaͤnde, ſo haͤngt es nicht 
von dem Bodmereinehmer ab, ob er das Uebrige dem Bod— 
mereigeber uͤberlaſſen, oder ob er es behalten, und den Werth 
deſſelben in Abzug an die Bodmereiſumme bringen will: 
denn 1) kann hierdurch der große Nachtheil fuͤr den Bod— 
mereigeber entſtehen; 2) ift kein Gläubiger verbunden, eine 
Sache an Zahlungsſtatt zu nehmen, wenn er nicht aus— 
druͤcklich oder ſtillſchweigend darein conſentirt hat. (L. 17. 
C. de solut.. L. 2. F. 1. D. de reg. iur.) Willenberg, 
De datione in solutum Ged. 1728.) Dabelow, (Hand— 
buch des rom. Privatrechts Th. 2. Abth. 2. b. 1394.) 

Hiermit ſtimmen überein: Beneke, (Syſtem des 
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A. u. Bod. Th. 4. S. 498.) Emigeran, (traité des 
assecurances. Paris 1784. Ch. II. p. 548.) Boulay 
Paty, (Traité des assecurances. Par. 1827. Vol. III. p. 180. 
ſ. a. Code de commerce art. 827. En cas de naufrage, le 
paiement des sommes empruntees a la grosse est reduit 
a la valeur des effects sauves et aflecies au conirat, de- 
duction faiti des frais de sauvetage. 

Das Gegentheil ift unter andern angenommen: im 
preuß. Landrechte Th. 2. tit. 8. J. 2427. „Iſt 
nur ein Theil verungluͤckt, ſo haͤngt es von der Wahl des 
Nehmers ab, die Bodmereiſchuld zu bezahlen, oder dem 
Geber die verbodmete Sache zu feiner Befriedigung zu 
uͤbergeben.“ | 


$. 3563. (M. $. 223.) 
Der Schaden, welcher einem Schiffe durch den Angriff der Kaper 
oder Seeraͤuber zugefuͤgt wird, gehoͤrt zu der großen Haverei. 


Mehrere als: Cleirac, Targa, Emerigon, (a. 
a. O. 1. 627.) Magen, (Derfuch über Aſſecuranzen. 
Hamb. 1753. Kap. 47.) und Andere ſind der Meinung, daß 
dieſer Schaden zu der Particulair-Haverei darum gehoͤre, 
weil das Zuſammentreffen mit Kapern eben ſo zufaͤllig als 
das Feſtgerathen auf eine Sandbank oder aͤhnliche Un— 
gluͤcksfaͤlle ſey; dann ſey der Schaden, welchen man abs 
ſichtlich zue Abwendung und Verminderung des Ungluͤcks 
erleidet, zur großen Haverei zu zaͤhlen, nicht aber der, wel— 
cher von Außen her ohne freiwillige Mitwirkung der Be— 
ſatzung geſchieht; ſonach ſey blos der Schaden, welchen 
die Beſatzung dem eigenen Schiffe zugefuͤgt, um ſich beſſer 
vertheidigen zu koͤnnen, große Haverei, nicht aber der, 
welchen das Schiff oder die Waare durch feindliche Kugeln 
erleidet. | | 
Dagegen nehmen aber Valin, (Comment. sur l’or- 
donnance marit. Rochelle 1760. Tit. des Avaries art. 6.) 
und Beneke, (a. a. O. S. 79.) die entgegengeſetzte Mei: 
nung an. Wenn ein Schiff in die Raͤhe des Feindes kommt, 
ſo iſt es noch nicht verloren, ſondern nur in Gefahr, daß 
es geſchehen konnte. Wenn der Schiffer die Anker kappt, 
> 48 5 
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wenn er werfen oder das Schiff ſtrauden läßt, um dem Feinde 
zu entgehen, fo gehört der dadurch entſtandene Schaden zu 
der großen Haverei; ſo wie nun durch jene Mittel die Ret— 


tung des Ganzen bezweckt wird, fo iſt es auch mit der Verthei⸗ 


digung des Schiffes der Fall, und es waͤre unbillig, wenn 
der daraus entſtandene Nachtheil einen Einzelnen, befonders 
den Schiffseigenthuͤmer treffen ſollte, da doch der Nutzen 


dem Ganzen zu Gute kommt. Es iſt allerdings wahr, daß 


der Schaden, den die Kugeln des Feindes anrichten, ein von 
Außen und wider den Willen des Schiffers zugefuͤgter Scha— 
den iſt, allein er iſt doch eine Folge des gefaßten Eutſchluſſes 
ſich zu vertheidigen und kann als ſolcher fuͤr einen freiwillig 


erlittenen Schaden angeſehen werden. Auch iſt der Grund— 


ſatz, daß der Schaden, welcher von Außen kommt, nicht zur 
großen Haverei gehoͤrt, zu verwerfen, denn ſonſt muͤßten 


auch die Segel und Geraͤthſchaften nicht dazu gerechnet wer= 


den, welche beim Prangen des Schiffes wegfliegen oder 
zerbrechen. Hiermit ſtimmt auch die Hamburgiſche Affe 
curanzordnung ut. 21. Art. 9. n. und das Pr. LR. Th. 2. 
tt. 8. H. 1835. uͤberein. 


6. 3565. (M. $. 223.) 


Wenn der Verſicherer durch beſondere Clauſeln ſich für gewiſſe 
Fälle vom Erſatz der particulären Haverei ganz oder theilweiſe 
losſagt, ſo iſt er doch bei einem geladenen Schiffe den zur großen 
Haverei gehörenden Schaden und Koften, auch bei einem im Bal— 
laſt fahrenden Schiffe, das Volle zu erſtatten, verbunden. 


Nach dem Grundſatz der Lex Rhodia de jactu: ut 
omnium contributione sancitur, quod pro omnibus datum 
est, und nach der Hauptwirkung des Unterſchieds zwiſchen 
großer und particulaͤren Haverei, der ſich darin zeigt, daß 
die in erſtere fallenden Schaden und Koften vom Schiff 
und Ladung gemeinſchaftlich getragen werden muͤſſen, ge— 
hort allerdings zum vollſtaͤndigen Begriffe der großen Ha— 
verei, daß die zur Abwendung der drohenden Gefahr gemach— 
ten Aufopferungen zum gemeinſamen Beſten von Schiff und 
Ladung gemacht und beiden zu Gute kommen muͤſſen; in 
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diesem genauen B Begriff kann freilich bei einem mit Ballaſt 
fahrenden Schiffe von großer Haverei nicht die Rede ſeyn. 

Wenn man aber 1) den Unterfehied blos auf die Na— 
tur und Veraulaſſung der Schaden und Koften bezieht, fo. 
kann auch bei einem mit Ballaſt fahrenden Schiffe von groͤ— 
ßerer und particulaͤrer Haverei die Rede ſeyn, und es iſt un— 
richtig, wenn in dieſem Falle blos eine particulaͤre Haverei 
angenommen wird. Es entſteht zwar fuͤr den Verſicherer 
eines mit Ballaſt fahrenden Schiffes ein größerer Nach— 
theil, als wenn es beladen iſt, indem im letztern Fall ein 
großer Theil des Schadens von der Ladung mitgetragen 
wird, allein hierauf wird ſchon bei Beſtim mung der Praͤmie 
Rückſicht genommen. 2) Es iſt ein Grundſatz, daß der 
zum Behuf der Rettung aus einer Gefahr gemachte Auf— 
wand von demjenigen, dem zu Gute er gemacht iſt, ver— 
haͤltnißmaͤßig erſetzt werden muß. Hieraus ergiebt lich, 

daß derjenige Rettungsaufwand, welcher lediglich zum Be⸗ 
ſten des Verſicherers gemacht iſt, ohne weitere Ruͤckſicht 
darauf, wohin derſelbe uͤbrigens gehoͤren moͤchte, von die— 
ſem erſtattet werden muß. 

Demnach iſt der Rettungsaufwand bei einem im Bal— 
laſt fahrenden Schiff im Verhaͤltniß zum Verſicherer, wenn 
auch nicht nach der ſtrengen Wortbedeutung, doch wenige 
ftens im Geiſte des Rechts zur großen Haverei zu zäblen, 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Pohl Bemerkungen über. 
Havereigroͤße. Hamb. 1823. S. 26.) Beneke, (Treatise 
on the principles of indemnity in marine 1 ance bot- 
‘ tomry and respondentia. London 1824. p. 473.) Er ſagt 
hier: It is the opinion of some, that whencables are ait, 
or other sacrifices made, 19 save a schip in ballast from 
an impending danger, and the loss amounts to less than 
3 per cent upon the value of the ship, this is not a char- 
ge, upon he underwriter, because that only is general 
average, which is done to preserve the ship and cargo. 
But y amnot of that opinion. for although in such a ease 
here can be no general contribution, or general avarage 
in the usual sense of the word, yet the nature of the loss 
cannot be altered by the circumstance of there being no 
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cargo on board; and the true meaning of the words „for 
ihe preservation of the ship and cargo“ is, for the pre- 
servation of the whole concern, which in that ease con- 
gits of the ship and the effects of tlie marines. Heiße 
u. Cropp, Gurift. Abh. B. 1. n. 28.) 


$. 357. (M. $. 224. n. 7.) 


Der Havereibeitrag, welchen der Bodmeriſt leiſtet, iſt als eine 
Contributionspflicht anzuſehen. 5 


Ob der Bodmeriſt zum Havereibeitrag verbunden, ob 
er dazu verpflichtet werden koͤnne, und in wiefern? find bes 
ſtrittene Fragen. Einige ſind der Meinung, daß der 
Bodmeriſt darum von dem Havereibeitrag ganz frei ſey, weil 
er ſein Geld auf das Schiff geliehen und es daher unbillig 
ſeyn wuͤrde, von demjenigen eine ſolche Wiedererſtattung zu 
verlangen, deſſen Geld ohnedem der Gefahr unterworfen iſt, 
daß es verloren geht, wenn das Schiff verungluͤcken ſollte. 
Dieſe Meinung, welche in den meiſten aͤltern Seegeſetzen auf— 
genommen iſt, vertheidigen: Guidon, (de la mer. c. 19. 
art. 5.) Park, (of marine insurance p. 99. 423.) Wed⸗ 
derkopp, (ius nauticum Lib. 4. tit. 1.) Eiſenhart, 

(Gr. des deuſch. Rechts in Spruͤchwoͤrtern. S. 411.) 

Dagegen behaupten Andere als: Keſſel, (theses 
p. 180.), daß der Bodmeriſt blos zum Havereibeitrag für- 
die Waare, nicht aber fuͤr das Schiff verbunden ſey. Noch 
Andere, als: Beneke, (Syſtem der A, und B. Th. 1. 
S. 101. und 107.) Mittermaier, (a. a. O.) unter 
ſcheiden zwei Klaſſen der Bodmereien: jene, wo das hinge— 
liehene Geld zum Vortheil des Bodmereinehmers gereicht, 
ohne den urſpruͤnglichen Werth der verbodmeten Sache zu 
vermehren, und die, wo das aufgenommene Geld den 
Werth der verbodmeten Sache vermehrt; in jenem Fall ſey 
der Bodmeriſt von Tragung der Haverei frei, im zwei— 
ten Falle ſey es gerecht, ihn die particulaͤre und gemeine 
Haverei aufzubuͤrden, indem er hier als Verſicherer ſei— 
nes Geldes erſcheine. Allein jener Unterſchied iſt nicht ges 
ſetzlich. 8 


199 


Fuͤr die Contributionspflicht ſpricht die Natur der 
großen Haverei und der Aſſecuranz, daher iſt der Bodme— 
riſt der Natur der Sache nach rechtlich zum Havereibei— 
trag wie zu einer Contributionspflicht verbunden. Eich: 
horn, (Einl. z. d. PR. $. 116.) ſ. a. Code de com- 
merce art. 333. Les preteurs a la grosse contribuent: a 
la decharge des emprunteurs, aux avaries communes. 
Pr. LR. Th. 1. üt. 8. F. 197. „Sind wegen der vom Ge— 
ber uͤbernommenen Seegefahr im Bodmereibriefe keine Ver— 
abredungen enthalten, fo treffen ihn alle die Vorfälle, für 
welche nach §. 2171. bei Seeverſicherung der Verſicherer 
einſtehen muß;“ (der §. 2171. heißt: die Hauptpflicht des 
Verſicherers beſteht in der Verguͤtung des Schadens, wel— 
chen die verſicherte Sache bei der uͤbernommenen Gefahr 
erlitten hat. $. 2425. der Geber haftet für die Seegefahr 
der verbodmeten Sache gleich einem Verſicherer. 


$. 358 2. (M. F. 225 b.) 
Die Nachverklarung und nochmalige Abhoͤrung der Schiffsmann⸗ 
haft, als foͤrmliche Zeugen, iſt nicht zuläffig. 


Der Beweis uͤber Vorfaͤlle zur See koͤnnen nur durch 
den Schiffer und die Schiffsmannſchaft gefuͤhrt (verklart) 
werden. Ganz unnoͤthig iſt die Hinzuziehung des Rheders, 
Ladungsintereſſenten oder auch des Verſicherers, wenn ſie 
auch an dem Ort, wo der Beweis gefuͤhrt wird, gegenwaͤr— 
tig find. Straecha, (tract. de nautis. P. 2. n. 7.) Loc⸗ 
cenius, (de jure marit. Lib. III. c. 10. f. 6) Emeri⸗ 
gon, (trait& de ass. tom. II. cb. 14. sect. 2. 9. 4.) Wed⸗ 
derkop, (Int. in jus naut. Lib. VI. 5. 3.) Meierfif, 
D. de protestu maritimo |. 4. 14.) 


Eine nochmalige Abhoͤrung des Schiffers und der 
Schiffsmannſchaft kann aber fuͤr zulaͤſſig, der Regel nach, 
nicht geachtet werden. Eine Hauptſtuͤtze fuͤr die Verkla⸗ 
rung liegt im Journal, wonach der Schiffer ſie entworfen 
und nur die erforderlichen Beweiſe hinzugefügt hat. Die 
fer Stuͤtze entbehrt die Nachverklarung, welche die Schiffe: 
leute blos nach ihrer Erinnerung abzufaſſen pflegen. Ueber⸗ 
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dieß weicht die Form der Verklarung von der gewoͤhnlichen 
Zeugenvernehmung ab: es werden die deute nicht einzeln 
noch ſpeciell abgehört, auch nicht veranlaßt, den Hergang 
der Sache zu erzählen ; der Gegner ift bei der Vernehmung 
nicht gegenwoͤrtig, er überreicht keine Frageſtuͤcke u. ſ. w. 


Die Verklarungsform kann nur da angewandt wer- 


den, wo es die Noth erfordert. Sie erfolgt ſogleich, nach—⸗ 
dem das Schiff angekommen; einer Verklarung, welche lan: 
ge nach der Ankunft des Schiffes erfolgt, wird keine bewei— 
ſende Kraft beigelegt. 
Wendet man dieſe Gtundſaͤtze auf die Nachverkla— 
rung an, ſo finden ſie ſich weder in den Seerechten zuge— 


laſſen, noch in der Praxis gebilligt, und in den Faͤllen, wo 


man einer nähern Aufklaͤrung Über die Vorfaͤlle auf der 


Seereiſe bedarf, da iſt in der Regel die Form einer Nach⸗ 


verklarung hiezu nicht nothwendig 
Wenn die Nachverklarung ls unſtatthaft nach dieſen 


‚Gründen zu halten iſt, jo ſteht doch der Fuͤhrung eines 


beſſern Beweiſes durch nochmalige Abhoͤrung der Schiffs— 
mannſchaft, als förmliche Zeugen kein haltbarer Grund 
entgegen. Zwar gehoͤrt die Schiffsmannſchaft, wenn ſie 
fuͤr den Rheder oder Schiffer Zeugen ſeyn ſollen, zu den 
verdächtigen, allein wenn die abſolute Unmöglichkeit uber 
die Vorfaͤlle auf der Reiſe andere Zeugen zu haben, es da— 
hin gebracht hat, daß man ihnen in der Verklarung ſogar 
über dasjenige glaubt, was fie zur Rechtfertigung ihres ei— 


genen Verfahrens deponiren, fo kann dieſes Verhaͤltniß die 


Leute nicht zum Zeugniß unzulaͤſſig machen. Freilich wird 


es ſehr von der Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, worüber ſie 
ausſagen ſollen, abhaͤngig werden, welchen Grad von 


Glaubwuͤrdigkeit man ihren Depoſitionen beilegen ſoll. 
Auch das kann der Glaubwuͤrdigkeit nicht entgegen ſtehen, 
daß ſie noch einmal eidlich in der Sache abgehoͤrt werden, 
welches ja nach dem gemeinen Recht in mehrern Faͤllen zu— 
laͤſſig iſt. Mevius, Sue P. 3. dec. 314.) Struben, 
(rechtl. Bedenken Th. 5. B. 46.) Selbſt das Verbot fernerer 
Zeugenabhörung nach Eroͤffnung des Rotulus, (e. 51. X. 
de testibus) ſteht im Wege, indem nach gemeinem Recht 
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ſelbſt die neue Abhoͤrung erfolgen kann, wenn in den erſten 
Zeugenausſagen ſich Dunkelheiten vorfinden, (o. 53. X. de 
testibus.) Pufendorf, (Obs. T. 2. ob. 109.) Ueber: 
dieß kann ohne große Unbilligkeit dieſe geſetzliche Vorſchrift 
auf die Verklarung keine Anwendung finden; analogiſch 
wuͤrde auch das angewandt werden koͤnnen, was das cano— 
niſche Recht von dem Verbote neuer Zeugenabhoͤrungen 
nach Eroͤffnung des Rotulus als Ausnahme beſtimmt, wenn 
der Produet durch die Depoſition erſt die Punete kennen 
gelernt hat, auf welche der Gegenbeweis zu richten iſt; ſo— 
nach koͤnnen Dritte, die bei der Abfaſſung der Verklarung 
nicht mit gewirkt haben, eine Vernehmung der Schiffsleu— 
te als Zeugen zur genauern und vollſtaͤndigen Ausmittelung 
deſſen begehren, was in der Verklarung nur dunkel oder 
mangelhaft enthalten und darin wohl gar uͤbergangen iſt. 


§. 358b. (M. F. 225.) 


Der durch Werfung entſtandene Schaden muß auch alsdann er⸗ 
ſetzt werden, wenn der beabſichtigte Zweck der Rettung nicht 
erreicht werden ſollte. 


Die Lex Rhodia de iactu beſtimmt in Ruͤckſicht der 
Verbindlichkeit zur Verguͤtung des durch einen Seewurf er— 
littenen Schadens, daß zur Begruͤndung deſſelben erfor— 
dert werde, daß das Schiff wirklich in Gefahr geweſen, 
die Gefahr zufaͤllig z. B. durch Sturm entſtanden, der 
Seewurf nach dem Urtheile der Sachverſtaͤndigen nothwen⸗ 
dig geweſen, die uͤber Bord geworfenen Waaren wirklich 
verloren gegangen, und insbeſondere, daß das Schiff 
und die uͤbrigen Waaren auf demſelben durch 
den Seewurf gerettet worden find. (L. 5. de 
leg. Rh. ſ. a. Consulato del mare c. 194.) Dieſe Beſtim⸗ 
mung iſt auch in den meiſten Seegeſetzen aufgenommen: 
Hamburger Aſſecuranzordnung (Tit. 22. art. 9. Code de 
com, art. 423.) Rotterdamer Aſſecuranzordn. (art. 1. die 
ord. de bilbao C. 20. art. 16., womit auch im Allgemei- 
nen das Pr. LR. Th. 2. tit. 8. §. 1840. u. ſ. f. uͤberein⸗ 
ſtimmt) und auch von vielen Rechtsgelehrten vertheidigt: 
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als Emigeron „ (traité des assecurances. Par. 1784. 
T. I. p. 616.) v. Gluͤck, (Pandeeten-Com. Th. 14. 
$. 884. S. 207.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Allein dieſer Grundſatz iſt der Natur der Sache nich 
gemäß, da Niemand das Recht hat, die Rettung des Gans 
zen auf Gefahr eines Einzelnen zu verſuchen. Jeder In— 
tereſſent wuͤrde in dem Augenblick der Gefahr, wenn er 
haͤtte befragt werden koͤnnen, gern eingewilligt haben, zur 
Bezahlung der werfenden Guͤter auch dann beizutragen, 
wenn der Zweck der Werfung zwar nicht erreicht, aber das 
Schiff und die uͤbrigen Waaren auf andere Art gerettet 
werden konnten. Der Verſuch der Rettung war jedem In— 
tereſſenten etwas werth, mußte alſo von jedem bezahlt wer— 
den. Die geworfenen Guͤter haͤtten, wenn ſie nicht gewor— 
fen worden waͤren, eben ſo wie die uͤberigen, aus der Ge— 
walt des Feindes gerettet werden koͤnnen. Wie koͤnnte man 
berechtigt ſeyn, die Guͤter einiger Eigenthuͤmer aufzuopfern, 
ohne denſelben für die ihnen geraubte Moͤglichkeit der Rettung 
dieſer Guͤter in dem Falle einen Erſatz zu geben, da dieſe 
Rettung, wenn man nicht geworfen haͤtte, wirklich ſtatt 
gefunden haben wuͤrde? 

Dieſe naͤmlichen Gruͤnde finden ihre Anwendung, 
wenn die Werfung einer Seenoth wegen geſchah, aber der 
beabſichtigte Zweck der Rettung nicht erreicht wurde: wird 
nichts geborgen, ſo kann der Eigenthuͤmer des Geworfenen 
an den Eigenthuͤmer des Verungluͤckten keinen Anſpruch ma⸗ 
chen, weil fein Gut, wenn es nicht geworfen worden wa: 
re, hoͤchſt wahrſcheinlich das Schickſal des uͤbrigen getheilt 
haͤtte, er alſo durch die Werfung nichts verloren hat, was 
er nicht ohnehin verloren haben wuͤrde. Wird aber ein 
Theil geborgen, ſo kommt dem Eigenthuͤmer des Geworfe⸗ 
nen ein theilweiſer Erſatz zu. 

Dieſe richtige Meinung haben angenommen: Weit— 
fen, (Tract. van Avarien, mit Anmerkungen van Leu- 
wen: Lud. 1672. f. 33.) Beneke, (Syſtem des Aſſeeu— 
ranz- und Bodmereiweſens Ar Bd. ©. 18 u. |. f.) 
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$. 359. (M. $. 226.) 
Das Wechſelinſtitut iſt italieniſchen Urſprungs. 


Von Aehnlichkeit des Inſtituts laͤßt ſich auf das wirk— 
liche Daſeyn deſſelben nicht ſchließen. Dieß iſt aber von 
Mehrern geſchehen, welche das Wechſelinſtitut auf einem 
andern als italieniſchen Boden entſtehen ließen. 

Einige als: Cajetan, (de cambiis c. v. n. 3.) ſehen 
die Griechen, Andere als: Paiuv und Ayrer, 
(die Abhandlungen find den Element. iur. camb. Heinecii. 
Nürnb. 1764 Hag ee die Roͤmer als Erfinder der 
der Wechſel an, ſich auf Cicero, (epistol. Lib. XII. ep. 
34. und L. X. G. 15.) berufend. Allein waͤre zu Cice— 
ro's Zeiten das Wechſelgeſchaͤft bekannt geweſen, ſo wuͤr— 
de er ſich wegen der in Rom gezahlten Gelder auf Rechnung 
ſeines in Athen ſtudierenden Sohnes nicht Quittung, ſon— 
dern Wechſel haben geben laſſen. Auch die Argentarien 
trieben Geld-, aber keine Wechſelgeſchaͤfte. 955 


i) Ueber die Argentarien: außer den Schriften von Huber, Sieber, 
Kraut, de argentariis et nummulariis. Goett. 1826. v. Gluͤck, 
P. Com. Th. XVIII. S. 129. 


Andere als: Montesquieu, (Esprit des loix 
XXI. 20.) Arnould, (De la balance du commerce de 
la France Par. 1791. T. I. p. 21.) Merlin, (Repert. 
T. VII. p. 415.) ſind der Meinung, daß die Juden die 
| Erfinder iM Wechſel geweſen, nämlich diejenigen, welche 
im 13ten Jahrhundert aus Frankreich und England vertrie⸗ 
ben, ſich nach der Lombardie fluͤchteten, und durch geheime, 
Reiſenden mitgegebene Briefe an die, welche im Lande zu— 
ruͤckgeblieben und ihr Vermoͤgen verwalteten, dieſes heraus— 
zuziehen ſuchten, indem dieſe Briefe in ganz eigener Form, 
welche der Wechſelform aͤhnlich ſind, abgefaßt geweſen. 

Noch Andere als: Siegel, (Einl. z. WR. 
Vorb. $. 7.) halten die Gibellinen, Ramberger, die 
Genueſen und Venetianer fuͤr die Erfinder, und Fi— 
ſcher, (Geſchichte d. deutſch. Handels. B. 1. S. 438.) 
legt die Ehre der Erfindung den Deutſchen bei. Allein 
was die letztere Meinung betrifft, ſo iſt ſolche hinlaͤnglich 
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durch Buſch, (Handelsbiblioth. II. 4. S. 682.) wider⸗ 


legt. Daß die Wechſel in Deutſchland leichten Eingang 
fanden, weil mehrere acceſſoriſche Sicherheitsmittel der 


Vertraͤge eingefuͤhrt waren, (als das Einlager, das Geben 


des Schuldners zur Hand und Halfter, ſ. Ortloff, Gr. 
d. deutſch. PR. §. 294. S. 484.) und ein ſtrenges Ver— 
fahren gegen diejenigen ſtatt hatte, welche die in der ver— 
brieften Schuld namhaft gemachte Summe nicht bezahl— 
ten, Danz, (Handbuch d. deutſch. PR. Th. 2. 9. 209.) 
iſt wohl nicht zu leugnen, aber als Erſinder koͤnnen die 
Deutſchen nicht angeſehen werden. Nach der richtigen Mei— 


nung, O welche unter andern Martens, (Verſuch einer 


hift. Entwickelung des wahren Urſprungs des WR, Göͤtt. 
797.) vertheidigt, find zuerſt die Meßwechſel ent⸗ 
ſtanden. 5 


k) So unmoͤglich, wie Hedler, (de origine camb. pos. 1.) meint, iſt 
es doch wohl nicht, den Urſprung des Wechſelinſtituts auszumitteln. Er 
ſagt: cambia definire, quo tempore primüm esse 'coepoerint, et 
quis eorum fuerit auctor consliluere negolium, est difficile ac 
perarduum, immo impossibile. 1 


Zwei Umſtaͤnde gaben zur Entſtehung derſelben die 
Veranlaſſung; ein Mal das ſtrenge Verfahren auf der Meſ— 
ſe bei Wechſelgeſchaͤften, dann das Muͤnzweſen. 5 
5 Es lag in der Natur der Sache und in den Meßprivi— 

legien, daß in Anſehung der auf der Meſſe abgeſchloſſenen 
Geſchaͤfte und daſelbſt contrahirten Schulden ein ſehr 
ſtrenges Verfahren ſtatt haben mußte. Es waren Meßrich⸗ 
ter (conservatores nundinarum) angeordnet, Meßgerichte 
ziedergeſetzt, und denſelben ein ſehr einfaches von den For— 
malitaͤten entbloͤßtes Verfahren vorgeſchrieben. In der 
letzten Woche der Meſſe mußten die abgeſchloſſenen Ge— 
ſchaͤfte berichtigt werden, wie unter andern Balducoi Pe- 
&olotti, (della decima et delle altre gravezze della 
moneta e della mercatura de Florentini sino al secolo 
XVI. Libona e Lucca 1765) bemerkt hat. 
Erfolgte die Berichtigung nicht, ſo konnte das Meß— 
gericht mit großer Strenge gegen den Schuldner, auf An⸗ 


trag des Glaͤubigers, verfahren. Das ſchnellere Ver⸗ 


fahren wurde auch dadurch begruͤndet, weil gewoͤhnlich die 
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Meßgeſchaͤfte von tabelliones in Urkunden aufgenommen, 
und dieſe als instrumenta guarentiata an ſich ſchon ein 
ſchnelleres Verfahren begruͤndeten. 

Ein Haupthinderniß des Aufbluͤhens des Meßhandels 
war im Mittelalter das unvollkommen eingerichtete Muͤnz— 
weſen. Die duͤnn gepraͤgten Silbermuͤnzen nutzten ſich 
bald ab und dadurch wurde der Handel ſehr erſchwert. 

Hierdurch veranlaßt fing man an, ſich als Umtauſch— 
mittel der Umtauſchbriefe (literae cambitoriae) zu bedienen, 
Anweiſungen auf Geld an beſtimmte Perſonen, welche es 
ausbezahlen ſollten. In dieſer Beziehung mag es wahr 
ſeyn, daß die Juden an einigen Orten zur Entſtehung des 
Wechſelinſtituts beitrugen. (Mongalvy et Germain 
analvse raisonnèe du Code de commerce. Par. 1824. Vol. 1.) 
Auch kommen ſchon Spuren vor, daß Papier ſtatt bagren 
Geldes in Umſatz gegeben wurden, z. B. in Venedig 1771, 

Vorzüglich trugen aber die Campſoren, Geldwechs— 
ler, hierzu bei. Die häufigen Muͤnzveraͤnderungen veran— 
laßten naͤmlich die Staatspolizei, die Verwechslung des Gel— 
des nur gewiſſen von derſelben angeſtellten Perſonen zu er— 
lauben: dieſes waren nun die Campſoren, welche vom 
Staate in Eid und Pflicht genommen waren; ihren Buͤ⸗ 
chern, welche fie über die Geſchaͤfte, die fie als oͤffentliche 
Beamte hielten, wurde eine große Glaubwuͤrdigkeit beige— 
legt, und die von ihnen ausgeſtellten Scheine, denen auch 
das Meßſiegel beigedruckt war, hatten die Kraft öffentlicher 
Urkunden. | 

Das Gefchäft der Campſoren beftand anfänglich blos 
in einem Geldwechſel, (cambium minutum.) Allein bei 
dieſem Geſchaͤft blieben ſie nicht lange ſtehen, ſondern ſuch— 
ten auf den Meſſen ihr Geſchaͤft vorzuͤglich dadurch zu er— 
weitern, indem ſie den Kaufleuten Gelder vorſchoſſen. Um 
nun letzteres Geſchaͤft noch mehr auszubreiten, traten ſie 
mit entfernten Campſoren in Verbindung, errichteten beſon— 
dere Comtoirs an entfernten Orten. Dem Kaufmanne, der 
von Meſſe zu Meſſe reiſte, mußte dieſe Einrichtung um ſo 
mehr erwuͤnſcht ſeyn, da er mit Sicherheit ſeine Gelder 
an andern Orten empfangen konnte und keinen Verluſt zu 
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befuͤrchten hatte. Nach Endigung der Meſſe ging er zum 
Campſor, erhielt für die gezahlte Summe eine Zahlungsur— 
kunde mit Anweiſung auf einen Campſor, der auswaͤrts 
wohnte, oder da ſich befand, wo die Meſſe gehalten wurde. 

Um dem paͤpſtlichen Verbote des Zinſennehmens zu 
entgehen, wurde in dem Briefe des Campſors bemerkt, daß 
dem Geſchaͤft ein Geldwechſel und nicht ein Darlehn zu 
Grunde liege. Rahm nun der auswaͤrtige Campſor die An— 
weiſung an, ſo hatte das Geſchaͤft ein Ende, fand das Ge— 
gentheil ſtatt, ſo konnte der Inhaber der Anweiſung beim 
Meßgericht auftreten und auf Verhaftung des Campſors 
dringen, dem er dieſes Geld gegeben hatte. Die Verhaf— 

tung konnte um ſo leichter geſchehn, indem 
1) das Ganze ein Meßgeſchaͤft war, welches mit einer 
großen Strenge betrieben wurde; ſ. a. Eichhorn, (Einl. 
9. 126. not. g.) 

I) weil der Brief unter dem Meßſiegel ausgeſtellt, 
und 

3) weil der Campſor als eine persona publica zu be= 
trachten war. Die Statuten von Piacenza v. Jahr 1391. 
enthalten hieruͤber ſehr genaue Beſtimmungen; ſ. Mar— 
tens, (a. a. O. Anhang S. 18.) 

Hatte nun aber der auswaͤrtige Campſor die Anwei— 
ſung angenommen, aber dennoch nicht bezahlt, ſo konnte 
gegen ihn eben ſo verfahren werden, wie gegen den Aus— 
ſteller. Die Geſchaͤfte der Campſoren breiteten ſich immer 
mehr aus, und ſie betrieben ſolche nicht blos mit Privat— 
perſonen, ſondern auch mit dem Staate. 

So trug Gregor IX. im Jahr 1233. einem Campſor 
auf, alle Gelder, welche fuͤr den Stuhl in Rom, in England 


und Frankreich zu erheben wären, einzuziehen. Der Papſt 


Innocenz IV. zahlte in die Bank zu Venedig 2500 Mark 

Silber fuͤr den After-Koͤnig Raspe, welche Kaufleute 
in Frankfurth an denſelben entrichteten. Philipp der 
Schoͤne von Frankreich ſchloß mit den Vorſtaͤnden der ita— 
lieniſchen Kaufmannſchaften zu Florenz und Genua 1294 


einen Vertrag dahin, daß ſie von jedem auf einer Meſſe oder 
ſonſt ge- oder verkauften Wechſel dem Könige einen Denar 
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abgeben ſollten. Der König Eduard von England, der das 
baare Geld im Lande behalten wollte, ließ 1307 den an 
den Papſt zu entrichtenden Tribut durch engliſche Kaufleute 
übernehmen. Ruͤmer, (foedera, conventiones, — inter 
reges angl. et alios T. II. p. 862.) 

So breitete ſich das Geſchaͤft mit den Meßwechſeln 
immer mehr aus, und wurde immer wichtiger. Der Her— 
zog von Brabant ertheilte den Hanſeatiſchen Kaufleuten 
1315 ein beſonderes Privilegium daruͤber. Willbrand, 
(Hanſeat. Chronica Abth. 3. S. 19.) Daß die Scheine, 
welche im Jahr 1246. 1255. 1325. in intalieniſcher Spra— 
che ausgeſtellt, wirkliche Wechſel geweſen, (Storch, 
Handbuch der Nationalwirthſchaft uͤberſetzt von Rau Th. 
2. S. 65.) läßt ſich wohl nicht annehmen. | 

Das Wechſelgeſchaͤft blieb aber nicht blos ein Meßge— 
ſchaͤft, ſondern wurde auch außer den Meſſen betrieben. 
Anfaͤnglich wurde freilich, um die ſtrenge Verbindlichkeit 
eintreten zu laſſen, fingirt, daß dem Geſchaͤft ein ſolches 
zu Grunde liege, welches auf der Meſſe abgeſchloſſen ſey, 
allein in der Folge ging man daruͤber weg und es wurden 
ohne alle Beziehung auf Meſſen, Wechſel ausgeſtellt, wel— 
che bei den neuerrichteten, den Meßgerichten ganz aͤhnlichen 
Handelsgerichten mit eben der Strenge beigetrieben werden 
konnten, als bei den erſtern geſchah, indem auf ſie die 
Priviligien uͤbergegangen waren. Die Campſoren bildeten 
in der Folge nicht mehr einen eigenen Stand, daher auch 
die Kaiſer den Kaufleuten einiger Staͤdte die Privilegien 
der Campſoren beſonders ertheilten. (Der Kaiſer Friedrich 
I. den nuͤrnbergiſchen Kaufleuten 1219. Tolner, cod. 
dipl. palat. p. 68. n. 88.) 

Dieß vom Urſprung der Tratten. Zur Entſtehung 
der eigenen oder trockenen Wechſel gab vorzuͤglich das paͤpſt— 
liche Verbot wegen der Zinſen die Veranlaſſung. Dieſes 
Verbot konnte nicht auf die gain de foire bezogen werden, 
indem dieſe in einer Erkenntlichkeit fr ein von einer Meſſe 
zur andern gegebenes Darlehn, und in der Proviſion des 
Campſors für feine Bemuͤhung bei der Verwechſelung des 
Geldes beſtand, und ſonach nicht die Zinſen betraf. 
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Um jedoch die Zinſen nicht zu entbehren, erfand 
man | 


urkunden waren, unter denen aber ein Meßgeſchaͤft fingirt 
wurde; ; | f 

2) die cambia con la ricorsa, ein Scheinge— 
ſchaͤft, veranlaßt durch das Verbot des Depoſitowechſels, 
bei welchem ein Depoſitum fingirt wurde. (Papſt Pius 
verbot ſolches 1575, cum pecuniae sive deposili sive alio 
nomine ſicti cambii traduntur, ut postea eodem in loco 
vel alibi cum lucro restituantur.) 


Die cambia con la ricorsa beſtanden in einem ganz 


beſondern Geſchaͤft. Wollte A ein Darlehn gegen Zinſen 
aufnehmen, um es an demſelben Ort demnaͤchſt zuruͤckzube— 
zahlen, ſo zog er zu Gunſten des Darleihers B, auf ſeinen 
Geſchaͤftsfreund C in D, der zugleich mit dem Bein Ver⸗ 
bindung ſtand, und zwar zahlbar an den C ſelbſt; B nahm 
nun dieſen Wechſel, zahlte dem A die Valuta dafuͤr, und 
nun zog C, nachdem er dem B auf den Betrag credidirt hat— 
te, zuruͤck auf den A, ſtellte die Tratte auf die Ordre von 
B und ſchickte ſie ihm, um den Betrag, in welchem die 
Zinſen ſtillſchweigend oder als doppelte Proviſion eingerech— 


net waren, von dem A zu ziehen, und ſonach in dieſer Art 


fein Darlehn zuruͤckzubekommen. Wer keine Kenntniß die— 
ſes Geſchaͤfts hatte, konnte nicht bemerken, daß ein ver— 


zinsbares Darlehn vorhanden war. Dieſe fingirten Wech- 


ſel waren aber ſehr beliebt, weil ſie den Bezug an Zinſen 
erleichterten und in dieſer Form leicht ungewöhnlich hohe 
Zinſen ſtipulirt werden konnten. 


Die eigenen Wechſel fanden in Deutſchland um fo 


mehr Eingang, weil, wie ſchon bemerkt wurde, aus der ſo— 
genannten verbrieften Schuld das ſtrengſte Verfahren ſtatt 
hatte. 5 5 
5 Dieß iſt nun der wahre Urſprung des Wechſelinſtituts, 
welches ſich in einigen Staͤdten fruͤher, in andern ſpaͤter 
ausbreitete. 
Dieſe richtige von Martens vertheidigte Meinung 
iſt von den meiſten neuern Rechtsgelehrten angenommen 
wor⸗ 


1) die cambia sicca, welches eigentlich Darlehns⸗ 
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‚worden, ſ. Bender, (Grundſaͤtze des WR. Darmſt. 


1828. 9. 219. u. ſ. f.) 


§. 360. (M. $. 230.) 
Der Grund der Wechſelſtrenge iſt verſchieden. 

Einige als: Runde, (Gr. d. deutſch. PR. §. 231.) 
nehmen an, daß die formelle Zuſage, welche der Wechſel 
enthaͤlt, nothwendig zur Erhaltung des Kredits ohne allen 
Einwand erfuͤllt werden muß, und daß der, welcher nicht 


bezahle, ſeinen Kredit, ſonach ſeine kaufmaͤnniſche Ehre 


verliere, ſich dem Verdacht der Flucht ausſetze, einen ſolchen 
aber in Verhaft zu bringen, die fruͤhern Geſetze ſchon er— 
laubt haͤtten. Dieſe Meinung iſt hinlaͤnglich widerlegt von 
Danz, (Handbuch des d. PR. Th. 2. $. 231.) 
Andere, als Petzold, (de fundamento rigoris 
cambialis Goett. 1795. C. II. p. 28.) ſind der Meinung: 
durch das Wort Wechſel verpflichte man ſich ſtillſchweigend 
zum Perſonalarreſt; dieſer aber ſey darum eingefuͤhrt, weil 
der Menſch ſeine Freiheit als das hoͤchſte Gut ſchaͤtze und 
durch Unterpfaͤndung derſelben ſeiner Verbindlichkeit am 
erſten nachkomme; der Geſetzgeber ſchuͤtze nun die Parteien 


bei ihren Vertraͤgen, welche ſie nach Obſervanz und Ge— 


wohnheiten eingegangen haͤtten. 

Roch einer andern Meinung iſt Martens, (Ver— 
ſuch einer hiſt. Entwickelung des wahren Urſprungs des WR. 
Goͤtt. 1795.) fie geht dahin: urſpruͤnglich ſey das Wechs 


ſelgeſchaͤft auf Meſſen unter oͤffentlicher Auctoritaͤt abge— 


ſchloſſen worden; aus einem ſolchen Geſchaͤft ſey die ſchleu— 
nigſte Execution eben fo wie aus einem amandement de foire 


entſtanden; dieß ſey das privilegium des foires pour le 


recourrement des dettes. Allein Pohl, (Handbuch des 
WR. S. 13.) hat dieſe Meinung hinlaͤnglich widerlegt. 
Lamers, (Staatswirth. u. juriſt. Literat. J. 1795. 
St. 144.) unterſcheidet zwiſchen dem hiſtoriſchen, politi— 
ſchen und rechtlichen Grund. Den erſtern ſetzt er darein, 


daß nach Einfuͤhrung des roͤmiſchen Rechts es immer ge— 


woͤhnlicher geworden, ſeine Freiheit, welche der Deutſche 
i 8 14 f 
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fuͤr das hoͤchſte Gut gehalten, zum Unferpfand bei Vertraͤ⸗ 
gen anzunehmen; durch Gewohnheit ſey der Grundſatz ent— 
ſtanden: wer das Wort Wechſel gebraucht, unterpfaͤnde 
dadurch an und fuͤr ſich ipso jure ſeine Freiheit. Der poli⸗ 
ſche Grund ſey die Erhaltung des Kredits und Befoͤrderung 
des Handels: denn nichts koͤnne den Handel mehr empor 
bringen, als eine Anſtalt, durch welche große Geldſummen 
in entferntere Lander bezahlt würden, und eben dadurch eine 
größere Leichtigkeit in dem Handel befoͤrdert werde, - 
Bei dem rechtlichen Grund ſey aber zwiſchen dem phi— 

loſophiſch- und poſitivrechtlichen zu unterſcheiden. Erſterer 
liege darin, daß Wechſelſtrenge ein durchaus vollkommenes 
erlaubtes Zwangsmittel der Vertraͤge ſey. Sicherheit der 
Rechte ſey Zweck des Staats, folglich Wechſelſtrenge ein 
Mittel zur Befoͤrderung des Staatszwecks. Der poſitiv— 
rechtliche ſey in den Geſetzen und der Obſervanz enthalten, 
durch welche die Wechſelſtrenge beguͤnſtigt und beſtaͤtigt ſey. 
Mittermaier, (a. a. O.) unterſcheidet noch genauer, 
und nimmt außer dem hiſtoriſchen Grund 

„ 1) als Grund der Wirkſamkeit des Wechſel— 


inſtituts die kaufmaͤnniſche Ehre an, die Verbindung der 


Kaufleute unter ſich, weil der Wechſel im Handelsverkehr 
als ein die Stelle des baaren Geldes vertretendes Zwangs— 
mittel erſcheint, und dadurch aus einer Urkunde ohne 
Weitlaͤuftigkeit das Verhaͤltniß erſichtlich und durch Ue— 
bertragbarkeit des Wechſelbriefs der ſchnelle Umſatz 8 
lich wird. 

2) Als Grund der Wechſelſtrenge fuͤr den 
Einzelnen ſey die freiwillige Unterwerfung durch Gebrauch 
der Wechſelform. 


3) Der Grund der eigentlichen Wechſelſtren— | 


ge liege in der Einrichtung, nach welcher das Geſetz dem 
Webchſelglaͤubiger die ſchnellſte Execution gegen den Schuld— 
ner zuſichert, zugleich aber jeden beim Wechſel Betheiligten 
ſicher ſtellt, indem die Unterlaſſung wechſelrechtlicher Vor— 
ſchriften demjenigen, der die Unterlaſſung verſchuldet, ſchade. 

4) Der Grund des Wechſelverhaͤltniſſes 
und der ſichern ee koͤnne in der Deckung und 
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in dem zum Grunde liegenden Vertrage in fofern gefunden 
werden, als der Inhaber des Wechſels wegen der vorhan— 
denen Deckung erwarten duͤrfe, daß der Traſſat ſicher accep— 
tiren werde. Die Bezahlung der Valuta koͤnne hoͤchſtens 
das Rechtsverhaͤltniß zwiſchen Traſſanten und Remittenten 
erklären. 

Dieſe letztere Meinung verdient den Vorzug vor allen 
angegebenen; ſ. jedoch Huck, (der Grund des Wechſel— 
rechts nebſt einer Darſtellung und Beurtheilung der bisheri— 
gen Hypotheſen. Tuͤb. 1832.) 


6. 361. (M. b. 231.) 


Der Wechſelvertrag iſt als ein ſelbſtſtaͤndiger und acceſſoriſcher 
Vertrag zu betrachten. 


Einige als: er della Serra, (de Part des 

letires de change Ch. 3. f. 13.) van Kessel, (theses 
select. p. 186.) nehmen an: daß dem Wechſel ein wahrer 
Kauf zum Grunde liege. ſ. a. Niederlaͤndiſches Handels⸗ 
geſetzb. v. 1826. Art. 5. naͤmlich in ſofern, als die Forde— 
rung des Ausſtellers an den Bezogenen die causa enthalte, 
dagegen die für den Wechſel gegebene Valuta das pretium 
ey. 
; 1 Allein dieſe Meinung wird durch die Erfahrung nicht 
unterſtuͤtzt; gewoͤhnlich wird auf Credit-Fond und nicht auf 
baaren Fond gezogen, ferner wird Geld gegen Geld gege— 
ben. Wollte man dieſe Meinung annehmen, ſo wuͤrde ja 
jeder Wechſelregreß wegfallen; denn als Kaufgeſchaͤft muͤßte 
das Wechſelgeſchaͤft ſchon durch die Ceſſion perfect werden; 
dann wuͤrde blos eine Haftung pro veritate entſtehen, da 
doch im Wechſelrecht für die Bonität zu ſtehen angenom— 
men wird. Mittermaier, an des niederl. HGe— 
ſetzb. in d. Tuͤbinger crit. Beier B. 1. Heft 3. S. 159.) 
und Bender, (a. a. O. S. 216.) 

Andere nehmen einen Miethvertrag an, als: 
Raphael, (de Turri 1. 9. 8.) denn der Ausſteller ver⸗ 

pflichte ſich zur Ausſtellung als zu einer Dienſtleiſtung gegen 


Geldlohn, naͤmlich gegen Proviſion. 
14 * 
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Allein die Berechnung der Provifion iſt das Pro— 
duct einer Uſance, und es liegt darin durchaus nichts We— 
ſentliches. Wagner, (Handbuch des WR. Th. 1. 
S. 178.) 575 

Als einen Mandats-Contract betrachten den 
Wechſelvertrag: Baldaſſeroni, (Leggi e costumi 1. p. 
22.) Philipp, (deutfches Privatrecht Th. 2. S. 263.) 
Allein dieſe Meinung iſt darum zu verwerfen, weil der Re— 
mittent dann blos Namens des Ausſtellers Zahlung erheben 
konnte, der Bezogene auch hier in der Regel Schuldner 
des Ausſtellers ſeyn müßte, und man hoͤchſtens gegen den 
Mandanten, aber nicht weiter, Regreß nehmen koͤnnte, auch 
das Wechſelgeſchaͤft mit dem Tode des mandans des Aus— 
ſtellers erloſche, obgleich der Acceptant nach wie vor haften 
muß, auch der Mandatar in proprio nomine fuͤr die Zahlung 
eines Dritten haftet. (Bender, a. a. S. 217.) 

Als Darlehns vertrag wird er angeſehen von 
Wagner, (a. a. O. §. 1. S. 179.); allein Darlehn und 
Wechſel ſind von einander weſentlich verſchieden. Dupuy 
della Serra C. 3. n. 2. n. 11.) Denn bei erſtern wird 
durch die Bezahlung der Valuta der Vertrag perfect, es 
muß die naͤmliche Species reſtituirt werden, was bei dem 
Wechſel nicht immer der Fall iſt, indem der Cours des 
Zahlplatzes berechnet wird. Das Darlehn bleibt gewoͤhn— 
lich auf dem Platze und bringt ſeiner Natur nach keine Zin— 
ſen, was bei dem Wechſel doch der Fall iſt. 

Als eine Aſſignation ſieht den Wechſelvertrag 
Drummer, (Hamb. Archiv fuͤr d. HR. B. 1. S. 137.) 
an; allein dann muͤßte man annehmen, daß der Bezogene 
Schuldner des Traſſanten ſey, was doch außerweſentlich iſt, 
auch wuͤrden ſich manche Rechtsbeſtimmungen nicht erklaͤren 
laſſen. (Bender, a. a. O. S. 216.) Oefters iſt der Wech— 
ſelvertrag mit einem Tauſchvertrag verglichen worden. 
Wenn gleich bei dem erſtern ein Austauſch eines zahlungs— 
faͤlligen Papiers gegen baares Geld erfolgt, ſo iſt doch der 
Wechſel ſelbſt die Quelle und das Fundament des ganzen 
Geſchaͤfts, dagegen das gewoͤhnliche Tauſchinſtrument ein 
bloßes Beweismittel des Geſchaͤfts iſt, weder Quelle noch 
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Fundament; auch ift ja Geld keineswegs der gewohnliche 
Gegenſtand des Tauſches. ; 

Zur Klaffe der Realvertraͤge zahle ihn Treitſch— 
ke, (im Handbuch des deutſch. PR. $. 83.) Dieſe Mei: 
nung läßt ſich aber darum nicht annehmen, weil der Aus- 
ſteller und Girant eines acceptirten Wechſels ja nur in even- 
tum, auf den Fall haftet, daß der Acceptant nicht laut Vor: 
ſchrift zahlen wolle. Zur Klaſſe der Literal-Contracte 
wird er von Hommel, (Prog: cambium ad quam speciem 
adnum,? in Beſecke, Thes. iur. camb. II. S. 1224.) 
gezaͤhlt: allein um dieß ſeyn zu koͤnnen, muͤßte von Sei— 
ten des Ausſtellers oder Giranten im Wechſel oder Judoſſe— 
ment eine ausdruͤckliche Zahlungsverbindlichkeit liegen, da 
doch die Zahlung gewoͤhnlich von dem Acceptanten geleiſtet 
wird. Auch iſt der Wechſelbrief nicht der Grund der Obli— 
gation, ſondern nur das Mittel, die zugeſagte Zahlung zu 
erhalten und der Traſſant vielmehr erſt aus dem Empfang 
der Valuta verbunden wird. Nimmt man Wechſel dem 
Wortſinne nach, ſo gehoͤrt er freilich zu den Literalvertraͤgen 
in uneigentlicher Bedeutung. 

Manche, als Treitſchke, Einert, (de indole con- 
tractus eius, quo cambia trassata nitunt. Lpz. 1824.) vor⸗ 
zuͤglich aber die franzoͤſiſchen Juriſten, als Pardeſſus, 
ſtellen den Begriff einer Gewaͤhrsleiſtung unter; (ga- 
rantie de fumir et foire valoir.) Wenn ſich gleich im 
Wechſelgeſchaͤft eine Reihe von Verpflichtungen aller In— 
tereſſenten zeigt, wo immer ein Glied dem andern fort— 
dauernd verhaftet bleibt, ſo lange bis der Wechſel auf irgend 
eine Art zahlfaͤllig geworden ift, fo iſt doch das Guaranti— 

ren kein ausſchließlicher Charakter des Wechſelvertrags, in— 
dem man ſolches auch bei mehreren Vertraͤgen des gemeinen 
Rechts findet; auch bezieht es ſich vorzuͤglich auf den Fall 
der Regreßnahme, während der Hauptfall, nämlich die Haf- 
tung des Acceptanten und die gegen dieſen gerichtete Wech— 
ſelklage, nicht genuͤgend durch dieſe Anſicht erklaͤrt wird. 

Mehrere ſind der Meinung, daß der Wechſel nicht 
unter irgend eine einzige Contractsform des gemeinen 
Rechts zu bringen fen, und wollen daher denſelben nach Um: 
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ſtaͤnden der einzelnen Fälle theils zu den einen, theils zu den 
andern gemeinrechtlichen Contracten zaͤhlen. So ſoll es als 
eine datio in solutum angeſehen werden, wenn der Remit— 
tent den Wechſel als Zahlung oder in Abrechnung auf lau— 
fende Rechnung bekommt; als eine emtio venditio, wenn 
kein fruͤheres obligatoriſches Verhaͤltniß beſteht, die Gegen— 
leiſtung aber in Gelde beſteht; als contractus facio ut des, 
oder facio ut facias, wenn fie in Waaren oder in einem Re— 
tourwechſel beſteht. (Heiſe, de natura et indole camb. 
Goett. 1802. p. 18. 29.) Daß der Wechſel mit andern 
Vertraͤgen m) Aehnlichkeit habe, iſt nicht zu leugnen, allein 
jeder Contract des gemeinen Rechts bringt eigenthuͤmliche 
Wirkungen hervor, hat ſein eigenthuͤmliches Gebiet, wel— 
che nirgends alle in einander fließen, wogegen der Wechſel— 
contract, wie auch immer der Abſchluß erfolgen mag, alle 
Mal und immer die Wirkung hat, weßhalb er denn als ein 
eigenthuͤmlicher und ſelbſtſtaͤndiger Vertrag, als ein con- 
tractus stricli juris germanici anzuſehen iſt. 
m) Vincens, Exposition II. p. 188. ſagt: il est absurde de cher- 


cher dans les formales romäines rien qui s’applique a une chose 
qui n’etoit pas en usage chez eux. 


Denn 1) iſt der Wechſelvertrag nur dann vollguͤltig, 
wenn der Wechſel gerade diejenige Form bekommt, welche 
die Geſetze als weſentlich vorſchreiben; 

2) er erzeugt die ihm eigenthuͤmliche Wechſelhaft waͤh— 
rend ſeines Laufs und ein ganz eigenthuͤmliches Verfahren, 
wenn er geltend gemacht wird. Alles Wirkungen, welche 
ſich bei keinem Contract des gemeinen Rechts finden. 

Im Allgemeinen ſtimmen die meiſten Rechtsgelehrten 
hierin uͤberein, nur weichen ſie in ihren Meinungen in ſofern 
ab, daß einige, als: Scherer, Runde, Span, Nic 
cius, Puͤttmann und Weineneck ihn für einen ac— 
ceſſoriſchen, andere als: Boſſet und Schulin, ihn fuͤr 
einen Hauptvertrag halten. 

Nach der richtigen Meinung iſt der urſpruͤngliche 
Wechſelvertrag ein eigenthuͤmlicher Vertrag und als ſolcher 
bei traſſirten Wechſeln in der Regel ein Hauptvertrag, bei 
eigenen Wechſeln ein Rebenvertrag. | 
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1) Der eigene oder trockne Wechſel ift als ein 
geceſſoriſcher Vertrag anzuſehen, ob er gleich wohl dadurch 
ſeine Eigenthuͤmlichkeiten nicht verliert. ’ 

Die Abſicht der Kontrahenten iſt darauf gerichtet, aus 
einem Geſchaͤft erhohte Vortheile zu ziehen und jenem groͤ— 
ßere Sicherheit zu verſchaffen. Das Geſchaͤft ſelbſt erzeugt 
ſchon ein Klagerecht; damit aber daraus eine noch groͤßere 
Verbindlichkeit entſtehe, iſt es in einen Wechſel eingehuͤllt. 

2) Bei dem traſſirten Wechſel iſt zu unterſcheiden: 

a) der Vertrag zwiſchen dem Traffanten und Remitten— 
ten, durch welchen das Wechſelverhaͤltniß begruͤndet wird, 
und ſich weſentlich von dem pacto de cambiando unterfchei= 
det. (Bender, a. a. O. 9. 294.) Dieſem kann ein 
Kauf, Tauſch u. ſ. w. zu Grunde liegen; 

b) der Acceptationsvertrag, wodurch jener Vertrag 
erſt bei dem traſſicten Wechſel wirkſam wird; kommt Dies 
ſer nicht zu Stande, ſo iſt kein Trattengeſchaͤft vorhanden. 
Denn ſobald die Acceptation nicht erfolgte, fo hat die Trat— 
te ihren directen von Anfang an bezielten Zweck verfehlt, 
das Geſchaͤft erſtickt in feinem Keime, der Wechſel iſt jetzt 
als ein ſolcher anzuſehen, welchen der Ausſteller auf ſich 
ſelbſt gezogen hat; es iſt eben ſo, als wenn ein eigener 
Wechſel ausgeſtellt iſt. Wenn dagegen der Bezogene ac— 
ceptirt, ſo hat alsdann das Geſchaͤft ſeine Stuͤtze erhalten, 
welche in den Augen aller Intereſſenten erforderlich iſt, um 
es als zuverlaͤſſig darzuſtellen. Ganz unrichtig iſt es, wenn 
Einige dieſen Vertrag | 

1) als eine Buͤrgſchaft betrachten; (Sonn- 
leithner, Lehrbuch des oft. HR. §. 412. Einert, a. 
a. O. p. 12.) denn der Acceptant haftet aus ſeinem Accept 
ſelbſt, und nicht blos ſubſidiariſch; auch ließe ſich nach die— 
ſer Anſicht nicht erklaͤren, warum der Inhaber des Wech— 
ſels zuerſt den Acceptanten um Zahlung angehen muͤſſe und 
erſt dann, wenn dieſer gar nicht, oder nicht hinreichend zahlt,, 
die Vormaͤnner angreifen darf, da ja doch der Buͤrge die 
Einrede der Vorausklage hat, und keine ausdruͤckliche Ver- 
zichtleiſtung darauf im Wechſel zu finden iſt. Der Accep— 
tant haftet aus der Acceptation, wenn gleich der Ausſteller 
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fallirt; der Buͤrge kann auf Aufhebung der Buͤrgſchaft drin— 
gen, wenn er bemerkt, daß der Schuldner unſicher wird, 
es ſteht ihm die provocatio ex lege si contendat zu: der 
Acceptant kann ſich gegen den Inhaber nicht der Einrede 
bedienen, welche er gegen den Traſſanten hat, dagegen kann 
der Buͤrge gegen den Glaͤubiger alle Einreden geltend ma— 
chen, welche der Schuldner hat. 

2) Nimmt man an, daß der Ausſteller und Accep— 
tant correi debendi find, dann ſteht es nicht in der Will- 
kuͤhr des Wechſelinhabers, wenn der Wechſel acceptirt iſt, 

den Ausſteller vor dem Acceptanten anzugreifen, vielmehr 

muß er erſtern ausklagen, ehe er letztern in Anſpruch neh— 
men kann. N 

3) Iſt es auch nicht als eine expromissio anzu- 


ſehen. 

49 Richt als ein constitutum debiti alieni, 
denn die Verhaftung des Aeceptanten aus dem Accept iſt 
keine blos acceſſoriſche, ſondern eine ſelbſtſtaͤndige, eine 
hauptſaͤchliche, und derſelbe kann die exceptio ordinis nicht 
gebrauchen. 

Dieſe richtige Meinung hat unter Andern Bender, 
(a. a. O.) vertheidigt. 


§. 3622. (M. $. 231.) 

Das pactum de cambiando iſt von dem contractus cambii 
weſentlich verſchieden, Letzterer als ein ſelbſtſtaͤndiger Vertrag 
anzuſehen. 

So wie zwiſchen dem pacto mutui dando und con- 
tractus mutui ein weſentlicher Unterſchied iſt, ſo iſt dieß 
auch hier bei dem pacto de canbiando und contractus cam- 
bii; jener iſt der vorbereitende Vertrag, woraus für den Re⸗ 
mittenten das Recht entſteht, auf die Ausſtellung des 
Wechſels zu klagen; aus demſelben entſpringt kein Wech⸗ 
ſelrecht, indem kein Wechſel vorhanden iſt. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Walraven, (de natura 
et indole actionum, quae lit. camb. emptori compet. Lugd. 
bat. 1817. P. 15.) Par deſſus, (cours II. p. 362.) Mit⸗ 
termaier, (a. a. O.) Bender, (a. a. O. 1. S. 209.) 
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Dagegen nehmen Andere an: daß in dem pacto cam- 
biandi der eigentliche Wechfeleontract enthalten fey. Knor— 
re, (de vera natura et indole cont. camb. |. 5.6.) Si⸗ 
veking, (Hamburger Material. §. 12.) Boſſet, (der 
Wechſelcontract. §. 33.) v. Weißeneck, (Theorie des 
WR. H. 48.) Pohl, (WR. ©. 124.) iſt der Meinung, 
daß das pactum de cambiando im weſentlichen in der Ver⸗ 
einbarung des Wechſelnehmers und Wechſelgebers beſtehe, 
wodurch Letzterer die Verpflichtung uͤbernimmt, jenem eine 
Summe Geldes gegen Empfang derſelben oder ihres Werth 
auszubezahlen, und daß nach Abſchluß dieſes pacti der 
Uebergang zum Wechſelcontract erfolge, welcher mit der 
Ausſtellung des Wechſels anfange und mit dem Augenblick, 
da der Bezogene durch die Annahme feinen Beitritt zu 
demſelben erklaͤrt habe, perfeet werde. Die Perfection des 
Wechſeleontraets in der Ueberlieferung des Wechſels zu ſu— 
chen, ſcheine ihm der Sache nicht angemeſſen. Dann waͤre 
Perfection des Wechfelcontracts von der des pacti de cam- 
biando nicht zu unterfcheiden, ſondern fiele damit zuſammen. 

Allein dieß iſt Verwirrung der Begriffe. Ein pa- 
ctum de cambiando bezieht ſich nicht blos auf einen Aus⸗ 
tauſch (cambium in ältern Sinne), fondern auf die Aug: 
ſtellung oder Lieferung des Wechſels. Die Vereinbarung, 
die der Schließung eines Wechſeleontraets vorhergehen 
kann, und in der Eingehung jedes Wechſeleontracts ent= 
halten iſt, kann nicht ſo gefaßt werden, daß der Wechſel⸗ 
geber die Verpflichtung uͤbernimmt, den Wechſelnehmer 
eine Summe Geldes auszahlen zu laſſen, ſondern daß der 
Wechſelgeber den Wechſelnehmer in den Stand ſetzt, eine 
Summe Geldes an einem andern Ort zu erheben; |. a. 
Walraven, (de natura et indole actionum, quae liter. 
camb. emptori competunt. Lugd. 1817.) 


S. 362b. (M. F. 2812. n. 1. 8.) 
Dem Traſſanten ſteht gegen den Remittenten nicht das Recht zu, 
wechſelmaͤßig auf die Bezahlung der Valuta zu klagen. 


Aus dem pacto de cambiando entſteht kein Wechſel⸗ 


recht, dieſes ſetzt das Daſeyn eines Wechſels voraus. Aus 
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jenem entſpringen für den Remittenten beſondere Verbin: 
lichkeiten, welche aber nicht von der Art ſind, daß er zur 
Erfuͤllung derſelben wechſelmaͤßig angehalten werden kann, 
indem er gegen den Traſſanten in keinem Wechſelverhaͤltniß 
ſteht. Der Natur des Wechſeleontraets iſt es nicht ange— 
meſſen, daß nach Wechſelrecht gegen den Remittenten ver— 
fahren wird. Wollte man das Gegentheil annehmen, ſo 
wuͤrde bisweilen das Wechſelverfahren gegen Perſonen ſtatt 
haben, die an ſich wechſelunfaͤhig ſind. Selbſt in dem 
Falle, wenn Remiltent einen Interimsſchein ausgeſtellt 
hat, wuͤrde gegen ihn im Falle der Nichtzahlung der Va— 
luta nur dann das wechſelmaͤßige Verfahren eingeleitet 
werden koͤnnen, wenn er wechſelfaͤhig iſt. 

Es iſt daher als eine Abweichung von den allgemeis 
nen Grundſaͤtzen anzuſehen, wenn in einigen Particulair⸗ 
Geſetzen beſtimmt iſt, daß gegen den Remittenten in dem 
angegebenen Falle wechſelmaͤßig verfahren werden kann: 
wie unter andern in der Breslauer WO. Art. 13. Danzi⸗ 
ger WO. Art. 1. Hamb. WO. Art. 3., in welcher letztern 
es heißt: wenn ein Wechſelbrief geſchloſſen und der Geber 
nicht gleich die Valuta bezahlt, ſoll gegen ſeine Perſon oder 
Guͤter, ohne gerichtliches Erkenntniß mit der parateſten 
Execution verfahren werden. Andere als: die Leipziger 
Wo. Art. 26. geſtatten, daß der Traſſant die Schlußbitte 
der Klage dahin richtet, Beklagten zur Bezahlung der Va— 
luta nach Wechſelrecht anzuhalten. 

Noch Andere geſtatten nur ein Exeeutivverfahren, als 
die oͤſtr. WO. Art. 39. Pr. LR. Th. 2 8. $. 958. mit 
der Beſchraͤnkung auf ein Jahr. 

g Jene richtige Meinung vertheidigen unter Andern: 

Puͤttmann, (WR. §. 80.) Mittermaier, (a. a. O.) 
Das Gegentheil behaupten: Treitſchke, (Handbuch des 
WR. H. 206.) Daniel, (Grundſäͤtze d. WR. S. 289.) 
Eichhorn, (Einl. §. 132. S. 364.) Bender, (WR. 
§. 320.) iſt der Meinung darum, weil auch dem Remitten— 
ten die Befugniß zuſtehe, gegen den Traſſanten executiviſch 
zu klagen, wenn er den Wechſel nicht ausſtellt; allein Letz⸗ 
terer ſteht in einem ganz andern Verhältniß als der Remit— 
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tent. Daß gegen den Traſſanten Fein Wechſelverfahren 
ſtatt finde, giebt er in F. 321. zu, indem die Aushändi: 
gung des Wechſels noch nicht erfolgt iſt. 


$. 363. (M. $. 231 a. n. 8.) 


Der Traſſat, der ohne Deckung den Wechſel bezahlt hat, kann 
von dem Traſſanten die gezahlte Summe nur in dem ordentli⸗ 
chen Prozeß wieder ſordern. 


1) Wenn der Acceptant dem Inhaber des Wechſels 
die Wechſelſumme bezahlt, ſo zahlt er als Selbſtſchuldner, 
mithin fuͤr ſich ſelbſt, nicht fuͤr den Traſſanten, welchen er 
jedoch dadurch ſowohl als ſich ſelbſt aller Wechſelverbind— 
lichkeit entbindet, da er den Wechſelvertrag voͤllig aufloͤſet. 
Cum una sit obligatio et summa est: ut sive solvatur ab al- 
tero liberatio contingat. L. 3. f. 1. D. de duobus reis const. 

2) Derjenige, welcher freiwillig aeceptirt und bezahlt 
hat, kann zwar durch Beibringung des ihm ausgehaͤndig— 
ten Wechſelbriefes ſich gegen den Traſſanten ausweiſen, daß 
er den uͤbernommenen Auftrag, ſo weit ſolcher die Zahlung 
des Wechſels betrifft, erfuͤllt habe; ob er aber ohne Deckung 
bezahlt, mithin deßwegen an feinen Mandanten eine Forde⸗ 
rung habe, dieß kann aus dem Wechſelbrief nicht erwieſen 
werden, ſondern es ſind andere Beweismittel zu gebrauchen. 

3) Der Wechſelbrief, da er dem Zahler in die Haͤnde 
kam, hat die Wechſelkraft verloren, und kann nur als Des 
weis der geleiſteten Zahlung, keineswegs aber der nicht er⸗ 
folgten Deckung dienen. 

4) Nur demjenigen Wechſelinhaber kommt Wechſel⸗ 
recht zu, der zu dem Eigenthum des Wechſels durch die 
darin beſtimmten Formen gelangt iſt. Daher ſteht dem Trafs 
ſat, wie jedem Dritten frei, zu Ehren des Ausſtellers den 
Wechſel zu acceptiren, und damit der Aeeeptant nicht in 
Gefahr gerathe, ſoll der Inhaber vorher proteſtiren, und 
im Proteſt erwaͤhnen laſſen, daß die Acceptation per ho- 
nor. de lettera geſchehe. Wenn dem Traſſanten, der den 
Wechſel acceptirt und gezahlt hat, an und für ſich ſchon 
das Wechſelrecht gegen den Traſſanten zuſtaͤnde, ſo wuͤr⸗ 


. 
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den die Geſetze dem Bezogenen nicht fo viele Foͤrmlichkei⸗ 
ten und Vorſichten auferlegen, um den wechſelmaͤßigen Ne: 
greß nehmen zu koͤnnen. 5 5 Den 

Hiermit ſtimmen überein: Siegel, (WR. Kap 5. 
$. 9.) Martens, (Handelsrecht S. 99.) Puͤtt mann, 
(WR. $. 141.) Sieveking, (Materialien zu einem 
vollſt. und ſyſt. WR. § 255.) Behrens, (Anl. zur 
Kenntniß v. Wechſeln u. Wechſelgeſchaͤften Magd. 1794. 
$. 203.) Wagner, (Handbuch 2. S. 317.) Zimmern, 
(Beitraͤge z. WR. n. 1.) Bender, (WR. Abth. 1. 
S. 552.) Eichhorn, (Einl. $. 144.) Mittermaier, 
(a. a. O.) Das Gegentheil wird von Einigen: Weiß: 
egger, (WR. 11. S. 100.) darum angenommen, weil 
fie behaupten, daß der Aeeeptant nach geleiſteter Zahlung 
als Inhaber des ihm eingehaͤndigten Wechſelbriefs aufzu— 


> 


treten berechtigt ſey. 


$. 863 b. (M. g. 231. n. 3.) 


Der Ausſteller, welcher einen ſchon acceptirten Wechſel wegen 
nicht erfolgter Zahlung hat einloͤſen muͤſſen, kann den Accep— 
tanten nach Wechſelrecht belangen. 


In fruͤhern Zeiten, ehe die preußiſche Geſetzgebung 
uͤber die Frage: ob dem Ausſteller gegen den Traſſaten, der 
den Wechſel acceptirt, Wechſelrecht zuſtehe, entichieden, *) 
war ſolche weder in den Wechſelordnungen ) beruͤhrt, 
noch von den Schriftftelleen***) des Wechſelrechts naͤher 
eroͤrtert worden. Seitdem aber haben nicht nur die meiſten 
Wechſelordnungen, welche dieſe Frage beruͤhren, ſondern 
auch die meiſten Rechtsgelehrten dieſe Frage verneinend be⸗ 
antwortet. 

„) Entwurf des allg. Geſetzb. f. d. pr. Staaten Tb. 1. Abth 2. tit. 3. 
$. 662. wo verordnet wird, daß der Ausſteller nicht berechtigt ſey, den 
Bezogenen in keinem Falle wechſelmaͤßig in Anſpruch zu nehmen. In 
den Motiven wird binzugefügt: aus dem bloßen Facto der Acceptation 
folgt noch nicht, daß der Bezogene ſich dem Ausſteller wechſelmaͤßeg 
babe verpflichten wollen, zwiſchen ihnen ſubſiſtirt alſo kein eigentlicher 
Wechſelcontrat. Es ſind gar zu viele Faͤlle denkbar, wo der Bozogene 


den Wechſel auf guten Glauben, auf den Kredit des Ausſtellers in der 
Hoffnung einer noch erſt zu erhaltenen Deckung acceptirt hat, und we— 
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gen inzwiſchen veränderter Umſtaͤnde, wegen nicht erfolgter oder nicht 
annebmtich befundner Deckung, ſolchen dennoch mit Proteſt zuruͤckgehen 
zu laſſen, berechtigt ſeyn kann. Die Obſervanz der vornehmſten Plaͤtze, 
mit welchen die inlaͤndiſchen Kaufleute in Verbindung ſtehen, z. B. 
Hamburg und Amſterdam ſtimmt mit dieſer Entſcheidung uͤberein. 


„) Chnrbrandenburgiſche WO. v. 1684. enthaͤlt zwar im §. 32. die 
Vorſchrift: „der Zieher hat an Niemand anders ſeinen Regreß zu neh 
men ats an den Acceptanten,“ läßt aber unentſchieden, ob für dieſen— 
Fall Wechſelrecht gelte. Die Frankf. WO. v. 1739. Art. 32. (Sie⸗ 
gel c. i. camb. erſte Fortſ. S. 82.) enthält eine dunkle Entſcheidung, 
allein das Frankf. Apellationsgericht, ſo wie die Tuͤbinger Juriſtenfa— 
cultaͤt in dem Gutachten v. 1826. (Schulin, niederlaͤnd. und grosbrit. 
Wechſel und Mercantilg. Frank. 1827. S. 80.) nehmen an, daß die 
Beſtimmung blos auf eine Entſchaͤdigungsklage im ordentlichen Prozeß 
zu beziehen ſey. 


% Siegel, Einl. z. WR. Th. 2. K. 5. 6. 2. erwähnt nicht dieſen 
Fall, wie unrichtig in dem Tuͤbinger Gutachten angenommen wird. Aus 
einem Parrere in Corp. i. camb. Th. 2. not. 7. — v. J. 1692. ſcheint 
aber doch hervorzugehen, daß die Kaufleute ſchon fruͤherhin die Anſicht 
gerpeilt haben, in dem dort vorkommenden Falle haͤtte der Ausſteller, 
welcher den acceptirten aber durch Verſehn unbezahlt gebliebenen Wech— 
ſel wieder einloͤſen muͤſſen, fuͤr Kapital und Koſten einen foͤrmlichen 
Ruͤckwechſel auf den Acceptanten gezogen, und die begutachtenden Kauf— 
leute erklaͤrten dieſes Verfahren ganz in Ordnung. 


Diejenigen Rechtsgelehrten, welche dieſe Frage ver⸗ 
neinen, als Martens, (Handelsr. §. 103.) Beh: 
rens, (Anleitung zur Kenntniß der Wechſelgeſchaͤfte. 
Magdeb. 1794. $. 147.) Zimmern, (Beitr. z. Eroͤrt. 
des WR. Wien 1806. 1. Abthl. u. Anleitung z. Kennt⸗ 
niß d. WR. Wien 1821. §. 205. 206.) Scherer, 
(Handb. d. WR. Th. 3. S 44.) Sonnleithner, 
(Lehrb. d. oͤſtr. Handelsrechts Wien 1830. n. Aufl. 1831. 
$. 426.) Wagner, (frit. Handb. d. in d. oͤſt. deutſch. 
Staaten gelt. WR. Wien 1824. Th. 2. $. 259. 262.) 
Goldſchmidt, (Bemerk. z. Entwurf einer erneuerten 
Wechſel u. Mercantilordnung fuͤr d. freie Stadt Frankf. 
Frankf. 1827. S. 37 — 39.) Bender, (Grundr. d. 
Handelsr. Th. 2. Abthl. 1. §. 356.) Mittermaier, 
(a. a. O.) die pr. GCommiſſion in den angefuͤhrten Mo⸗ 
tiven z. Entwurf des preuß. Geſetzbuchs; die Tübinger Zu: 
riſtenfakultaͤt in dem a. g. Gutachten — (womit auch die 
grosh. weimarſch. eiſenacher WO. v. 1819. $. 119. 155. 
Anhalt Deſſ. WO. v 1822. $. 94. das Niederl. Handels: 
geſetzb. B. 1. tit. 7. Art. 49, das preuß. LR. Th. 2. tit. 
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8 §. 1132 berkliſtimmen), führen zur Unterſtäͤtzung id 
rer Meinung folgende Gruͤnde an. 

19 Dermöge der Natur des Verhaͤltniſſes, in meh 
chem der Ausſteller gegen den Traſſaten ſteht, kann ihm Fei- 
ne Wechſelklage gegen denſelben zuſtehen: indem 

a) dieſe gegen den Acceptanten auf Bezahlung des 
Wechſels an den Kläger gerichtet iſt, der Aeceptant aber 
nur verbunden iſt, an den Remittenten oder deſſen Ordre 
bezahlen. (Gold ſchmidt, a. a. O. S. 38. Bender, 
S. 50.) (erſter Grund.) 

b) die Verpflichtung des Aeeeptanten gegen den Aus: 
ſteller nicht als eine wechſelrechtliche gelten kann; indem 

aa) ſolche nur auf einem gewoͤhnlichen Mandat des 
gemeinen Rechts beruht, welches einen bloßen Nebenver— 
trag des eigentlichen Wechſelverhaͤltniſſes bildet, und dieſes 
Letztere durch die erfolgte Regreßnahme gegen den Ausſtel—⸗ 
ler gänzlich beendigt wird, mithin zu der Zeit, wo der Aus: 
ſteller, nachdem er den Wechſel eingeloͤſt, den Aeceptanten 
daraus in Anſpruch nehmen wollte, gar kein Wechſelverhaͤlt— 
niß exiſtirt. Zimmern, (Beitr. $. 17.) Wagner, (n. a. 
$. 310.) Bender, (F. 308. 342. 356.) (zweiter Grund.) 

bb) es der nothwendigen Gleichheit der Contrahen: 
ten zuwider ſeyn würde, dem Ausſteller einen wechſelmaͤßi— 
gen Anſpruch gegen den Acceptanten zu geſtatten, waͤhrend 
die aus demſelben Mandatsvertrage herruͤhrende Klage des 
Aeeeptanten gegen den Ausſteller entſchieden kein Wechſel⸗ 
recht genießt. Zimmern, (a. a. O. Anleitung $. 205.) 
Tübinger Gutachten (S. 81.) Wagner, (. 309.) 
Goldſchmidt, (S. 39. (dritter Grund.) 

2) Wenn aber auch die Wechſelklage dem Ausſteller 
zuftände, fo wuͤrde fie doch durch die liquide Einrede des 
Aeceptanten beſeitiget werden: indem der Ausſteller etwas 
fordere, was er unmittelbar darauf wieder erſtatten muͤſſe, 
und eben daher gar nicht fordern duͤrfe. (Zufolge der 
L. 8. pr. D. de doli mali et met. exc. und L. 173. D. de 
reg. jur.) Der Erſatzanſpruch faͤllt zwar hinweg, wenn 

auf eine vorangehende Forderung gezogen, oder Deckung 
vor dem Verfall gemacht iſt, allein da das Daſeyn dieſes 
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Verhoͤltniſſes ſich aus dem Wechſel ſelbſt nicht ergiebt, ſo 
kann eine daraus hergenommene Replik im Wechſelprozeß 
nicht beruͤckſichtigt werden. (vierter Grund.) 

Aus weit beſſern Gruͤnden nehmen Andere, als: 
Sieveking, (Materialien zu einem vollſt. WR. H. 
281) Mathis, (juriſt. Monatsſchrift. B. 1. Berlin 
1805. S. 146 not. 50.) Treitſchke, (WR. F. 369.) 
Pohl, (Handelsr. Th. 2. S. 548. 574.) Heiſe und 
Cropp, (juriſt. Abh. B. 2. not. 1.) fra. J. Chitty, 
(practical treatise on bills of ex change T. 2. ch. 1. 
4. p. 440. 509. 523.) Thomſon, (treatise on the law 
of bills of ex change in Scotland. Edinburgh 1825. Ch. 7. 
p- 606.) die richtige Meinung an, womit auch die erneuer- 
te Frankf. Wechfel: und Mercantilordnung v. 1827. §. 54. 
und der Entwurf der Hamb. WO. v. J. 1819. Art. 74. 
vorzuͤglich aber die daͤniſche Verord. uͤber traſſirte Wechſel 
v. 1825. (in Schulin, niederl u. grosb. Wechſelg. S. 
496 — 553.) uͤbereinſtimmen: im Art. 60. der letztern 
heißt es nach der Schulinſchen Ueberſetzung: 

„So wie aus der Natur der Sache folgt, daß jeder 
Indoſſant, der einen proteſtirten Wechſel einlöft, das Klas 
gerecht erwirbt, welches dem fruͤhern Eigenthuͤmer des 
Wechſels zuſtand, ſowohl gegen die Vormaͤnner des In— 
doſſanten, als gegen den Aeeeptanten, fo kommt auch dem 
Traſſanten, wenn er den Wechſel eingeloͤſt hat, Wechſel— 
recht gegen den Aeceptanten zu. Wenn dieſer ſagt: er 
habe auf Credit acceptirt, ſo kann dieß bei der auf Einloͤ— 
ſung des Wechſels gegen ihn angeſtellten Klage nicht in 
Betracht kommen, ſondern er hat ſein deßfalſiges Recht 
durch eine beſondere Klage geltend zu machen.“ Auch 
ſcheint aus einer Entſcheidung der preuß. Geſetzrommiſſion 
v. 7. Jan. 1800 (Stengel, Beitr. B. 11. S. 381.) 
dieß nicht undeutlich hervorzugehen; ſie betrifft die Frage: 
ob dem Ausſteller eines Wechſels an eigene Ordre alle 
Rechte eines Inhabers des Wechſels zuſtehen? Der Haupt: 
inhalt der Entſcheidung geht dahin: daß die Vorſchrift des 
Pr. LR. Th. 2. tit. 8. $. 815 u. ſ. f. auf die Wechſel an 
eigene Ordre, welche in demſelben nicht erwaͤhnt werden, 
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gar kein Bedenken habe, wenn man nur das Eigenthim: 
liche ſolcher abartenden Wechſel in naͤhere Betrachtung 
zoͤge: denn bei Ausſtellung eines traſſirten Wechſels an 
eigene Ordre werde der Traſſant ſelbſt als Wechſelinha 
ber genannt, indem er ſich vorbehalte, denjenigen nahmhaft 
zu machen, an welchen, oder auf weſſen Ordre die Zah— 
lung geſchehen ſoll: ſo lange er dieſen nicht benannt, blie— 
ben in ſeiner Perſon der Traſſant und Remittent vereinigt, 
und in der Qualitaͤt des letztern ſei er unftrei: 
tig als der im Wechſel benannte Inhaber ans 
zuſehen. f 

Außer Zweifel iſt es, daß der Acceptant eben ſo gut 
wie der Ausſteller und Indoſſant wechſelmaͤßig hafte, es 
alſo blos darauf ankomme, ob die wechſelmaͤßige Verpflich— 
tung des Acceptanten auch dem Ausſteller zu Gute komme, 
oder hinreichende Gruͤnde vorhanden ſind, um ihm dieſelbe 
zu verſagen? 

Der Ausſpruch des Ausſtellers gegen den Acceptanten 
beruht auf einem doppelten Grunde; einmal auf dem, durch 
die Acceptation des Wechſels auch ihm geleiſteten Verſprechen 
der Zahlung, und zweitens: auf der vorangehenden Forde— 
rung, zu deren wechſelmaͤßigen Berichtigung der Acceptant 
ſich durch die Annahme des dieſerhalb gezogenen Wechſels 
anheiſchig gemacht hat, oder auf der ſtatt deſſen zum Behuf 
der Zahlung befonders uͤbermachten Deckung. 

Daß die Acceptation eine Annahme des den Bezogenen 
durch den Wechſels ſelbſt ertheilten Zahluugsauftrags enthal— 
te, ergiebt ſich aus der Form. Wer einen Auftrag ans 
nimmt, verſpricht dadurch dem Ertheiler deſſelben, dasje— 
nige zu thun, worauf der Antrag gerichtet iſt. Mithin 
verſpricht der Aeeeptant durch die Annahme des Wechſels 
zugleich dem Ausſteller, die darin aufgetragene Zahlung an 
die im Wechſel angegebene Order zu leiſten, und der Aus— 
ſteller erlangt dadurch ein Recht, die Erfüllung des Ver— 
ſprechens zu fordern. (Dieß iſt allgemein anerkannt. Sch es 
rer, Handbuch des WR. Th. 1. §. 21. von Aeceptation.) 
Man kann dagegen nicht einwenden, daß doch meiſtentheils 


durch den Inhaber oder den Mandatar eines e 
Wech⸗ 
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Wechſel zur Acceptation praͤſentirt werde, nicht der Aug: 
ſteller dieſen Vertrag ſchließe, und ſonach auch kein Recht 
aus jenem Vertrage erwerben könne. Denn einmal handelt 
doch jeder Wechſelinhaber im Auftrag des Ausſtellers und 
iſt alfo direct zur Praͤſeutation beauftragt und bevolimäch- 
tigt; dann iſt auch im Allgemeinen nicht anzunehmen, daß 
ein Dritter durch einen von zwei Perſonen geſchloſſenen Ver⸗ 
trag kein Recht erhalte; (ſ. §. 259.) bei den Wechſelgeſchaͤf— 
ten faͤllt dieß darum weg, weil hier jede auf den Wechſel 
uͤbernommene Verpflichtung auch dem Wechſel anklebt und 

jedem kuͤnftigen Inhaber zu Gute kommt. 725 

Kommt nun der Traſſat feiner aus der Aeceptation enk⸗ 
ſtandenen Verbindlichkeit nicht nach, und loͤſt der Ausſtel⸗ 
ler den Wechſel ein, fo geht die von ihm angeſtellte Manz 
datsklage allerdings zunaͤchſt auf Leiſtung des Intereſſe und 
nicht auf die Bezahlung der Wechſelſumme; allein ein Theil 
des Intereſſe beſteht jedoch in der Summe des Wechſels, 
weil der Ausſteller dieſe blos in Folge der unterbliebenen 

Zahlung des. Acceptanten wieder hat erſetzen muͤſſen, und 

dieſer Theil iſt voͤllig liquid, ſobald der Ausſteller die ver— 

weigerte Zahlung durch den Proteſt und die erfolgte Einloͤ⸗ 
ſung des Wechſels durch die Quittung des von ihm befrie— 
digten Inhabers darthut. In Anſehung der uͤbrigen For— 
derungen des Intereſſe iſt die Lquiditaͤt nicht ſogleich her— 
geſtellt. Da es nun aber im Wechſelverfahren jedem frei⸗ 
ſteht, den liquiden Theil der Forderung von dem illiquiden 

zu trennen, (Bender, a. a. O. Th. 2. Abth. 2. §. 456.) 

ſo iſt es auch dem Ausſteller erlaubt, ſeine Klage gegen den 

Acceptanten auf den liquiden Theil ſeines Intereſſe, auf die 

Wechſelſumme zu beſchraͤnken, und mittelſt der Mandats— 

klage ihn zur Bezahlung anzuhalten. | 

Was den zweiten Grund der von dem Ausſteller gegen 

den Acceptanten anzuſtellenden Klage betrifft, ſo ergiebt 

ſich ſolcher aus dem gewohnlichen Gange der Wechſelge— 
aͤfte. a 

5 Nach demſelben iſt der Ausſteller des Wechſels mei— 

ſtentheils ſchon vorher Glaͤubiger des Bezogenen, welcher 

den Wechſel gerade zu dem Zwecke zieht, um ſich dadurch 
15 


Ba. 
die Bezahlung feiner Forderung zu verſchaffen, und etwa 
noch feinen Schuldner zur Zahlung an dem im Wechſel 
feſtgeſetzten Tage recht ſicher zu verpflichten. f 

In den Faͤllen aber, wo ein Wechſel ohne dergleichen 
Schuldverhaͤltniß gezogen wird, iſt es bei ſoliden Geſchaͤf— 
ten die Regel, den Acceptanten gegen Verfallzeit mit der 
erforderlichen Deckung zu verſehen. Die Fälle, wo der Ac— 
ceptant zur Verfallzeit weder auf die eine, noch auf die aus 
dere Weiſe gedeckt iſt, ſondern dem Ausſteller die Zahlung 
ohne Sicherheit borgt, ſind nicht nur bei weitem die ſelte— 
nern, ſondern enthalten auch einen Gebrauch der Wechſel, 
welcher dem urſpruͤnglichen Zwecke fremd iſt, und eine Ope— 
ration, worauf der ſolide Kaufmann ſich ordentlicher Weiſe 
nicht einlaͤßt. Sie erſcheinen daher immer als Ausnahmen, 
und ſind nicht zu billigen. Es iſt daher ganz unrecht, wenn 
einige Juriſten den Umſtand: ob Traſſat Schuldner des 
Ausſtellers war, oder nicht blos deswegen, weil derſelbe 
auf die Form des Wechſels keinen Einfluß hat, und aus 
dieſem nicht zu erſehn iſt, als einen rein zufaͤlligen Reben— 
umſtand betrachten, dem bei der rechtlichen Beurtheilung 
der Wechſelverhaͤltniſſe gar kein Einfluß eingeraͤumt werden 
dürfe, um ihre Grundſaͤtze fo zu bilden, als ob das Traſſi— 
ren auf Borg das wahre und regelmäßige Geſchaͤft aus- 
mache. Vielmehr ſind umgekehrt die allgemeinen Grund— 
ſätze nach den Verhaͤltniſſen abzumeſſen, welche bei dem ſo— 
liden Gang des Geſchaͤfts, alſo bei dem Traſſiren auf Schuld 
oder mit Deckung, ſtatt finden, und das, was beim Traſ— 
ſiren auf Borg als Recht erſcheint, kann nur als eine Mo— 
dification der Regel gelten, die auf diejenigen Faͤlle zu be⸗ 
ſchraͤnken iſt, wo ein ſolches Traſſiren wirklich ſtatt gefun— 
den hat. 
92 dieſem Geſagten ergiebt ſich daher, daß der Aus— 
ſteller, welcher den aceeptirten aber unbezahlt gebliebenen 
Wechſel wieder hat einloͤſen muͤſſen, ſobald er neben dem 
Wechſel und dem Proteſte auch noch den liquiden Beweis 
der erfolgten Einloͤſung beibringen kann, zur Anſtellung der 
Wechſelklage gegen den Acceptanten allerdings befugt iſt, 
und daß der letztere ihn mit der Einrede der ſchuldigen Wie— 
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dererſtattung der Wechſelſumme nur dann zuruͤckweiſen kann, 
wenn er ſeinerſeits liquide Beweiſe daruͤber beibringt, daß 
ihm zeitige Deckung zugeſagt, oder von ihm ausbedungen 
ſey. | 
Es bleibt nun noch übrig, vier befondere Fälle, wel— 
che hier vorkommen koͤnnen, zu beruͤckſichtigen, und die Ge— 
gengruͤnde zu widerlegen. 

Der erſte Fall iſt der, wenn der aceeptirte Wech— 

ſel von einem ſpaͤtern Inhaber an den Ausſteller zuruͤckindoſ— 
ſirt worden. 
i Unter der Vorausſetzung, daß die Wechſelgeſetze ein 
ſolches Indoſſament nicht fuͤr unſtatthaft erklaͤren, (wie das 
pr. LR. Th. II. tit. 8. 5. 1133. Großh. Sachſenweimariſch 
Eiſenacher WR. v. 1819. $. 29.) fo wird der Ausſteller 
nach Zahlung des aceeptirten Wechſels Inhaber und kann 
ſonach gegen den Acceptanten klagen, und es kommt nicht 
weiter darauf an, ob das von dieſem geleiſtete Verſprechen 
zur Bezahlung des Wechſels auch ihm als Ausſteller zu 
Gute komme, und ob die dadurch gegen ihn in dieſer letztern 
Eigenſchaft eontrahirte Verbindlichkeit ihrer Natur nach, 
oder vermöge der nothwendigen Gleichheit der Rechte unter 
den Contrahenten eine wechſelrechtliche ſeyn konne. Zur 
Begruͤndung feiner Klage braucht er weder eines Proteſtes, 
da dieſer zur Klage des Inhabers gegen den Acceptanten 
nicht erforderlich iſt; (Scherer, Rechtsfaͤlle St. 20. §. 9. 
Bender, a. a. O. S. 114. 119.) noch auch des Bewei— 
ſes der erfolgten Einloͤſung, da ein Wechſelinhaber bei Be— 
langung des Aceeptanten nicht zu beweiſen braucht, daß er 
ſeinem Indoſſanten die Valuta bezahlt habe. 

Der Ausſteller kann aber in dieſem Falle nicht hindern, 
daß der Aceeptant gegen ihn die Einrede gebraucht, die ihm 
gegen denſelben in der Eigenſchaft als Ausſteller zuſteht. 
Es findet daher unter andern die Einrede der verſprochenen 
aber nicht erfolgten Deckung ſtatt, und in ſofern man der 
richtigen Meinung folgt, (Bender, a. a. O. S. 356. 
443. 552. fe dagegen Mitermaier, H. 235.) daß der 
Ausſteller den Beweis uͤberhaupt zu uͤbernehmen habe, es 
ſey auf Schuld oder gegen erfolgte Deckung gezogen wor⸗ 

15 
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den, ſo kann er ſich denſelben auch durch die Ruͤckindoſſi— 


rung des Wechſels nicht einziehen. (Martens, HR. 


§. 103. Wagner, a. a. O. F. 261.) 


5 Ein zweiter Fall iſt der, wenn der Ausſteller den 
Wechſel auf ſeine Ordre gezogen hat. In dieſem Falle 
wird in der Perſon des Ausſtellers auch die des Wechſel⸗ 


nehmers vereinigt und ſonach muß ihm die naͤmliche Wech- 


ſelklage gegen den Acceptanten zuſtehen, welche Letzterm 
zukommt. Auch laͤßt ſich dagegen nicht einwenden, daß 
doch der Acceptant nach dem Wortlaut des Wechſels die 


Zahlung nicht an den Ausfteller ſelbſt, ſondern nur an deſ⸗ 


ſen Ordre zu leiſten verſprochen habe. 

Ein dritter Fall iſt der, wo der Wechſel fuͤr 
Rechnung eines Dritten gezogen und auch fuͤr dieſen accep— 
tive worden iſt. 3 

Da der Acceptant ſich wegen Verguͤtung der geleiſte— 
ten Zahlung blos an den Dritten, hingegen abgeſehen von 
dem Falle, wenn etwa der Ausſteller ohne Auftrag des 
Dritten gezogen, und dadurch den Acceptanten verleitet has 
ben ſollte, gar nicht an den Ausſteller halten kann, ſo faͤllt 
hier die Einrede aus der dem Acceptanten zuſtehenden Erſatz— 
forderung oder aus dem Ausbleiben der bedungenen Deckung 
vollig weg. Da jedoch der Zweck dieſer Wechſel ganz bes 
ſtimmt dahin geht, dem Ausſteller fuͤr Rechnung des Drit— 
ten durch Vermittelung des Acceptanten die Zahlung zu lei— 
ſten, und folglich dieſer gewiſſermaaßen als Buͤrge, oder 
richtiger als Conſtituent fuͤr den Dritten eintritt, und da 


auch der Umſtand, daß für fremde Rechnung gezogen wor- 


den iſt, ordentlicher Weiſe ſchon aus dem Wechſel felbft 
hervorgeht, ſo wird man wenigſtens zugeben muͤſſen, daß 
die Wechſelklage des Ausſtellers gegen den Acceptanten in 
dieſem Falle mehr für ſich hat, als in allen andern. (ſ. je— 
doch Pardeſſus, cours de droit commercial T. II. 
$, 589.) 

Der vierte Fall betrifft den, wo bei einer Noth— 
addreſſe die Acceptation erfolgte oder eine Ehrenacceptation 
geſchah, die Zahlung aber ermangelte. 
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So viel den eigentlichen Jutervenienken betrifft, fo 
ſteht es gleich der Wechſelklas ge des Ausſtellers gegen dieſen 
entgegen, daß nach allen Wechſelrechten der Intervenient 
durch die geleiſtete Zahlung ſeinerſeits das Recht erwirbt, 
den ihm gebuͤhrenden Erſatz von demjenigen, zu deſſen Ehren 

er zahlte, nach der Strenge des Wechſelrechts einzuziehen, 
und daß demnach hier die Einrede des ſofort zu leiſtenden 
Erſatzes als vollkommen begruͤndet erſcheint. Daher müßte 
der Ausſteller zur Beſeitigung derſelben bei ſeiner Klage 
den liquiden Beweis beibringen, daß der Ehrenacceptant 
gehoͤrig gedeckt geweſen ſey. Allein wenn auch dieſer Be: 
weis geführt werden konnte, fo würde doch dem Ausſteller 
die Wechſelklage nicht zukommen; denn 

1) iſt nicht an ein zur Einziehung einer Forderung vom 
Chrenacceptanten geſchehenes Traſſiren, oder felbft an den 

Zweck, dem Ausſteller durch deſſen Vermittelung einen Vor⸗ 
ſchuß zu verſchaffen, zu denken. 

| 2) Fehlt es an dem Fundament der Klage, indem der 

durch den Wechſel dem Acceptanten ertheilte und von dieſem 

durch die Aeceptation angenommene Auftrag gar nicht vor— 

handen, ſondern vielmehr das Zahlungsverſprechen allein 
dem Wechſelinhaber geleiſtet iſt. 

3) Wollte man es aber auch als eine negotiorum 
gestio betrachten, fo wird ſolche zur Begruͤndung der Wech⸗ 
ſelklage um ſo weniger genuͤgen, weil, wenn auch die Zah— 
lung ausbleibt, der Vortheil fuͤr den Traſſ anten durch die 
bloße Acceptation des Intervenienten befoͤrdert worden iſt, 
da er dadurch Zeit gewonnen, die noͤthigen Anſtalten zur 

Bezahlung zu machen. 

4) Wenn auch beſondere Umſtaͤnde zur Begruͤndung 
der Klage hinzukommen ſollten, unter andern der, daß der 
Ausſteller dem Intervenienten auf erhaltene Nachricht De⸗ 

ckung zum Behuf der Zahlung uͤbermachte, ſo wuͤrde doch 
eine Klage, welche auf dergleichen Thatſachen begruͤndet 
werden muß, ihr Hauptfundament im Wechſelrecht nicht 
genießen. (Wagner, a. a. O. Th. 2. $. 261.) 

Ganz anders verhält es ſich aber bei der Nothaddreſſe. 
Der Addreſſat hat eben ſo gut wie der Traſſat einen Auftrag 
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durch den Wechſel erhalten, ſolchen durch die Acceptation 
auf den Wechſel angenommen. Das weſentliche juriſtiſche 


Fundament der Wechſelklage iſt alſo hier vorhanden, deß⸗ 


halb ift es daher auch nicht ganz unrichtig, den Addreſſat 
als einen eventuell Bezogenen oder als einen Subſtituten 
des Traſſanten anzuſehen. (Bender, a. a. O. Th. 2. Abe 
th. 1. §. 372. n. 4.) 

Dem Addreſſaten iſt aber, fo wie dem Intervenienten 
die Einrede der nicht erhaltenen Deckung einzuraͤumen, weß— 


halb denn auch der Ausſteller liquide Beweiſe in zweifelhaf- 


ten Faͤllen in dieſer Ruͤckſicht beibringen muß. 

Doch dieß iſt hinreichend zur Unterſtuͤtzung der ange— 
fuͤhrten richtigen Meinung. 5 

Was nun die Gruͤnde betrifft, welche zur Unterſtuͤtzung 


der entgegengeſetzten Meinung beigebracht find, (ſiehe oben). 


ſo ſind ſolche leicht zu widerlegen. 

Der angefuͤhrte erſte Grund erſcheint deßhalb be— 
denklich, weil er ſich allzuſehr an die Form hält, und daher 
das Weſen des Verhaͤltniſſes uͤberſieht. Denn wenn auch 
das Verſprechen des Acceptanten den Worten nach auf eine 
dem Inhaber des Wechſels zu leiſtende Zahlung lautet, ſo 


geht doch dem Obigen zufolge der wahre Zweck des Ge- 


ſchaͤfts meiſtentheils dahin, eine Forderung des Ausſtellers 
an den Acceptanten zu bezahlen, dieſer iſt folglich der eigent— 
liche Glaͤubiger und es ſcheint daher ſehr natuͤrlich, daß, 
wenn die verſprochene Zahlung an den von ihm angewieſe— 
nen Empfaͤnger nicht erfolgt, er nun dieſelbe gegen ſeinen 
Schuldner eben ſo gut ſelbſt einklagen duͤrfe, als der von 
ihm beauftragte Inhaber. 

Was den zweiten Grund betrifft, fo ſteht er in 
geradem Widerſpruch mit dem anerkannten Princip, daß 
jede Verbindlichkeit, welche durch das Aufſetzen der Unter— 
ſchrift auf einen Wechſel eontrahirt wird, ſchon von ſelbſt 
und ohne daß es daruͤber noch einer beſondern Erklaͤrung be— 
dürfte, die Wechſelſtrenge mit ſich führe. (Treitſchke, 
Handb. des WR. F. 74.) In Folge dieſes Grundſatzes 
gilt die Verpflichtung des Acceptanten gegen den Inhaber 
fuͤr eine wechſelrechtliche, ſonach iſt es ſchwer einzuſehen, 
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warum die durch eben denſelben Act, durch Aufſetzung der 
Aeceptation auf den Wechſel eontrahirte Verbindlichkeit ges 
gen den Ausſteller keine wechſelrechtliche ſeyn ſoll. Man 
wendet zwar dagegen ein: 

1) daß dieſes Verhaͤltniß, in welchem der Ausſteller 
zum Traſſaten ſtehe, ein gewoͤhnliches mit keiner Wechſel— 
verbindlichkeit verbundenes Mandat ſey. Allein wenn man 
darunter einen Vertrag verſteht, der alle Eigenfchaften des 
gewoͤhnlichen Vollmachtvertrags hat, ſo folgt daraus nichts 


gegen die wechſelrechtliche Verpflichtung der Parteien, weil 


dieſe auch mit den Vertraͤgen, welche mit einem ſchon dem 
gemeinen Recht bekannten Contract zuſammen fallen, ſehr 
wohl verbunden ſeyn kann, in ſofern nur die Verpflichtung 
auf eine beſtimmte Geldſumme gerichtet iſt. Wenn naͤm⸗ 
lich der Remittent die erhaltene Tratte gegen baare Bezah— 
lung der Valuta an einen Dritten indoſſirt, ſo traͤgt dieſer 
Vertrag alle Eigenſchaften eines wahren Kaufcontracts an 
ſich, und wenn jemand eine gewiſſe Summe baaren Geldes 
gegen einen daruͤber ausgeſtellten eigenen Wechſel aufnimmt, 
ſo hat das Geſchaͤft alle Merkmale eines Darlehns.- 

2) Nimmt man an: daß der Vertrag welchen der 
Ausſteller mit dem Acceptanten eingegaugen, nur ein Re— 
benvertrag ſey, und ſoll dieß ſo viel heißen, daß dieſer Ver— 

trag nur in einer zufaͤlligen Verbindung mit dem Hauptge— 
ſchaͤft ſtehe, ſo iſt 

a) ein Schluß von dieſer Eigenſchaft auf die nicht 
wechſelrechtliche Verpflichtung der Parteien durchaus unge— 
gründet; denn eine auf den Wechſel geleiſtete Buͤrgſchaft iſt. 
auch nur ein Rebenvertrag in dem Sinne und dennoch wird 
der Buͤrge nach voller Strenge des Wechſelrechts verhaftet. 

b) Laͤßt ſich dieſe Eigenſchaft dem Vertrag zwiſchen 
dem Ausſteller und Acceptanten nicht beilegen, indem der 
Auftrag des erſtern an letztern den weſentlichen Inhalt des 
Wechſelbriefs und die ganze Grundlage des ganzen Wech— 
ſelgeſchaͤfts ausmacht, und die Acceptation, nach der allge— 
mein eingefuͤhrten Form derſelben, zunaͤchſt nur die An— 
nahme des Auftrags ausdruͤckt, woraus ſich dann die Ver— 
flichtung gegen den Inhaber erſt folgerungsweiſe ergiebt. 
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Wenn ferner von den Gegnern angeführt wird, daß 
das eigentliche Wechſelverhaͤltniß durch die von Seiten des 
Ausſtellers erfolgte Wiedereinloͤſung des Wechſels völlig be: 
endigt ſei, und dieſe Einloͤſung in ſofern gleiche Wirkung 
mit der Zahlung des Acceptanten habe, ſo iſt dieß unrichtig. 
Wenn der Acceptant zahlt, fo find alle Zwecke, um des 
rentwillen der Wechſel ausgeſtellt und angenommen worden 
iſt, vollftändig erreicht. Das Geſchaͤft iſt vollendet. Wenn 
hingegen der Ausſteller den Wechſel hat einloͤſen muͤſſen ſo 
ſind umgekehrt dieſe Zwecke nicht erreicht: von einer Aufhe— 
bung des Wechſelverhaͤltniſſes durch Erfuͤllung kann keine 
Rede ſeyn, und wenn gleich das Verhaͤltniß zwiſchen dem 
Ausſteller und ſaͤmmtlichen Inhabern des Wechſels durch 
die erfolgte Leiſtung des Regreſſes abgethan iſt, ſo bleibt 
doch noch ein Hauptzweck des Wechſels, dem Ausſteller 
den Betrag der Wechſelſumme mittelſt der von dem Accep= 
tanten zu leiſtenden Zahlung zu verſchaffen, voͤllig unerledigt, 
und wird erſt gerade dadurch ins Werk geſetzt, wenn nur 
der Ausſteller den Aceeptanten aus dem zwar angenomme— 
nen, aber nicht vollzogenen Auftrag belangt. Daß er dieß 
nach Wechſelrecht zu thun befugt ſey, folgt daraus, weil er 
aus der Verpflichtung klagt, welche der Acceptant durch 
Aufſetzung ſeiner Handſchrift auf einen Wechſel contrahirt 
hat, und es iſt daher wieder eine Vorausſetzung des zu Ber 
weiſenden, wenn gleich wohl das eigentliche Wechſelver— 
haͤltniß ſchon fuͤr ganz beendigt erklaͤrt wird. 
5 Der dritte von der Gleichheit der Rechte herge⸗ 
nommene Grund hat mehr Gewicht. Denn, daß dem Be— 
zogenen, welcher von dem Ausſteller die bezahlte Summe 
zuruͤckfordert, keine Wechſelklage gegen denſelben zuſteht, 


iſt nach richtiger Meinung anzunehmen. Allein die Gleich⸗ 
heit der Rechte zweier Contrahenten ſetzt eine völlige Gleich 


heit voraus: hier aber findet ſich die große Verſchiedenheit. 
Denn 

1 der Anſpruch an den Ausſteller von Seiten des 
Acceptanten iſt eine, wenn auch nicht eigentlich beabſich⸗ 
tigte, doch von Anfang an vorausgejehene Folge des cons 


trahirten Geſchaͤfts: dagegen der Anſpruch des Ausſtellers 


„ 
— — 
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an den Acceptanten entſpringt aus einem Ereigniß, worauf 
zum Voraus nicht gerechnet iſt, aus einem widerrechtlichen 
Bruch des gegebenen Worts. 

2) viegt es nicht in der Abſicht der Parteien, daß 
dem Acceptanten durch Zahlung des Wechſels gemachte 
Auslagen augenblicklich wieder bezahlt werden ſollen; viel— 
mehr ſollen ſie vorerſt in Rechnung gebracht werden, um 
ſie demnaͤchſt wieder zu erſtatten. Sonach fehlt es nicht 
nur der Forderung des Acceptanten gegen den Ausſtel— 
ler an derjenigen beſtimmten Verfallzeit, welche bei einer 
mit Wechſelſtrenge zu verfolgenden Forderung vorausge— 
ſetzt wird, ſondern es hat auch der Acceptant durch feine 
Einwilligung in die ihm gegebene Anweiſung die Wechſel— 
ſumme in Rechnung zu ſtellen, ſeine Forderung zu einer ge— 
woͤhnlichen Conto-Currentforderung gemacht, und ſich da: 
durch der Beitreibung derſelben nach Wechſelrecht begeben. 

Der vierte von den Gegnern angefuͤhrte Grund iſt 
der wichtigſte. 

Dieſer Grund ſtuͤtzt ſich auf die Vorausſetzung, daß 
der Acceptant berechtigt ſey, die bezahlte Geldſumme un⸗ 
verzuͤglich zu verlangen, und dieſer daher, wenn er die 
Zahlung des Wechſels vom Aeceptanten eintreiben wollte, 
mit der einen Hand nehmen wuͤrde, was er ſofort mit der 
andern Hand zuruͤckgeben muͤßte. 

Hier wird der Fall vorausgeſetzt, daß keine Deckung er- 
folgt ſey, wobei es zunaͤchſt darauf ankommen wuͤrde, wem 
in Anſehung dieſes der Beweis obliegt. Nimmt man nach 
der richtigen Meinung an: daß dem Ausſteller die Beweis: 
laſt treffe, (Bender, a. a. O. B. 2. Abth. 1. S. 356.) 
fo ‘würde doch daraus noch nicht die Verwerflichkeit der 
Wechſelklage des Ausſtellers folgen, ſondern nur ſo weit, 
daß derſelbe ſogleich mit ſeiner Klage, zur Beſeitigung der 
zu erwartenden Einrede, den liquiden Beweis beibringen 
muͤſſe, daß er für die Deckung geſorgt habe. Der Acceps 
tant kann ſonſt die Wechſelklage des Ausſtellers durch die 
Einrede der mangelnden Deckung zuruͤckweiſen, indem er 
ſich darauf gruͤndet, daß ihm ſolche zugeſichert, oder von 
ihm zeitig ausbedungen ſei, und dem zu Folge in Gemäß: 
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heit der richtigen Grundſetze uͤber dem Beweis d der exceptio 
non ad impleti contractus, zwar nicht den Beweis, daß 
die ſchuldige Deckung ausgeblieben fei, wohl aber den, daß 
er dieſelbe zu fordern habe, uͤbernehmen. 

Wenn aber der entgegengeſetzte Fall eintritt, daß die 
Deckung wirklich erfolgt iſt, er den Ausſteller aber den 
Wechſel hat bezahlen muͤſſen, ſo iſt es unbedenklich, daß 
ihm die Wechſelklage gegen den Acceptanten zuſteht. 

Aus dieſem allen ergiebt ſich daher die Richtigkeit der 
angefuͤhrten Meinung. 


6. 364. (M. $. 232.) 
Das Wort Wechſel muß in dem Inſtrument enthalten ſeyn, 
wenn es als Wechſel angeſehen werden ſoll. 


1) Es iſt eine allgemeine Regel: quidquid ad formam 
rei requiritur, per aequipollens expediri nequit: insbe- 
ſondere aber 

2) wurde gleich im Anfange der Entſtehung des 
Wechſelgeſchaͤfts dieſes Wort gebraucht, um die zinsbaren 
Darlehne durch dieſes zu unterſcheiden und gegen das Ver— 
bot zu ſichern. 

3) Es iſt als eine entſchiedene kaufmaͤnniſche Ufance 
anzufehen, daß nur die Urkunde, welche dieſes Wort ent: 
haͤlt, ein wahrer Wechſel iſt. 

4) Die meiſten Wechſelordnungen enthalten auch die⸗ 
ſe Beſtimmungen, ſollte aber auch in einer derſelben dieſes 
Erforderniß nicht vorgeſchrieben ſeyn, ſo kann doch nicht 
angenommen werden, daß dieß nicht nothwendig ſey, indem 
wohl kein kuͤrzeres, ſchaͤrferes und bemerkbareres Wort ge: 
e werden kann, als dieſes, um das Ganze zu bezeichnen. 

5) Ohne dieſes charakteriſirende Wort wuͤrden insbe— 
ſondere kaufmaͤnniſche Anweiſungen von den Wechſeln gar 
nicht zu unterſcheiden Eur 

6) Jeder Wechſel als ein hoͤchſt ſingulares Juſtitut f 
iſt nur aus ſich ſelbſt erflörbar , wie jede Singularitaͤt im 
Rechte und darum muß er in ſich ein hoͤchſt treffendes Ers 
kenntnißzeichen haben, welches nicht beſſer als mit dem ein: 
zigen Worte Wechſel ausgedruͤckt werden kann. 
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Hiermit ſtimmen die meiften Rechtsgelehrten überein: 
Vangerow, (Wechſelrecht F. 94. Zuſaͤtze) Berger, 
(observ. P. 1. obs. 3. in suppl. P. II. tit. 3. n. 7.) Sie- 
gel, (Einl. z. WR. Kap, 1. F. 6.) Rice ius, (Exerci- 
tat. III. F. 24. IV. F. 88.) Cramer, (observ. P. I. obs. 
196.) Entſcheidung der Geſetzcommiſſion in preuß. Staaten 
ten v. 14ten Dec. 1781. in Klein's Annalen (B. 1. 
S. 12.) Puͤttmann, (Wechſelrecht §. 11) Sche— 
rer, (Handb. d. WR. 3. S. 267.) v. Weißeneck, (a. 
a. O. F. 70. 71.) Tritſchke, (a. a. O. S. 19.) See- 
burg, (de regr. camb. Lipz. 1824. F. 19.) ſ. a. (Pr. LR. 
Th. 2. üt. 8. F. 494. Andere nehmen darum das Ges 
gentheil an, weil es bei dem Wechſelvertrage vorzuͤglich 
darauf ankomme, daß der Schuldner ſich wirklich wechſel—⸗ 
maͤßig habe verbinden wollen, und es ſonach einerlei ſey, 
ob er das In ſtrument wirklich einen Wechſelbrief nenne, oder 
ſonſt nur woͤrtlich erfläre, ſich wechſelmaͤßig verpflichten zu 
wollen. Stryck, (Diss. de accept. lit. camb. C. 3. n. 10.) 
Ludoviei, (Einl. z. Wechſelprozeß Kap. 12. $. 10.) 
Pohl, (Wechſelrecht Th. 1. S. 107.) ſ. a. Code de com- 

merce Art. 110. 


§. 365 a. (M. $. 232.) 
Ein in Form einer Tratte eingekleideter Proprewechſel iſt nicht 
nach Grundſaͤtzen von traſſirten Wechſeln zu beurtheilen. 


Die Praxis hat meiſtens die Form vorwalten laſſen, 
und daher einen ſolchen Wechſel wie eine Tratte angeſehen, 
womit auch einige Rechtsgelehrte uͤbereinſtimmen, als: Cur— 
tius, (Handbuch des im K. Sachſen geltenden Civilrechts 
Th. 3. H. 1129. n. 1.) 

Allein mit Recht wird dieſe Meinung von An dern 
verworfen, als: Haubold, (Lehrbuch des K. Saͤchſ. 
Privatrechts $. 419.) indem fich die Anſicht durchaus nicht 
eonſequent durchfuͤhren laͤßt. Es wuͤrde ganz unangemeſ— 
ſen ſeyn, zu verlangen, daß der Remittent eines ſolchen 
Wechſels dem Ausſteller, auch wenn dieſer kein doppeltes 
Handelsetabliſſement oder Domieil hat, die von dieſem ſelbſt 
geſchehene Verweigerung der Aeceptation oder Zahlung und 
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die Aufnahme eines deßhalb bei ihm ſelbſt erhobenen Pro— 
teſtes erſt notificiren ſolle, wie es doch bei einer wahren 
Tratte unerläßlich iſt. Schon die Formalitaͤt des Prote— 
ſtes erſcheint in einem alſo geſtalteten Falle, dafern der 
Wechſel noch in erſter Hand iſt, unzweckmaͤßig. 


Anmerk. Ob der Art. 1326. des Cod. Napol. auf eigene Wechſel an— 
wendbar iſt ſ. Makeldey, in Oeſterlei und Spangenberg Maga— 
zin B. 2. S. 349. Pfeiffer, Rechtsfaͤlle Ab. 1. n. 9, Merlin, 
Repert. tom. VIII. p. 843. Das billet a domicile iſt dasjenige, 
worin der Ausſteller 5 verpflichtet, an einem andern Octe als dem 
der Ausſtellung an Jemanden eine Summe N bezahlen. Vincens 
1. p. 369. Merlin, Repert. VIII. p. 838. 


§. 365 b. (M. F. 232. f.) 
Auch bey einen Meſſwechſel iſt es nothwendig, den Tag und 
Monat der Ausſtellung genau anzugeben und nicht hinrei— 
chend, wenn er nach der Meſſzeit beſtimmt wird. 


1) Zur Form eines Wechſels wird die Beſtimmung 
der Zeit der Ausſtellung, Tag, Monat und Jahr erfordert. 
Diejenigen Schuldverſchreibungen, denen es an dieſer Form 
mangelt, ſind daher nicht als Wechſel anzuſehen. F 

Die Wechſelgeſetze find eingeſchraͤnkt und nicht aus: 
dehnend zu erflären, wenn daher das Geſetz in Anſehung 
der Meßwechſel keine Ausnahme macht, fo kann auch fol- 
che nicht angenommen werden. 

3) Dieſes angegebene Requiſit iſt darum nothwen— 
dig, um die Wechſelfaͤhigkeit, dann die Wechſelverjaͤgrung 
darnach zu beſtimmen. 

4) Wenn gleich auf den Meſſen gewoͤhnlich Exem— 
plare vorhanden ſind, worin die Zeit nach der Zeit der 
Meſſe beſtimmt iſt, Jubilate-, Michalis-Meſſe, fo hindert 
dieß nicht, die Zeit zur Befriedigung des Tages und Mo— 
nats genauer zu bezeichnen. N 

Ein wichtiger Rechtsfall in Mathis juriſt. Monats 
ſchrift B. 8. S. 305. u. ſ. f. 

§. 366. (M. $. 233. n. 4.) 
Wenn aus dem Interimsſchein, welchen der Traſſant den Remit⸗ 


tenten in dem Fall ausſtellt, wenn er nach bezahlter Valuta den 
Wechſel noch nicht erhaͤlt, executiviſch geklagt werden kann, 
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ſo kann auch gegen den Remittenten, wenn dieſer einen Inte: 
rimsſchein ausſtellt, indem er nach Empfang des Wechſels die 
Valuta nicht bezahlte, das naͤmliche Verfahren ſtatt haben, 
wenn er wechſelfaͤhig iſt. 


1) Blos aus einem Wechſel kann ein wechſelmaͤßiges 
Verfahren ſtatt finden. Ein Interimsſchein iſt aber kein 
Wechſel, ſondern ein Vorläufer wechſelähnlicher Verſchrei⸗ 
bungen. Doch wird in einigen Wechſelgeſetzen auch dem 
Interimsſchein des Traſſanten die Eigenſchaft beigelegt, daß 
aus ihm wechſelmaͤßig geklagt werden kann. Leipz. WO. 
§. 26. Braunſchw WO. Art. 9. Hamburger WO. Th. 1. 
3. 37. Oeſterreich. WO. Art. 39. Badner Handelsrecht 
Art. 114. Nach Andern findet blos der Exeeutivo- Prozeß 
ſtatt. Pr. L R. $. 958. : 

2) Die Rechte der Kontrahenten find ſich gleich und 
es muß ſonach aus dem Vertrage die naͤmliche Wirkung, 
welche fuͤr den einen aus der Nichterfuͤllung nach geſetz— 
licher Vorſchrift entſteht, auch bei dem andern eintre: 
ten, wenn nicht aus dem perſoͤnlichen Verhaͤltniß eine 
Verſchiedenheit entſteht; wenn der Remittent wechfeluns 
faͤhig waͤre, ſo wuͤrde, wenn aus dem Interimsſchein des 
Traſſanten auch wechſelmaͤßig geklagt werden koͤnnte, ge— 
gen den Remittenten dennoch nur der Executiv- Prozeß 
ſtatt haben. Dieſer Meinung ſind: Bender, (Gr. d. 
WR. 2te Abth. S. 52.) der entgegengeſetzten: Wag— 
ner, (Handb. des in öfter, Staaten geltenden WR. B. 1. 
S. 110.) 


$. 367. (M. 6. 235.) 
Die S der Valuta iſt kein nothwendiges Erforderniß 
eines Wechſels. N 


10 Das in dem Wechſel enthaltene Verſprechen, wech— 
ſelmaͤßig zu zahlen, iſt hinreichend zur Begründung der 
Wechſelverbindlichkeit. 

2 Wen gleich nach dem Civilrecht (L. 25. §. 4. D. 
de probat. c. 14. X. de fid. instr.) die Angabe der Da: 
luta in Schuldverſchreibungen erfordert wird, ſo iſt dieß 
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nach dem allgemeinen Wechſelrecht darum unnöthig, weil 
die Angabe ein Naturale, nicht aber Eſſentiale iſt, obgleich 
nicht zu leugnen iſt, daß es rathſam ſey, weil unter andern 
alsdann eine Menge von Scheingruͤnden, die namentlich 
Ft der Wechſelreuterei, entſtehen Fräftig vorgebeugt werden 
oͤnnen. 

Daher iſt es hinreichend, wenn die causa debendi ge- 
nerell ausgedruͤckt iſt, „Werth erhalten;“ die causa de- 
bendi specialis „Werth in Waare, Werth in Rechnung 
in banco,“ braucht weder bei traſſirten noch eigenen 
Wechſeln hinzugefuͤgt zu werden. 

Gleicher Meinung ſind: Raphael de Turri, (Diss. 
p. 2. d. 1. n. 9.) Gualter, (Diss. p. 26.) Francke, 
(Inst. jur, cambialis I. 1. 18. 9.) Lauterbach, (de iure 
in curia mercatorum th. 120.) Runde, (Gr. d. deutſch. 
PR. F. 238.) Puͤttmann, Grundſaͤtze des WR. H. 232.) 
Bender, (Wechſelrecht Abth. 1. §. 287. S. 188.) 

Dagegen find Andere der Meinung, daß die causa 
debendi ſpeciell ausgedruckt ſeyn muͤſſe, unter Andern: Heis 
neecius, (element. iur. cambial. Cap. IV. b. 13.) 

Sehr verſchiedene Beſtimmungen trifft man hieruͤber 
in den Wechſelordnungen an. | 

Einige ſchreiben die Angabe überhaupt vor, beſtimmen 
eine causa debendi generalis. 

Pr. LR. Th. 2. tit. 8. $. 766. „Iſt nur der Aus⸗ 
druck: Valuta oder Werth gebraucht; ſo kommt es uͤbri— 
gens auf die Worte, womit das Empfangsbekenntniß aus» 
gedruͤckt worden, nicht an.“ 

Nur in Anſehung derjenigen Perſonen, welchen die 
Wechſelfaͤhigkeit beſonders beigelegt iſt, als adelichen Guts— 
beſitzern, ſoll nach $. 796. das Bekenntniß des Ausftellers 
die Valuta baar erhalten zu haben, enthalten. 

Nach der Saͤchſ. Wechſelordnung $- 3. Anh. 
der E. PO. H. 5. und 15. iſt das Bekenntniß der Valuta 
nicht nothwendig. (Haubold, Lehrb. des koͤnigl. ſaͤchſ. 
Privatrechts §. 419.) 

Dagegen muß nach der Augsburgiſchen WO. 
Cap. 4. F. 3. Nuͤrnbergiſchen WO. C. 1. I 2. 
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die causa specialis angegeben fein: auch nach dem Code 


de Commerce Art. 110. La Lettre de change est tirèe 


d'un Yun sur un autre. — La valeur fournie en especes, 
en marchandises, en compte, ou de toute autre maniere. 


(Pardessus Disc. II. p. 388.) 


§. 368. (M. 6. 2352. n. 3.) 
Der Inhaber eines nicht acceptirten Wechſels iſt berechtigt, im 
ordentlichen Prozeß von dem Traſſanten, oder wenn derſelbe waͤh— 
rend der Zeit inſolvent geworden, von der Concursmaſſe die Ceſ— 


ſion ſeiner Rechte gegen den Traſſaten bis zum Betrag des 


Wechſels zu fordern, wenn der Traſſat ein Schuldner des m 
ſanten iſt und bleibt. 


1) Dem Urſprung des Wechſelgeſchaͤfts und der Na— 
kur deſſelben, ſowie auch nach den allgemeinen Grundſaͤtzen 
des Wechſelrechts liegt, noch jedem traſſirten Wechſel die 
Uebertragung zu Grunde. 

2) bei Ausſtellung eines Wechſels fuͤr Rechnung eines 
Dritten handelt der Traſſant im Namen des Dritten, die— 
ſer wird mithin dem Traſſanten zur Bezahlung der aus eine! m 
ſolchen Wechſel entſtandenen Ricambio-Rechuung als Ur— 
heber des Wechſels rechtlich verbindlich, ſo daß in dem Falle 
dieſer Dritte Debitor des Traſſanten iſt, der concurrente 
Theil dieſer Forderung von den activis des Traſſanten in 
dem Augenblick der Ausſtellung abgeſondert wird. 

3) Nach der Natur des Wechſelvertrags wird bei dem 
Kauf des Wechſels nicht ausſchließlich auf die Zahlungs— 
fahigkeit des Verkäufers, ſondern auf die Wahrheit der ihm 
uͤbertragenen, der Ausſtellung des Wechſels zu Grunde 
liegenden Forderung Ruͤckſicht genommen. 

4) Bei Abgabe eines ſolchen Wechſels creditirt der 
Traſſant in ſeiner Rechnung mit dem Traſſaten dieſem fuͤr 
den Betrag des Wechſels, und letzterer wird von ſeiner 
Schuld an dieſen in tantum liberirt, und fuͤr dieſen Betrag 
wird er nicht eher Schuldner des Traſſanten, als bis ihm 
der Proteſt wegen Nichtbezahlung dieſes Wechſels mitge— 
theilt iſt; er, der Dritte oder der Traſſant, oder in dem Falle, 
wenn Concurs ausgebrochen, die Creditmaſſe wuͤrde ja, 


| 
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wenn der Inhaber dieſes nicht bezahlten Wechſels nicht das 
Recht haͤtte, jura cessa von dem Traſſanten zu verlangen, 
dadurch mit deſſen Schaden bereichert werden, welches nach 
allgemeinen Rechtsbeſtimmungen unerlaubt iſt. 

5) Iſt der Wechſel wie ein Kauf anzuſehen. Die Na— 
tur des Wechſelcontracts ſetzt voraus, daß der Remittent, 
welcher einen Wechſel kauft und die Valuta dafuͤr bezahlt, 
von dem Traſſanten oder Verkaͤufer die Wahrheit erwartet, 
daß die eingetauſchte oder eingekaufte Muͤnzſorte und Sum— 
me bei dem Bezogenen zur Bezahlung der gekauften Tratte 
auch wirklich angelegt ſey. Dieſe bei dem Traſſaten placirte 
Valuta des Wechſels iſt ſonach das Object des Kaufs, wel— 
ches mit dem Ankauf des Wechſels ſofort in das Eigenthum 
des Remittenten übergegangen iſt. Mit Zuverſicht erwar- 
tet der Remittent, ſein Geld von dem Traſſaten wieder zu 
erhalten, vertraut der Angabe des Traſſanten, daß er wirk— 
lich bei dem Bezogenen das Geld angelegt habe. Koͤnnte 
eine ſolche Vermuthung nicht Platz greifen, ſo wuͤrde ſich 
wohl niemand zum Ankauf eines Wechſels gegen gleich zu 
bezahlende Valuta entſchließen. 

Aus dieſer Anſicht ergiebt ſich, daß wenn uͤber das 
Vermoͤgen des Traſſanten Concurs ausbricht, das Eigen— 
thum des Guthabens, was der Traſſant bei dem Bezoge— 
nen hat, fo fort bis zu deſſen Betrag auf den Remittenten 
uͤbergeht und dieſem ein Separationsrecht zukomme. 

6) Die Tratte wird auf das effective Guthaben des 
Traſſanten gegeben, es iſt daher billig, daß dem Remitten— 
ten, der fein baares Geld an den Traſſanten bezahlt hat, 
fuͤr die bezahlte Valuta das Guthaben des Traſſanten au 
den Bezogenen vor allen andern Maſſeglaͤubigern zugewie— 
fen werde, da er in directer Beziehung auf denſelben fein 
Geld bezahlt hat. er 

Hiermit ſtimmen überein: Sieveking, (Materia- 
lien $. 121.) von Tevenar, (Handelsr. §. 80.) Marz 
tin, (Wechſelencyclopaͤdie J. 21.) Mittermaier, (a. a. 
O.) Analogifch iſt auch dasjenige anzuwenden, was der 
Code de commerce beſtimmt: in Art. 115 heißt es: La 
provision doit etre faite par le tireur, — art. 117. Lac- 
Kr cepta- 
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ceptation suppose la provision. (Pardes sus discours 
1. p. 271.) Wegen der engliſchen WO. Thomaſon, 
treatise on the Law of bills of exchange. Edinburg. 1825, 
P- 365. 


Dagegen nehmen Andere als: Drummer, (Archiv 


d. HR. B. 1. n. 8. in der Abh. über eine angebliche, eigen: 
thuͤmliche Verbindlichkeit des Traſſanten, deſſen Schuld— 
ner der Traſſat iſt, gegen den Remittenten oder ſonſtigen 
Inhaber eines nicht acceptirten Wechſels.) Bender, 
(WR. Th. 2. Abth. 1. S. 359. 2. Abth. S. 465.) 
Heiſſe und Cropp, (jurift. Abh. Th. 2. n. 13.) das 
Gegentheil an. Die Gruͤnde ſind: 

1) der Remittent hat, wenn der Wechſel nicht ac— 
ceptirt, ſondern proteſtirt wird, kein anderes Recht gegen 
den Traſſanten als die Zahlung der Ricambio Rechnung zu 


fordern und wenn er fallirt, ſich wegen der Forderung an | 


die Maſſe zu halten. 

2) Wollte man annehmen, daß er befugt ſey, ſich 
iura cessa von der Concursmaſſe des Traſſanten geben zu laſ— 
ſen, ſo wuͤrde er ja ein Vorrecht erhalten, welches keinem 
der uͤbrigen Glaͤubiger zukommt, und wozu auch nicht der 
mindeſte Grund vorhanden iſt. 


3) Der Wechſel enthalte keine Ceſſion, denn wenn 

a) auf den Urſprung Ruͤckſicht genommen wird, ſo ſey 
er weiter nichts als eine Anweiſung, auf einen dritten Platz 
gemacht. | 

b) Auch fen folche nicht indem Worte Wechſel enthal— 
ten. 5 
e) Sehe man auf die Abſicht der Contrahenten, fo 
will der Empfaͤnger des Wechſels ſein Geld an einem drit— 
ten Ort wieder bezahlt haben, ihm ſey es ganzigleichguͤltig, 
ob der Traſſant von dem Traſſaten etwas zu fordern habe, 
er ſehe blos auf die Zahlbarkeit des Traſſanten. 

4) Da der Remittent bei dem Wechſelgeſchaͤft blos 
auf den Traſſanten Ruͤckſicht nimmt, dieſen Credit ertheilt, 
ſo trete der Grundſatz ein, ſeinen Glauben da zu ſuchen, 
wo er ihn verloren habe. N 
d 16 
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$. 369. (M. $. 235.) | 
Der von einem Minderjährigen ausgeſtellte Wechſel iſt ſelbſt dann | 
ungültig, wenn er eidlich beftärkt wurde. | 


1) Der von einem Minderjährigen ausgeſtellte Wech— 
ſel iſt in Ruͤckſicht ſeiner unverbindlich, er bedarf keiner 
restitutio in integrum, (L. 16. |. 3. D. de minoribus XXV. 
5 annis.) er kann dem Glaͤubiger 5 exceplio minorennitatis 
opponiren, und in vier Jahren nach Erlangung der Groß— 
jaͤhrigkeit das Bezahlte zuruͤckfordern. Selbſt dann, wenn 
er als Großjaͤhriger den Wechſel anerkannt, iſt dennoch der 
Wechſel unguͤltig, nach der Regel: quod ah initio nullum 
est, lapsu temporis convalescere non potest. 

2) Durch den Eid erhält ein Geſchaͤft an fich keine 
groͤßere Kraft, als es an ſich h hat. ; 

-3) Die auth. sacram, puber. C. si adv. vendit. wor⸗ 
in es heißt: iusiurandam ex minori facit majorem, iſt 
blos auf einen ſolchen Fall zu beziehen, wo ein Minderjaͤh— 
riger eine an ſich erlaudte Handlung oder gültiges Geſchaͤft 
durch den Eid beſtaͤrkt. 

4) Wollte man das Gegentheil annehmen, ſo wuͤr— 
den ja die Geſetze, welche den Minderfaͤhrigen verbieten, 
Wechſel auszuſtellen, umgangen und der Grund derſelben 
vereitelt werden, welcher doch kein anderer iſt, als der, daß 
ſie wegen Unerfahrenheit, durch leichte Verführung nicht um 
ihr Vermoͤgen gebracht werden. Hiermit ſtimmen überein: 
Siegel, (Einl. zum WR. Th. 1. K. 2 .. 13.) Kind, 
(Quaest. for. T. IV. n. 12. p. 60.) Bender, (WR. 
Th. 2. Abth. 1. S. 290.) ſ. a. Churſaͤchſ⸗ Mandat. 
n April 1724. Pr. L R. Th. II. üt. 8. . 729. Auch 
dadurch, daß Jemand ſich fuͤr einen Wechſelfaͤhigen ausge— 

geben, und dieſe Angabe ſogar eidlich beſtaͤrkt hat, erlangt 
der Glaͤubiger kein Wechſelrecht. (Th. I. tit. V. 5. 35. 15 

Der entgegengeſetzten Meinung ſind: Berg 
(oecon. jur. p. 669.) Puͤttmann, (Gr. des WR. 55 365 4 
vorzuͤglich darum, weil die angef. Authentica dahin auszu— 
legen ſind, daß durch den Eid eine unguͤltige Handlung 
dennoch Kraft erhalte. 
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b. 370. (M. $. 236. n. II.) 
Die Geiſtlichen und Militairperſonen find wechſelunfaͤhig. 


Was die Geiſtlichen betrifft, ſo ſteht der Wech— 
ſelfaͤhigkeit derſelben, wenn man auch auf das Verbot des 
canoniſchen Rechts (C. 15. 16. X. de vita et honest. cler. 
C. 18. X. de censibus C. 29. C. 1. 9. 1.) und das Concil. 
Tredent. Sess. 22. C. 1. de refor. daß die Geiſtlichen kei— 
ne Handelsgeſchaͤfte treiben ſollen, keine Ruͤckſicht nehmen 
will, indem der Geiſtliche, ohne ein Gewerbe zu treiben, 
in gewiſſen Faͤllen einen Wechſel, um ſich eher Geld zu ver— 
ſchaffen, auszuſtellen veranlaßt werden kann, uͤberhaupt 
entgegen: daß die Wechſelſtrenge gegen fie, vermoͤge ihres 
Amts, nicht ſtatt haben kann, und das oͤffeutliche Verhaͤlt— 
niß, in welchem die Geiſtlichen ſtehen, darunter leiden wuͤr— 
de. Wenn gleich dieſes iſt, ſo iſt dennoch ein von einem 
Geiſtlichen ausgeſtellter Wechſel nicht unguͤltig, er kann 
nur nicht als Wechſel gelten und die Wechſelſtrenge bewir— 
ken; eben ſo wenig, als der von dem Geiſtlichen fruͤher, als 
er das geiſtliche Amt antrat, ausgeſtellte Wechſel, welcher 
jetzt, nachdem er das geiſtliche Amt erhalten, zahlbar wird. 

Dieſer Meinung ſind unter Andern: Brunneman, 
(de jure ecel. Lib. I. c. VI. membr. X. 1.7.) Eich horn, 
(Einl. F. 28. n. J.) Bender, (WR. 1. S. 259. 
§. 309.) 

Hiermit ſtimmen auch viele Particulairgeſetze uͤberein. 
Oberpfaͤlziſche WO. §. 1. Oberlauſitziſche WO. §. 2. 
Churſaͤchſ. Patent vom 22. Maͤrz 1711. Saͤchſ. Mandat 
die Aufhebung d. Wechſelverf. gegen kath. Geiſt. v. 9. Juni 
1808. Mandat vom 7. Auguſt 1818. die Aufhebung des 
Wechſelverf. gegen Geiſt. bet. (Haubold, Saͤchſ. Pri⸗ 
vatrecht §. 418.) Hennebergiſche WO. $. X. 

Nur in einzelnen Faͤllen, oder einzelnen Geiſtlichen 
wird die Wechſelfaͤhigkeit geſtattet. So find nach der Ent— 
ſcheidung der preuß. Geſetzcommiſſion v. 19. Jan. 1788, 
(Kleins Annalen B. 3. S. 352.) die canoniei wechfel⸗ 
faͤhig. Nach der pr. Verord. vom 30. Mai 1790 und 20. 
Aug. 1806 koͤnnen ſich Geiſtliche gegen die allgemeine Witt⸗ 

16 
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wenkaſſe wechſelmaͤßig verpflichten. So find nach der 
braunſchweigſchen WO. Art. VI. die Geiſtlichen wechſel— 
faͤhig; nach dem herz. Reſeript v. 9. Sept. 1760 kann aber 
dieß auf die Stiftsperſonen nicht bezogen werden. (Wolff— 
ramm, Sammlung braunſchw. Wechſelv. Ait. M. M. 
8 1 

Andere dagegen nehmen an, daß die Geiſtlichen 
überhaupt wechſelfaͤhig ſind; Rivinus, (de cleric. cam- 
biant. Lpz. 1730.) Riceius, ( ad ius camb. 
Exerc. V. Sect. III. f. 23.) Beck, (Wechſelrecht C. 1. 
s 12. not. 3.) Besen, (oecon. iur. Lib. VI. Tit. XXX. 

51 n. 6.) Scherer, (Handbuch des WR. Th. 1 
S. 688.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Einige halten die catholiſchen Geiſtlichen fuͤr wech— 
ſelunfaͤhig, Andere nicht. Scaccia, (de commer- 
ciis et camb. J. 1. 9. VII. Part. II. ampl. XI. n. 6.) 
Die evangeliſchen Geiſtlichen halten Mehrere darum fuͤr wech— 
ſelfaͤhig, weil das canoniſche Recht, in ſo fern es ihre Per— 
ſon, Rechte und Verbindlichkeit betrifft, auf ſie unanwend— 
bar ſey, als: Boͤhmer, (ius. eccl. Prot. Lib. 3. Tit. 
33. F. 2. 3.) Franck, (Inst. iur. camb. Lib. 1. Sec. 1. 
tit. 9. b. 5.) Strecker, (de iis. qui a nexu cambio- 
rum vel iur. camb. rigore sunt exemüi 9. 18.) Mos⸗ 
ham, (WR. F. 106.) 

In Anſehung der Wechſel, welche ein Geiſtlicher vor— 
her, ehe er in den geiſtlichen Stand getreten, ausgeſtellt, 
855 Strecker, (a. a. O. f. 18.) Rivinus, (a. a. 

O. F. 4.) Siegel, (Wechſelglaͤubiger Cap. 11. $- 3.0 
Scherer) (a. a. O. S. 692.) Bender, (a. a. O. S. 
264.) der Meinung, daß die Wechſelſtrenge gegen ihn ſtatt 
habe, weil, wie Letzterer bemerkt, durch die Veraͤnderung 
des Standes den rechterworbenen Rechten der Wechſelglaͤu- 
biger kein Abbruch geſchehen dürfe. Wenn dem Geiſtli- 
chen die Wechſelfaͤhigkeit beigelegt wird, ſo iſt die Frage: 
ob er bei dem Wechſel- oder Handelsgericht belangt werden 
kann, oder ob er auf ſeinen befreiten Gerichts ſtand Anfpen- 
che zu machen berechtigt ſey, beſtritten. 0 f 
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Es kommt hier das C. 4. X. de jud. C. 12. 13. X. 
de foro compet. in Betracht, nach welchen fie ihr Forum 
nicht prorogiren dürfen: daher auch Rivinus, (a. a. O. 
9. 19.) Struben, (Nebenſt. Th. VI. Abtheil. LXV. 
§. 35.) Scherer, (a. a. O.) der Meinung find, daß er 
bei den geiſtlichen Gerichten belangt werden muͤſſe; wogegen 
aber ſich einwenden läßt, daß in Handels- und Wechſel— 
ſachen die privilegirten Gerichtsſtaͤnde uͤberhaupt nicht in 
Betracht kommen. 8 

Ein gleicher Grund, wie bei den Geiſtlichen, tritt 
auch bei den Militairperſonen ein; das öffentliche 
Verhaͤltniß, in welchem fie ſtehen, muß bei der Colliſion 
ihres Privatverhaͤltniſſes den Vorzug haben. 

Einige ſind der Meinung, daß den Oberoffizieren die 
Wechſelfaͤhigkeit nicht abzufprechen ſey, als: Puͤttmann, 
(WR. J. 32) Mosham, (WK. § 116.) 

Andere legen ihnen die Wechſelfaͤhigkeit uͤberhaupt 
bei, als: Pohl, (WR. S. 80.) Bender, (WR. 
S. 267. §. §. 310) Mittermaier, (a. a. O.) | 

So verſchieden die Meinungen der Rechtsgelehrten 
ſind, ſo verſchiedene Beſtimmungen finden ſich in den Parti— 
culairgeſetzen. Nach der baier. WO. 9. 3. lit. g. find die, 
welche außer ihrer Gage eigenthuͤmliches Vermoͤgen beſitzen, 
wechſelfaͤhig. Nach der Breslauer WO. von 1753. (Va⸗ 

ter, Repertorium der pr. ſchleß. Verf. Th. 2. S. 88.) 
ſind ſie wechſelfaͤhig, doch kann ein Oberoffieier in Wechſel— 
ſachen nicht eher bei dem Oberamt in Anſpruch genommen 
werden, als zuvor die Sache bei dem Commandeur verhan— 
delt war. In Preußen ſind ſie wechſelunfaͤhig, doch koͤn— 
nen ſie durch Certificate zu einzelnen Wechſelgeſchaͤften die 
Faͤhigkeit erhalten, fo wie fie ſich auch gegen die Wittwen⸗ 
kaſſe wegen der Eintrittsgelder wechſelmaͤßig verpflichten 
koͤnnen. Cabinetsordre v. 3. Jan. 1816. Nach der ſaͤchſ. 
erneuerten Ordonnanz vom 30. Juni 1752. F. 94. und nach 
dem Kriegsregl. vom 23. Jan. 1789. Abſ. VIII. $. 15. 18. 
ſind Unterofficiere und gemeine Soldaten wechſelunfaͤhig; 
nach der erſten Verord. find die Wechſel, fo lange der Aus- 
ſteller im wirklichen Kriegsdienſt des Landesherrn ſich befin— 


246 


det, unguͤltig; nach der zweiten Verord. follen die in die⸗ 
ſem Verhaͤltniß ausgeſtellten Wechſel keine Wechſel— 
kraft haben, doch aber, wenn ſie eignes Vermoͤgen ha— 
ben, als Schuldverſchreibungen gelten. Zweifelhaft iſt 
aber, ob dieſe Verord. nicht durch das Mandat vom 15. 
Feb. 1822. einige privatrechtl. Beſtimmungen in Hinſicht 
der Militairperſonen bet. aufgehoben ſind, indem in denſel— 
ben beſtimmt iſt, daß die von den Militairperſonen aufge— 
nommenen Darlehne und gemachten Schulden denen der uͤb— 
rigen Unterthanen gleich geachtet ſeyn ſollen. Allein da in 
§ 2.4. und 7. des Mandats blos vom Wechſelrecht in Bes 
ziehung auf die Oberofficiere gehandelt wird, auch in der 
einen Ordonnanz vom 19. Juli 1828 Th. 2. §. 54. 82 vom 
Wechſelverfahren gegen die Oberofficiere die Rede iſt, ſo 
kann dieſes Mandat auf die Unteroffieier und gemeinen Sol— 
daten nicht bezogen, und jene aͤltern Verordnungen als auf— 
gehoben betrachtet werden. Die Stabs- und Oberofficiere 
find nach dem Reſcript vom 27. Mai 1725 und Kriegsregl. 
Abſ. VIII. 5. 16. wechſelfaͤhig und es findet gegen fie das 
Wechſelverfahren ſtatt, doch nicht während des Kriegszu— 
ſtandes. Mand. vom 15 Feb. 1822. §. 3 u. 4. (Haus 
bold, fächf. Privatrecht $. 418. 493) 5 

Bei der behaupteten Wechſelunfaͤhigkeit der Geiſtli— 
chen und der Militairperſonen wird uͤberhaupt vorausgeſetzt, 
daß das ſtrenge Wechſelverfahren eingefuͤhrt iſt, Perſonal— 
arreſt die Folge der Nichtzahlung iſt. Denn wenn das ge— 
milderte Wechſelverfahren eingeführt iſt, Execution in das 
bewegliche und unbewegliche Vermögen ſtatt hat, fo kann 


die Wechſelfaͤhigkeit gedachter Perſonen nur dann in Abrede 


geſtellt werden, wenn fie nach dem Particulairgeſetz übers 
haupt als wechſelunfaͤhig anzuſehen ſind. 


i 6. 370 b. (M. F. 236.) 
Aus einem, von einem ſolchen ausgeſtellten Wechſel, der ſich fuͤr 
großjaͤhrig faͤlſchlich ausgegeben, kann executiviſch geklagt werden 
und die Exceptio minoris aetatis iſt unzulaͤſſig. . 
Waenn ein Minderjähriger einen Wechſel ausgeſtellt, 
worin er ſich als großjaͤhrig ausgegeben hat, fo kommt es 


— 
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darauf an: ob der Gläubiger dieſe falſche Angabe veranlaßt, 
oder ob der Minderjaͤhrige ſelbſt dieſes gethan hat; in jenem 
Falle findet die exceptio minoris aetatis feine völlige Anz 
wendung; (L. X. arg. 3. C. si minor se majorem dixerit.) 
in dieſem Falle kann aber die exceptio ſogleich durch die 
replicatio doli zuruͤckgewieſen werden, denn die Geſetze 
kommen dem Irrenden, nicht aber dem zu Huͤlfe, welcher 
auf Betrug ausgeht. 
Die iſt nicht nur der Billigkeit gemäß, ſondern auch 
in ähnlichen Fällen deutlich in den Geſetzen beſtimmt. So 
fällt die exceptio S. C. Macedoniani weg, wenn der Min⸗ 
derjaͤhrige ſich, um den Gläubiger zu betrügen, für groß— 
jaͤhrig ausgegeben hat. (L. 1. C. ad S. C. Maced, „Si filius- 
familias, quum in potestate patris esset, mutuam a te 
pecuniam accepit, quum se patremfamilias diceret, cu- 
ius adfırmationi credidisse te iusta ratione edocere poles: 
exceptio ei denegabitur.!) . 
I) S. a. Saͤchſ. Mandat vom 21. April 2724. f. 4. wo es heißt: wenn 
er (naͤmlich der Minderjährige unter 25 J.) bei Unterſchrift eines Wech⸗ 
ſels vor 25 J. alt ſich wider die Wahrheit ausgegeben, und dadurch 
den Creditoren (dem ſodann und wenn er dieſes erweiſen kann, zur 
Bezahlung, jedoch nicht nach Wechſelrecht, ſondern ſonſt behoͤrig ver— 
holfen werden ſoll,) faͤlſchlich induciret. ar, 
Der Executiv-Prozeß kann jedoch nur in dem Falle 
ſtatt finden, wenn in dem Wechſel der noch Minderjaͤhri— 
ge ſich ſelbſt fuͤr großjaͤhrig ausgab; denn wenn dieß nicht 
geſchehen, ſo muͤßte der Glaͤubiger beweiſen, daß der Ein— 
wand des Beklagten wegen der Minderjaͤhrigkeit in ſofern 
falſch fen, weil er ſich betruͤgeriſch für großjaͤhrig ausgege— 
ben hat. Dieſer Beweis kann aber nur im ordentlichen Pro— 
zeß gefuͤhrt werden; uͤberdieß wird aber noch erfordert, daß 
er darthut, ſich im weſentlichen Irrthume befunden zu ha— 
ben; wie dieß auch dann erfordert wird, wenn ein filius fa- 
milias ſich für einen pater familias ausgegeben hat. (L. 1. 
C. ad. S. C. Macedoniarium „ut eius adſirmationi cre- 
didisse te iusta ratione edocere possis.) Hiermit ſtimmt 
überein: Kind, (Ouaest. for. T. IV. C. XII.) Kapf, 
(wuͤrtemb. Rechtsſpruͤche S. 420.) Bender, (WR. 1. 
9. 315. S. 293. not. 5.) Das Gegentheil nimmt an: 


— 
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Mencken, (Diss. de personis per mandata a. 1718. d. 
29, Dec. u, 21. April 1724, cambialiter contrahere pro- 
hibatis Vit. 1724.) 


$. 371. (M. $. 236. n. 5.) 

Dem Weibe, welches dem Wechſel mit ihrem Manne gemein 
ſchaftlich unterſchrieben hat, kommt auch dann, wenn der Wech— 
ſel verjaͤhrt iſt, die Exceptio SC. Velleiani und auth. 
cod. si qua mulier nicht zu. 


i Unter der Vorausſetzung, daß die Wechſelordnung 

die Wechſelfaͤhigkeit des Weibes nicht ausſchließt, kann 
eine Frau, welche den Wechſel mit ihrem Manne gemeins 
ſchaftlich unterſchrieben hat, dann, wenn dieſer ihn ohne 
ihre Zuziehung prolongirte, und ſonach die Wechſelkraft 
nur in Hinſicht ſeiner erhalten wurde, in Hinſicht ihrer 
aber als verjährt zu betrachten iſt, ſich dennoch nicht auf 
ihre weiblichen Rechtswohlthaten berufen: denn 

1) kann ſich ein Weib, welches wechſelfaͤhig, geſetzt 
auch, daß ſie keine Handelsfrau iſt, auf ihre weiblichen 
Rechtswohlthaten überhaupt nicht berufen. Hurlebuſch, 
(Diss. de except. SC. Vellei. si qua mulier in cambiis jur. 
bruns. cessante 1782.) 

2) Iſt der Wechſel von dem Weibel nicht prolongirt 
und ſonach in Hinſicht ihrer, nach Ablauf der beſtimmten 
Zeit, die Wechſelkraft erloſchen, (gewöhnlich in Jahresfriſt) 
ſo erliſcht doch dadurch die Forderung ſelbſt nicht, und das 
Document iſt nicht als eine ſimple Schuldverſchreibung ans 
zuſehen, ſondern hat noch immer die Eigenſchaft eines 
Instrumenti guarentigiati. Seaceia, (de cambiis c. 7. 
Ic Tübing. Vol. VIII. C. LXXVII.) Eſtor, (Unter⸗ 
richt von Urtheilen und Beſcheiden F. 1155.) Hommel, 
(Rhaps. obs. 91.) Wollte man aber dieß auch nicht an⸗ 
nehmen, ſo koͤnnen doch die Wirkungen nicht von der Art 
ſeyn, daß dadurch alle aufgehoben werden. Rieeius, 
(Exercit. iur. camb. exerc. XI. |. 88.) 

3) Das Gefchäft war vom Anfange an gültig, man 
mag das Weib als Mitſchuldnerin oder als Buͤrgin an: 
ſehen, ſie bleibt ſo lange tenent, als bis die Schuld bezahlt 
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iſt. Man kann hier dasjenige, was das roͤmiſche Recht be- 
ſtimmt, analogiſch zur Anwendung bringen. Die L. 12. D. 
de minorib. beſtimmt, daß ein Weib, welches ſich für 
einen Unvermoͤgenden oder Minderjaͤhrigen verbuͤrgte, auf 
das Sc. Vellei keine Anſpruͤche machen kann; daß ſie aber 
alsdann, wenn der Minderjaͤhrige majorenn wird, von ihrer 
Verbindlichkeit frei werde, iſt nicht beſtimmt. So iſt 
auch eine Handelsfrau, wenn ſie auch die Handlung nie— 
dergelegt, dennoch verbunden, die vorher gemachten Wech— 
ſelſchulden zu bezahlen. Riceius, (Exercit. iur. camb. 
exerc. V. Sect. 2. $. 10.) Vangerow, (Entwurf des 
Wechſelrechts . 47.) 

Hiermit ſtimmt überein: Hurlebuſch, Verſuch 
eines Beweiſes, daß auch gegen verjaͤhrte Wechſel die Ein⸗ 
rede des Vellei. Railhſchluſſes nach der Braunſchw. WO. 
unzulaͤſſig ſey. Berl. 1785. | 


$. 372. (M. b. 237. n. 1.) 
Der Taufname des Indoſſanten braucht nicht hinzugefuͤgt 
zu werden. 

Daß bei einem Wechſel die Hinzufuͤgung des Tauf⸗ 
oder Zunamen nicht zu geſchehen braucht, wenn die Wech- 
ſelordnungen dieß nicht ausdruͤcklich beſtimmen, iſt von den 
Meiſten angenommen: Franck, (Inst. iur. camb. Lib. 1. 
Sect. 1. Tit. 8. f. 19.) Siegel, (Einl. z. WR. S. 24.) 
Puͤttmann, (Gr. des Wechſelrechts J. 11.) Hom⸗ 
mel, (Rhaps. obs. 645.) Beſtritten aber iſt die Frage: 
ob nicht bei einem Indoſſament dieß geſchehen muͤſſe, von 
Franck, (a. a. O. Lib. 1. Sect. 2. tit. 5.3.19.) Barth, 
(Hodeget. forens. Cap. IV. not. e. p. 783) Hoͤckner, 
(Diss. de liter. camb. indos. C. 2. $. 9. in Beſecke, Th. 
iuris camb. P. I. p. 393.) Nach der richtigen Meinung 
iſt es unnothig. Puͤttmann, (a. a. O. §. 83.) Kind, 
(Quaest. for. T. IV. C. XVI. p. 80.) 


$. 373. (M. 6. 237. n. 4.) a 
Der wechſelfaͤhige Indoſſant, der wiſſentlich einen von einem nicht 
Wechſelfaͤhigen ausgeſtellten Wechſel indoſſirt, iſt dem Indoſſatar 
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wechſelmaͤßig verhaftet, wenn gleich dieſer feine Anſpruͤche nicht 
gegen den erſten Ausſteller zur Verfallzeit vorher geltend 
gemacht hat. 


Wenn ein Wechſelunfaͤhiger einen Wechſel ausgeſtellt, 
ſo kann gegen ihn kein Wechſelrecht ſtatt finden, und ſo— 
nach hat die Uebertragung dieſes Inſtruments an einem Ans; 
dern blos die Wirkung einer Ceſſion; er, der Indoſſatar, 
ſteht im Verhaͤltniß zum Ausſteller bloß in dem eines Ceſ⸗ 
ſionars. 

2) Iſt der Wechſel von einem Wechſelunfaͤhigen aus— 
geſtellt, und von einem Wechſelfaͤhigen indoſſirt, fo iſt 
das Verhaͤltniß, in welchem der Indoſſant mit dem Indoſſa⸗ 
tar ſteht, nicht mehr als eine Ceſſion zu beurtheilen; dieſes 
Indoſſament hat alle Kraft. Gegen dieſe Behauptung 
kann nicht eingewendet werden: dieſer ſpaͤtere wechſelfaͤhige 
Indoſſant habe durch jenes unvollkommne Giro gewiß nur 
Ceſſionsrechte erhalten, koͤnne alſo auch kein beſſeres Recht 
uͤbertragen; denn das Ceſſionsverhaͤltniß beſchraͤnkt ſich auf 
die Perſon jenes wechſelunfaͤhigen Indoſſanten und dieſes faͤ⸗ 
higen Indoſſatars; zwiſchen beiden exiſtirt kein wechſelrecht— 
liches Band; dagegen erwarb der Indoſſatar von jenem 
Indoſſanten allerdings auch das Wechſelrecht gegen deſſen 
Vormaͤnner, alſo kann er dieſes Wechſelrecht auch wieder 
vergeben, obgleich jener wechſelunfaͤhige Indoſſant in der 
Reihe aller Indoſſanten nur als gemeiner Cedent ſich 
darſtellt. 

3) Der Grundſatz: quod ab initio nullum est, lap- 
su temporis convalescere non potest, kann hier keine An⸗ 
wendung finden, indem der Indoſſatar wirklich wechſel— 
faͤhig iſt. 

4) Ein Indoſſant, der einen ihm bekanntlich nicht guͤl— 
tigen Wechſel foͤrmlich indoſſirt, unterwirft ſich ipso jure 
allen Folgen eines wahren Indoſſaments, mithin auch der 
Wechſelverbindlichkeit, ſeiner Ueberzeugung ungeachtet, daß 
dergleichen bei dem Inſtrument gegen den wechſelunfaͤhigen 
Ausſteller nicht vorhanden ſey. Der, welcher eine Wech— 
ſelverbindlichkeit übernimmt, wo vorher noch keine vorhan⸗ 
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den war, iſt eben dadurch der erſte Wechſelſchuldner gewor⸗ 
den, und dem Indoſſatar wechſelmaͤßig verbindlich. 

5) Wollte man das Gegentheil annehmen, ſo wuͤrde 
dem Wechſelverkehre eine ſeiner Hauptſtuͤtzen, der Credit 
entzogen, indem ohne ſie ein Einziger Vielen den Genuß 
und Schutz der Wechſelſtrenge, obwohl dieſe gar keine 
Schuld dabei hätten, rauben koͤnnte. 

6) Iſt es nicht nothwendig, daß der Indoſſatar ſeine 
Unfpröche gegen den erſten Ausſteller geltend gemacht hat, 
denn ſelbſt in dem Falle, wenn das Hauptinſtrument falſch 


iſt, bleibt die Wechſelverbindlichkeit zwiſchen dem Indoſ⸗ 


ſanten und Indoſſatar bei Kraͤften. 

Hiermit ſtimmt uͤberein: die Entſcheidung der preuß. 
Geſetzeommiſſion v. 11 Nov. 1796. Stengel, (Bei⸗ 
träge B. 3. S. 409.) | a. Pr. ER. Th. 2. tit. 8. H. 838. 
Iſt ein Inſtrument in gehoͤriger Wechſelform abgefaßt, der 
Ausſteller aber zu Wechſelgeſchaͤften nicht fähig: fo haftet 
dennoch jeder wechſelfaͤhige Indoſſant ſeinen Hintermaͤnnern 
wechſelmaͤßig; ſ. dagegen das, was Bender, (Wechſel— 
recht B. 2. Abth. 1. §. 864.) angeführt hat. 


6. 374. (M. 6. 239. n. 1.) 


Der Zuſatz: auf Ordre, iſt im Indoſſament nicht weſentlich, 


obgleich rathſam. 


1) Die Handelsufance entſcheidet zwar für den Zu: 
ſatz auf Ordre, auch erkennt der Kaufmann darin die geges 
bene Befugniß zur Uebertragung des Wechſels an einen 
Dritten, und zwar nach Wechfelrecht, ja man findet dieſe 
Anſicht Jo feſt gehalten, daß nicht ſelten bei Rectawechſeln 
ausdruͤcklich geſagt wird: zahlen ſie gegen dieſen meinen 
Solowechſel blos an Herrn N. oder ereditiren ſie dem N. 
Auch iſt es 

2) der Vorſicht gemaͤß, wenn es geſchieht. Allein 
der Juſah iſt darum gan; unnoͤthig und unweſentlich, 
1) weil durch das Indoſſament on ſich ſchon auf rechtmä⸗ 
ßige Art das Eigenthum erworben wird, worhber der In— 
doſſatar willkuͤrlich verfügen, ſonach auf jeden Dritten übers 


tragen kann; um fo mehr, da man im Giro die tägliche Ber . 


—— E 
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ſtimmung einer Tratte nicht mit Unrecht finden mag, fo 
daß weit eher ein befonderer Zufaß für den Fall, daß eine 
Tratte ein Mal gar nicht girirt werden ſollte, zu entbehren 
iſt. 2) Iſt es ganz unrichtig, wenn behauptet wird, daß 
der Wechſelſchuldner alle Einrede, welche er gegen den In— 
doſſanten haͤtte geltend machen koͤnnen, durch das Giro ges 


gen den Indoſſatar dann erſt verliere, wenn das Indoſſa⸗ 


ment auf Ordre lautet, indem der Gtund dieſer exorbitan— 
ten Abweichung von dem gemeinen Recht in einer Verzicht— 
leiſtung auf jene gemeinſchaftlichen Befugniſſe enthalten iſt, 
und eben ein ſolcher ausdruͤcklicher Verzicht auf die aus der 
Ceſſion entſpringenden Befugniſſe gerade in dem Worte 
Ordre liegt. Eben ſo unrichtig iſt 3) die Behauptung, 
daß, wenn ein Wechſel ein Mal und oͤfters auf Ordre girirt 
worden iſt, dieſes Wort aber in dem letzten Indoſſament weg⸗ 
gelaſſen, alsdann von da an dieſer Wechſel nicht mehr gi— 
tofaͤhig ſey, mit andern Worten ein ſolcher Wechſel von 
da an als ein Reetawechſel erſcheine. 

Hiermit ſtimmen überein: Grolmann, (de cess. 
lit. camb. vom Transport der W. B. Gießen 1711 Kap. 3. 
§. 5.) Schubert, (Quaest. 1. VI. f. 7.) Siegel, 
(Einl. 1. Kap. 3. F. 13.) Stryck, (de lit. camb. except. 
C. 3. §. 18.) Heineecius, (elem. iur. camb. C. 2. |. 8.) 
Martens, (WR. F. 82.) Scherer, (Handbuch des 
WR Th. 2. S. 27.) v. Weiſeneck, (Theorie d. WR. 
$. 93. 94.) Bender, (WR. Th. 2. Abth. 1. H. 362.) 
Eichhorn, (Einl. 5. 135.) f. a. Pr. L R. (Th. 2. tit. 8. 
$. 829) „Ein Indoſſatarius, welcher Herr des Wechſels 
iſt, kann denſelben ohne Unterſchied: ob er auf Ordre lau⸗ 
tet oder nicht, weiter indoſſiren. $ 830. Iſt er aber nur 

als Specialbevollmaͤchtigter anzuſehen, fo kann er nur wei⸗ 
ter indoſſiren, wenn das Indoſſament, vermoͤge deſſen der 
Wechſel an ihn gediehen iſt, auf Ordre lautet.“ 

Das Gegentheil vertheidigen: Koͤnigke, (z. Leipz. 
Wo. Art. 2.) Orth, (Frankf. Reformation 2. S. 591.) 
Streit, (Posit. miscell. ex iure cambiali p. 39. in 
Beſeke, thes. p. 1096.) Sieveking, (Mat. z WR. 
F. 186) Wagner, (Oeſtr. WR. . 120. n. b.) Grat; 


— En — 
— 


we 
2 


Pe, 
— 7 Ferse 


- . * 
r 


} 
N 


253 


tenauer, (Beitr. 2. S. 70.) Archiv des Handelsrechts, 
Th. 1. n. 7. ©. 110. ſ. a. Augsburg. WO. Kap. 8. 
6. 3. Badiſches HR. Art. 110. Oeſtr. WO. 
Art. 33. Hofdecret v. 24ſten Sept. 1782. 


$. 375. (M. b. 239. n. 3.) 
Das Indoſſament kann auch nach dem Verfalltage erfolgen, ins: 
beſondere da, wo der Zahlungstag ſpaͤter als der Verfalltag iſt. 


Die Wechſelordnungen enthalten uͤber die Frage: ob 
das Indoſſament, wenn es nach dem Tage der Verfallzeit 
erfolgt, noch als ein vollſtaͤndiges zu betrachten ſey, ver⸗ 
ſchiedene Beſtimmungen und die Rechtsgelehrten ſind ſehr 
getheilter Meinung. N 

Nach der Hamburger WO Art. 15. iſt das nach 
dem Verfalltage hinzugefuͤgte Indoſſament als unguͤltig zu 
betrachten. Doch bleibt es zweifelhaft: ob es dennoch nicht 
zum Beweiſe einer nach Grundſaͤtzen des gemeinen Rechts 
geſchehenen Uebertragung dienen koͤnne? Die Braun— 
ſchweiger Wo. Art. 42. hat die naͤmliche Beſtim— 
mung. m) Dagegen geſtatten Andere, als die Frank- 
furter WO. $. 55. (vergl. Schulin, uͤber den 46ſten 
Art. der Frankf. WO. S. 92. n. 28.) Churpfaͤlz. 
BD. Art. 27. die Juͤlich⸗Bergiſch. WO. Art. 
26. 1) dem auf dieſe Art erfolgten Indoſſamente alle Wir: 
kungen und nur bei dem Faliſſement des Aeceptanten be: 
ſchraͤnken ſie dieſelbe auf Eigenheiten der Ceſſion. 


m) Die Augsburger WO. Kap. 3. f. 18. enthält eine ſehr ſtrenge 
Verordnung, indem nach derſelben das Giro in dem letzten Indoſſa— 
ment als unguͤltig und als ob es nicht da ſtuͤnde, zu halten iſt. Dieß 
haͤngt aber damit zuſammen, daß nach der WO. ein Indoſſament, um 
zur weitern Uebertragung zu berechtigen, an Ordre geſtellt ſeyn muß, und 
daß ein Wechſel erſt acht Tage vor ſeiner Verfallzeit acceptirt zu wer⸗ 
den braucht. Auch dle niederlaͤndiſche WO. Art. 34. geſtattet 
ein ſolches Indoſſament nicht nach dem Verfalltage. 


n) Auch nach dem franzoͤſiſchen Recht iſt es gültig, Mongalvy 
1. p. 229. auch nach dem engliſchen Recht, Thoma ſon, p. 291. 
Jacobſon, engl. WR. S. 80. 

Das Pr. Landrecht Th. 2. nt. 825. 826. erlaubt 
das Indoſſament, ſo lange die Eigenſchaft des Wechſels 
nicht erloſchen iſt: alsdann aber foll es nur mit der Ceſſion 
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eines Schuldſcheins gleiche Wirkung haben. Siegel, 


(corpus iur. camb. T. 2. p. 163.) führt ein Parere vom 
Jahr 1733. an, worin Leipziger Kaufleute ein Indoſſament 


nach der Praͤſentation zur Zahlung unwirkſam betrachten, 


ſonach dadurch gar keine Uebertragung des Wechſels erfolge. 
Kleinwort, (Archiv des Handelsrechts B. 1. n. XXIII. 
S. 495.) iſt der Meinung, daß ein nach der Praͤſentation 


zur Zahlung geſchehenes Indoſſament nicht als ſolches, 


wohl aber als eine Ceſſion zu betrachten ſey, wenn die Er— 
forderniſſe derſelben vorhanden ſind. Hiermit ſtimmen auch 
Treitſchke, (WR. §. 222.) Zimmern, (Anleitung z. 
TER. b. 87.) uͤberein. Bender, (WR. J. Abth. S. 
568.) iſt der Meinung, daß ein ſpaͤteres Giro (naͤmlich 
nach dem Verfalltage) als ein unvollſtaͤndiges, ohne Eigen— 
thum zu uͤbertragen, zu betrachten ſey: indem das ganze 
Wechſelgeſchaͤft und die daraus entſpringende Verhaftung 
für Zahlfalligkeit augenſcheinlich auf den Verfalltag berech— 
net, und das Geſchaͤft da beſchloſſen und fällig geworden 
iſt; wenn nun der Bezogene und Acceptant nach Wunſch 
zahlt, ſo bekomme er den Wechſel quittirt in ſeine Haͤnde 
und das Wechſelgeſchaͤft ſey geſchloſſen; wuͤrde der Wech— 
ſel nicht gehoͤrig bezahlt, dann muͤſſe ihn der Inhaber zur 
Regreßnahme verſenden, und wuͤrde er dieß nicht thun, ſo 
wuͤrde er allen Regreß verlieren, koͤnnte ſonach im Falle des 
Weitergirirens gar kein folgerichtiges Eigenthum uͤbertragen; 
in beiden Faͤllen gehe der Wechſel ſeiner Beſtimmung entge— 
gen, und konne nicht weiterhin mit voller Wirkung girirt, 
und in dritte Haͤnde vergeben werden; nur da, wo das Giro 


auf Ordre laute, muͤſſe das Fortgiriren ſo lange gelten, bis 


das Wort Ordre ausgeſtrichen oder weggelaſſen worden. 
Allein dieſe Meinung iſt zu verwerfen, indem der 


Wechſel feine Kraft bis zum Ablauf der Verjaͤhrung behaͤlt, 
ſonach, fo lange dieſe nicht vollendet, als ſolcher auch auf 


einen Andern uͤbertragen werden kann. Hierzu kommt noch, 
daß die fuͤr den Bezogenen und Acceptanten moͤglicherweiſe 
dadurch entſtehende Gefahr kein Rechtsgrund gegen ein 
ſolches Giro genannt werden kann. Hiermit ſtimmt übers 
ein: Mittermaier, (a. a. O.) f 


255 
$. 376°. (M. $. 239.) 


Der Indoſſat kann gegen den Indoſſanten eines mit Proteſt 
zuruͤckgekommenen Wechſels nach Wechſelrecht klagen. 


Denn 1) wenn ein indoſſirter Wechſel mit Proteſt 
zuruͤckkommt, ſo bleibt der Indoſſant in der durch Anneh— 
mung des Geldes contrahirten Verbindlichkeit gegen den 
Indoſſaten und er muß dieſem die durch Cedirung des 
Wechſels einmal verſprochene Befriedigung nach Wechſel— 
recht ſchaffen. 

2) Sicherheit, Treue und Glauben bei den Handels— 
geſchaͤften erfordern dieß. 

3) Der, welcher in honor di lettera acceptirte, kann 


den Indoſſanten nach e belangen. (rende 


D. de iure ad implem. lit. camb. F. XI. nene 
de trassato literas camb. in honor. acc. C. III. 5. 16. ae 
how, WR. $. 83.) 

40 Gegen einen Wechfelbärgen (wenn avallum vor: 
handen) kann wechſelmaͤßig geklagt werden, dieß kann auch 
hier auf den Indoſſanten analogiſch in Anwendung gebracht 
werden. 

5) Von der Ceſſion läßt fich kein Schluß auf das In— 
doſſament machen, ſonach kann auch nicht behauptet wer— 
den, daß, weil die Ceſſion striclissime auszulegen ſey, dieß 
auch bei dem Indoſſament eintrete. 

6) Die meiſten Werhfdoinungen den hiermit 
uͤberein, z. B. Frankf. WR. Art. 28. Augsburger K. 6. 
5.1. Amſterdamer §. J. ſ. a. Pr. LR. Th. II. ut VIII. 
$. 1061. 

Dieſer Meinung find: Siegel, (Einl. z. WR. K. 1. 
$. 15.) Konigfe, (Anmerk. z. d. Leipziger WO. f. XI.) 
Stryck, (Diss. de cambial. liter. acceptatione C. IV. $. 16. 
n. 71.) Günderrove, (in ſ. ſaͤmmtl. Werken herausge— 
geben v. Poſſelt pz. 1788. Th. 2. S. 202.) Das Ge— 
gentheil wird angenommen von Wernher, (sel. observ. 
for. FEI F 1. obs. 178.) vorzüglich darum, weil die Ceſ— 
ſion strielissime zu inferpretiren fen, daher das Wechſel— 
recht zwar gegen den Schuldner, nicht aber gegen den Ce— 


256 


denten ſtatt habe, weil der Wechſelbuͤrge nicht wechfelmäßig. 
verpflichtet ſey. Allein was den erſten Grund anbetrifft, fo 
iſt er ſchon in n. 5 widerlegt, und der zweite iſt unrichtig. 
(ſ. a. Mittermaier, Gr. d. d. Privatrechts §. 249.) 


$. 376 b. (M. 6. 239. n. 3.) 

Der Indoſſatar braucht ſich keine Einreden gefallen zu laſſen, 
welche dem Acceptanten gegen den Indoſſanten zuſtehen, ſondern 
nur die, welche gegen ihn perſoͤnlich gerichtet ſind, oder 

aus dem Wechſel klar hervorgehen. f 


Rach dem gemeinen Recht muß ſich der Coſſionar alle 
in dem cedirten Recht gegruͤndeten Einreden gefallen laſſen, 
welche der Schuldner dem Cedenten ſelbſt haͤtte entgegen— 
ſetzen koͤnnen. Thibaut, (Syſtem des PR. $. 79.) 
Die meiſten WO. ) enthalten die wichtige Abweichung, daß 
der Indoſſatar die Einreden, welche der Acceptant gegen den 
Indoſſanten beſitzt, nicht gegen ſich braucht gelten zu laſſen. 
*) Altenb. WO. K. 5. $. 56. Leipz. WO. 5. 13. Augsb. WO. Kap. 14. 

J. 3. Danziger WO. Art. 16. Oeſtr. Patent v. 30. Jan. 1727. Pr. 
LR. Th. 2. tit. 8. 8. 926. 927. 

Der Grund hiervon iſt ein neuerer Wechſelgebrauch, 
indem dieſer dem Wechſel die Eigenſchaft eines allenthalben 
kauflichen Papiers beilegt. (Dieß iſt die Wirkung des 
Indoſſaments, welches nach Martens, Urſprung des 

WR. S. 69. erſt im 16ten Jahrhundert aufkam und das 

man damals noch nicht beguͤnſtigte.) | 
Hiermit ſtimmen auch die meiften Rechtsgelehrten 
überein: als Mis ler, (Diss. de querela et exceptione 
n. num. pec. in cambiali negotio, maxime ad jura Ham- ! 
burg. applicata in Beſecke, Th. i.) Koch, (quatenus 4 
indossatario exceptiones ex persona indossantis opponi } 
possunt. Giess. 1773.) Hoch, (de differentiis inter cess. 
et indossamentum. Gött. 1800.) Martens, (WR. ö. | 
82.) Hagemann, (prac. Eroͤrt. B. 5. n. 2. J. 4.) 
Eichhorn, (RG. Th. 4. F. 374. u. Einl. $. 136. Mit⸗ 
termaier, (a. a. O.) Muͤhlenbruch, (in d. dehre 
von der Ceſſion der Forderungen S. 241.) ift der entgegen⸗ 
ge⸗ 
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geſetzten Meinung, halt dieſe Beſtimmung nicht für ge— 
meinrechtlich, ſondern als bloße Erzeugniſſe willkuͤhrlicher 
Vorausſetzungen. Aus dem Zweck des Wechſelinſtituts 
folge, daß alle excepliones altioris indaginis zur weitern 
Ausfuͤhrung in seperato zu verweiſen ſind, welches aber 
auf die Frage: welche Einreden uͤberhaupt ftatthaft find? 
durchaus keinen Einfluß haben koͤnne. 

Andere laſſen dieſe Regel da nicht gelten, wo der 
Wechſel auf Ordre geſetzlich oder nach feſter Uſanee weſent— 
lich geſtellt ſein muß und der Wechſel nicht auf Ordre lau— 
tet, indem dadurch angezeigt werde, der Aceeptant ſolle 
an einen bloßen Procuriſten oder gemeinen Ceſſionar zahlen, 
auch dann, wenn der Inhaber, da das auf ihn lautende 
vollſtaͤndige Giro ausgeſtellt wurde, jene Einreden kennen 
lernte, oder doch lernen konnte und der Bezogene nur be— 
dingt aceeptirte. Bender, (a. a. O. Abth. 1. S. 588.) 
Kleinwort, (Archiv d. HR. B. 1. n. 28. S. 498.) 
laͤßt dieſe Regel dann nicht eintreten, wenn Jemanden ein 
Wechſel nach dem Verfalltage ſelbſt durch ein Indoſſament 
uͤbertragen iſt, indem er naͤmlich annimmt, daß in einem 
ſolchen Falle das Indoſſament wie eine Ceſſion zu betrach— 
ten ſey. N | 


$. 377. (M. $..240. a) 


Zur Praͤſentation eines Wechſels iſt nicht durchaus die Vorzei— 
gung deſſelben im Original oder Copie nothwendig, ſie kann 
auch durch Briefwechſel erfolgen. 


1) Wenn gleich nach dem Wechſelrecht im Allgemei— 
nen erfordert wird, daß der Wechſel im Original oder in vi— 
dimirter Abſchrift zu praͤſentiren iſt, ſo iſt doch bei der Form 
der Wechſelgeſchaͤfte nicht bloß auf die Strenge des Wech— 
ſelrechts zu ſehen, ſondern zugleich auch auf die Treue und 
Glauben. Wenn unter andern Jemand einem Dritten ſtatt 
Zahlung Ordre giebt, fuͤr ſeine Rechnung zu traſſiren, die 
Tratte aber mit Proteſt zuruͤckkommt, fo iſt derjenige, wel— 
cher die Ordre zu traſſiren gegeben hat, dem Traſſanten 


\ 


| wechjelmäßig verbunden, obgleich die Schrift des Wech— 
i 42 
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fels davon nichts enthält, und die zum Ziehen gegebene Or⸗ 
dre nur aus der Correſpondenz zu erweiſen iſt. 

2) Der Zweck der Praͤſentation wird erreicht, mag der 
Wechſel im Original oder in vidimirter Abſchrift praͤſentirt, 
oder der Traſſat in genaue Kenntniß geſetzt werden, daß 
Remittent einen Wechſel auf ihn gezogen in ſeinen Haͤnden 
habe, welcher zu der Zeit faͤllig ſey und er ſich erkläre: ob 
er ihn acceptiren wolle. 

3) Wenn die Wechſelordnungen keine Beſtimmungen 


- 


enthalten, fo kann auf das Gutachten der Kaufleute und 7 


Kaufmannsinnungen Ruͤckſicht genommen werden. Die 
Banco- Direction zu Berlin, die Splitgerberiſche Hand— 
lung eben daſelbſt und Direction der Seehandlungscompag— 
nie haben dieſe Meinung in ihrem Gutachten bei dem Pros 
zeſſe, welcher bei dem Obertribunal in Berlin in Sachen 
v. Heider und der Salom. Moſes Levi Wittwe 1793 
entſchieden wurde, angenommen. (ſ. Archiv des pr. R. 
von Amelang und Gruͤndler B. 1. n. 5. S. 231.) 
ſ. a. Gries, (de accept. camb. $. 5) Die meiſten 
Rechtsgelehrten nehmen aber das Gegentheil an. Sie— 
gel, (Wechſelrecht C. 4. §. 2.) Puͤttmann, (Gr. d. 
WR. b. 99.) Vangerow, (Wechſelrecht $. 127.) Ob 
uͤberhaupt die ſchriftliche Erklärung auf dem Wechſel noth— 
wendig ſey, wird erörtert in Merlin, Repertoire T. 7. 
p- 408. im Archiv für Civil und Crimminalrecht in den pr. 
Rheinprov. B. 1. S. 114. Brouwer, (de accept. p. 
45.) Die Verbindlichkeit des Acceptanten, Verzugszinſen 
zu zahlen, läuft von dem in Wecheer bezeichneten Verfall— 
tage b Archiv d. HR. B. 2. S. 416. Anmerk. z. 


* 2 2. 


b. 378. (M. 6. 243) 

Der Traſſat iſt nicht befugt, den von ihm acceptirten Serundas 

Wechſel während der Discretions oder Reſpect-Tage zu bezah⸗ 
len, wenn er nicht Schaden leiden will. 

Wenn der Remittent die Duplicate einer an ſich ge— 

handelten Tratte etwa an verſchiedene Ordre indoſſirt haͤtte, 

ſo iſt die Frage beſtritten: ob es dem Traſſaten frei ſteht, 
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den ihm zuerſt präfentirten Secunda-Wechſel zu acceptiren 
und zur Verfallzeit zu bezahlen, oder ob nicht der Accep- 
tant mit der Auszahlung wenigſtens bis nach voͤlligem Ab— 
lauf der Reſpecttage zuruͤckzuhalten und auf den etwanigen 
Einlauf des Prima- Wechſels zu warten verbunden fei. 
Ludovici, (Einl. z. Wechſelproeeß K. 4. $. 82.) 
iſt der Meinung, daß die Zahlung fruͤher erfolgen koͤnne. 
Allein richtiger iſt wohl die entgegengeſetzte Meinung, wenn 
nicht ausdruͤcklich in der WOrdnung beſtimmt iſt, daß die— 
ſe Reſpecttage zum Vortheil des Acceptanten eingefuͤhrt 
ſind, weil hier die Rechtsregel eintritt: ein Jeder kann auf 
ſeine Vortheile guͤltig Verzicht leiſten. (Beck, Wechſel— 
recht K. 5. §. 35. Wegelin, oͤſtr. WR. Art. 13. üt. d. 
Riccius, Exexcit. jus. camb. 9. de induciis Gött. 1781. 
Sect. 3. 5. 40.) Wenn aber dieß nicht iſt, ſo iſt der Accep— 
tant zu dieſer fruͤhern Zahlung nicht berechtigt, indem als— 
dann anzunehmen iſt, daß die Reſpecttage zum Beſten des 
Praͤſentanten oder Wechſelinhabers eingefuͤhrt ſind. Daß 
dieſes zu vermuthen ſey, iſt unbedenklich, da dieſe Reſpect— 
tage in der Abſicht eingefuͤhrt wurden, damit, wenn der 
Praͤſentant an einem Tage ſtarke Summen in verſchiedenen 
Wechſelbriefen zu empfangen hatte, welche er in einem Ta— 
ge nicht eincaſſiren konnte, er einen Theil davon bis zum 
nächften oder dritten Tag zu verſchieben im Stande ſey. 
Dieß erſieht man daraus, weil bei Wechſelbriefen a vista 
nach den meiſten Wechſelordnungen keine Discretionstage 
ſtatt haben: waͤre bei Einfuͤhrung derſelben der Vortheil des 
Acceptanten beabſichtigt worden, ſo wuͤrden auch bei dieſen 
Wechſeln dieſe Tage angeordnet ſeyn; auch hätte der Accep— 
tant zur Anſchaffung des zur Bezahlung kurzſichtigen 
Wechſelbriefes erforderlichen Geldes eine ſolche Nachſicht 
weit nothwendiger gehabt, als bei den auf lange Zeit geſtell— 
ten Wechſelbriefen, da ja der Traſſat binlaͤngliche Gelegen⸗ 
heit hatte, dieſe Gelder waͤhrend dieſer Zeit anzuſchaffen 
und die Deckung meiſtentheils ſchon in Haͤnden hat. 
Dieſer ng find: Francke, (Inst. iur. camb. 
Lib. 2. sect. 6. tit. 1. F. 6.) Siegel, (Wechſelrecht 
K. 4. H. 23.) Stpeking, (Materialien 5 vol. WR. 
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Wechſelrecht $. 186.) S herer, (Handbuch des WR. 
2. S. 577.) Geiger und Glück, (Aechtsfaͤlle Th. 2. 
S. 152. 7 


$. 379. a (. $. 245.) 
Der Acceptationsvertrag iſt ein weſentlicher Vertrag, ohne wel⸗ 
chen das Trattengeſchaͤft ohne Wirkung bleibt. 
0 Der Acceptationsvertrag wird gewoͤhnlich als Erfuͤl— 
lung des Wechſelgeſchaͤfts betrachtet und als einziger Haupt— 
wechſelvertrag blos der urſpruͤngliche Wechſelvertrag, weil 
der Wechſel laͤngſt vollkraͤftig da ſey und hinterher der Ac— 
ceptant nur an die Stelle des Traſſanten trete, jener alſo 
das auf den einzigen (Ausſtellungs) Vertrag gegründete 
Geſchaͤft nur formgerecht fortfuͤhre. Heineccius, (zus. 
cambiale C. III. $. 17.) Franck, (Inst. iur camb. Sect. 


$. 231.) Mos hamm er, (Einl. zum gemeinen Bay. 


1. Tit. 4. 6. 22.) Boſet, (Wechſeleontract S. 200.) 


Zimmer!, (Anleitung §. 12.) Allein dieſe Meinung 
beruht auf einem Irrthum, daher auch Wagner, Gand— 
buch d. WR. 1. S. 204.) Bender, (WER. 1. Abth. 


S. 228.) und Mittermaier, (a. a. O.) das Gegen- 


theil annehmen. 
Die Tratte enthaͤlt nämlich an und fuͤr ſich eine Auf: 


forderung an irgend einen Dritten, dieſelbe an den Remit— | 
tenten oder deſſen Ordre zur gehörigen Zeit zu bezahlen, 


und dieſer Dritte (der Bezogene) hat ſich in Gemaͤßheit 
dieſer Aufforderung zu erklaͤren, ob er dieß thun wolle. Er 
ift aber an fich nicht verbunden zu acceptiren, wenn nicht 
ein beſonderer Grund vorhanden iſt; acceptirt er nun nicht, 
ſo hat die Tratte ihren directen von Anfang an bezielten 


Zweck verfehlt, das Geſchaͤft erſtickt in ſeinem Entſtehen 


und kann nicht als Trattengeſchaͤft angeſehen werden; es 
muͤßte vielmehr ein ſolcher Fall ſo erſcheinen, als habe der 


Ausſteller auf ſich ſelbſt gezogen, d. h. als ſey ein eige- 


ner, Wechſel ausgeſtellt worden. Auch mit dem Einwand, 


daß bei der Ausſtellung das Accept als ohnfehlbar vor- 


ausgeſetzt werde, iſt fuͤr die entgegengeſetzte Meinung we— 


nig gewonnen, denn würde hinterher dieſe Vorausſetzung 


- 


1 A * 
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nicht erfüllt, ſo bleibt das Geſchaͤft vor wie nach unvol⸗ 
lendet. 

N Wenn aber der Bezogene wirklich acceptirt, ſo iſt 
alsdann das Geſchaͤft erſt vollendet, d. h. es hat alsdann 
diejenige Stuͤtze erlangt, welche in den Augen aller Inte— 
reſſenten erforderlich iſt, um es als ganz zuverlaͤſſig dar— 
zuſtellen. Wollte man dieſes bezweifeln und ſagen, die 
vollſtaͤndige Sicherheit liege offenbar erſt in der gehoͤrigen 
Zahlung des Wechſels, ſo wuͤrde man das richtige Sach— 

verhaͤltniß verkennen, weil die Zahlung des Wechſels eine 
regelmaͤßige Wirkung und Folge der Acceptation iſt; da 
aber das Acceptiren ein Act des freien Entſchluſſes des Be— 
zogenen iſt, ſo kann man gewiß nicht ſagen, auch ſie ſey 
eine Wirkung und Folge, namlich der Ausſtellung und 
Ueberlieferung des Wechſels, vielmehr muß es jedem Unbe⸗ 
fangenen klar werden, daß, wenn der Bezogene dieſen Act 
ſeiner freien Entſchließung vornimmt, eine ganz neue, erſt 
exiſtent werdende Verbindlichkeit ſich zeigt, die man nach 
den Geſetzen nur als eine felbftftändige, für das Geſchaͤft 
ſelbſt eben ſo weſentliche, als die aus dem Schluſſe des er— 

ſten Hauptwechſelvertrages entſprungene betrachten kann. b) 

92 a re Arten der Verträge der Acceptationsvertrag ie 


* 


x, $. 3796. (M. F. 245. n. 4.) 
Wenn der Proteft wegen Nichtacceptation aufgenommen worden, 
ſo muß er dennoch wegen Nichtzahlung levirt werden. 


Der Zweck des Proteſtes iſt der, daß Praͤſentant be⸗ 
weiſe, allen ſeinen Verbindlichkeiten nachgekommen zu ſeyn; 
nun hat er aber nicht nur die Pflicht, den Wechſel zur Ac⸗ 

ceptation zu praͤſentiren, ſondern auch zur Verfallzeit die 
Zahlung nachzuſuchen. Verweigert Traſſat die Accepta— 
tion, ſo folgt daraus noch nicht, oder es iſt doch nicht ganz 
gewig, daß er zur Verfallzeit keine Zahlung leiſten werde: 
daher iſt der Praͤſentant verbunden, den Proteſt am Ver— 
falltage aufnehmen zu laſſen. Hiermit ſtimmen uͤberein: 
Leyſer, (edit. ad Pand. Vol. XII. p. 1.) Riecius, 
(Exercitat. Ex. X. Sect. 5. F. 3.) Weiſſegger, (WR. 


262 


2. S. 259.) Sonnleithner, (WR. S. 310.) Hu- 
feland, (de prot. 5. 29.) Brauer, (Eroͤrtr. 4. S. 
512.) Haubold, (Saͤchſ. Privatrecht $. 427.) Eich— 
horn, (Einleit. $. 139.) ſ. a. Code de comerce art. 
163. Niederlaͤndiſche WO. 76. 78. 79. beſtimmt: 
daß an dem Verfalltage der Inhaber bei dem Traſſaten we— 
gen der Zahlung nachfrage. Puͤtt mann, (WR. $. 113. 
not b,) iſt der Meinung, daß, wenn die Aufnahme des 
Proteſtes nicht durchaus nothwendig, es doch ſicherer ſey. 
Mittermaier, (a. a. O.) der in allgemeinen der richti— 
gen Meinung iſt, fuͤgt noch hinzu, daß viel darauf ankom— 
me, welche Wirkung das Landesgeſetz dem bloßen Proteſt 
wegen Nichtaceeptation beilegt, auch ob die Aeceptation 
ſchon vor dem Verfalltage nachgeſucht wurde und welcher 
Grund die Nichtacceptation veranlaßte. 

Hufeland Diss. de prot. camb. $. 29. 30.) unter⸗ 
ſcheidet, zwiſchen Meg = und Außermeßwechſel. Iſt ein a vi- 
sta, oder ein a uso Wechſel, fo fei die Levirung eines Prote— 
ſtes hinreichend; bei dem a dato Wechſel fei die Proteſta— 
tion auch nur erſt bei der Richtzahlung nothwendig. Wenn 
die Wechſelordnungen die Zeit der Präfentation wegen Ae— 
ceptation bei den a dato Wechſeln beſtimmen, ſo ſey es 
hinlaͤnglich, wenn die Proteſtation wegen der Nichtaecepta— 
tion aufgenommen worden, der Praͤſentant koͤnne aber den 
Wechſel bis zum Zahltag zuruͤckbehalten und erwarten, ob 
Traſſat noch bezahle; er fen aber nicht verbundeu nachzu— 
weiſen, daß Traſſat zur Zeit der Zahlung abweſend gewe— 
fen ſey. Siegel führt in Corpus iur. camb. zwei Parere 
an, das eine von 1769. (P. II. Par. 26. ©. 31.) in wel= 
chem die naͤmliche Meinung, die Leyſer vertheidigt, ange— 


geben iſt, das Andere v. 1718. (P. II. Par. 102. p. 122.) 


welches die entgegengeſetzte Meinung enthaͤlt. 


N $. 379 c. (M. $. 245. n. V.) 
Die Verbindlichkeit des Inhabers, ungeſaͤumt dem Vormann, 
gegen welchen er den Regreß nehmen will, von der Proteſtlevi⸗ 
rung Nachricht zu geben, findet auch bei den Platztratten ſtatt. 


Nach dem allgemeinen Wechſelrecht iſt der Inhaber 
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eines Wechſels verbunden, in dem Falle, wenn der zur 
Aeceptation oder zur Zahlung praͤſentirte Wechſel von dem 
Traſſaten oder Aeceptanten nicht gebührend honorirt und 
deshalb Proteſt aufgenommen wird, feinen Bormann hier— 
von zu benachrichtigen, an welchen er feinen Wechſelregreß 
nehmen will. Verſaͤumt er hierbei etwas, fo geht der Wech⸗ 
ſelregreß verloren, die Indoſſanten koͤnnen nicht mehr in 
Anſpruch genommen werden, der Traſſant aber kann, wenn 
er durch dieſe Verſpaͤtigung und Nichtbenachrichtigung in 
Schaden geſetzt worden, auf Entſchaͤdigung klagen. 

Ob aber dieſe Beſtimmungen auch auf die ſogenannten 
Platz⸗Wechſel anzuwenden find, iſt zweifelhaft. Denn 

1) laͤßt ſich wohl jene Beſtimmung, welche bei den 
gewoͤhnlichen Wechſeln anwendbar iſt, nicht analogiſch zur 
Anwendung bringen, indem das in denſelben angedrohte 
Praͤjudiz zu hart iſt. 

20 Ermangelt es auch an der Gleichheit des Grun— 
des. Bei auswaͤrtigen Wechſeln muß namlich die Benach⸗ 
richtigung deshalb erfolgen, weil dem Auswärtigen die Vor: 
faͤlle aus dem fremden Handelsplatze nicht genau und voll— 
ſtaͤndig genug bekannt werden, und weil es ihm an den ge: 
hoͤrigen Mitteln fehlt, ſich auf eine leichte und zuverlaͤſſige 
Art davon zu vergewiſſern, ob es auch mit dem von ihm 
begebenen oder girirten Wechſel in der gehoͤrigen Ordnung 
geht. 5 
Allein dieſes ſind bloße Scheingruͤnde; der Inhaber 
eines Platzwechſels iſt eben ſo gut wie ein Anderer zur Be— 
nachtichtigung des Ausſtellers, ſo fern er nicht zugleich, 
wie bei den eigenen Wechſeln, der Acceptant iſt, und der 
Indoſſanten verpflichtet. Denn 1) wer einen Wechſel 
ausſtellt oder begiebt, eonſtituirt dadurch den Empfänger 
des Wechſels zu ſeinen Mandatarius in dieſer Angelegen— 
heit. Letzterer iſt damit beauftragt, die Aeceptation und 
die Bezahlung des Wechſels bei dem Bezogenen zu ſuchen, 
und zwar fuͤr ſich ſelbſt. Wer daher den Wechſel begiebt, 
kann die Betreibung der Angelegenheit dem Inhaber uͤber— 
laſſen und braucht ſich um den weggegebenen Wechſel nicht 
weiter zu bekuͤmmern, als daß er eventuell fuͤr den Regreß 
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haftet, wenn der Inhaber ſolchen an ihn zu nehmen fich 
veranlaßt findet. Eben deshalb aber, weil Traſſant und 
Indoſſant bei der richtigen Honorirung des Wechſels nur 
dieſes eventuelle Intereſſe haben, und es blos der Will— 
Führe. des Inhabers uͤberlaſſen bleibt, ob er fie im Entſteh⸗ 
ungsfalle in Anſpruch nehmen will oder nicht, duͤrfen ſie 
auch mit Recht erwarten, daß er fie!ungefäumt davon in 
Kenntniß ſetzen werde, wenn es mit dem Wechſel nicht 
in Ordnung geht und er geſonnen iſt, ihre Guarentie in An⸗ 


ſpruch zu nehmen. 2) Liegt es ſchon in der Natur eines 


jeden traſſirten Wechſels, daß der Traſſant ungeſaͤumt be— 
nachrichtigt werde, wenn der Wechſel aus irgend einem 
Grunde nicht honorirt wird, daß man ihm anzeige, er ſolle 
dafuͤr noch weiter haften. 

3) Daß die Geſetze uͤber dieſen Fall keine beſondere 
Verfuͤgung enthalten, laͤßt ſich aus hiſtoriſchen Gruͤnden 
erflären; denn bekanntlich waren in fruͤhern Zeiten auf Ver— 
anlaſſung des eanoniſchen Verbots des Zinswuchers, die 
eigenen Wechſel als auch die Tratten, die nicht von einem 
Platz auf den andern lauteten, dem Verdachte eines ver- 
kappten wucheriſchen Geſchaͤfts ausgeſetzt und deshalb haͤu⸗ 
fig verboten. (Martens, vom Urſprung d. Wechſelrechts. 
S. 30 — 45.) Wenn nun auch nachher dieſes Verbot 
verlaſſen wurde, fo wurden doch die eigenen Wechſel haupt— 
ſaͤchlich nur für den Kaufmann anvertraute Depoſito-Po— 
ſten ausgeſtellt, und dieſe ſelten begeben; traſſirte Platz— 
wechſel ſind noch jetzt in vielen Handelsplaͤtzen Seltenheiten. 
Man kann daher aus dem Stillſchweigen der Wechſelord— 
nungen, da wo von der Verbindlichkeit des Wechſelinha— 
bers bei erfolgtem Proteſt die Vormaͤnner zu benachrichti— 
gen ſind, nicht ſchließen, daß die Platzwechſel dieſer Beſtim⸗ 
mung nicht unterliegen ſollen; dieſes Stillſchweigen iſt blos 
darein zu ſetzen, daß man zur Zeit der Abfaſſung der Wech— 
ſelordnung noch keine traſſirten Platzwechſel kannte, oder 
darein, daß man an ſolche nicht dachte. In jenem Falle 
muß man nun aber, wenn man jetzt ſolche Wechſel zulaͤßt, 
dabei auch alle näheren Beſtimmungen anwenden, welche 
die Wechſelordnung fuͤr die früher allein ſtatthaften aus⸗ 
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waͤrtigen Tratten aufgeftellt, in ſoweit nicht etwan die Ver: 
ſchiedenheit der Verhaͤltniſſe ein Anderes mit ſich bringt. 
In dem letztern Falle aber erſcheint die Erwaͤhnung des 
Traffirens von einem Platz auf den andern nur als etwas 
enunciatives, was an und für ſich nicht dazu benutzt werden 
kann, um daraus Folgerungen zu ziehen. 

4) Sollte die Verpflichtung zur ungeſaͤumten Benach: 
richtigung der Vormaͤnner von dem Proteſt bei Platzwech— 
ſeln wegfallen, ſo muͤßte ein beſonderer Grund hierzu in 
der Verſchiedenheit der Faͤlle gefunden werden koͤnnen, wel— 
ches aber nicht iſt. Zuvoͤrderſt namlich konnte die Aecep— 
tation oder Bezahlung eines ſolchen Wechſels aus Gruͤnden 
verweigert werden, die nichts Offenkundiges enthalten und 
wobei die Vormaͤnner von der Weigerung des Bezogenen 
nur durch den Inhaber ſelbſt die gehoͤrige Kunde erhalten 
koͤnnen. Wenn z. B. der Bezogene feinem Tieunde die 
Annahme der Tratte zugeſagt haͤtte, dieſer aber ſie dennoch 
nachher verweigerte, ohne jedoch ſeine Sinnesaͤnderung dem 
Traſſanten mitzutheilen, ſo wuͤrde letzterer vorausſetzen, es 
ſey mit dem Wechſel alles in Ordnung gegangen, wenn 
nicht der Inhaber das Gegentheil anzeigt. 

Ueberhaupt laſſen ſich ſehr viele Faͤlle nachweiſen, in 
welchen bei Platzwechſeln dieſe Benachrichtigung der Vor⸗ 
maͤnner durchaus nothwendig iſt Wollte man ſolches nicht 
annehmen, ſo wuͤrde in der Sache eine große Ungewißheit 
und ein Schwanken entſtehen, welche dem Geiſt des Wech— 
ſelrechts, welches eine ſtrenge Beobachtung der Formen er: 
heiſcht, ganz entgegen wäre. 


$. 380. (M. $. 236.) 


Wenn durch eine vis maior die Levirung des Proteſtes gehindert 
wird, ſo treten keine Nachtheile fuͤr den Wechſelinhaber ein. 


In den Handelsgeſetzen iſt ſelten daruͤber eine Be⸗ 
ſtimmung vorhanden, was unter einer hoͤhern Gewalt zu 
verſtehen ſey. (Code de commerce art. 360. 165.) Loere, 
(Lesprit du Code de Commerce T. II. p. 238.) Merlin, 
(OQuaest. v. Protest. $, 8.) N 


— 
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Ob eine Nachläffigkeit obgewaltet habe, ob die Ver: 


hinderung von der Art geweſen ſey, daß ſie nicht durch 


angemeſſene Anſtrengung von Seiten des Wechſelinha— 
bers beſeitigt werden koͤnnte, ſind Fragen, welche um ſo 


ſchwerer zu beantworten, da die Geſetze gar keine Verfü: 


gungen daruͤber enthalten, wie weit die Sorgfalt der Wech— 
ſelintereſſenten, um den Wechſel in der von den Geſetzen bes 
ſtimmten Zeit zu praͤſentiren und den Proteſt zu leviren, 
gehen fol. Kann man unter andern das Daſeyn einer ho: 
hern Gewalt annehmen, wenn die Communication mit dem | 
Lande, wohin der Wechſel geſendet werden ſoll, zur Zeit 
verboten war, oder muß auch die factiſche Unmoͤglichkeit 
ausgemacht ſeyn? Iſt es ferner hinreichend, wenn erwie— 
ſen iſt, daß der Wechſel mit der Poſt zur gehoͤrigen Zeit 
abgeſandt, jedoch nicht angekommen iſt, oder muß bekannt 
oder ausgemacht ſeyn, welche beſtimmte als Folge einer hoͤ 
hern Gewalt erſchwerende Urſache die Ankunft verhinderte? 


Daß als vis major Unfahrbarkeit der Straßen, Durchbruch 


der Fluͤſſe, Pluͤnderung der Poſt, plößlicher Andrang des 
Feindes, Belagerungen, ſo wie uͤberhaupt ein jeder Um— 
ſtand, welcher die Erfuͤllung einer Verbindlichkeit dem 
Verpflichteten unmoͤglich machte, welchen zu verhindern der 
Wechſelinhaber nicht im Stande war, anzunehmen ſey, iſt 
wohl unbedenklich: und nun gilt die Regel: ad impossbilia 
nulla datur obligatio. 

Wichtig bleibt aber die Frage: welchen Einfluß die 
Unmoͤglichkeit bei wechſelſeitigen Verbindlichkeiten auf die 


Leiſtung des andern Theils habe, oder wer den Zufall von 


beiden Seiten tragen ſoll. Den Zufall traͤgt in der Regel der, 
welchen derſelbe getroffen hat, und die Folgen werden dem⸗ 
ſelben nicht erſetzt. 

Daher iſt derjenige, welcher zu einer Handlung ver⸗ 
pflichtet, aber durch Zufall an der Erfuͤllung derſelben ver— 


hindert iſt, zur Erfüllung feines Verſprechens auch nicht _ 


verbunden, er kann aber auch die dafuͤr beſtimmte Gegen— 
leiſtung nicht verlangen. 

Wendet man dieſe allgemeinen] Grundſaͤtze auf das 
Wechſelgeſchaͤft an, fo würde folgen, daß der Wechſelin— 
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haber, der die Verbindlichkeit den Wechſel zeitig zu präfentie 
ren und zu proteſtiren, uͤbernommen hat, durch eine hoͤhere 
Gewalt gehindert wird, dieſer Verbindlichkeit nachzukom— 
men, die Erfüllung der von dem Wechſelgeber übernom: 
menen Gegenleiſtung fuͤr den Regreß zu haften, zu verlan⸗ 
gen, nicht berechtigt ſey. 

Da aber der Gegenſtand der Eigenthumsuͤbertragung 
nicht das Stuͤck Geld, welches man Wechſel nennt, iſt, 
ſondern das Geld, welches darauf bezahlt werden ſoll, ſo 
wird der Wechſelinhaber erſt alsdann Eigenthuͤmer, wenn 
dieſes eingeht. Die Wechſel werden unter der Bedingung 
genommen, daß fie geceptirt und bezahlt werden, und erſt 
mit dem Eintritt dieſer Bedingung geht die Gefahr auf den 
Käufer uͤber. (L. 8. pr. D. de pericul. et commod. rei ven- 
dit.) Der Proteſt iſt nun die Bedingung, unter welcher 
das Geſetz den Regreß aufrecht erhaͤlt, und bei dieſer Be⸗ 
dingung tritt, wie bei jeder andern, die Ausnahme der Uns 
moͤglichkeit ein. Hieraus ergiebt ſich, daß der Wechſelin— 
haber ſeinen Regreß dennoch nicht verliere, wenn durch eine 
vis major es ihm unmoͤglich geworden, zur gehörigen Zeit 
proteſtiren zu laſſen. Koſegarten, in der Abh. im Ar: 
chiv des Handelsrechts. B. 2. S. 144. u. ſ. f. — Hier: 
mit ſtimmen auch die Entſcheidungen der preußiſchen und 
hamburgiſchen Gerichtshoͤfe uͤberein. 

Dagegen aber wird eingewendet: 

1) daß die Regel, casus sentit dominus, hier in Ans 
wendung komme, und daß ſonach derjenige, welcher durch 
eine vis major verhindert worden, den Wechſel proteſtiren 
zu laſſen, den Wechſelregreß verliere, weil der, den der 
casus trifft, die ihm auf den Fall der Erfuͤllung ſeiner Ob— 
liegenheit verheißene Gegenleiſtung, hier naͤmlich das Haf— 
ten fuͤr den Regreß, nichtverlangen koͤnne; 

2) daß es fuͤr die Sicherheit des Wechſelhandels hoͤchſt 
nachtheilig ſey, die Entſcheidung durch die vis major zu zur 
laſſen. ſ Locre& Pesprit du code de commerce II. p. 245. 
wo er ſagt: L’exception de force majeure niurait a l’interet 
general du commerce, car d'un cotè elle lui enleveroitles 
avanlages et P'utilité qu'il tire de la lettre de change de 
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V’autre; elle changeroit tellement la nature du contr act et 
la 1 du tireur et des endosseurs , qu'on repeig 
neroit a se servir de ce mode de negoeiation. Auch 
Montesquieu bemerkt dieß Nämliche. 

Allein dieſe Gegengruͤnde werden durch das oben Be⸗ 
merkte hinlaͤnglich widerlegt. 

Was noch ins Beſondere den Beweis betrifft, ſo iſt 
es hinreichend, wenn der Inhaber darthut, daß er keine 
Schuld daran habe; iſt das Nichtdaſein der culpa hinlaͤng⸗ 
lich dargethan, ſo iſt das Daſein einer vis major 3 wei⸗ 
tern direeten Beweis anzunehmen. J) 


g) Daher erkannte der Pariſer Caſſationshof den 21ften Juni 1810, daß 
der, welcher einen Wechfel auf ein entferntes Land annehme, mit 
einer ſo kurzen Verfallzeit, daß er durch die gewohnliche Poſt dahin 
nicht gebracht werden konnte, und kein außerordentliches Transportmit⸗ 
tel angewandt habe, mit dem Einwande der vis 8 abzuweiſen im. 
Bender, Wechſelrecht Th. 2. Abthl. 2. S. 118 


§. 381. (M. F. 233.) 
Wenn der Inhaber der Wechſel ſeinen Pflichten bei der Praͤſenta— 
tion nicht nachgekommen iſt, ſo verliert er ſeinen Regreß gegen die 
Indoſſanten und Ausſteller, wenn ſich nicht der eine oder der an— 
dere durch ſeinen Schaden bereichern wuͤrde, in welchem Falle ihm 
ſeine Anſpruͤche im ordentlichen Prozeſſe vorbehalten bleiben. 


Wenn der Inhaber des Wechſels ſeinen Pflichten bei 
Levirung des Proteſtes nicht nachgekommen iſt, ſo wird 

1) der Traſſant, wenn er für die Deckung des Wech— 
ſel, gehoͤrig geſorgt hat, von ſeiner Verbindlichkeit gaͤnz— 
lich befreit; hierzu iſt, aber der Beweis, daß der Traſ— 
ſat acceptirt hat, nicht allein hinreichend. (Archiv fuͤr Ci— 
vil- und Kriminalrecht der Rheinprvinzen B. 6. S. S.) 
War dieß aber nicht, ſo muß der Ausſteller den Inhaber 
vielmehr ſchadlos halten, die Valuta herausgeben, weil er 
ſich mit ſeinem Schaden bereichern wuͤrde, auch muß er ihm 
uͤberdieß alle Koſten bezahlen. Ob dem Inhaber aber als— 
dann der Wechſelregreß oder bloß eine Schadenklage in 
ordentlichem Verfahren zuſtehe, iſt beſtritten. 

Wenn gleich von Einigen: ſ. Puͤttmann, (WR. 
§. 84.) Heiße u. Cropp, (Abh. B. 1. n. 26. $. 9.) 


269 


darum das Gegentheil angenommen wird, weil der Wechſel 

der Klage zu Grunde liege, ſo iſt doch dieß darum nicht an- 

zunehmen, weil 
a) die Wechſelregreßklage einen Regreß vorausſetzt, 
ſonach der Wechſelinhaber erſt alsdann, wenn er ſeinen 

Verbindlichkeiten nachgekommen iſt, gegen den Traſſaten 

feine Anſpruͤche geltend machen kann. Dieß iſt aber im vor— 

liegenden Fall nicht erfolgt; durch Nichterfüllung der wech— 
ſelmaͤßigen Obliegenheiten hat er ſich den Verluſt ſeines 

Rechts an den Ausſteller zugezogen. 

b) Nachlaͤſſigkeit zieht allezeit einen Rachtheil nach, 
nicht aber eine Beguͤnſtigung; dieß wuͤrde aber hier der Fall 
ſeyn, wenn man dem Inhaber gegen den Traſſanten ein 
Wechſelrecht geſtatten wollte. Dagegen kann er, 

c) wenn der Traſſant nicht im Stande iſt nachzu— 
weiſen, daß er den Traſſaten gedeckt habe, ſeinen Regreß 
gegen ihn im ordentlichen Prozeß nehmen, indem der Traſ— 
ſant die gleich anfangs erhaltene Valuta sine causa in 
Haͤnden hat, und das eigentliche Wechſeln die remise de 
place en place gar nicht erfolgt iſt, weshalb ſonach die. 
Valuta unbedenklich jetzt auf dem Regreßwege herausge— 
ben werden muß. 

dd) Es ſtoͤßt gegen alle Rechtsregeln, vorzuͤglich aber 
gegen den Grundſatz an: Niemand darf durch den Scha— 
den eines Andern ſich bereichern, wenn dem Inhaber die 
Regreßklage gegen den Traſſanten ganz abgeſprochen wird, 
obgleich mehrere WO. “) dieß beſtimmen, und von mehrern 
auch angenommen wird: als von Marquard, (de jure 
mercator. Lib. II. o. XII. n. 51.) Beck, (Wechſelrecht 
Kap. 4. 9.77. Kap. 8. 9.24) Siegel, (Corp. iur. 
camb. Parere XII. XXXIV. L. CII. CXXXI. f a. Frankf. 
Wechſelreſponſa 13.) 

») Hamb. WO. Art. 38. Oeſtr. WO. Art. 34. Frankf. WO. $. 27. 
Auslegung deſſelben in Feuerbach, Samml. 10. S. 1855. Gothai- 
ſche WO. $. 6. Altenburger WO. F. 6. Leipz. WO. ſ. m. in Sche⸗ 
rer, Wechſelrecht B. 2. S. 523. 

In zweifelhaften Faͤllen ſind alle allgemein gefaßten 

Ausdruͤcke der Word. uͤber den Verluſt der Wechſelre— 
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greßklage nur von dieſer, nicht von der Hauptklage zu ver— 

ſtehen. | | 

Di.ieſe richtige Meinung wird vertheidigt von Ritter, 

(assignationis et cambii trassati idea prima et genuina 

§. 26.) Hufeland, (de prot. camb p. 62.) Martens, 

(Handelsrecht §. 104.) Bender, (Wechſelrecht 26fte- 

Abth. S. 199.) Hiermit ſtimmt auch unter andern das 

Pr. LR. Th. 2. ur. 8. J. 973. 974. überein. Es heißt 

ier: 

„Sind dieſe Praͤſentationsfriſten (§. 965.) von dem In— 
haber verabſaͤumt, ſo kann er bei verringerter Annahme 
oder Zahlung, weder an den Ausſteller, noch an die 
Indoſſanten wechſelmaͤßig zuruͤckgehen.“ 

Doch bleiben ihm wegen der gezahlten Valuta ſeine 
Rechte gegen den Ausſteller und die Indoſſanten, in ſo— 
fern ſich der Eine oder Andere ſonſt mit ſeinem Schaden 
bereichern wuͤrde, im ordentlichen Prozeß vorbe— 
halten. f 

Die neue daͤniſche WO. von 1825. $. 35. läßt 
den Wechſel als Schuldſchein gegen den Traſſanten gel— 
ten, wenn dargethan werden kann, daß er durch die 
ſtattgefundene DVerfäumniß keinen Schaden in feinem 
Verhaͤltniß zum Traſſaten gelitten hat.“ 

2) Die Indoſſanten werden durch eine ſolche Ver— 
ſaͤumniß unbedingt frei von aller Regreßnehmung, ſo daß, 
wenn ein von dem Inhaber deſſen ungeachtet in Anſpruch 
genommener Vormann zahlen ſollte, dieß die uͤbrigen ſchlech— 
terdings nicht praͤjudieiren koͤnnen. Es iſt ganz ungegruͤndet, 
wenn behauptet wird, eine Verſaͤumniß ſchade dem Inha— 
ber auch hier nicht, wenn aus dem Proteſt klar hervorgehe, 
daß ſelbſt bei der genaueſten Beobachtung aller Obliegen— 
heiten keine regelmaͤßige Zahlung zu erlangen, der Vor— 
mann alſo jedenfalls in Regreßanſpruch zu nehmen geweſen 
waͤre. Denn | 

a) der Zweck des Proteſtirens ift Sicherſtellung der 
Wechſelrechte des Inhabers gegen jede Einrede aus ſeinem 
Benehmen, indem er jetzt ruͤckwaͤrts zu gehen ſich genörhige 
ſieht; damit nun aber dieſe Rechte geſichert werden konnen, 
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muͤſſen fie zur Zeit der Proteſtirung gerade in dem Umfange 
vorhanden geweſen ſein, worin ſie durch den Proteſt 
gewaͤhrt werden ſollen; iſt nun aber von dem Inhaber bei 
der Proteſtation ein wefentliches Erforderniß unbeachtet ge— 
blieben, ſo exiſtirt ja ſchon von da an kein Wechſeltecht 
mehr für ihn gegen die Vormaͤnner; 

b) der Regreß der Giranten fällt ferner darum weg, 
indem der Inhaber, da er ſich einer Vernachlaͤſſigung ſchul— 
dig gemacht, ſeinen Verpflichtungen keine Gnuͤge leiſtete, 
unter welcher Vorausſetzung nur die Giranten die Zahlfaͤ— 
higkeit des Wechſels garantiren. 

Nur wird vorausgeſetzt, daß der Inhaber ſich wirklich 
eine Vernachlaͤſſigung hat zu Schulden kommen laſſen; iſt 
daher eine vis major vorhanden, fo kann ihm dieß nicht zur 
Laſt fallen. 

Bender, (a. a. O. Abth. 2. S. 198.) 


§. 3822. (M. 5. 247.) 


Wenn der Bezogene ſelbſt einen mit einer Nothaddreſſe verſehe— 

nen Wechſel zu Ehren eines Wechſelverbuͤndeten acceptirt, ſo muß 

er auch gegen den, an welchen die Nothaddreſſe gerichtet iſt, im 
Falle der Nichtzahlung, Proteſt aufnehmen laſſen. 


1) Aus den allgemeinen Grundſaͤtzen folgt, daß der 
Praͤſentant ſich in Rothfaͤllen an die Addreſſe wenden und 
daß dieß geſchehen ſey, uͤber Verweigerung der Acceptation 
oder Zahlung einen Proteſt leviren laſſen muß; denn er 
iſt Mandatar des Traſſanten oder Indoſſanten ruͤckſichtlich 
der Eincaſſirung der Wechſelſumme und als ſolcher ver— 
pflichtet, alles das zu erfuͤllen, wozu er durch das Docu— 
ment, worauf dieſes Mandat ſich gruͤndet, verpflichtet iſt. 

2) Bei Concurrenz mehrerer Intervenienten iſt der— 
jenige vorzuziehn, welcher durch ſeine Intervention die naͤch— 
ſte Wechſelverpflichtete von ihren Verpflichtungen befreiet. 

3) Der, an welchen die Nothaddreſſe gerichtet iſt, 
muß jederzeit befragt werden, weil dieſe Vorſchrift ſich auf 
dem Wechſel befindet und man auch nicht wiſſen kann, fuͤr 
wen der Addreſſirte acceptiren wird. 
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4) Der Addreſſirte hat den Vorzug vor jedem frem— 
den, nicht auf dem Wechſel Benannten, denn die Rothad— 
dreſſe enthält den ausdruͤcklichen Auftrag desjenigen, der 
dieſelbe auf den Wechſel ſetzt, theils an die in demſelben 
genannte Perſon zur Intervention, theils an den, welcher 
mit der Nothaddreſſe den Wechſel annimmt, zur Vorzei— 
gung derſelben im Nothfalle. Letzterer hat daher die Ver— 
pflichtung uͤbernommen und auf ſeine Hintermaͤnner nach 
der Reihe bis zum Praͤſentanten uͤbertragen, die Praͤſenta— 
tion und allenfallſige Proteſtation bei der Nothaddreſſe im 
Nothfall nicht zu verſaͤumen, und von dieſer Verpflichtung 
kann ihn eine ganz fremde Perſon, an welche er durch den 
Wechſel nicht angewieſen, durch ihr Erbieten zur Interven— 
tion nicht befreien. Erſt nachdem gegen die Rothaddreſſe 
proteſtirt worden, ſteht ihm frei, dieſes Anerbieten anzu— 
nehmen, wozu er indeſſen Reet durch den Wechſel— 
contract verpflichtet iſt. 

5) Der Traſſat iſt bei der Intervention nicht als 
fremd anzuſehen; der Inhaber iſt an ihn gewieſen und hat 
es uͤbernommen zu verſuchen, den Wechſel von ihm gecepti⸗ 
ren und zahlen zu laſſen; für welchen der Wechſelverpflich— 
teten er geceptirt oder Goon; iſt fuͤr das Intereſſe des In— 
habers gleichgültig. Eben ſo wenig hat dieſer auch in ſei— 
ner Eigenſchaft als Mandatar ſeiner Vormaͤnner das Recht 
oder die Pflicht, dieſer Intervention zu widerſprechen, in 
ſo fern nicht eine Nothaddreſſe vorhanden liſt, durch welche 
mehrere Wechſelverbuͤndete befreit worden, als der Traſſat 
befreien will. Denn ſaͤmmtliche Vormaͤnner des Inhabers 
haben ja den Traſſaten als einen Wechſelbuͤrger einmal an⸗ 
genommen und auch diejenigen, welche er nicht befreit, muͤſ— 
ſen ſich ſelne Intervention gefallen laſſen, da alle diejeni— 
gen Perſonen, welche ihnen die Gewaͤhr fuͤr ihre Sicher— 
heit geleiſtet haben, ihnen verhaftet bleiben; hat aber be⸗ 
reits ein Vormann desjenigen, zu deſſen Ehren der Traſſat 
geceptiren will, eine Rothaddreſſe auf den Wechſel geſetzt, 
ſo ſteht der Traſſat natuͤrlich zu dieſer in dem eben erwaͤhn— 
ten Verhaͤltniß der ſpaͤtern Nothaddreſſe zu fruͤhern; denn 
ob er Mandatar oder negotiorum gestor des Honorirten 

iſt, 
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iſt, gilt in dieſer Hinſicht gleich. Hiermit ſtimmen uber- 
ein: Hufeland, (de prot. camb. $. 19.) Sieveking, 
Materialien z. WR. $. 147. 165.) Scherer, (Handb. 
d. WR. Th. 1. S. 110. 118. 172.) Mittermaier, 
(a. a. O.) Andere als: Frank, (de iure adimplementi 
literarum cambialium honoris causa $. 17. not. f. in Be⸗ 
ſeke, ches. iur. p. 487.) Martens, (Handelsrecht 
9. 106.) find der Meinung, daß es in dieſem Falle keiner 
Proteſtation beduͤrfe. ö 
Anmerk. 1. Ob die Acceptation oder Zahlung von Seiten des Addreſ- 
ſirten zu der ordentlichen Art der Erfuͤllung des Wechſels gehoͤre, iſt 
beſtritten: Frank, (Diss. de iure adimplementi literarum cam- 
bialium honoris causa, Halae 1715. f. 5. p. 7.) J. P. Seip, 
(Diss. de trassato literas cambiales in honorem acceptantis 
praes, Musaei. :Goeit. 1775. C. 1. p. 5.) Puͤttmann, (Grundr. 
d. WR. 8. 108.) Scherer, (Handb. d. WR. Th. 1. S. 179.) 
Martens, (Handelsrecht $. 307.) Mothes, (de interventione 
cambiali. Lpz. 1822. p. 7.) Wenn man die Eintheilung nimmt: 
das adimplementum cambiale ſey entweder ein ordinarium oder 
extraordinarium, letzteres eine interventio, welche entweder addres- 
sata oder mere honoratifica iſt, jo verſchwindet der Zweifel. 


Anmerk. 2. Wenn Traſſant dem Wechſelinhaber verboten hat, einen 
Acceptanten in honorem anzunehmen, fo kann, wenn dieß demohner— 
achtet geſchieht, der letztere, wenn er von dieſem Verbot Kenntniß 
gehabt hat, keine Rechte gegen den Troſſanten erlangen, und als ne- 
gotiorum gestor angeſehen werden: ganz nach Grundſaͤtzen des roͤ— 
miſchen Rechts. L. ult. Cod. de neg. gest. L. 40. D. man- 
dati. Gluck, (Pandecten-Com. B. 3. tit. 5. $. 420.) ſ. Mo: 
thes, (a. a. O. p. 18.) Dagegen Scherer, (Handb. d. WR. 
B. 1. S. 126.) 


$. 382 b. (M. $. 243.) 

Der Traſſat, wenn er den auf ihn traſſirten Wechſel nicht nach 
deſſen Inhalt, ſondern dem Ausgeber zu Ehren acceptiren will, 
braucht zur Erhaltung feines Regreſſes keinen Proteſt aufs 
nehmen zu laſſen. 


Einige behaupten, daß die Proteſtlevirung nothwen— 
dig erfolgen muͤſſe, als: Selchow, (Geundſaͤtze des WR. 
§. 80.) Muſfaͤus, (Anfangsgruͤnde d. WR. 5. 134.) 
und vorzuͤglich Knorre, (rechtliche Abhandlung. Halle 
1757.) aus dem Grunde: 

1) weil derjenige, welcher den Wechſelbrief, deſſen 
Acceptation der Traſſat verweigert, dem Ausgeber zu Eh— 

a 18 


— 


„ 


ren acceptirt, Sorge tragen muͤſſe, daß derſelbe vorher von 
dem Inhaber oder auch von ihm ſelbſt proteſtirt werde; 
welche Ordnung durch den beſtaͤndigen Wechſelgebrauch der— 
geſtalt zur Regel und Richtſchnur vorgeſchrieben ſey, daß, 


wenn einer vorher, ehe die Proteſtation geſchehen, pro kon 


nor di lettera acceptiren wolle, derſelbe praepostere han⸗ 
deln, und ſolche ſeine Acceptation unguͤltig ſeyn wuͤrde. 

2) Der angegebene Gebrauch ſey keinem gegruͤndeten 
Zweifel unterworfen, wenn die Acceptation von einem Drit— 
ten geſchehe; ſie muͤſſe aber auch in dem Falle ſtatt finden, 
wenn der Traſſat die zur Erhaltung ſeiner Wiederbezahlung 
vorgeſchlagenen Mittel nicht annehmen, ſondern dem Ausge— 
ber zu Ehren den Wechſel aceeptiren will, weil zwiſchen bei— 
den Fällen kein weſentlicher Unterſchied gezeigt werden koͤnn— 
te, vielmehr eben die Gruͤnde, warum ſolches von einem 
Dritten erfordert wird, auch bei dem Traſſaten vorkommen 
koͤnnen, da derſelbe in Anſehung dieſer Acceptation als ein 
Dritter zu betrachten fey. Denn die Vollmacht, welche er 
dadurch erhalte, daß der Ausgeber des Wechſels auf ihn 
traſſirt, habe er nicht angenommen, indem er die Accepta— 
tion verweigert, und nun jetzt zu Ehren des Ausſtellers ſich 
zur Acceptation entſchließe, und als negotiorum gestor ver— 
bindlich mache. Marquard, (de jure mercat. Lib. II. 
C. 12. n. 45.) bemerke daher ganz richtig: an vero et ille, 
ad quem directae sunt literae eodem modo, tanquam ter- 
tius, pro honore literarum super protestu acceptando li- 
teras solvere sibique obligare scribentem possit? verum 

cum ex eo, quod non acceptat literas ad se directas, ei 
non potestas tollitur, quominus possit, tamquam tertius, 
solvere pro scribente, non video, cur non similiter eum 
liberando sibi contra eum actorem adquirat. Daraus 
ergebe ſich, daß, da es eben ſo viel ſey, als wenn der Wech— 
ſel auf ihn nicht gezogen waͤre, alles dasjenige zu beobach— 
ten ſey, was der Acceptation vorhergehen muß, im Falle 
e ſich den Regreß gegen den Ausgeber eroͤffne 
wolle. 

3) Sey der Einwand: daß bei einem Dritten der 
Proteſt zu dem Ende nothwendig ſey, damit die von dem 
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Traſſaten verweigerte Acceptation dadurch ſofort erwieſen 
werden koͤnne, hinfaͤllig; denn theils ſey in dieſem Falle die 
Proteſtation gar nicht nothwendig, vielmehr genug, wenn 
die verweigerte Annahme durch eine oͤffentliche Urkunde er— 


wieſen wuͤrde, theils ſey es eine allgemeine durch den be⸗ 


ſtaͤndigen Wechſelgebrauch befeſtigte Regel, daß ein Wechſel, 
der nicht ſchlechterdings nach deſſen Inhalt acceptirt wird, 
proteſtirt werden muͤſſe; Siegel, (corp. iur. camb. Th. 1. 
S. 16. n. 1.) mithin die Levirung des Proteſtes nicht blos 
des Beweiſes halber nothwendig, ſondern als eine vorge— 
ſchriebene Form zu beobachten, folglich habe ein Jeder, 
welcher den Wechſel anders, als es deſſen Inhalt mit ſich 
bringe, acceptirt, die Beſorgung des Proteſtes aber ver- 
ſaͤume, es feiner eigenen Schuld beizumeſſen, daß der Re- 
greß gegen den Traſſaten verloren gehe. 

4) Haͤtten auch mehrere Wechſelordnungen dieß vor— 
geſchrieben: als die Wiege WO. Art. 16 u. 
17., die Nürnberger Kap. 2. §. 2. u. 4., die Breslauer 
von 1716. H. 8., auch das Parere der Krämermeifter zu 
Leipzig, Siegel, (corp iur. camb. Th. 2. 9. 88.) ſtim⸗ 
me damit uͤberein. 

Andere ſind der Meinung, daß es keines foͤrmlichen 
Proteſtes beduͤrfe, ſondern der Traſſat sopra protesto uns 
ter dem Wechſel zeichnen koͤnne; wodurch der Vortheil ent— 
ſtehe, daß durch dergleichen Privatproteſtation dem Traſ⸗ 
fanten mehr Ehre gebracht werde, als wenn ſolche offent— 
lich von Notar und Zeugen aufgenommen wuͤrde; welcher 
Meinung ſind: Willenberg, (Diss. de except. dol. in 
camb. Lib. 1. sect. 4. tit. 1. f. 8.) Stryck, (Diss. de 
accept. lit. camb. c. 4. $. 19.) 

Die richtige von Hufeland, (Primae lineae doctri- 
nae de prot. cambial. 5. 42.) vertheidigte Meinung geht 
dahin, daß ein folcher Proteſt ganz unnöthig fen; denn es 


ſey nicht die Rede von dem Proteſte, den der Praͤſentant 


leviren laͤßt, welcher nie unterlaſſen werden duͤrfe, damit 

ſowohl der Praͤſentant, als deſſen Mandatar, als der drit— 

te Acceptant, der ſich den Proteft übergeben läßt, den Be⸗ 

weis der attae, woraus ihre Rechte erwachfen bei 
18 
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der Hand habe; es fen Fein Grund einzufehen, warum ein 
neuer Proteſt des dritten Acceptanten erforderlich ſey: denn 
die Sache, welche zur Aceeptation die Veranlaſſung gege— 
ben, ſey ſchon durch den Proteſt erwieſen, die geſchehene 
Acceptation und Zahlung ſelbſt erhelle aus dem Wechſel, 
und es ſey keine neue Thatſache eines Andern zu erweiſen, 
der Regreß ſtehe aber gegen den Traſſanten, eben ſo wie in 
einem andern Aeeeptationsfalle, offen. | 8 
innert (M. . 246. 248. n. 6.) Bei einer Intervention zur Zah⸗ 
lung, oder was dem in dieſer Bezeichnung rechtlich gleich ſteht, bei 
einer Zahlung, die demnaͤchſt der Ehrenacceptant leiſtet, iſt die Auf⸗ 


nahme des Proteſtes unnoͤthig. Heiße u. Cropp, (Abh. Bd. 2. 
n. XI. Intervention ohne Proteſt.) 


$. 3820. (N. $. 248. n. 70 


Nach dem gemeinen Wechſelrecht iſt der Inhaber eines proteftir- 
ten Wechſels berechtigt, einen der vorigen Indoſſanten nach ſei— 
ner Wahl in Anſpruch zu nehmen und dieß gilt auch von dem 
Falle, wo die Bezahlung des Wechſels jedoch nur zur Ehre 
eines der Indoſſanten ſchon wirklich erfolgte. 


Was die Frage betrifft; ob der Inhaber eines pro— 
teſtirten Wechſels ſich blos an ſeinen naͤchſten Vormann 
zu halten, oder auch gegen einen vorigen Indoſſanten nach 
ſeiner Wahl den Ruͤckanſpruch zu nehmen berechtigt ſey, 
fo iſt, wenn gleich die Wechſelordnungen“) verſchiedene 
Beſtimmungen enthalten, nach der rechtlichen Natur des 
Wechſelgeſchaͤfts überhaupt und der Indoſſamente ins be— 
ſondere anzunehmen, daß dem Inhaber das Wechſelrecht 
zuſteht; denn jeder Indoſſant wird durch ſein Indoſſament 
ſelbſt Wechſelſchuldner gegen den, auf welchen er den Wech— 


ſel uͤbertraͤgt und wenn dieſer auf Ordre geſtellt, oder wenn 


dieſes auch nicht iſt, indem die Klauſel auch ſtillſchweigend 


zu verſtehen, (§. 374.) auch gegen jeden kuͤnftigen Inha- 


ber des Wechſels, welcher die Zahlung deſſelben zu begeh— 
ren berechtigt iſt. 


„) Nur au den naͤchſten: nach der Leipziger WO. v. 1682. f. 9. Danziger 


v. 1701. Art. 29. 30. Braunſchweiger v. 1715. Art. 36. Wiener 1717. 
Art. 25. — an alle: nach der Hamburger v. 1711. Art. 32. nach der 
Augsburger v. 1716. Kap, 6. f. 1. Frankfurter v. 1739, f. 29. 
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Das Indoſſament vertritt die Stelle des Wechſels, ſo 
daß daraus wider den Indoſſanten eben ſo wohl, wie aus 
dem Wechſel wider den Hauptſchuldner nach Wechſelrecht 
verfahren werden kann, weßhalb das Indoſſament in der 
That als wahrer Wechſelbrief zu betrachten iſt. (Danz, 
Handbuch Th. 2. §. 235. S. 416.) Hieraus ergiebt ſich 
die Richtigkeit des aufgeſtellten Satzes; auch iſt leicht prac⸗— 
tiſch erweislich, daß es dem allgemeinen Zweck des Wech— 
ſelinſtituts, moͤglichſte Erleichterung des Handelsverkehrs, 
gerade zu entgegen ſeyn wuͤrde, wenn der Inhaber eines. 
mehrmals indoſſirten Wechſels, deſſen Acceptation oder 
Zahlung verweigert wird, ſich jedesmal nur an ſeinen un— 
mittelbaren Indoſſanten, deſſen Aufenthalt vielleicht von 
dem ſeinigen weit entfernt iſt, halten ſollte, waͤhrend er 
einen fruͤhern zahlungsfaͤhigen Indoſſanten wohl an dem 
naͤmlichen Orte oder in der Nähe in Anſpruch nehmen kann. 
Deßhalb haben auch vorzuͤglich die neuern Rechtsgelehrten 
jenes Princip als Regel des gemeinen Wechſelrechts ange— 
nommen, als: Puͤttman, (WR. F. 143.) Danuz, (a. 
a. O. S. 420.) Martens, (Handels- u. WR. $. 102.) 
Eichhorn, (Einl. §. 132.) 

Ob aber auch alsdann, wenn bereits die Zahlung, 
jedoch nur in honorein erfolgte, der Wechſelinhaber bei 
ſeinem Ruͤckanſpruch von ſeinem Wahlrecht Gebrauch ma— 
chen koͤnne, iſt zweifelhaft. Als Zweifelsgrund ſteht der 
Bejahung dieſer Frage entgegen, daß durch die wirkliche 
Bezahlung des Wechſels das ganze Geſchaͤft zu ſeiner Er— 
fuͤllung gediehen, mithin der ganze dadurch begruͤndete Ver: 
bindlichkeitsnexus aufgeloͤſt worden zu ſeyn ſcheint. Allein 
die bejahende Beantwortung iſt nicht zu bezweifeln. Be— 
denklicher wuͤrde dieſes ſeyn, wenn irgend ein Dritter, wel— 
cher als Intervenient zur Ehre des Wechſelausſtellers oder 
eines der Indoſſanten zahlte, unmittelbar ſeinen Ruͤckan⸗ 
ſpruch an einen der Vormaͤnner nehmen wollte; denn dieſem 
Dritten koͤnnte entgegengeſetzt werden, daß ihm, da er 
keine Verbindlichkeit und kein Recht aus dem Wechſelge— 
ſchaͤft haͤtte, auch nicht die eigenthuͤmlichen Wirkungen des 
Geſchaͤfts zu Statten kommen konnten. 


Eichhorn, (a. a. O.) nimmt an, daß der, welcher 
zur Ehre des Traſſanten oder eines Indoſſanten zahlte, eine 
Klage nach Wechſelrecht ſowohl gegen den Honoraten, als 
im Zweifel auch gegen deſſen Vormaͤnner erhalte; eben die— 
ſer Meinung iſt Martens, (in Zuſaͤtzen zu Puͤttmans 
Wg. Zte Ausg. $. 141. not. b.) Um ſo mehr aber iſt 
in einem ſolchen Falle derjenige, fuͤr welchen der Dritte 
zahlte (der Honorat), zum Ruͤckanſpruch gegen ſeine Vor— 
männer berechtigt, da dieſe ſaͤmmtlich ihm als Selbſtſchuld— 
ner nach Wechſelrecht verhaftet find. Thomaſius, (Resp. 
Frank) diss. de iure adimpl. liter. cambialium hon. causa 
Hal. 1715. $. 38. ſagt: qui posteriores cedentis intuitu 
solvit, ius consequitur adversus omnes praecedentes, hi 
enim in nexu manent non Secus, ac simplici tantum 18707 
testatione interposila. 

Der oben angeführte Zweifelsgrund iſt nicht ſchwer zu 
beſeitigen. Die Zahlung in honorem iſt naͤmlich der con— 
tractmaͤßigen Erfuͤllung der Wechſelverbindlichkeit, wo— 
durch dieſe vollig aufgeloͤſt wurde, keinesweges gleich zu ach— 
ten, ſie iſt vielmehr nur ein aushuͤlfliches Mittel, das Unter— 
bleiben der contractmaͤßigen Zahlung minder ſchaͤdlich zu ma— 
chen, indem ſie allein zu dem Zweck geſchieht, den Traſſan- 
ten oder einen der Indoſſanten, welchem zu Ehren ſolche 
vorgenommen wird, gegen die Nachtheile, welche das Zu— 
ruͤckgehen des Wechſels mit Proteſt fuͤr ihn haben wuͤrde, 
zu ſichern und ſeinen Kredit aufrecht zu erhalten. Die zu 
einem ſo ſpeciellen Zwecke erfolgende Zahlung laͤßt aber das 
Wechſelgeſchaͤft an und fuͤr ſich in allen ſeinen Wirkungen 
fortbeſtehen, und der Dritte, welcher eine ſolche Zahlung 
leiſtete, dabei gleichwohl den Wechſel wegen der nicht vom 
Ausſteller geleiſteten Zahlung proteſtiren ließ, tritt in die— 
ſer Hinſicht ganz an die Stelle des Praͤſentanten, und er— 
wirbt ſich alle dem Inhaber eines noch nicht bezahlten Wech— 
ſels zuſtehenden Rechte. Es aͤndert auch in dem Verhaͤlt— 
niß desjenigen, welcher von feinem Hintermann in Ruͤckan⸗ 
ſpruch genommen wird, durchaus nichts, ob der proteſtirte 
Wechſel, worauf er belangt wird, wirklich bezahlt worden 
iſt oder nicht; denn wäre dieß nicht der Fall, fo muͤßte ders 
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jenige, zu deſſen Ehren nunmehr die Zahlung von dem In⸗ 
tervenienten geleiſtet worden, dem Wechſelinhaber, ſobald 
er von dieſem angegriffen wuͤrde, noch jetzt zahlen und koͤnn— 
te auch ſelbſt einen von dieſen unmittelbar auf Zahlung be— 
langen. Eben dieſe Verbindlichkeit aber, welche dem hierauf 
belangten Vormanne alsdann oblaͤge, wird unter obiger 
Vorausſetzung von demjenigen, zu deſſen Ehre die Zahlung 
von dem Intervenienten geſchah, und welcher, dieſen wieder 
befriedigt zu haben, durch den Beſitz des Wechſels und 
des Proteſtes nachweiſt, wider ihn geltend gemacht. Da- 
her iſt die angefuͤhrte Meinung die richtigere; ſ. Pfeiffer, 
(pract. Ausführung: Th. 1. n. XI.) 


$. 383. (M. $. 249.) 
Das beneficium excussionis s. ordinis ſteht dem Wechſel⸗ 
buͤrgen nicht zu. 


Die Wirkungen der Buͤrgſchaften bei Wechſeln ſind 
ſehr verſchieden, je nachdem es eine reine Wechſelverſchrei— 
bung eines Buͤrgen (per avallum) oder eine Buͤrgſchafts— 
verſchreibung in einer beſondern Urkunde iſt, ſo wie es auch 
darauf ankommt, fuͤr wen die Buͤrgſchaft geleiſtet iſt, fuͤr 
den Ausſteller oder Acceptanten, von welchen die rechtli⸗ 
chen Wirkungen des Indoſſaments eines Buͤrgen verſchie— 
den ſind. (Archiv d. HR. B. 2. n. 26. S. 394.) Iſt ein 
Auoall vorhanden, fo haftet der Buͤrge nach Wechſelrecht, 
leiſtet Verzicht auf die dem Buͤrgen zuſtehenden Rechts- 
wohlthaten, und kann nicht verlangen, daß der Schuld— 
ner zuerſt in Anſpruch genommen werde. 
Hiermit ſtimmen uͤberein: de Turri, (de camb. disq. 
1. q. XVII.) Frank, (Inst. i. camb. Lib. II. Sect. II. ut. IV. 
9. 4.) Marquard, (de jure mercator. Lib. III. tit. VIII. 
n. 5.) Puͤttmann, (de avallo. Lpz. 1781. u. Advers. 
iur: universi. Lib. III. C. 1. p. 1.) Scherer, (Handbuch 
d. WR. Th. 1. S. 307. Runde, (Gr. d. deutſch. PR. 
§. 237.) Pohl, (Handelsrecht Th. 1. S. 293.) Mit⸗ 
termaier, (a. a. O.), womit auch mehrere Wechſelord— 
nungen uͤbereinſtimmen: Churſaͤchſ. Prozeß- und Gerichts: 
ordn. Anhang §. 18. Oberlauſitzer WO. §. 11. Alten⸗ 


BR 
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burger WO. Kap. 1. § 3. Das Pr. L R. Th. 1. Ut. 14. 
§. 296. Code de commerce Art. 142. Andere 
nehmen aber das Gegentheil uͤberhaupt ohne beſondere Ein: 
ſchraͤnkung an: als Zipfel, (de tesser. collyb. Sect. III. 
$ 9.10.) Kolb, (de pecunia mutat. tut. eoll. C. 3. $. 28.) 
Böhmer, (de act. Sect. II. C. 8. $.45. lit. u.) Ben- 
der unterſcheidet, ob der Bürge ohne weitern Zufaß „als 


Buͤrge“ den Wechſel unterſchrieben habe, oder mit dem: 


ſelben; im erſtern Falle ſtehe ihm die Einrede darum zu, weil 
er durch den Zuſatz zu erkennen gegeben, daß er als Buͤr— 
ge behandelt werden wolle, er ſonach erſt nach dem Ver— 
pflichteten im Obligo ſich befinde. Es koͤnne dagegen nicht 
eingewendet werden, daß das Avall auf dem Wechſel ſtehe; 


dieß verbinde zwar den Buͤrgen nach Wechſelrecht, damit ſeg 


aber nicht geſagt, daß er neben dem Verbuͤrgten im Obligo 


ſtehe; es folge blos daraus, daß er nach Wechſelrecht haf— 


te, das wie beſtimme ſich aber nach ganz andern Gruͤn— 
den. Das Weſen der Buͤrgſchaft druͤcke ein Haften nach 
dem Verbuͤrgten aus, vorausgeſetzt, daß von dieſem nichts 
zu haben ſey; trete alsdann die Zahlungspflicht des Buͤrgen 
ein, ſo ſey hier keine gemeine, ſondern eine wechſelmaͤßige, 
mehr koͤnne man nicht zugeben. Dieſe Meinung haben 
auch Rivinus, (de praerogativo creditorum cambial. 
5.5. in Beſecke p. 8. 78.) u. Martens, (HR. $. 119.) 
vertheidigt. Allein fie iſt darum ungegruͤndet, weil durch die; 
ſen Zuſatz die einmal anerkannte Verbindlichkeit, nach Wech— 
ſelrecht haften zu wollen, nicht beſchraͤnkt wird: wollte er 
blos als Buͤrge haften, ſo mußte er einen Buͤrgſchaftsſchein 
oder eine Buͤrgſchaftsverſchreibung ausſtellen. 


§. 384. (M. F. 249.) 


Der Wechſelbuͤrge haftet auch alsdann, wenn der Schuldner 
N wechſelunfaͤhig iſt. 


Nach dem gemeinen Recht iſt gegen den Buͤrgen 
die Klage auch dann zulaͤſſig, wenn gegen den Schuld⸗ 
ner keine Klage ſtatt hat, (L. 25. D. de fidei. et mand.) 
auch kann ſich der Buͤrge ſtaͤrker verpflichten als der Schuld» 
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ner: Thibaut, (Pandeetenrecht §. 951. lit. D.), auch 
der Buͤrge zwar dem Glaͤubiger dringliche Einreden des 
Schuldners, nicht aber ſeine perſoͤnlichen entgegenſetzen. 
Schmid, (de fideiuss. plane non obligato $. 142.) Diefe 
Beſtimmungen find auch auf den. MWechfelbärgen anzuwen⸗ 
den. Scherer, (HB. d. WR. Th. 1. S. 306.) 
Bender, WR. B. 2. S. 73.) Andere, als: Stryck, 
(de caut. contr. 1. C. 2. $. 30.) Ludovici, (de mulie- 
re camb. $. 28.) Drechsler, (de except. SC. Maced. 
ſiddeiuss. fil. fam. deneg. $. 7.) find der entgegengeſetzten 
Meinung, welche auch in der Entſcheidung des Leipziger 
Schoͤppenſtuhls (bei Zipfel, Anhang S. 709.) angenom- 
men iſt. Sie geht dahin, daß der Buͤrge nur alsdann hafte, 
wenn ihm die Unfaͤhigkeit des Schuldners vor der Verbuͤr—⸗ 
gung bekannt geweſen, oder er ſich abſichtlich zum Beſten 
des Glaͤubigers verbuͤrgt in Faͤllen, wo wenigſtens eine na: 
tuͤrliche Verbindlichkeit exiſtire; in andern Fällen hafte er 
aber nicht, vielmehr falle hier die Buͤrgſchaft als acces- 
sorium mit der Hauptſache weg, und der Schuldner koͤnne 
keine Verbindlichkrit uͤbertragen, deren Uebernahme ihm 
ſelbſt unterſagt ſey. 


§. 385. (M. $. 249.) 


Der Wechſelbuͤrge kann ſeinen Regreß gegen den Verbuͤrgten nach 
Wechſelrecht gegen die Vormaͤnner aber nur hiernach alsdann 
nehmen, wenn der Wechſel auf ihn indoſſirt iſt. 


Wenn der Wechſelbuͤrge bezahlt hat, ſo hat er das 
Recht, gegen den Verbuͤrgten und gegen die Vormänner ſei⸗ 
nen Regreß zu nehmen. 

Was nun der Regreß gegen den Verbuͤrgten und ins— 
beſondere die Frage betrifft: ob gegen denſelben im Wech— 
ſelprozeß geklagt werden koͤnne, fo muß ſolche, da die Wech» 
ſelgeſetze nichts beſtimmtes enthalten, nach dem gemeinen 
Recht beurtheilt werden. Nach demſelben ſteht dem Buͤrgen, 
wenn er fuͤr den Hauptſchuldner bezahlt hat, die Mandats⸗ 
klage (actio mandati), wenn er mit Wiſſen und Willen des 
letztern ſich verbürgt hatte, (L. 10. f. 11. D. mandati L. 25. D. 


I 
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L. 14. C. de fideiuss.) und die actio negotiorum; wenn es 
ohne Vorwiſſen des Hauptſchuldners geſchah (L. 4. de 
fideiuss.) zu; hat er nun den Wechſel bezahlt und ſich vom 
Gläubiger auf dem Wechſel quittiren laſſen, fo erhält er alle 
dem Gläubiger gegen den Hauptſchuldner zuſtehende Rechte, 

alle gehen in vollem Maße auf ihn uͤber. Daher kann denn 
auch der Buͤrge aus dem Wechſel, welcher ihm von dem 
Glaͤubiger ausgehaͤndigt worden, gegen den Schuldner um 
ſo mehr wechſelmaͤßig klagen, indem es ja nur von dem 
Wechſelinhaber abhing, ob er ſeine Wechſelrechte wider den 
Hauptſchuldner oder wider den Wechſelbuͤrgen ausfuͤhren 
oder verfolgen wollte, folglich, wenn er jenes waͤhlt, der 
Hauptſchuldner die Strenge des Wechſelrechts empfinden 
muß, und deßhalb durch die Ceſſion feiner Wechſeltechte auf 
den Wechſelbuͤrgen und deren Gebrauch von dieſem wider 
den Hauptſchuldner, dieſem letztern kein Praͤſjudiz zugeht, 
worüber er ſich zu beklagen hätte, indem die Verfolgung die: 
ſer Wechſelrechte gegen den Hauptſchuldner die naͤmlichen 
ſind und bleiben, ſie moͤgen von dem Wechſelglaͤubiger ſelbſt, 
oder von deſſelben Anwalt, oder vom Ceſſionar berfolgt 
werden. 

Hiermit ſtimmt uͤberein: Bender, (HR. 2. S. 75.) 
ſ. a. Deſſauer WO. §. 16. Danziger WO. Art. 38. Das 
Pr. LR. Th. 2. tit. 8. §. 102. „der Buͤrge, welcher 
ſtatt des Hauptſchuldners einen Wechſel einloͤſet, tritt ohne 
Ceſſion in alle Rechte des Wechſelglaͤubigers.“ Andere 
dagegen ſind der Meinung: daß eine foͤrmliche Ceſſion des 
Wechſels erfolgen muͤſſe, wenn der Buͤrge berechtigt ſeyn 
ſoll, gegen den Schuldner wechſelmaͤßig zu klagen, als: 
Riecius, (Exercit. iur. camb. 8. Sect. 1. F. 4.) Sche⸗ 
rer, (Handb. d. WR. Th. 1. S. 310.) Weiſeneck, 
(Theorie $- 180.) Mittermaier, (a. a. O.) 

Was den Regreß gegen die Indoſſanten betrifft, ſo 
ſind Einige der Meinung, daß der Wechſelbuͤrge gegen 
einen Indoſſanten in dem Falle, wenn der Inhaber den be— 
zahlten Wechſel auf ihn quittirt habe, wechſelmaͤßig klagen 
koͤnne. Berger, (oeconom. iur. Lib. III. ch. 30. ch. 2. 
not. 5.) Bender, (WR. 2 S. 76.) Andere dage⸗ 
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gen behaupten, daß ohne eine beſondere Ceſſion der Rechte 
des Inhabers dieſes Recht ihm nicht zukomme. 

Dieſe letztere Meinung iſt darum gegruͤndeter, weil 
der quittirte Wechſel wohl beweiſt, daß der Wechſelborge 
ihn bezahlt hat, nicht aber, daß er in die Rechte des Ins 
habers gegen die Indoſſanten getreten iſt. Iſt die Ceſſion 
oder des Indoſſament auf dem Wechſel angemerkt, ſo ſind 
alle Requiſiten vorhanden, wodurch dem Indoſſator ſeine 
Wechſelrechte wider den Traſſanten, Indoſſanten oder Ae— 
ceptanten gewahrt worden; denn das Avall kann auch durch 
Indoſſamente geſchehen. Gleichwie nun nach allen Wech— 
ſelgeſetzen ein Jeder, welchem Wechſelrechte uͤbertragen 
worden find, mit Auswahl entweder gegen den Aceeptan— 
ten oder Indoſſanten bis zum Traſſanten hinauf nach Wech— 
ſelrecht klagen kann, ſo daß nichts weiter erfordert wird, 
als daß aus dem Wechſelbrief ſelbſt geklagt werde, und aus 
dieſem der ganze Inhalt der Klage alle contenta libelli zu 
Tage liegen, und dann hier wie dort gleicher Grund zur 
Entſcheidung vorhanden iſt, auch der Buͤrge nunmehro 
nicht mehr aus Vollmacht des Hauptſchuldners, ſondern 
aus Auftrag des Wechſelglaͤubigers zu ſeinem eigenen Be⸗ 
ſten actione directa oder auch durch Kraft ſeines eigenen 
erworbenen Rechts agirt, (76 D. de solut. L. 7. 8. 9. C. 
de haered. vel act. vend.) fo iſt nach dem gemeinen Recht 
und nach der Analogie der Wechſelrechte anzunehmen, daß 
auch das naͤmliche Wechſelrecht dem Wechſelbuͤrgen gegen 
die Vormaͤnner zuſtehe. Scherer, (a. a. O.) Mitters 
maier, (a. a. O.) 


$. 386. (M. $. 249.) 
Der Wechſelbuͤrge haftet nicht, wenn der Gläubiger zur Verfall: 
zeit ſaͤumig im Einfordern der Schuld geweſen, oder gar dem 
a Schuldner laͤngere Friſt bewilligte. 


Wenn die Wechſelordnungen und Particulaͤrgeſetze 
keine Beſtimmung enthalten, wie unter andern das Stadt 
buch von Hamburg P. II. tit. VI. Art. 15. und die Frage 
nach gemeinem Recht beurtheilt wird, fo find einige Rechts⸗ 
gelehrte der Meinung, daß der Buͤrge dennoch, wenn auch 
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der Gläubiger dem Schuldner Nachſicht gegeben habe, ver: 
haftet bleibe, ſich insbeſondere auf die L. 7. C. locati con- 


ducti ſtuͤtzend. Ueberdieß ſtehe ja dem Buͤrgen die Befugniß 


zu, zur gehoͤrigen Zeit den Glaͤubiger an das Einfordern 
der Zahlung zu erinnern, und wenn er dieſes unterlaſſe, ſo 
willige er dadurch ſtillſchweigend in die Prolongation, wel— 
che Meinung unter andern: Misler, (Diss. de effectu 
temporis circa fideiussorem $. 15.) Walch, (Introd. in 
controv. iur. civil. p. 57.) vertheidigen. Allein abgeſehen 
davon, daß nach dem gemeinen Rechte Mehrere ſchon das 
Gegentheil annehmen, als: Mynſinger, Gail, Lyn— 
cker, beſonders Schmid, (de fideiuss. plane non obli- 
gato. tit. 2 c. 3. P. 211.), fo iſt doch die entgegengeſetzte 
Meinung weit baden Es iſt eine bekannte Regel: 
Dies interpellat pro homine (1. 12. C. de contr. et co- 
mit, stip.) ad incognita non trahitur consensus (L. 99. D. 
de v. Obl.) Hätte die Buͤrgſchaft Über die Zeit hinaus 
dauern ſollen, ſo wuͤrde dieß vorher ſtipulirt ſeyn, und in 
der gewoͤhnlichen Form des Avalls zeigt ſich keine Spur 
von ſtillſchweigender Einwilligung in die Friſtverlaͤngerung, 
was hinſichts des Avalls doppelt ſcharf genommen werden 
muß, weil dieſes eine weit ſtrengere Haft als die gemeine 
Buͤrgſchaft erzeugt. Uebrigens ſind die von den Gegnern 


angefuͤhrten Gründe von ſehr geringem Gewicht. Was zus - 


erſt das Vergeſſen des Geldeinforderns betrifft, ſo liegt 
darin augenſcheinlich eine Fahrlaͤſſigkeit des Inhabers, wel⸗ 
che dieſem niemals nuͤtzen, ſondern immer nur ſchaden kann. 
Die Einrede, welche hieraus der Buͤrge gegen ihn bildet, 
fließt aus der Natur des Wechſelrechts, das dem Inhaber 


allen Regreß unbedingt entzieht, ſobald derſelbe feine Oblie⸗ 


genheiten mehr oder weniger unerfuͤllt gelaſſen hat, wohin 
das Nichteinfordern der Zahlung zur richtigen Zeit vollfoms 
men gehoͤrt. Der Buͤrge kann ſomit die Einrede mit voller 
Rechtskraft dem Inhaber, der keine Zahlung eingefordert 
25 entgegenſetzen, ſofern er fuͤr deren Liquidirung gehoͤrig 
orgt. 
Was ferner die Prolongation anbetrifft, ſo kann auch 
dieſe ihm nicht nachtheilig werden, denn er verbuͤrgte ſich 


285 


unter der Vorausſetzung der Beobachtung des beſtimmten 

Zahltags durch den Inhaber, der ſich im Unterlaſſungsfalle 
der Einrede der Fahrlaͤſſigkeit preis giebt. Auch giebt ja 

der Inhaber des Wechſels dadurch, daß er den Wechſel⸗ 

ſchuldner laͤnger die Forderung ſtundet, zu erkennen, daß 

er von jetzt an dem Verbuͤrgten vollen perſoͤnlichen Credit 

beimeſſe und keine Verbuͤrgung weiter verlange. Hiermit 

ſtimmt überein: Haſſe, (Archiv d. HR. B. 1. n. 14. 
wenn er gleich das Gegentheil nach Hamb. Recht behauptet.) 

Bender, (WR. 1. $. 399. S. 78.) 


Anmerk. Der Grundſatz, daß die Wechſelbuͤrgſchaft aufhoͤre, wenn 
die Verbindlichkeit des Wechſelſchuldners erloͤſcht, iſt unrichtig; denn 
es kann die wechſelmaͤßige Verbindlichkeit des Schuldners erloſchen 
ſeyn und dennoch die Verbindlichkeit des Wechſelbuͤrgen fortdauern; 
unter andern alsdann, wenn die Wechſelkraft durch Verjährung in 

Rauͤckſicht des Schuldners erloſchen iſt. Schweitzer, (Diss, de praes. 
act. cambialium Vit. 1805. p. 18.) 


$. 387. (M. 6. 252. n. 3.) 
Der Wechſelglaͤubiger iſt nicht befugt, gleichzeitig auf Güterbes 
ſchlag und Perſonalarreſt des Schuldners außer dem Fall des 
Concurſes anzutragen. (Von dem Fall im Concurs ſ. §. 390.) 


1) Wenn die Wechſelgeſetze das ſtrenge Verfahren 
vorschreiben, fo ſteht dem Wechſelglaͤubiger dann die Befug⸗ 
niß zu, wenn der Schuldner nach rechtskraͤftigem Erfennt: 
niß nicht bezahlt, entweder auf die Execution in fein Ver: 
mögen oder auf Perſonalarreſt anzutragen. Das ius va- 
‚riandi ſteht ihm zu, nicht aber das ius cumulandi in Ruͤck⸗ 
ſicht der beiden Rechtsmittel. 

2) Hat ſich der Gläubiger ein beſonderes Unterpfand: 
recht wegen ſeiner Forderung von dem Schuldner auf ſeine 
unbeweglichen Guͤter ertheilen laſſen, ſo hat er dadurch auf 
dieß ſtrenge Wechſelrecht verzichtet, und kann ſeine An— 
ſpruͤche blos durch die hypothekariſche Klage verfolgen. 
Haſche, (Erlaͤutr. der Hamb. Fallitenordnung. Th. 2. 
S. 459. 460.) Klefecker, (Samml. Hamb. Geſetze. 
Th. 3. S. 464.) Wuͤrde jedoch durch den Verkauf der 
Guter der Glaͤubiger nicht ganz befriedigt werden, ſo ſteht 
ihm in subsiduum frei, ſich an die Perſon des Schuldners 
zu halten. \ 
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Hiermit ſtimmen überein: Leyſer, (medit. Wen 


Sp. 133. med. 2.) Ludovici, (Einl. z. Wechſelprozeß 
Kap. 2. $. 16.) Puͤttmann, (Wechſelrecht $. 190.) 
Siewert, (Materialien z. vollſt. Erkl. des pr. LG. Heft 2. 
S. 170.) |. a. wuͤrtemb. WO. Kap. 7. §. 2 Pr Ge 
richtsordn. Th. 1. tit. 27. F. 46. Das Gegentheil nehmen 
an: Hommel, (Rhaps. ob. 768.) Weſtphal, (deutſch. 


PR. Th. 2. S. 371., welcher insbeſondere bemerkt, daß 


Cumulation nicht alternative, ſondern copulative zulaͤſſig 
ſey.) Binder, (Wechſelrecht B. 2. Abth. 2. S. 450.) 
Mittermaier, (a. a. O) ſ. a. Leipziger Handels: 
gerichtsordn. Art. 21. Braunſchweiger WO. 
Art. 54. Badner Verordn. v. Sten Jul. 1814. H. 4. 
Code de Com. Art. 172. 


$. 388. (M. $. 252.) 
Die Einrede der Lex Anastasiana gegen Wechfelforderungen 
iſt unſtatthaft. 


Die Meinungen der Rechtsgelehrten uͤber die Frage: 


ob die Lex Anastasiana (L. 24. C. mandati) in Wechſel— 
ſachen uͤberhaupt ſtatt habe, ſind ſehr getheilt. 

Einige vertheidigen die Zulaͤſſigkeit, als: Ludovi— 
ei, (WProz. C. II. f. 1.) Frank, (Institutiones i. camb. 
L. 2. S. 7. tit. 20. F. 4.) Wernher, (Obs. sel. for. P. 3. 
ob. 5.) vorzuͤglich Schoͤnigahn, (Ueber die Zulaͤſſigkeit 
der Einrede des anaſtaſianiſchen Geſetzes gegen Wechſelfor— 
derungen. Wolfenb. 1802.) Die Gruͤnde ſind: 

1) iſt das roͤmiſche Recht auch in Wechſelſachen an— 
wendbar. 0 


2) Ein Geſetz kann auf alle Faͤlle angewendet werden, 


worauf es paßt. a 

3) Durch das Geſetz wird der Wucher und die Ueber— 
vortheilung verhindert. 

4) Die aus der Lex anast. entſpringende Einrede iſt 
ine folche, welche von dem Richter ex officio zu ergänzen 


5) Die Einrede gruͤndet ſich in einem verneinenden | 


und verbietenden Geſetz. 
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6) Das anaſtaſianiſche Geſetz begreift virtualiter die 
Indoſſamente mit in ſich: es iſt identitas rationis da, es 
mag eine gewoͤhnliche Ceſſion, oder eine davon ohnehin nur 
in forma verſchiedene indossatio vorgegangen ſeyn. 

7) Sie kann nicht nur bei der eigentlichen Wechſel— 
klage, ſondern auch bei der Widerklage gebraucht werden. 

Andere dagegen unterſcheiden zwiſchen Wechſeln, 
welche von Kaufleuten ausgeſtellt ſind, oder von andern Per— 
ſonen: bei jenen laſſen ſie ſolche nicht zu, wohl bei dieſen; 
als: Claproth, (Einl. in d. ſummariſchen Prozeß Abh. 2. 
Heft 3. §. 69.) Danz, (Gr. des Prozeſſes $. 41. u. 
Handbuch d. d. PR. B. 2. F. 245.) Roch Andere, als: 
Leyſer, (Med. ad. P. Sp. 203. m. 6.) Riccius, (exer- 
cit. ad ius camb. Ex. 6. S. 2. 9.28.) Schubart, (Dec. 
quaest. iur. camb.) find der Meinung, daß die Einrede 
dann gegen den Wechſel zulaͤſſig ſey, wenn die Valuta we— 
niger als der Wechſel beſagt. Mehrere aber verwer— 
fen dieſe Einrede ganz, und zwar darum: 

1) weil der Wechſelhandel damit nicht beſtehen kann. 
Welcher Nachtheil wuͤrde dadurch bewirkt werden, wenn dem 
Kaufmann in wichtigen Geſchaͤften, wo er ſogleich das Geld 
haben muß, bei Praͤſentation des Wechſels ein ſolcher Ein⸗ 
wand gemacht werden koͤnnte. 8 

Sie iſt der Natur des Wechſelgeſchaͤfts entgegen, 
welche ſchnelle Befoͤrderung erfordert. 

3) Der Grund und die Veranlaſſung des anaſtaſ. Ge— 
ſetzes paßt nicht auf Indoſſamente. Der Grund des Ge— 
ſetzes ift Verhuͤtung des Wuchers, dieſer faͤllt bei Indoſſa— 
menten weg. 

4) Das Geſetz iſt vorzuͤglich fuͤr diejenigen gegeben, 
welchen es an Erfahrung fehlt; dieß iſt aber bei denen, wel— 
chen nach den Wechſelordnungen Wechſelfaͤhigkeit beige— 
legt worden, nicht anzunehmen. 

5) Indoſſament und Ceſſion ſind von einander weſentlich 
unterſchieden und daher von dieſer nicht auf jene zu ſchließen. 

6) Das anaſtaſianiſche Geſetz laͤßt unentſchieden und 
unbeſtimmt, in welchen Fallen das fuͤr die Forderung ge⸗ 
gebene pretium pro iusto zu halten iſt. 
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7) Der Wechſel ift als eine Waare anzuſehen, deren 
Werth unveraͤnderlich iſt, und die der Indoſſatar als Kaͤu— 
fer zu demjenigen Preiſe an ſich bringt, den der Laüf der 
Handlung oder ein beſonderer Vertrag beſtimmen. 

8) Das Wechſelgeſchaͤft iſt ein deutſches Inſtitut, 
auf welches das roͤmiſche Recht nur mit Vorſicht anzuwen— 
den iſt. 

9) Das Geſetz ſelbſt beruht in aequitate cerebrina, 
wie <homafius folches hinlaͤnglich erwieſen hat. 

10) Im Wechſelprozeß koͤnnen blos liquide Einreden 
vorgeſchuͤtzt werden, allein die Einrede des anaſtaſianiſchen 
Geſetzes gehört zu den illiquiden. 


11) Dem Indoſſaten kann es gleich viel ſeyn, wie 


viel der Indoſſatar dem Indoſſanten gezahlt hat. 

12) Die Lex anast. leidet keine Anwendung, wenn 
wegen Erhaltung der cedirten Forderung eine Beſorgniß der 
Ungewißheit obwaltet. | 

raid Meinung vertheidigen: Beck, (Wechſelrecht 

2. 9. 4) Struben, (eechtl. Bed. B. 4. B. 44.) 
e (practiſche Ausführungen S. 44.) Scherer, 


(Wechſelproceß $. 99.) Bender, (WR. 2. S. 394.) vor⸗ 


zuͤglich Rahn, luͤber die Unzuläffigkeit der Einrede gegen 
Wechſelforderung. Braunſchw. 1802.) Mittermaier, 
(a. a. O.) 

Dieſe letztere Meinung iſt die richtigere; uͤberhaupt 
verdient das ganze Geſetz keine Beguͤnſtigung, weßhalb auch 
neuere Geſetze ſolches aufgehoben haben. ſ. PR LR. Ih 
1. tit. XI. 5. 391. 


$. 389, (M. F. 252.) 
Der Einwand der Faͤlſchung kann der Regel nach nicht dem In— 
doſſatar entgegengeſetzt werden, ſondern der Wechſelſchuldner iſt 
zur Zahlung verbunden. 


Die Faͤlſchung kann auf eine doppelte Art erfolgen, 
entweder indem Jemand die ganze Schrift falſch nachmacht, 
oder indem er auf ein leeres Blatt, worauf Jemand ſeinen 


Namen geſchrieben hat, die Schuldverſchreibung eines An⸗ 
dern 


* 


289 


dern ſetzt. Daß nun aus einem ganz falſchen Schuldſchein 
kein Recht entſtehen kann, iſt an ſich klar, daher auch 
der Schuldner nicht zur Zahlung angehalten werden kann, 
wenn der Schuldſchein falſch if. Da der Beweis der 
Falſchheit mit großen Schwierigkeiten verbunden iſt, ſo iſt 
es dem Beklagten nach deutſchen Geſetzen, (Reichsabſchied 
v. 1654 $. 39. u. 45.) geſtattet, die Klage durch das Er: 
bieten zum iuramentum diffessionis abzuwenden. From⸗ 
mann, (Diss. de. iuram. dilless. Marburg 1723.) Wenn 
aber blos der Inhalt, nicht die Unterſchrift falſch ift, fo wird 
der Schuldner in dem Exeeutiv- oder hier Wechſelprozeß 
dennoch zur Zahlung verpflichtet, kann jedoch den Einwand 
des falsı in separato ausführen. M eiſter, (Diss. de or- 
dine cognitionum in causarum civilis et criminalis con- 
cursu. Gött. 1774. $. 26.) 

Ob aber alsdann, wenn die Faͤlſchung von dem Ins 
doſſanten begangen, dem Indoſſatar der Einwand der Faͤl— 
ſchung entgegen geſetzt werden, oder der Schuldner zur 
Zahlung verurtheilt werden koͤnne, iſt die beſtrittene Frage. 
Mehrere ſind der erſten Meinung: als Kind, (Quaest. 
for. T. IV. C. 13.) Die Gruͤnde ſind: 

1) ein jeder Vertrag, dem ein dolus zum Grunde 
liegt, iſt unnuͤltig, (L. 16. F. 1. D. de minor. L. 3. F. 3. 
D. pro socio) ſonach auch ein Wechſel, der falſch iſt. Aus 
demſelben entſteht kein Recht für den Gläubiger und fos 
nach kann er auch ſolches nicht auf den Indoſſatar uͤbertra⸗ 
gen, denn der Glaͤubiger kann das Klagerecht gegen den 
Schuldner nur in der Art, als er es ſelbſt hat, auf den Ceſ⸗ 
ſionar uͤbertragen: das Recht des Schuldners kann durch die 
Uebertragung nicht deterior werden, fie mag nun ex ütu⸗ 
lo lucrativo oder oneroso erfolgt ſeyn. 

229) Wenn ein Wechfel verfälfcht iſt, fo iſt dieß ein 

Realfehler, der auf demſelben haftet und auf jeden Nachfol⸗ 

ger uͤbergeht. Wenn daher der Beklagte der gegen ihn von 

dem Indoſſatar angeſtellten Klage die exceptio falsi, welche 

durch die Handlung des Indoſſanten begruͤndet iſt, entge— 

genſetzt, und dieſe ſogleich liguid macht, oder doch zum 
ar | 19 
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wenigſten ſolche Anzeigen vorbringt, wodurch ſie begründet 
werden kann, ſo erfordert es das Recht und die Billigkeit, 
daß in dem erſtern Falle der Indoſſatar ſogleich zuruͤckge— 
wieſen wird, in dem letztern Falle aber, daß, bevor in der 
Sache weiter verfahren werden kann, die Unterfuchung we⸗ 
gen der Verfaͤlſchung eingeleitet werde. = 
Dagegen nehmen Leyſer, (medit. ad Pand. sp. 202. 
M. 2) Heineeciug, (Elem. iur. camb. C. 1. f. 15.) 


Ludovici, (Einl. z Wechſelprozeß Kap. 11. F. 33.) 


Frank, (Inst. iur. camb. C. II. Seet. VI. ut. 4. $. 8. 9. 12.) 
Wellenberg, (Diss. de except. doli in camb. cess. Ge- 
dan 1702.) Koch, (Quatenus indossatario exceptiones 
ex persona indossantis opponi queant. Gielsen 1773. in 
Beſeke, Th. iur. camb. P. 1. p. 992.) an, daß dieſer 
Einwand wegfalle. Denn > 

1) wenn man auch annehmen will, daß ein falsum 
ohne einen dolus nicht gedacht werden, (L. 20. c. ad leg. 
Cornel. de falsis) und der Schuldner die exceptio. doli 
dem Glaͤubiger dieſes verfaͤlſchten Inſtruments entgegen- 
ſetzen kann (L. 38. D. de dolo malo), fo kann doch dieſer 
Einwand einem Andern nicht entgegen ſtehen, indem der 
dolus des Einen einem Andern nicht ſchadet (L. II. pr. D. 


de doli mali et metus except), daher auch der, dem eine 


Klage durch einen Kauf oder andere Art abgetreten iſt, 
ſich auf den Einwand des dolus feines auctor nicht einzus 
laſſen braucht. (Ulpian ſagt in L. 4. . 31. D. de do- 
li mali et metus except.: auctoris autem dolus (sicut dixi- 
mus) emtori non Obiicitur.) Hieraus ergiebt ſich, daß 
der dolus des Indoſſanten dem Indoſſatar nicht nachtheiligg 
ſeyn kann. 9 

2) Wer ſich ſeines Rechts bedient, kann durch den 
Betrug und durch den für einen Andern entſtandenen Schar 
den keinen Nachtheil leiden (L. 55. D. de reg. jur.); os 
nach fällt auch die exceptio doli gegen den Wechſel weg. 

Wenn gleich dem Indoſſatar die Einwendungen ent⸗ 


gegengeſetzt werden koͤnnen, welche nach den Beſtimmungen 


des Eivilrechts dem Bevollmaͤchtigten und dem Ceſſionar 3 
entgegenſtehen, fo fallen doch mehrere wegen Beguͤnſtigung 
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des Handels weg, als unter andern die exceptio solutio- 
nis und compensationis. Der Grund iſt der, weil es eine 
Nachlaͤſſigkeit des Wechſelſchuldners iſt, daß er, wenn er 
bezahlt, oder die Forderung durch Compenſation getilgt 
hat, den Wechſel, der doch ein ſtrenges Verfahren bewirkt, 
in den Haͤnden des Glaͤubigers laͤßt. Das nun bei der 
exceptio solutionis et compensationis Anwendbare kann 
auch auf andere Einreden bezogen werden, welche aus 
der Perſon des Indoſſanten abzuleiten ſind. Hommel, 
(Rhaps. ob 121.) Wenn nun dieſe Einreden, welche aus 
der Perſon des Indoſſanten abzuleiten, dem Indoſſatar we— 
der bei der Klage noch Widerklage entgegengeſetzt werden 
koͤnnen, ſo muß das naͤmliche bei der exceptio falsi, wenn 
der Indoſſant das kalsum begangen, ſtatt finden. 

4) Derjenige, welcher ein leeres Blatt blos mit ſei— 
ner Unterſchrift verſehen einem Andern uͤbergiebt, begeht 
doch eine grobe Nachlaͤſſigkeit, und muß die nachtheiligen 
Folgen ſich ſelbſt zuſchreiben. 

Dieſe Meinung iſt die richtigere, indem in dem Wech— 
ſelprozeß blos ſolche Einreden gebraucht werden koͤnnen, 


welche ſogleich liquid zu machen ſind, zu welchen aber die 


exceptio falsi nicht im Allgemeinen zu zählen iſt. Sollte 
aber der Wechſelſchuldner die Falſchheit ſogleich darzuthun 
im Stande ſeyn, fo würde er ſolche auch gegen den Indoſ— 
ſatar vorſchuͤtzen koͤnnen. ſ. Bender, (WR. S. 218.) 
auch Pr. LR. (Th. 1. Ut. 8. §. 1145.) 


$. 390. (M. b. 253. n. 1.) 


In Concursfaͤllen ſteht dem Glaͤubiger die Befugniß zu, auf 
Perſonglarreſt gegen den Schuldner anzutragen und zugleich feine 
Anſpruͤche beim Concursgericht zu verfolgen. 


N Der Grund iſt der, weil der Wechſelglaͤubiger durch 
Verfolgung feines Rechts einem andern bevorzugten Glaͤu— 
biger keinen Schaden zufuͤgt, und der Perſonalarreſt auf 

den Eigenthuͤmlichkeiten des Wechſelprozeſſes beruht. 

Hiermit ſtimmen überein: v. Cramer, (observat. 
T. I. obs. 364.) Leyſer, (med. sp. 133. 1 2. sp. 490: 
, 19 
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m. 5.) Siegel, (Corp. iur. camb. T. II. S. 226.) 


Gmelin, Curiſt. Beobachtungen B. 5. H. 145.) Veiel, 
(de iure perseg. debit. non obstante concursus ex camb. 
Jen. 1794.) Scherer, (Handb. d. WR. Th. 1. S. 421.) 
Runde, (Gr. d. deutſch. PR. $. 250.) Treitſchke, 


(Wechſelrecht $. 146.) Witt, (de iur. debiti camb. in 
conc. cred. Heidelb. 1815.) Scholz, (über das Con- 


cursrecht in Schleswig S. 21.) Truͤtſchler, (von der 
Praͤcluſion der Gläubiger S. 81.) Schweppe, (vom 
Concurs $ 52.) Mittermaier, (a a. O.) v. Goͤn⸗ 
ner u. Schmidtlein, (Jahrbuͤcher B. 2. S. 365.) 
f. a. Bay. WO. Kap. 10. §. 9. n. 10. und Bay. Ver⸗ 
ordn. v. Iſten Dec. 1816. (Novellen z. Gerichtsordn. B. 
3. S. 154.) 

Mehrere nehmen ohne weitere Vorausſetzung das 


Gegentheil an. Ludovici, (Wechſelprozeß Kap. 2. 0. 15.) 
Claproth, (WR. S. 82.) Dabelow, (Concurs d. 


G. S. 529.) Rumohr, (mähere Prüfung der Frage: 


Kann der Creditor waͤhrend der Dauer des Concurſes zum 


Einlager angehalten werden? S. 28.) Eichhorn, (Einl. 
§. 148.) Andere geſtatten dem Wechſelglaͤubiger die per= 
ſoͤnliche Verfolgung des Wechſelſchuldners nicht, wenn er 


ſich in den Concurs eingelaſſen hat. Franke, (Inst. jur. 7 


camb. Lib. II. Sect. V. tit. 2.8.1.) Danz, (Handbuch 


d. deutſch. PR. §. 250.) Haubold, (Saͤchſ. Privat⸗ 


recht . 280.) Weißegger, (WR. H. 319. u. b.) Noch 


Andere ſind der Meinung, daß die Wechſelſtrenge nicht 
ſtatt findet, wenn der Schuldner das beneficium cessionis 
bonorum erhalten. Moͤnkeberg, (adnumerat. iur. cam- 
bialis in concursu credit. Gött. 1788. F. 16.), womit auch 
mehrere Particulairgeſetze und Wechſelordnungen uͤberein— 
ſtimmen. Pr. G—O. Th. 1. tit. 48. f. 32. Wuͤrtemb. 
WO. Kap. 2. F. 7. Augsburg. Wö O. Kap. 10. $. 8. 


Hamburg. Fallitenordn. Art. 41. n. 2. Art. 51. 1 


n. 3. 


er 
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$. 891. (M. $. 285. n. 8.) 


Den Wechſelforderungen ſteht an ſich ein Vorzugsrecht im 
Concurs zu. 


Was die eigenen Wechſel betrifft, ſo haben ſie das 
Vorrecht, welches der Forderung zuſteht, die dem Wechſel 
zum Grunde liegt; iſt dieſe nicht privilegirt, ſo haben die 
Wechſel doch ein Vorrecht vor den chirographariſchen For— 
derungen. a 

Den traſſirten Wechſeln kommt ein ſolches Vorrecht zu: 

1) indem der Wechſel eine größere Sicherheit als eine 
andere Schuldverſchreibung bewirkt, da ſogleich bei der 
Nichtbezahlung auf die Execution oder auf Perſonalarreſt 
geklagt werden kann. f 

2) Der Glaͤubiger giebt das Darlehn auf Wechſel, 
um eine größere Sicherheit zu erhalten, und weniger der 
Gefahr des Verluſtes ausgeſetzt zu ſeyn; er wuͤrde ſonach 
getaͤuſcht werden, wenn im Falle des Concurſes ſeine For— 

derung mit den uͤbrigen chirographariſchen Forderungen 
ganz gleich geſtellt wuͤrde. 

3) Der Kredit bei Kaufleuten macht eine ſolche Be— 
guͤnſtigung nothwendig. 

4) Der Wechſelglaͤubiger ſteht in einem ganz andern 
Verhaͤltniß mit dem Schuldner beim Ausbruch des Conenr— 
ſes als die uͤbrigen; er iſt berechtigt, gegen den Schuldner 
mit Wechſelſtrenge zu verfahren, braucht ſich nicht in Con— 
curs einzulaſſen, wozu die uͤbrigen verpflichtet ſind, wenn 
ſie ihre Forderungen nicht verlieren wollen. ö 

5) Den ingroſſirten Hypotheken koͤnnen ſie darum 
nicht gleich geachtet werden, weil zur Erlangung des Hy— 
pothekenrechts die Eintragung nothwendig, und wenn dieſe 
nicht erfolgt iſt, keine Hypothek vorhanden iſt. Daher auch 
die neuen Prioritätsordnungen die Wechſelforderungen den 
Hypotheken nachſetzen, als die wuͤrtemb. Prioritaͤts— 
ordn. v. 15ten April 1825. 9.13. Bay. Prioritaͤts⸗ 
ordn. v. 1ften Mai 1822 $. 23. n. 7. 

Hiermit ſtimmen überein: Ludoviei, (Wechſelpro⸗ 
zeß Kap. 16.) Baſtineller, (de iure ereditor. lit. cam- 
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bial. cum vel sine clausula hypoth. in concursu in Be: 


ſeke, Th. iur. cam. p. 816.) Martens, (Handels- 


recht H. 128.) Rivinus, (de praerogaliva creditorum 


cambialium prae chirographariis in Beſeke, Th. iur. 
p. 816.) Witt, (a. a. O.) Veillodter, (allg. Han⸗ 
delsrecht F. 293. S. 310.) Bender, (Wechſelrecht 
Abth. 2. S. 486.) | 

Andere ſprechen den Wechſelglaͤubigern ein folches 
Vorrecht ab: v. Cramer, (Tom. IV. obs. 1203.) Ley⸗ 


fer, (Med. sp. 33. med. 12.) Danz, (Grundſaͤtze des 


ſummariſchen Prozeſſes . 42.) Weſtphal, (deutſch. PR. 
Th. 2. S. 377.) Scherer, (Wechſelrechtsprozeß $. 12.) 
Eichhorn, (Einl. z. deutſch. PR. §. 148.) u. Mitter⸗ 
maier, (a. a. O.) Noch Andere ſind der Meinung, 
daß, wenn den Wechſelforderungen ein ſolches Vorrecht nicht 
geſtattet werden koͤnne, man doch den Nachtheil beachten 
muͤſſe, der dem Hypothekeninſtitut dadurch zugehen wuͤr— 
de. Zimmern, (über die Vorrechte des Wechſels im 
Concurſe. Wien 1804.) 


$. 392. (M. $. 253.) 


Dem durch die Mehrheit der Gläubiger abgeſchloſſenen Accord 


koͤnnen die Wechſelglaͤubiger beizutreten nicht gezwungen werden. 
Es iſt ein anerkannt guͤltiger Grundſatz, daß die gleich 
privilegirten Glaͤubiger dem durch die Mehrheit eingegange— 


nen Accord beizutreten verbunden find. (Nach der Ana- 


logie d. L. 8. D. de pactis. Stryck, usus modernus 


Lib. II. tit. 14. f. 11.) Wechſelforderungen gehören aber 


zu den Bevorzugten, haben ein Vorrecht im Concurs vor 
den chirographariſchen, auch haͤngtſes von dem Wechſel— 
glaͤubiger ab, ſich in den Coneurs einzulaſſen. Nur in 
dem Falle, wenn die Mehrheit der Wechſelglaͤubiger den 
Accord angenommen hat, iſt der mindere Theil verbun— 


den, demſelben beizutreten. Hiermit ſtimmen überein: 


Frank, (Inst. iur. cambial. Lib. II. Sect. 5. T. II. $. 1.) 


— 
x 8 
— tn A En 


— 


— —— 


— 
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Gmelin, (Concurs der Glaͤubiger 5. 24.) Beck, (Wech- 


ſelrecht Kap. 15. §. 12.) Scherer, (Wechſelprozeß. 
L. 21.) 
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Andere nehmen dann das Gegentheil an, wenn den 
Wechſelforderungen kein Vorzugsrecht nach den Geſetzen 


eingeraͤumt iſt: als Danz (Handbuch d. deutſch. PR. 
5. 250.) Eichhorn, (Einl. §. 148.) Roch Andere bes 
haupten, daß die Wechſelglaͤubiger nicht verbunden ſind, 
dem Accord beizutreten, wenn die Wechſelforderungen die 
Vorrechte der hypothekariſchen Forderungen haben, als: 
Bender, (Wechſelrecht Zte Abth. S. 484.) 


$. 393. (M. §. 254. n. 5.) 


Der Erbe des Wechſelſchuldners iſt der Regel nach nicht wech⸗ 
ſelmaͤßig verbunden. 


1) Durch den Tod des Wechſelſchuldners wird die aus 


dem Wechſel entſtandene ſtrenge Verbindlichkeit aufgehoben, 
indem ſie perſoͤnlich iſt. Dagegen geht die Verbindlichkeit 
zur Zahlung der Wechſelſumme auf die Erben uͤber, ja bei 
traſſirten Wechſeln kann ſogar der Wechſelglaͤubiger, wenn 
der Traſſat den Wechſel acceptirte und darauf geſtorben iſt, 
Execution in den Nachlaß, oder wenn mehrere Glaͤubiger 
vorhanden ſind, gerichtliche Beſchlagnehmung des Nachlaſ— 
ſes erfolgen, und braucht die Erklaͤrung des Erben: ob er 
die Erbſchaft antreten will, nicht abgewartet werden. 

2) Wollte man das Gegentheil annehmen, ſo wuͤrde 
in vielen Faͤllen derjenige, welcher nicht wechſelfaͤhig iſt, 
wechſelmaͤßig zur Zahlung angehalten werden koͤnnen, wenn 
naͤmlich der Wechſelſchuldner ein Kaufmann, der Erbe deſ— 


ſelben aber ein Nichtkaufmann waͤre, und uͤberhaupt ein 


ſolcher, dem keine Wechſelfähigkeit nach der Wechſelord— 
nung zukommt. | 

3) Selbſt in dem Falle, wenn der Erbe ohne bene- 
ficium inventarii die Erbſchaft angetreten hat, iſt das Ge⸗ 
gentheil nicht anzunehmen; denn durch dieſe Unterlaſſung 
entſteht zwar der Nachtheil, daß er auch, wenn die Kraͤfte 
der Erbſchaftsmaſſe unzureichend ſind, bezahlen muß, nicht 


aber die Verpflichtung nunmehro wechſelmaͤßig zu bezahlen, 


oder die zum Perſonalarreſt. 


Hiermit ſtimmen überein: Boͤhmer, (F. II. P. I. 
Resp. 181. n. 5.) Frank, (Inst. iur. camb. Sect. III. tit. 


1 
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VI. F. 4. Sect. vll. tit. XXI. 5. 5.) Carpzov, (b. II. 
BE er Def. ne const. XXI. Def. X.) Orth (merkw. 
Rechtsf. 3. 1157. 1159.) Baumann, (de obligat. 
hered. ex camb. BR deb. Traj. ad Rh. 1752. in. Oel⸗ 
richs, Th. nov. Diss. belg. Vol. 1. tit. 2. p. 737. und 
im Anh des Th. jur. 8 Beſeke, . en, 
Merkel, (Commentar uͤber das pr. Landrecht. Th. 2 

S. 444. Graͤvell, (Comment. z. dem pr. Kreditgeſetze 
II. Kap. 1. S. 348.) Bender, (89. Abth. 2. S. 271.) 
Mittermaier, (a. a. O.) Altenb. Wo. Kap. 1. F. 9. 
Auch z. Erl. ſächf. Prozeßordn. §. 12. Das pr. Re⸗ 
feript von Zten Oct. 1791. Paalzow, (Handbuch z. 
pr. Landrecht 11. S. 394.) ſpricht den minorennen Erben 


eines Wechſelſchuldners von der Verbindlichkeit der wech- 


felmäßigen Haftung frei. 

Andere nehmen an, daß auch die Erben zur Zah— 
lung nach Wechſelrecht verbunden ſind als: Puͤtt mann, 
(WR. § 62.) Treitſchke, (WR. $. 140.) Gie- 
wert, (Materialien z. v. Erk. d. pr. IR. 4. S. 148.) 
Bielitz, (Comment. z. pr. LR. Th. 6. S. 447.) ſ. a. 
Leipziger WO. F. 4. Dantziger WO. Art. 5. 
Breslauer WO. Art. 32. Pr. IR. Th. 2. ut. 8. 
$. 896. Noch Andere unterſcheiden: ob der Erblaſſer 
den Wechſel ageceptirt und nach den Landesgeſetzen dem Er⸗ 
ben das beneficium deliberandi und inventarii zuſtehe 
oder nicht; in jenem Falle koͤnne der Erbe nicht nach Wech— 
ſelrecht behandelt werden, in dieſem Falle aber, wenn er 


die Erbſchaft angetreten, ſey er auch wechſelmaͤßig zur Zah— 


lung verbunden. Scherer, (Handbuch des WR. Th. 1 
S. 644.) 


Obige richtige Meinung leidet dann eine Ausnahme, 


wenn der wechſelfaͤhige Erbe entweder den Wechſel freiwil⸗ 


lig im Namen des Erblaffers aeceptirt, oder im Auftrag des 


Erblaſſers, oder ohne Vorbehalt die Erbſchaft antritt. 5 


Bender, (WR. 2re Abth. S. 271.) 


— — — — — — — 
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$. 394. (M. 6. 254. n. 4.) 
Die Wechſelverjaͤhrung wird durch Anſtellung der Wechſelklage 
unterbrochen und es iſt die Infinuation an den Beklagten 
nicht nothwendig. 


Einige behaupten, daß nur dann die Wechſelver— 
jaͤhrung durch Anſtellung der Klage unterbrochen wird, 
wenn ſie dem Beklagten mitgetheilt worden: Barth, 
(hod. for. IV. 25.) Küftner, (Diss. de menstrua et an- 
nali praes. lit. cambial. $. 32. in Beſeke, Thes. iur. 
camb. n. 39.) Scherer, (Handbuch des Wechſelrechts 
Th. 3. S. 147.) Gottſchalk, (Discept. for. Th. 3. 
c. 30. p. 349.) Haubold, (ſaͤchſ. PR. 5. 434) Ans 
dere als: Puͤttmann, (Wechſelrecht §. 150.) nehmen 
an: daß wenn der Schuldner gegenwaͤrtig iſt, die Vorla— 
dung nothwendig und die Anſtellung der Klage nicht hinrei— 
chend ſey zu der Unterbrechung, wenn er aber nicht gegen— 
waͤrtig ſey, ſo ſey es hinreichend, wenn bei dem Handels— 
gericht mit Production des Original-Wechſels geklagt, und 
ſolches im Protocoll oder auf dem Wechſel angemerkt wer- 


de. Noch Andere behaupten, daß die Anſtellung dern 


Klage allein hinreichend ſey, als: Ludovici, (Einl. z. 
Wechſelprozeß Kap. 11. $. 14.) Vangerow, (Entw. 
des Wechſelrechts §. 104.), welcher Meinung auch die 
preußiſche Geſetzcommiſſion in der Entſcheidung 
v. 28ſten Der. 1800 in Gemaͤßheit des Pr. ER. Th. 2. 
tit. S. $. 908. — 910. beigetreten iſt. Neues Archiv der 
pr. Geſetzgeb. B. 1. S. 428.) 


§. 395. (M. $. 254. n. 5.) 
Durch den Proteſt wird die Wechſelverjaͤhrung nicht unters - 
brochen. 


Durch die Proteſtation werden zwar uͤberhaupt die 
Rechte erhalten, (L. 20. D. de acquir. hered. L. 8. F. 6. 
D. de oper. noc. numm.) allein blos darum, weil fie ges 
gen den erfolgen, welcher zum Nachtheil dieſer Rechte et— 
was vorzunehmen im Stande iſt. Der Proteſt geſchieht 
darum, um ſich des Regreſſes wider die Indoſſanten und 
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Traſſanten zu verſichern und dieſelben zu überzengen, daß 
er, der Wechſelinhaber und Praͤſentant feiner Pflicht Genuͤ— 
ge gethan habe. Wegen der Zahlungsſchuldigkeit des Ac— 
ceptanten und des Ausſtellers bei dem eigenen Wechſel iſt 
in der Regel keine Proteſtation nothwendig, ſie iſt eine 
uͤberfluͤſſige Sache und kann der Verjährung nicht entgegen 
ſtehen. f 
f Hiermit ſtimmen überein: Ludovici, (Wechſelpro— 
zeß Kap. 11. §. 16.) Kuͤſtner, (Diss. de menstrua et 
annali praes. F. 49.) Eſtor, (Unterricht von Urtheilen 
§. 1156.) Gmelin, (gemeinnuͤtzige Beobachtungen B. 3. 
§. 139.) Puͤttmann, (WK. $. 150. nota.) Sche⸗ 
rer, (Handbuch des WR. Th. 3. S. 150.) Haus 
bold, (Saͤchſ. PN. 5. 434.) Das Gegentheil behaup— 
ten: L'eſtoq, (Erl. d. WR. S. 93. F. 21.) Schulin, 
(über den 34ſten Art. der Frankf. WO. S. 51.) Bens 


der, (a. a. O. Abth. 2. S. 296.) er ſagt: die geſetzli⸗ 


che Proteſterhebung hemmt ohne Anſtand die Verjährung, 
aber nicht allgemein, wie man glaubt, ſondern nur gegen den 
Schuldner, gegen welchen proteſtirt wird, denn das Prote— 
ſtiren iſt allemal ein einſeitiger Act. ſ. a. Mittermaier, 

(a. a. O.) | 


$. 396. (Vergl. M. $. 27.) 


Die Wechfelverjährung iſt nach den Geſetzen des Orts zu beur— 
theilen, wo die Klage erhoben iſt. 


Da die Wechſelgeſetze ſehr verſchiedene Beſtimmun— 


gen in Ruͤckſicht der Verjahrungszeiten enthalten, fo iſt die 0 
Frage wichtig: nach welchen Geſetzen die Verjährung zu 
beurtheilen ſey: ob nach den Geſetzen des Orts, wo der 


Wechſelbrief ausgegeben, oder wo er zahlbar, oder wo er 


ausgeklagt worden? Einige als Hillig, (Diss. de vi 4 


et usu legis XXXII. St. camb. Lips. sect. 1. 9. 6.) find 
der Meinung, daß die Geſetze des Orts Anwendung finden, 
welche da gelten, wo der Wechſel ausgeſtellt iſt. Es wird 
theils der allgemeine Grundſatz: daß bei Eingehung eines 


Geſchaͤfts die Geſetze zu beachten ſind, welche an dem Ort 2 


1 
4 
r 
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der Abſchließung gelten, als Grund angegeben, theils fich auf 
die L. 40. D. de reg. iur. und L. 6. de evict. berufen. 
Allein dieſe Meinung iſt ungegruͤndet: denn wenn gleich je 
ner Grundſatz im Allgemeinen anwendbar iſt, und vorzuͤg⸗ 
lich in Ruͤckſicht der Erwerbung der Rechte zur Anwendung 
kommt, ſo kann er doch nicht da gebraucht werden, wo von 
der Verfolgung der Rechte die Rede iſt, die aus dem Ge⸗ 
ſchaͤft entſpringen. Was die Geſetze betrifft, fo paſſen fie 
nicht auf den vorliegenden Fall. 

Andere als: Moͤßler, (Handbuch des WR. Kap. 
23. . 9.) Riceius, (Exercit. XV. 4.) Frank, (man- 
tissa de conflictu jur. “cambial, tit. 3::$. 9.) Ludoviei, 
(Einl. z. WP. Kap. 11. f. 23.) Puͤttmann, (WR. 
$. 156.) Guͤnther, (de actionum ex negotio cambiali 
oriundarum natura ex praescriptione. Lipz. 1810. f. 17.) 
find der Meinung, daß auf die Geſetze des Wohnorts des 
Schuldners Ruͤckſicht zu nehmen ſey und daß, wenn er 
ſeinen Wohnort geaͤndert habe, es darauf ankomme: ob 
bei der Veraͤnderung die Verjährung abgelaufen ſey, oder 
nicht; in jenem Falle waͤre auf die Geſetze des vorigen 
Wohnorts Ruͤckſicht zu nehmen, in dieſem auf die Ge⸗ 
ſetze des jetzigen. (ſ. Puͤttmann, Quaest. illust. ex jure 
camb. decas dem dritten Buch feiner Adverſarien ange— 
haͤngt Kap. 10.) Allein auch dieſe Meinung iſt vorzuͤglich 
darum zu verwerfen, weil eine hoͤchſt nachtheilige Verlaͤn— 
gerung des Prozeſſes dadurch veranlaßt werden koͤnnte, und 
dem Richter zugemuthet wuͤrde, ſich nach fremden Geſetzen 
zu richten. 

Nach der richtigen Meinung, welche Hommel, 0 
serv. 409. n. 16.) Scherer, (Handbuch d. WR. Th. 3 
S. 166.) vertheidigen, iſt darum auf die Geſetze des Orts 
zu ſehen, wo der Prozeß anhaͤngig iſt, weil die Frage von 
der Zulaͤſſig -oder Unzulaͤſſigkeit dieſer oder jener Einrede 
öfters mit zur Form des gerichtlichen Prozeſſ es gehoͤrt, die 
der Richter genau zu beobachten hat, die Einrede der Ver— 
jaͤhrung des Wechſelcontracts und der Beurtheilung des 
Wechſelbriefes an ſich dazu nichts beitraͤgt, noch ſie dazu 
gehörig iſt⸗ ſonach muß die Einrede der Wechſelverjaͤhrung 


* 
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nach den Geſetzen des Gerichts beurtheilt werden, wo die 
Wechſelklage klagbar gemacht worden: wenn daher der 
Wechſelinhaber in einem Lande den Wechſel ausklagt, wo 
das Wechſelrecht verjaͤhrt iſt, fo hat er es ſich felbft beizus 
meſſen, daß er daſelbſt Klage erhoben hat. 


$. 397. (M. $. 256.) 


Die Wechſelclauſel, welche einem Vertrag hinzugefügt iſt, 
kann Wechſelrecht begruͤnden. 


Ob die Wechfelclaufel überhaupt Wechſelrecht gebe, 


oder die Wechſelſtrenge aus derſelben entſpringe, iſt ſtreitig. 

Einige, welche dieſe Frage gerade zu bejahen, als: 
Rivinus, (de clausula camb. Lpz. 1725.) Riccius, 
(Exercitat. iur. camb. C. XI. f. 1.) Puͤtt mann, (WR. 
$. 59.) Neubert, (de clausula camb. Lpz. 1821.) Mit⸗ 
termaier, (a. a. O.) Haubold, (Saͤchſ. Privatrecht 
§. 430.) Kind, (Quaestiones foren. T. IV. C. XV.) 
Peſchkau, (Diss. de variis modis, quibus locatio con- 
ductio finitur. Lz. 1822. P. 2. Sect. 1. $. 6.) halten die 
Documente, denen die Wechſelelauſel (hinzugefuͤgt iſt, ganz 
den Wechſeln gleich, ſo daß die Einrede des vom Ge— 
gentheil nicht erfüllten Vertrags (exceptio non adimpleti 


contractus) dem Schuldner ganz entzogen werde. Ande⸗ 


re verneinen dieſe Frage, als: Bender, (Gr. d. WR. 
1. Abth. S. 164.) weil ein Inſtrument, in welchem das 
Wort Wechſel nicht enthalten, nicht als ein Wechſel zu 
betrachten ſey, ſonach koͤnne auch ein ſolches Inſtrument, 
dem die Wechſelclauſel hinzugefuͤgt worden, nicht als 
Wechſel angeſehen und ſonach auch kein wechſelmaͤßiges 
Verfahren begründet werden; ſ. a. Pr. LR. Th. 2. tit. 8. 
5. 1182. Altenburg WO. Kap. 1. F. 4. Bremer 
BHO, Art. 61. Roch Andere unterſcheiden zwiſchen 
einem einſeitigen und wechſelſeitigen Vertrag: wenn bei je— 
nem alle Requiſite eines instrumenti guarentiati vor⸗ 
handen, uͤberdieß der Ausſteller wechſelfaͤhig iſt, ſo ſolle ein 
folches Inſtrument ganz dem Wechſel gleich ſeyn. Wenn 
aber ein wechfelſeitiger Vertrag vorhanden, fo könne der 
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Wechſelprozeß, da eine gaͤnzliche Abweichung von den uͤb⸗ 
lichen Wechſelgeſchaͤften unterſtellt worden, nicht eher ſtatt 
haben, als bis der Kläger erwieſen hätte, daß von feiner 
Seite der Vertrag erfüllt ſeyÿ. Puͤtter, (elem. iuris pri- 
vat. germ. g. 678.) Claproth, (Jurispr. hermeneut. 
$. 226.) Böhmer, (Exercitationes T. III. exerc. II. f. 11. 
Scherer, (Handbuch des WR. Th. 1. S. 635) Ei⸗ 
nige Andere, als: Franke, (Inst. iur. camb. II. Sect. 
VII. tt. 21. $. 7.) find der Meinung, daß durch die Wech⸗ 
ſelelauſel das Weſen der Schuldverſchreibung nicht veraͤn⸗ 
dert werde, jedoch koͤnne aus einem ſolchen die Wechſel⸗ 
exeeution flatt finden. 

Nach der richtigern Meinung find folgende Fälle zu 
unterſcheiden: iſt die Wechſelelauſel einem einfeitigen Wer: 
trag hinzugefuͤgt, ſo kann dann aus einer ſolchen Schuld— 
verſchreibung wechſelmaͤßig geklagt werden, wenn nach den 
Landesgeſetzen oder Wechſelordnungen nicht ausdruͤcklich er⸗ 
fordert wird, daß das Doeument, welches ein Wechſel 
ſeyn ſoll, den Namen Wechſel enthalte. Iſt ſie einem 
wechſelſeitigen Vertrag hinzugefügt, z. B. Mieths⸗ oder 
Pachtvertrag und hat ſich der Contrahent wechſelmaͤßig zur 
Leiſtung einer Handlung verpflichtet, z. B. zur Raͤumung 
der Miethe, ſo iſt dieſe Clauſel ohne Wirkung: iſt aber auf 
den Fall der Nichterfuͤllung eine Conventionalſtrafe geſetzt 
und hat ſich der Contrahent zur Bezahlung dieſer nach 
Wechſelrecht verbunden, ſo kann er auch wechſelmaͤßig da⸗ 
zu angehalten werden, eben ſo, wenn er ſich zur Praͤſta⸗ 
tion gewiſſer Leiſtungen verpflichtete. 


Anhang. Wegen der Auslegung des im Preuß. 
Landrechte enthaltenen Wechſelgeſetzes kommen in (Sie— 
wert) Materialien zur wiſſenſchaftlichen Erklaͤrung der 
neueſten allg. pr. Landrechte, in dem Abſchnitt Disputatio 
fori intereſſante Bemerkungen vor, welche hier nach den 
$$. 0. Mittermaier folgen: 


z. H. 207. ſ. Mat. B. 1. S. 195 über die Erklaͤrung des 
Pr. LR. 2. 8. $. 915. u. 715. 


9.252. Mat. B. 1. S. 200. ; Ne. LR. 2.2 8. 
\ 772 bis 775. und S. 203. 5 P. R. Th. 2. tit. 8. 
78 

236. IV. Mat. B. 8. S. 197. 5 Pr. LR. Ih 2. 8. 
J. 726. 769. 


0 


z. F. 245. Mat. B. 1. S. 182. z. z. Pr. LR. Th. 2. til. 8. 
0 1047 bis 1049. 
248. Mat. B. 2. S. 177. z. Pr. ER. Th. 2. tit. 8. 
$. 1027. 1028. 
§. 252. Mat. B. 2. S. 171. z. PGO. Th. 1. tit. 27. 
F. 46. und tit. 24. H. 142. 

Mat. B. 5. S. 217. z. PGO. Th. 1. tit 48. H. 2. 


5 B. 8 
Forderungen aus unerlaubten Handlungen. ) 


$. 398. 7 


Schmerzengeld koͤnnen auch Andere als Perſonen niedern 
Standes fordern. N 


In der P. G. O. Karls V. Art. 20. heißt es: 
„Item womit zuvor redlich anzeygen der mißthat danach 
man fragen wolt vorhanden, und bewaißt wurde, ſoll nie⸗ 
mandes gefragt werden und ob auch gleich wohl, auf der 
marter die mißthat bekannt wird, ſo ſoll doch der nit ge 
glaubt noch jemals darauf verurtheilt werden. Wo auch 
eyniche oberlegt oder richter in ſolchen uͤberfuͤren, ſollen 
die dem fo alſo wider recht, on beweiſen anzey⸗ 
gung gemartet wer, feiner ſchmach, ſchmer— 
zen, koſten und ſchaden, der Gebuͤre ergetzung 
zu thun ſchuldig ſeyn.“ 

a) Hierher gehoͤren die Forderungen von Bußen, insbeſondere Schmer— 
zengeld, Forderungen aus Ehrenverletzungen entſpringend, (von wel- 
chen im peinlichen Recht zu handeln iſt). Forderungen wegen Beſchaͤ⸗ 
digungen, insbeſondere Wildſchaͤden davon im ß. 433. Von dem Nach- 
druck in VII. Ate Unterabtheilung. Von den Forderungen aus unebe⸗ 


lichen Beiſchlaf, Verbindlichkeiten zur Dotation, zur Ernaͤhrung der 
außerehelichen Kinder. 


Schmerzengeld kann alſo nach der PGO. dann ge⸗ 
fordert werden, wenn Jemand unrechtmaͤßiger Weiſe oh⸗ 


z. 
3 
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ne gehörige Anzeige gefoltert worden, und ſonach nach 
allgemeinen Grundſaͤtzen alsdann, wenn er aus Vorſatz oder 
Unvorſichtigkeit von einem Andern koͤrperlich verletzt wor: 
den iſt. f 
In dem Geſetz wird nicht unterſchieden, ob der Ver⸗ 
letzte vornehmen oder geringen Standes iſt, es iſt auch kein 
Grund dieſes Unterſchieds einzuſehen, es koͤnnte ein ſolcher 
als beleidigend fuͤr die edlern Menſchen unter den niedern 
Staͤnden betrachtet werden; ſ. Egger, (Bemerkungen zur 
Verbeſſerung d. d. Geſetzgebung Th. 2. S. 61.) 
Mehrere, ſ. Quistorp, (Grundſaͤtze des peinl. 
Rechts. Th. 1. $. 337.) find der Meinung, daß gemeine 
Leute ſolches fordern koͤnnen; bei Leuten vornehmern Stan⸗ 


des koͤnne anſtatt deſſelben auf eine geſchaͤrfte Strafe er⸗ 
kannt werden. Genßler, (th. praet. Bemerk. über den 


Grund des Objects und die Grenze der bei den Injurien 
vorkommenden aͤſtimat. Klage der Schmerzenforderung und 
der Klage a. dem aquiliſt. Geſetz. ſ. Archiv d. eivil. Praxis 
B. 1. not. XI.) iſt der Meinung, daß die Forderung auf 
keinen gewiſſen Stand beſchraͤnkt ſey, daß aber der Mann 
von hoͤherem Ehrgefuͤhl Bedenken tragen wird, ſeine 
Schmerzen ſich bezahlen zu laſſen. ſ. a. Pr. L R. Th. 1. 
üt. VI. §. 112. ö 

Andere ſind der Meinung, daß uͤberhaupt kein 


Schmerzengeld gefordert werden koͤnne, indem es ſeinem 


Urſprunge nach in der vormaligen, nun nicht weiter uͤbli— 
chen Gliedertaxe, und den ehemaligen Privatfehden zu fin: 
den ſey, auch die Vorſchriften der ſaͤchſiſchen Rechte, worin 
das Schmerzengeld gegruͤndet geweſen, keine allgemeine 
Verbindlichkeit haben, und durch Einführung des inquiſi⸗ 
toriſchen Prozeſſes alle Anwendung deſſelben von ſelbſt weg⸗ 
gefallen wäre. Boeer, (class. 4. Disp. 2. Th. 36. tit. 6.) 
Beſold, (Thes. pract. sub v. Abtrag.) Mentzel, 
(Diss. an et quatenus iur. rom. competat praerogativa prae 
ver. iur. germ. c. 3.) Friedrich, (Diss. de vulnerat. 
salisfact. e germanor. legibus caute derivand. Altorf. 1781.) 
Noch Andere behaupten, daß ſolches gefordert werden 
koͤnne. Stryck, (Usus mod. P. Tit. ad L. Aquilion. 


304 


$. 10.) Müller, (Diss. de pecunia doloris Jen. 1686:) 
Voet, (ad Pandect. Lib. 9. tit. XI. f. II.) Böhmer, 
(ad Carpz ov. 9. 99. obs. 1.) Koch, (Inst. iur. crimi- 
nal. $. 426.) Quistorp, (Beitr. n. XXII. S. 362.) 
v. Gluͤck, (Pandectenk. Th. 10. S. 394.) Schmidt, 
(th. praet. Comment. üb- feines Vaters Lehrbuch von gericht. 
Klagen B. 5. $. 1303 u. 1304. not. 3. S. 188.) 

Einige ſind der Meinung, daß ſolches bei blos 
culpoſen Verletzungen wegfalle, als: Haubold, (Saͤchſ. 
Privatrecht F. 302. not b.) ſ. dagegen Quistorp, 
(peinl. Recht. S. 698.) Nach dem ſaͤchſ. Mandat wider 
die Selbſtrache, Injurien und Duelle v. 2. Jul. 1712. 
F. 24. iſt ſolches zweifelhaft; ſ. Schuberth, (de emenda 
saxonica injuste incarcerato praestanda. Lips. 1714.) 
Kind, (Quaest. for. T. II. c. 51.) 

Die richtige Meinung geht dahin, daß, weil das 
Schmerzengeld nach dem roͤmiſchen Recht (L. 3. D. si quadr. 
paup. L. ult. D. de his qui effud.) nicht gefordert werden 
kann, wie Pufendorf (Tom. IV. obs. 51.) und Hy m⸗ 
men (Beitr. zur juriſt. Literat. B. 7. S. 86.) annehmen, 
es nur da ſtatt hat, wo die peinliche Gerichtsordnung ans 
noch gilt, und keine entgegenſtehende particulaire Verord⸗ 
nung vorhanden: ſonſt aber wegfallen muß, da eigentlich 
für perſoͤnliche Schmerzen kein Gelderſatz ſtatt haben kann. 

Beſtritten ſind noch folgende Fragen: 

1) Ob der Urheber des Streits, der durch 
ſeine Schimpfreden Veranlaſſung gab, daß es 
zu Thätlihfeiten kam, und er hier verwun⸗ 
det wurde, Schmerzengeld zu fordern berech— 
tigt ſey! Perneinend beantworten, wohl ganz richtig, 
dieſe Frage: Hommel, (Rhapsodia quaest. obs. 383. p. 
505.) Leyſer, (Spec. 543. n. 6.) Quistorp, (a. a. 
O.) Berger, (in Elect. crim. suppl. P. 1. obs. 25.) iſt 
ſogar der Meinung, daß er die Kurkoſten nicht fordern 
koͤnne, welches aber Hommel (a. a. O) widerlegt hat. 

2) Ob die Erben des Verwundeten das 
Schmerzengeld fordern koͤnnen, ob die Erben 
desjenigen, welcher die Verwundung 94g 

laß: 
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laßte, zur Bezahlung deſſelben verbunden 
find? Bejahend beantwortet von Dank war th, (über 
Schmerzengeld. Roſtock 1788.); verneinend von Duis; 
torp, (a. a. O. S. 701.) 


5 $. 399. 

Das Kind, welches in der Zwiſchenzeit vom fiebenten bis zu 
Anfang des elften Monats nach dem Beiſchlaf geboren, muß 
der Stuperator der Regel nach als das ſeinige anerkennen. 


Fuͤr die Legitimitaͤt der in der Ehe erzeugten Kinder 
enthalten die roͤmiſchen Geſetze folgende Beſtimmungen. 
In der L. 12. D. de statu hominum heißt es: „Septimo 
mense nasci perfectum *) partum, iam receptum est prop- 
ter auctoritatem doctissimi viri Hippocratis: et ideo 
eredendum est, eum qui ex iustis nuptiis septimo mense 
natus est, iustum filium esse, dann heißt es: in der L. 3. 
$. 12. D. de suis et leg. hered. „ De eo autem, qui cen- 
tesimo octogesimo secundo die natus est, Hippocra- 
tes scripsit, et divus Pius Pontifex rescripsit, iusto 
tempore videri natum.““ a 

*) Dieß iſt keine reife, ſondern lebensfaͤhige Frucht. 

Hierbei kommen aber zwei wichtige Fragen zur Ent⸗ 
ſcheidung. Naͤmlich: i a 

1) ob der Satz des roͤmiſchen Rechts, daß ein im 
ſiebenten, wenn gleich noch nicht ganz abgelaufenen Mo— 
nate, aus rechtmaͤßiger Ehe gebornes Kind für lebens faͤhig 
und alſo zur Begruͤndung rechtlicher Verhältniffe pro par- 
iu justo tempore natu zu halten ſey, nur ausnahms— 
weiſe für einzelne Faͤlle gegolten habe, oder ein allgemeis 
ner Rechtsſatz geweſen ſey? | 

Wenn zwar nicht zu bezweifeln ift, daß ſowohl Pau⸗ 
lus als Ulpian beſondere Faͤlle vor Augen hatten, fo 
beweiſt doch die Berufung auf den berühmten Arzt Hip: 
pocrates, daß der Satz als eine allgemeine Regel anges 
ſehen wurde. Auch kann aus dem, was Paulus ſagt: 
credendum est, und Ulpian: videri natum, nicht gefol⸗ 
gert werden, daß dieſe Ausdruͤcke der Sanetion eines allge: 
meinen Satzes widerſprechen; denn wer die ar der roͤmi⸗ 
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ſchen Rechtsgelehten kennt, mie fie etwas affirmiren, den 

kann unmoͤglich der Redegebrauch befremden. i ö 

2) ob dieſer, im roͤmiſchen Recht auf das Anſehen des 
Hippoerates gegruͤndete, Zeitpunct der Rechtmaͤßigkeit 
einer Fruͤhgeburt auch noch heut zu Tage genuͤge, um die 
Vermuthung der Paternitaͤt eines in rechtmaͤßiger Ehe ge— 
bornen Kindes zu begruͤnden? 

Wenn gleich die Meinungen der Aerzte wegen des 
Zeitpunctes der Lebensfaͤhigkeit eines Kindes ſehr getheilt 
ſind,“) ſo kann der Juriſt um ſo weniger darauf Ruͤckſicht 
nehmen, weil die Beſtimmung der Geſetze deutlich und ſo 
lange zu befolgen iſt, bis nicht eine entgegengeſetzte Meis 
nung in den Particulaͤrgeſetzen angenommen wird. 

„) Einige als: Alberti, Teichmeier, Hebenſtreit, Loder neh⸗ 
men die Lebensfaͤhigkeit bei jedem nach Ablauf des ſechsten Sonnen— 
monats an: oder nach 180 — 182 Tagen, Andere dagegen, als Harz 
der und Bohn im achten Monat, noch Andere als: Haller, Metz 
ger, Henneke u. a. ſind der Meinung, daß jede, vor Ablauf des 
7ten Monats nach der Empfaͤngniß (oder vom Anfang der 41ſten Wo— 
che, vor dem 210ten Tag) geborne Frucht, wenn ſie auch lebend zur 
Welt kommt, fuͤr nicht lebensfaͤhig zu halten ſey. 

Wenn daher eine Frau nach dem 182ften Tag vom 
Tage der Hochzeit an gerechnet, gebiert, ſo iſt dieſes Kind 
als ein rechtmaͤßiges anzuſehen, wenn es naͤmlich die Zei— 
chen der Unreife an ſich traͤgt; denn wuͤrde es die Zeichen 
der voͤlligen Reife an ſich tragen, ſo wuͤrde es weder aus 
rechtlichen noch wiſſenſchaftlichen Gründen als ein fieben- 
monatliches Kind zu betrachten ſeyn. | 

Was den Terminus ad quem betrifft, fo heißt es in 
L. 3. D. de suis et leg. hered. „ Post decem menses mor- 
tis natus non admittetur ad legitimam hereditatem““ 


Da nun aber die Erfahrung lehrt, daß ein Kind auch 
laͤngere Zeit getragen ſeyn kann und auch hier die Meinuns 
gen der Aerzte *) getheilt find, fo iſt zwar der geſetzliche 
Zeitraum zu beobachten, doch aber in zweifelhaften Faͤllen 

2 e * 
das Gutachten der Sachverſtaͤndigen einzuholen. 

„) Die Meiften find der Meinung, daß die, Spätgeburten bedingt, und 
bis zu einem beſtimmten Zeitpunct fuͤr in foro guͤltig zu erklaͤren ſind. 
Henneke, Abh. von Fruͤh- und Spaͤtgeburten in ſ. Abh. aus dem 
Gebiete der gerichtl. Medicin. B., 3. S. 306 — 342. 
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Hiermit ſtimmen im Allgemeinen überein: Behr— 
mann, (Comm. de termino nascendi naturali unico filiatio- 
nis et paternitatis fundamento. Goett. 1784.) Becker, 
(Commentatio de partu septimestri eoque spurio non le- 
gitimo. Lpz. 1805.) v. Gluͤck, (Pandeeten⸗Comm. Th. 
28. $. 1287.) 

Nach dem Pr. LR. Th. 2. tit. 11. §. 1. 4. iſt der 
terminus a quo der 210te Tag nach der ehelichen Beiwoh— 
nung, der terminus ad quem der 302te Tag nach dem To» 


® de des Mannes. 


Das Deftereihifhe Geſetzbuch nimmt im 
Theil 1. H. 108. als den terminus a quo den 7ten Monat an, 
und Zeiller, (Comment. z. Geſetzb. B. 1. S. 316.) be⸗ 
merkt, daß dieſes vom Anfang des 7ten Monats zu verſte—⸗ 
hen ſey. Der terminus ad quem iſt auf den 10ten Mo⸗ 
nat beſtimmt. g 

Nun entſteht aber die wichtige Frage: ob die fuͤr 
Fruͤh⸗ und Spaͤtgeburten bei den ehelich gebornen Kin: 
dern geſetzlich beſtimmten Termine, innerhalb welcher die 
Rechtmaͤßigkeit derſelben vermuthet wird, auch auf die au— 
ßer der Ehe erzeugten Kinder in dem Maße anzuwenden 
ſind, daß derjenige, der mit der Mutter vor deren Nieder— 
kunft den Beiſchlaf vollzogen zu haben einräumt, oder über: 
wieſen wird, fuͤr den Vater des Kindes nach rechtlicher 
Vermuthung zu halten ſey. | 

An einer geſetzlichen Beſtimmung ermangelt es ganz, 
denn bei den Roͤmern konnte daran nicht gedacht werden, 
indem der Begriff von Paternitaͤt nur allein auf die recht⸗ 
maͤßige Abſtammung bezogen wurde, (L. 6. D. de his, gui 
sui vel. al. i. sunt; L. 5. D. de in ius voc.) und der Grund» 
ſatz galt: daß uneheliche Kinder im rechtlichen Sinne gar 
keinen Vater hätten, (L. 23. D. de st. hon. $. 47. de suce. 
cognat.) Daher ſind denn auch Mehrere, als: v. Sel— 
chow, (Rechtsfaͤlle B. 4. Deois. XI. S. 48.) Lind: 
ner, (Diss. de oblıgatione alendi liberos illegitimos 
9. 20.) v. Buͤlow, (Abh. uͤber einzelne Materien des 
buͤrgerl. Rechts Th. 2. Heft 1. n. 31.) Behrmann, 

20 
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(a. a. 0 9.59) Gier ca. d. O. $.21. u. 22) der We 
nung, daß eine ſolche Anwendung unzulaͤſſig ſey, weil 
1) bei jenen für die Vermuthung der Rechtmaͤßigkeit 


ehelich geborner Kinder feſtgeſetzten Normalterminen vorzuͤg⸗ 


lich auf den favor partus et matrimonii Ruͤckſicht gen om⸗ 

men worden: bei den unehelichen Kindern falle aber dieſer 

Grund weg. 

2) Uneheliche folgten der Mutter und hätten an den 
Familienrechten des Vaters keinen Antheil (L. 19. D. de 
statu hom.), daher laſſe ſich auch von den ehelichen auf die 
unehelichen Kinder kein Schluß machen- 

368) Die Beſtimmungen der Geſetze uͤber jene Rechts— 
beſtimmungen ſeyen blos zum Beſten der Kinder gemacht, 
wie ſich ganz deutlich aus der Verordnung Juſtinians (L. II. 
D. de natu lib. No. LXXXIX. c. 8. F. 1.) ergebe, denn es 
heißt hier: et hoc facimus favore herr un, ut editionis 
tempus statuamus esse inspectandum. Diefe Verordnung 
bezieht ſich blos auf Falle, wo Kinder ihre Legitimität ge⸗ 
gen den Vater oder einen Dritten geltend machen oder ver— 
theidigen wollen; alle Beiſpiele, welche das roͤm. Geſetzbuch 
von der Anwendung jener Rechtsvermuthung aufſtellt, 
ſeyen von dem Filiationsſtreite eines Kindes mit ſeinem 
praͤſumtiven Vater hergenommen, an einen Rechtsſtreit, 
worin ein außer der Ehe erzeugtes Kind den Stuperator 
ſeiner Mutter, als ſeinen Vater wegen der Alimente in 
Anſpruch nehme, ſey da, wo von jenen Rechtsvermuthungen 
die Rede ſey, nicht gedacht. Aus beſſern Gruͤnden behaup— 
ten aber Andere, als Schmidt, (th. pract. Comm. uͤber 
ſ. Vaters Lehrbuch von gerichtl. Klagen B. 2. §. 398. 
S. 168.) Meiſter, (pract. Bemerkungen B. 1. n. 16.) 

v. Bülow u. Hagemann, (Eroͤrterungen B. 4 n. 68.) 
S ebbe, (roͤmiſches Privatrecht $. 728.) Weber, 

(Erörterungen der Pandecten B. 2. F. 1287.) Hage⸗ 
mann, pract. Eroͤrtr. B. 6. n. 50.) Zeiller, (Com⸗ 
ment. uͤber das oͤſtr. Geſetzbuch B. 1. Th 1. Hptſt. 3. 
§ 163.) v. Gluͤck, (Pandecten-Comm. Th. 20. §. 1228.) 
und auch die Aerzte, als: Plouequet, Metzger, Wen 
de u. a., daß in Hinſicht jener geſetzlich beſtimmten Ter⸗ 
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mine zwiſchen ehelich und unehelich gebornen Kindern, 
wenn es auf die nach dem Verhaͤltniß der Zeit zu vermus 
„ a ankommt, kein Unterſchied zu machen 
ey. Denn 

1) beſteht der Grund der Geſetze in der von Hip: 
poerates behaupteten Moͤglichkeit, daß ein lebensfaͤhiges 
Kind im ſiebenten Monat nach dem Empfaͤngniß, ja ſogar 
im Anfang deſſelben geboren werden kann. Hippocras 
tes hat uͤberhaupt, ohne Ruͤckſicht auf eheliche und unehe⸗ 
che Geburt angenommen, daß zur Perfection eines Kindes 
nicht durchaus neun Monate nothwendig ſind, ſondern daß 
ein lebensfaͤhiges Kind auch ſchon fruͤher geboren werden 
koͤnne. Die Juriſten nahmen dieſen Satz auf, gebrauchten, 
ihn bei Entſcheidungen uͤber eheliche Geburten, wodurch 
fie aber die Fälle nicht ausſchloſſen, wenn von der Pater: 
nitaͤt außer der Ehe die Rede ſeyn ſollte. Die geſetzlichen 
Beſtimmungen gruͤnden ſich daher auf dasjenige, was der 
Natur nach ſich annehmen laͤßt. 

2) Neuere Aerzte als: Ludwig, Haller u. a. has 
ben die Moͤglichkeit einer lebensfaͤhigen Geburt in dem ſie⸗ 
benten Monat dargethan. 

3) Der Grund der Abweichung von dem gewoͤhnli⸗ 
chen Laufe der Natur beruht darin, weil beſondere Urſachen 
eine Geburt theils beſchleunigen, theils verzoͤgern koͤnnen. 
Dieſe Urſachen koͤnnen bei einer geſchwaͤchten Perſon weit 
eher, als bei einer Ehefrau eintreten: heftige Gemuͤthsbe⸗ 
wegungen, Reue, Scham, Kummer koͤnnen ja leicht ver: 
anlaffen, daß die Natur von der gewöhnlichen Zeit ab⸗ 
weicht. 5 f 

4) Bei Auslegung der Geſetze iſt nach der Billigkeit 
und Natur der Sache nicht blos auf die Beguͤnſtigung der 
ehelichen Geburt, ſondern überhaupt auf favorem partus 
Ruͤckſicht zu nehmen, und zwar um ſo mehr, weil dieſer in 
den Geſetzen überhaupt hervorgehoben wird. 

5) Stimmt auch hiermit die Praxis überein, wie 
ſich aus den Schriften von Berger, (oecon. iur. Lib. 1. 
tit. 2. n. 3. ed. Haubold, n. h. Th. 1. P. 42.) Hom⸗ 
mel, (Rhaps. Quaest. for. Vol. V. obs. 604.) Ley ſer, 
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(meditat. ad P. Vol. I. Sp. XV. med. 2. Beck, (Diss. de 

eo, quod iustum est circa stuprum p. 215 — 225.) Hym⸗ 

men l zur juriſt. siterat. in den preuß. Staaten. 
B. 7, n. 12.) ergiebt. 

8000 wird hierbei immer vorausgeſetzt, daß, wie bei 
Fruͤh- und Spaͤtgeburten, ſie die ihrem Alter eigenthuͤm— 
lichen Merkmale an ſich tragen. 

In dem oͤſtr. Geſetzbuch iſt auch dieſe richtige 
Meinung angenommen: Th. 1. §. 163. Dagegen hat das 
Pr. LR. Th. 2. lit. 1. 0. 1089. zwar den terminus a quo 
mit dem bei ehelichen Geburten gleich geſtellt, naͤmlich den 
210ten, den terminus ad quem auf den 285ſten beſtimmt, | 
4 er bei ehelichen Geburten der 30 2te Tag iſt. Th. 2. tit. 

1. §. 3.) Man vergleiche noch Mende, (Handbuch d der 
RE Mediein Th. 2. H. 52. 53.) 


6 400. 


Eine Geſchwaͤchte, welche ſchon fruͤher Unzucht getrieben, kann 
von dem Schwaͤngerer keine Ausſtattung fordern. 


Wenn es gleich richtig iſt, daß eine Wittwe, wenn 
ſie außerehelich beſchlafen wird, auf die Dotation Anſpruͤ— 
che zu machen berechtigt iſt, ſo tritt doch in dem Falle, 
wenn ein lediges Frauenzimmer ſchon mehrmals ſtuperirt 
worden, ein ganz anderes Verhaͤltniß ein, und die Regel: 
aut duc aut dota, findet keine Anwendung. Bei der erſten 
Schwaͤngerung konnte dieſe Regel angewandt werden, hier 
war ſie in der Lage, in welcher ſie auf Ehelichung düngen 
konnte, welche jetzt nicht mehr vorhanden iſt. 

Rur in dem Falle, wenn ein stuprum Yiolentuin vote 
handen, findet eine Ausnahme ſtatt. 


Hiermit ſtimmen uͤberein: Boͤhmer, !) (Jus eccl. 
Prot. Tom. V. Lib. 5. tit. 16. f. 11.) Voet, (Comm. ad 
Pand. Tit. ad L. Jul. de aduld. coercend. . 4.) Lau⸗ 
terbach, (coll. th. pract. tit. L. Jul. dead. coere. |. 44) 
Struben, Lrechtl. Bedenken Th. 3. n. 147.) Leyſer, 
(Med. 2. 583. n. 24.) Quistorp, (Gr. d. peinl. Rechts. 
Th. 1. S. 1000.) Schmidt, (L. de except. stuperatam 
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ad satisfaclionem privatam contra stuperatorem agentem 
repellentibus. Alt. 1794. F. 16.) Nach dem Pr. LR. Th. 2. 
lit. 1. 6. 1941. iſt der Schwaͤngerer verbunden, der Ge⸗ 
ſchwaͤchten die erſte Art der Entſchaͤdigung zu geben, nam: 
lich Niederkunfts-, Taufkoſten und ſechswoͤchentliche, ihrem 
Stande gemaͤße, Verpflegung. Das Gegentheil nehmen 
an: Hommel, (Rhapsodia quaestionum ob. 16.) Wern— 
her, (T. 2. P. 2. Obs. 135.) Berger, (oecon. iur Lib. III. 
tit. II. Th. 4. n. 12.) Puͤttmann, (Elem. ur. crim. 
$. 586.) 


b) Quae secunda vel tertia vice stupro sese vitiandam praebuit, 
nullo nec favore digna, nec laesionem aliquam aut jacturam exi- 
stimationis bonae, quam post primum stuprum iam amiserat, in- 
cumbit, qua de causa ordinationis provinciales desiderant eine 
unberuͤchtigte Jungfrau oder Wittwe. 


§. 401. 
Der Ehemann, der eine Weibsperſon ſchwaͤngert, iſt zur Ausſtat— 
tung derſelben verbunden, wenn jene ſeinen Zuſtand nicht 
N kannte. 


Daß der Schwaͤngerer, der verheirathet iſt, verbunden 
ſey, der Geſchwaͤchten, welche dieſes Verhaͤltniß nicht kann— 
te, eine Ausſtattung zu geben, iſt darumn weil er betruͤge— 
riſch gehandelt, ſeinen Zuſtand der Geſchwaͤchten verſchwie— 
gen, die vielleicht ſich Hoffnung gemacht, daß er ſie heira— 
then werde, unbedenklich. Wenn aber die Geſchwaͤchte 
dieſen Zuſtand des Schwaͤngerers kannte, ſo verzichtete ſie 
auf die Verheirathung und zugleich auf das Surrogat der— 
ſelben. Denn wenn gleich der Schwaͤngerer verbunden iſt, 
wegen der von ihm geſchehenen Verfuͤhrung der Weibsper— 
ſon, der Geſchwaͤchten eine Ausſtattung zu geben, ſo beſteht 
ſolche der Gewohnheit nach doch vorzuͤglich darin, daß er 
ſie heirathe, damit er ſie, wie man ſpricht, wegen der ihr 
angethanen Schande, durch die Heirath wiederum zu Ehren 
bringe; wird ihm nun gleich dem Gerichtsgebrauche nach 
vergoͤnnt, ſtatt der Ehe, ſich mit ihr abzufinden, ſo ge— 
ſchieht dieſe Genugthuung nicht des Beiſchlafs, ſondern 
der verweigerten Ehe willen, weil ſie ja ſelbſt in den Bei— 
ſchlaf gewilligt und dieß nur in der Hoffnung geſchah, daß 
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der Schwaͤngerer fie heirathen werde: dieſer Grund fälle 
aber bei der Weibsperſon weg, welche ſich wiſſentlich mit 
einem Ehemann fleiſchlich vermiſchte. Dieſer Meinung ſteht 
auch das te Buch Moſes 22, V. 16 nicht entgegen; denn 
wenn es hier heißt: „wenn Jemand eine Jungfrau beredet, 
die noch nicht vertraut iſt, und beſchlaͤft ſie, der ſoll ihr geben 
ihre Morgengabe, und ſie zum Weibe haben,“ welche auch 
in C. 1. 10. de adult. et stuper. wiederholt iſt: (siseduxe- 
rit quis virginem nondum desponsatam, dormieritque cum 
ea, dotabit eam et habebit uxorem.. Si vero pater vir- 
ginis dare noluerit, reddet pecuniam iuxta modum dotis, 
quam virgines accipere consueverunt) fo kann dieß, wie 
auch aus dem Sten Buch Moſes 22, V. 28 u. 29 erſicht— 
lich iſt, nur von einer Jungfrau, ſo noch nicht verlobt iſt, 
verſtanden werden, und ſonach blos von einer ſolchen, wel— 
cher zur Zeit des Beiſchlafs wegen kuͤnftiger Verehelichung 
nichts im Wege ftand, wie auch die Rabbiner der Meinung 
find: Seldenus, (de uxor. ebr. Lib. 1. c. 16. p. 86.) 
Der Ehemann, der ſich mit einer ledigen Weibsperſon fleiſch— 
lich vermiſcht, ſuͤndigt zwar mehr als ſie, dieß hat aber 
blos Bezug auf ſeine Strafe, kann aber auf ſeine Verbind— 
lichkeit, der Weibsperſon anſtatt der Ehe eine Ausſtattung 
zu geben, unter den Umſtaͤnden, daß ſie von ſeinem Ver— 
haͤltniß gewußt, um ſo weniger irgend einen Einfluß haben, 
weil ſie vielmehr eben wegen dieſes Verhaͤltniſſes ſich mit 
ihm nicht haͤtte einlaſſen ſollen, indem ſie dadurch zugleich 
feine Ehegattin beleidigt hat. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Richter, (Decis. 88. 
n. 14.) B. Bardili, (Diss. de satisfact, stuperatae. 
0. 3. m. 3. n. 25. Tub. 1685.) Beck, (de eo, quod iu- 
stum est eirca stuprum p. 136. 138.) Schmidt, (ofs 
fentl. Rechtsſpruͤche. Abſchnitt 26. u. 38. §. 4. 5. S. 164.) 
Andere dagegen bejahen dieſe Frage ohne Unterſchied, 
und zwar darum, weil die wahre Urſache, weßhalb übers 
haupt der Schwaͤngerer die Geſchwaͤchte auszuſtatten ver— 
bunden ſey, darin beſtehe, daß er fie zur Unzucht verfuͤhrt ha⸗ 
be. Lancellot, (Inst. iur. can. Lib. 4. tit. 8. f. 3.) Zieg⸗ 
ler, (not. ad Lancellot.) Berger, (oec. iur. Lib. J. tit. 3. 
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$. 10. n. 12.) Leyſer, (Med. Sp. 583. med. 8.) Boͤh⸗ 
mer, (obs. 7. ad Carpzov, pract. rer. crim. p. 2. 
d. 68.) Eng au, (P. 1. Dec. 326.) Boͤhmer, (Prino. 
iur. can. $. 922.) Pufendorf, (Observat. iur. Tom. I. 
Obs. XLIV.) Quistorp, (Gr. d. peinl. R.] Th. 1. 
$. 479. S. 1000.) Schmidt, (Diss. de exceptionibus 


stuperatam ad satisfactionem privatam contr. stup. agen- 
tem repell. Alt. F. 1794. F. 29.) Roch Andere vernei⸗— 
nen fie, ohne jenen oben angeführten Unterſchied zu beobach— 
ten, als: Carpzov, (Pract. rer. crim. part. 2. q. 68. 
n. 66.) Mevius, (ad vis lubeo. Lib. 4. tit. 5. art. 1. 
n. 9. u. 15.) Pufendorf, (observ. iur. univ. Tom. I. 
obs. 44.) Baſtineller, (Diss. de dote virgini a mari- 
to vitiatae non praestanda. Viteb. 1756.) und zwar darum, 
weil die Verbindlichkeit, einer Öefhwächten die Ausſtattung 
zu geben, darauf beruhe, weil der Schwaͤngerer ſolche zu 
heirathen keine $uft gehabt; wo nun, wie bei dem Ehemann, 
die Ehe unmoͤglich ſey, falle auch die Verbindlichkeit ſie zu 
dotiren weg, indem da, wo keine Hauptverbindlichkeit fen, 
auch keine ſubſidiariſche gedacht werden koͤnne. 
& 


| 6. 402. | 
Wenn die Geſchwaͤchte ſich verheirathet, fo fällt die Verbindlich: 
keit des Schwaͤngerers, ſie auszuſtatten, weg. 

Durch die Verehelichung macht die Geſchwaͤchte dem 
Schwaͤngerer die Erfuͤllung, die eine Alternative feiner Vers 
pflichtung, der Ehelichung unmoͤglich, ſie benimmt ihm daher 
die ihm zuſtehenden Rechte, die andere Alternative, naͤmlich 
die Ausſtattung zu erfuͤllen, iſt er nicht verbunden, indem 
ihm die Wahl genommen wurde. Fuͤr die Entjumpferung 
braucht der Schwaͤngerer nichts zu bezahlen, indem ihm die 
Geſetze zu dieſer Eutſchaͤdigung nur verbinden, damit die 
Geſchwaͤchte leichter eine eheliche Verbindung einzugehen 
im Stande ſey; wenn nun die Geſchwaͤchte eine ſolche ſelbſt 
eingeht, fo fallt mit der ratio legis die Dispoſition weg. 

Hiermit ſtimmen überein: Böhmer, (Ius eccl. 
Prot, tit, de spons. $. 55.) Voet, (ad D. L. 48. tit. 5. 
9. 4.) Hymmen, (Beiträge B. 2. S. 107.) Qiüis⸗ 
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torp, (Gr. des peinl. Rechts. Th. 1 §. 480. S. 1004.) 
Pr. LR. Th. 2. tt. 1. 9. 1092. Ein gleiches (nämlich 
Wegfallen der Entſchaͤdigung) findet ſtatt, wenn ſie ſich 
vor angeſtellter Klage gegen den Schwaͤngerer mit einem 
Andern wirklich verheirathet. 

Siehe dagegen die Entſcheidung des K. Pr. 
Kammergerichts v. 1803 (in Mathis juriſt. Mo⸗ 
natsſchrift. B. 1. S. 439 u. f.) 


$. 403. 


Ein Soldat iſt nur verbunden, in beſondern Fällen die Geſchwaͤchte 
zu entſchaͤdigen, oder eine Abfindung zu geben. 


Mehrere ſind zwar der Meinung, als: Gnuͤge, 
(Anl. z. Kriegsrecht §. 248.) Bertuch, (von Ehe- und 


Schwaͤngerungsſachen der Soldaten.) Weſtphal, (deutſch. 


PR. Th. 1. S. 454.) Quistorp, (Gr. d. peinl. Rechts 
Th. 1. H. 480. not. a.) Schmid, (Diss. de except. stu- 
peratam ad satisfactionem privatam. $. 24.) daß Solda— 


ten uͤberhaupt nicht verbunden find, der Geſchwaͤch— 


ten eine Abfindung zu geben, ſondern mit ihrem Koͤrper buͤ— 
ßen muͤßten. Allein dieſe Meinung laͤßt ſich nach Rechts— 
gruͤnden nicht vertheidigen, obgleich nach politiſchen Gruͤn— 
den; denn durch eine ſolche Richterfuͤllung der Verbind— 
lichkeiten werden die Weibsperſonen abgehalten, ſich mit 
Soldaten abzugeben, und fie werden nicht zur Lederlichkeit 
verleitet. Wenn man die rechtliche mit der politiſchen An— 
ſicht vereinigt, ſo ergeben ſich folgende Beſtimmungen. 
Wenn eine Frauensperſon ſich in einen unerlaubten 
Umgang mit einem Soldaten einlaͤßt, und dieſer ſie unter 
dem Verſprechen der Ehe ſchwaͤngert, ſo hat er entweder 
die Einwilligung zur Eingehung der Ehe beim Regiments— 
chef nachgeſucht, oder nicht; iſt jenes, und erfolgt der 
Beiſchlaf und Niederkunft, fo ift er verbunden, die Perſon 
zu heirathen, oder ihr eine vollſtaͤndige Abfindung zu geben; 
denn hier iſt kein Grund vorhanden, ihn von den Verbind— 
lichkeiten zu befreien, welche Andern obliegen. Hat ſich 
dieſe Perſon mit dem Soldaten eingelaſſen, und hat dieſer 
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ihr auch die Ehe verſprochen, aber den Conſenz nicht nach- 
geſucht, oder iſt die Schwaͤngerung ohne dieſes Verſprechen 
erfolgt, ſo kann die Geſchwaͤchte auf keine Entſchaͤdigung 
Anſpruͤche machen. Was die Ernaͤhrung des Kindes in 
dieſem Falle betrifft, ſo kommt es darauf an: ob der Sol— 
dat außer ſeinem Solde oder Tractement annoch Vermoͤgen 
beſitzt, oder nicht; im erſtern Fall kann er verbunden wer— 
den, die Alimente zu bezahlen, in dem letztern Fall muß die 
Mutter fuͤr die Ernaͤhrung des Kindes ſorgen. 

Hiermit ſtimmt dasjenige überein, was in dem Ans 
hang zum Pr. IR. Th. 1. tit. 1. $. 1027. u. ſ. f. $. 83. 
bemerkt iſt. Die Verpflegung- und Erziehungskoſten be— 
tragen, wenn der Soldat ein Gemeiner iſt 16 gr., iſt es 
ein Unteroffizier 20 gr., iſt es ein Offizier nach Unterſchied 
des Ranges 2 bis 4 Kthlr. monatlich. 

Anmerk. Schmid, (a. a. O.) bemerkt, daß die Studenten zu Tuͤ⸗ 
bingen 20 — 30 Kr, zu behahlen haben, und in Altorf nach einem 
Senatsbeſchluß von 1724. 25 Fl. Wegen der auf der Univerſitaͤt 
Erlangen Studirenden, galt unter der markgraͤflichen Regierung eine 
beſondere Verordnung wegen der Schwaͤngerungen, in welcher ein ſo— 
genanntes Pauſchquantum von 16 Fl. 15 Kr. für Straf- und Gerichts— 
koſten beſtimmt war: dieſe wurde unter der preußiſchen Regierung 
aufgehoben, und eine beſondere Verordnung von 22ſten Dec. 1798 
erlaſſen. Scheibe, in dem Auszuge des pr. LR. B. 2. S. 46 
nahm ſolche auf, ohne zu bemerken, daß ſie blos fuͤr die auf der 
Univerſitaͤt Erlangen Studierenden gegeben, und Paalz ow nahm 


ſolche als eine allgemein geltende in ſeinem Handbuche fuͤr praktiſche 
Rechtsgelehrte in den preuß. Staaten Th. 1. S. 390 auf. 


§. 404. 
Eine Juͤdinn kann, wenn ſie von einem Juden geſchwaͤngert 
worden, das in den moſaiſchen Geſetzen beſtimmte Abfindungs— 
quantum fordern, wenn die Gültigkeit jener nicht durch die Lan— 
desgeſetze aufgehoben iſt; iſt der Schwaͤngerer ein Cheiſt, ſo 
findet das gemeine Recht Anwendung. 


Das moſaiſch⸗talmudiſche Recht kann in Streitigkei— 
ten der Juden und Chriſten nicht zur Entſcheidungsnorm 
dienen, in Sachen der Juden unter ſich nur dann, wenn 
die Landesgeſetze nicht das Gegentheil beſtimmen. i) 


c) Wegen Baiern ſ. Kreitmayr Anmerk. z. Cod. Max. Th. 1. Kap. 
2. 9. 40. und Th. 5. Kap. 20. 5. 1. Gruͤndler, Einl. z. bay, 
Privatrecht 5, 5. not, n. ſ. $, 135, des iſten Th. iſtes B. 
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Es find nun nach dieſer allgemeinen Beſtimmung fol 
gende Faͤlle zu unterſcheiden. 

1) Wenn ein Chriſt eine Juͤdinn geſchwaͤn— 
gert hat, fo iſt er verbunden, dasjenige Abfindungsquan⸗ 
tum zu geben, welches einer geſchwaͤchten Chriſtinn zu ent— 
richten iſt; denn derjenige, welcher eine Geſchwaͤchte nicht 
heirathen kann, wird dadurch von der Verbindlichkeit, ſie 
zu dotiren, nicht frey: (Leyſer, Sp. 583. m. 8. Ber—⸗ 
ger, in suppl. ad elect. proc. matr. p. 827.) auch kann 
hier nicht in Betracht kommen, daß ſie, die Geſchwaͤchte, 
das Hinderniß gewußt hat; das naͤmliche findet ſtatt: 

I) wenn ein Jude eine Chriſtinn geſchwaͤn— 
gert hat, indem das moſaiſche Recht nur auf Juden ge— 
gen Juden angewandt werden kann. 0 

3) Wenn aber ein Jude einer Juͤdinn unehe— 
lich beigewohnt, ſo finden die Beſtimmungen des moſai— 
ſchen talmudiſchen Rechts Anwendung, wenn nicht die Lan— 
desgeſetze das Gegentheil beſtimmen. 

In dem moſaiſchen Recht (2 B. Moſes K. 22. 
V. 16. 17.) ift beſtimmt, wenn Jemand eine Jungfrau be— 
redet, die noch nicht vertraut iſt, und beſchlaͤft ſie, der ſoll 
ihr geben die Morgengabe, und ſie zum Weib haben, wei— 
gert ſich aber ihr Vater, ſie ihm zu geben, ſoll er Geld dar— 
waͤgen, wie viel einer Jungfrau zur Morgengabe gebuͤhret. 
Das Quantum beſteht in 50 Sekel, ſ. 5 B. Moſes 22. 
V. 29. Wie viel ein Sekel nach dem jetzigen Geldverhaͤlt⸗ 
niß betrage, iſt zweifelhaft: v. Keſſelbring, (Verſuch 
einer neuen Entdeckung vom Unterſchied des Sekelgewichts. 
Berlin 1730.) Boyſen, (allgem. Welthiſtorie, alte Hi⸗ 
ſtorie B. 1. Verzeichniß 21. Halle 1707.) Nach der Mei: 
nung des Oberlandrabbiners Hirſchel Loͤbel zu Berlin 
beträgt es ungefähr 1 Loth feines Silber. Meiſteutheils 
iſt eine conventionelle Summe dafuͤr angenommen: in 
Schleſien 106 Rthl., in Polen 320 polniſche Gulden. 
Stengel, (Beitr. z. Juſtizv. Th. 5. S. 194.) Rach dem 
Gutachten der Aſſeſſoren der juͤdiſchen Gerichte zu Berlin 
v. 26ſten März 1801. (Stengel 13. S. 230) betragen 
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fie 533 Loth Silber, nach Hymmen, (Beitr. B. 1. 
S. 35.) 21 Kthl. 4 gr. 4 pf. 

Wenn ein Jude eine Juͤdinn geſchwaͤngert hat, ſo 
wird, wie in dem Gutachten des Oberlandrabbiners v. 18ten 
Febr. 1794 bemerkt iſt, auf die Abkunft aus dem Stamm 
Aron keine Ruͤckſicht genommen: (Stengel, Beitr. 1. 
S. 108) wohl darauf, ob ſie erwachſen iſt, d. h. 12 Jahr 
und 6 Monat alt if. Moſesmendelſohn, (Ritualge⸗ 
ſetze. Haupſt. 4. Abh. 2. §. 3.) Iſt ſie dieß noch nicht, ſo 
iſt nach der Meinung der Aſſeſſoren des juͤdiſchen Gerichts 
zu Berlin (ſ. oben angefuͤhrtes Gutachten,) der Vater be— 
rechtigt, wenn gleich die Geſchwaͤchte in die That gewilligt, 
und ſelbſt Mitſchuldige iſt, eine Entſchaͤdigung fuͤr die 
Korruption zu verlangen, die darin beſteht, daß der Ver— 
fuͤhrer entweder die Perſon heirathet, oder ihm (dem Vater) 
eine Geldſtrafe von 50 Sekel entrichtet. In dem Tal⸗ 
mud Ketubach S. 32 und Jadhachaſaka (des Maimoni⸗ 
des) Hilchot, Rarok find aber folgende Einſchraͤnkun⸗ 
gen vorhanden: 

1) Die Geſchwaͤchte muß nie an einen Mann verſpro⸗ 
chen geweſen; 

2) fie darf das Alter der Erwachſenheit noch nicht er⸗ 
reicht haben. 

In allen den Faͤllen, wo dieſe Beſchraͤnkungen nicht 
alle zuſammen treffen, kann ſie der Regel nach auf dieſe 
Entſchaͤdigung gegen den Schwaͤngerer keine Anſpruͤche ma— 
chen: es ſey denn, daß er ihr eine Summe als Geſchenk 
verſprochen, oder ein Stuprum violentum erfolgt iſt. 

Der Hauptgrund, warum dieſe Beſtimmungen anges 
nommen find; iſt wohl der, weil die Geſchwaͤchte, wenn fie 
noch nicht erwachſen iſt, unter der vaͤterlichen Gewalt ſteht, 
denn wie Moſesmendelſohn, (a. a. O.) Re, en⸗ 
digt ſich ſolche, wen fie erwachſen iſt. 

Nach dem allgemeinen Recht kann aber won dieſe 
Meinung nicht angenommen werden, denn ſonſt wuͤrde eine 

Juͤdinn von unbeſcholtenem Rufe, und vorzuͤglich alsdann, 
wenn der Schwaͤngerer ihr die Ehe verſprochen, weit oh 
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ter daran ſeyn, als eine Chriſtinn, welche in keinem guten 
Rufe ſteht. | 
Die richtige Meinung ift daher wohl dieſe, daß der 
Jude, wenn er eine Juͤdinn geſchwaͤngert, ſie zu heirathen 
verbunden iſt; will er dieß nicht, oder willigt der Vater 
nicht ein, fo muß er ihr die im moſaiſchen Geſetze beſtimm⸗ 
te Abfindung geben, ohne Ruͤckſicht, ob ſie erwachſen, noch 
unter der vaͤterlichen Gewalt ſteht, oder nicht, nur iſt vor— 
auszuſetzen, daß fie eine Jungfrau ſey. Michaelis, (mo- 
ſaiſches Recht J. 267.), welches aber doch zu vermuthen iſt. 


Hiermit ſtimmen überein: Brunnemann, (ius 


eccl. L. 2. c. 18. $. 28.) Lauterbach, (coll. th. pract. 
L. 23. tit. 2.1.71) Hymmen, (Beitr. B. 1. S. 4.) 


§. 405. ö 
Die Erben der Geſchwaͤchten koͤnnen auf die Abfindung nur als— 
dann Anſpruͤche machen, wenn die Klage von Letzterer ſchon vor 
ihrem Tode angebracht war. 
Der Schwaͤngerer iſt zur Ehelichung oder Dotation 
der Geſchwaͤchten verbunden, Letztere wird nicht als Genug— 
thnung für die Beiwohnung geben, ſondern tritt in die 
Stelle der verweigerten Ehe, iſt als Surrogat derſelben an— 


zuſehen. Iſt die Geſchwaͤchte geſtorben und hat den 


Schwaͤngerer nicht in Anſpruch genommen, ſo kann er ſei— 
ner Verbindlichkeit nicht mehr nachkommen, ſie nicht heira— 
then, braucht aber auch nicht die Ausſtattung zu geben. 
Hat die Geſchwaͤchte aber auf die Ausſtattung ſchon fruͤher 
geklagt, und iſt der Krieg Rechtens befeſtigt, ſo koͤnnen die 
Erben die Klage fortſetzen. (L. 86. 87. de reg. iur. L. 58. 
de O. et A. L. ult. D. de praes. 30 an.) 

Hiermit ſtimmen überein: Koch, (ius eriminale 
F. 280.) Schmidt, (a. a. O. $. 26.) 

Andere dagegen, als: Boͤhmer, (ius eccl. Prot. 
T. 5. Lib. 5. Tit. de adult. F. 8.) Lauterbach, (Coll. 
Theor. pract. Tit. ad L. Jul. de adult.) Beck, (de eo 
quod iustum est circa stuprum p. 166.) Quistorp, 
(peinl. Recht $. 479.) nehmen an, daß die Erben ohne Un: 


terſchied berechtigt find, die ruͤckſtaͤndige Entſchaͤdigung zu 


4 


319 


fordern. Noch Andere, als: Baftineller, (de pari 
turpitudine $. 13.) Wernher, (P. VI. obs. 330.) ſpre⸗ 
chen den Erben dieſe Befugniß ganz ab. 


$. 406. 


Die Verbindlichkeit des Stuperators, das Kind zu ernaͤhren, 
faͤngt mit der Geburt an. 


So wie der Vater verbunden iſt, das Kind gleich nach 
der Geburt zu ernähren, (L. 4. u. 5. J. 1. 7. 10. D. de agnos. 
et alend. liberis,) ſo iſt es auch der Schwaͤngerer. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Carpzov, (Part. IV. 
const: 17. Def. 5.) Math. Colerus, (de aliment. Liv. 1. 
c. 6. n. 4.) Kannegießer, (Decis. Cassel. T. 2. Dec. 
7. n. 7.) Wernher, (T. 2. obs. 396.) Quistorp, 
(peinl. Recht. Th. 1. §. 383.) | 

Andere dagegen behaupten, daß die Verbindlichkeit 
zur Ernaͤhrung erſt alsdann eintrete, wenn das Kind nicht 
mehr ſaugt, oder auch, wenn es das dritte Jahr zuruͤckge— 
legt hat. Covarovias, (de matr. P. 2. c. 8. F. 3.) 
Piſtorius, (obs. 97.) Stryck, (Usus mod. Lib. 48. 
tit. 5. 5. 22.) Mevius, (ad jus. lubec. P. 2. tit. 2. art. 9. 
n. 55.) Allein dieß beruht auf einer Verwechſelung der Ver— 
bindlichkeit des Schwaͤngerers zur Ernaͤhrnng des Kindes 
mit der Befugniß deſſelben, die Erziehung des Kindes zu 
fordern. b 


$. 407. ’ 
Der natürliche Vater des Schwaͤngerers iſt nicht verbunden das 
Kind zu ernaͤhren, wenn der Sohn unvermoͤgend iſt. 


Die Frage: ob der Vater und Großvater des Stupe— 
rators zur Ernaͤhrung des von ihrem Sohne oder Enkel 
außerehelich erzeugten Kindes, bei dem Unvermoͤgen des 
Stuperators oder der Geſchwaͤchten verbunden ſind, wird 
von Mehrern verneint, und angenommen, daß der 
Vater uͤberhaupt nicht verbunden ſey, auch ſelbſt nicht aus 
dem Pflichttheile des Sohnes ein Alimentquantum zu ent— 
richten, indem nach den Geſetzen eine legitima viventis nicht 
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ſtatt habe. Dieſer Meinung find Thomaſius, (de legi- 
uma viventis.) v. Cramer, (T. 4. Obs. 12%.) Schorch, 
(Resp. 100. n. 20.) Menden, (de avo patern. ad ali- 
menta nepot. illeg. praestand. non obligat. Lpz. 1772.) 
Knorr, (de aliment. a matr. lib. praestand. C. 2..$. 7.) 
Lembke, (Diss. de discrimine obligat. et ab eo pend. 
ord. aliment. iur. sanguinis praest. Goet. 1755. F. 51.) 
Gmelin, (über die Praͤjudicialfrage de partu agnoscen- 
do p. 85. n. 35.) Quistorp, (Abh. von der VBerbind- 
lichkeit eines Vaters, zur Verpflegung des von feinem Soh⸗ 
ne außer der Ehe erzeugten Kindes. in ſ. Beitr. u. 5. S. 56.) 

Andere dagegen verpflichten ihn dazu, (womit denn 
auch die Praxis uͤbereinſtimmt,) geſtuͤtzt auf die L. 5. F. 2. 
3. u. 5. de agnoscend. vel alend. lib. Auth. licet pateri 
sine legitima prole C. de nat. lib. — ſ. Wernher, (P. 1. 
Obs. 134.) Carpzov, (Iurisprud. Cons. P. 2. Def. 243.) 
Rudinger, (de avo patern. ad aliment. nepot illeg. 
praest. ost. Erf. 1729.) Koch, (Inst. iur. crim. $. 280.) 
Meiſter, (Princ. iur. crimil d. 40. $. 6. n. a.) ſ. a. Pr. 
AR. Th. tit. 2. $. 628. | 

Ob nun gleich dieſe letztere Meinung die richtige ift, 
fo kann doch der natürliche Vater des Schwaͤngerers 
nicht zur Ernaͤhrung verbunden werden, indem er gegen den 
natuͤrlichen Sohn nur die Verbindlichkeit hat, ihn ſo lange 
zu erhalten, bis er im Stande iſt, fuͤr ſein Fortkommen zu 
ſorgen, (Nov. 29. C. n.) oder wie mehrere Particulargeſetze 
beſtimmen, (Pr. IR. 2. $. 633. 624.) bis zur erlangten 
Pubertaͤt. Auch kann hier der Grundſatz keine Anwendung 
finden, daß bei der Verbindlichkeit, huͤlfloſe Familienmit⸗ 
glieder zu ernähren, auf die Ordnung, welche bei der geſetz— 
lichen Erbfolge eintritt, Ruͤckſicht zu nehmen ſey, indem das 
uneheliche Kind nicht in die Familie des Vaters tritt, auf 
den Nachlaß deſſelben keinen Anſpruch hat, noch einen 
Pflichttheil fordern kann. I 

Hiermit ſtimmt überein, die Entſcheidung des 
Kammergerichts und Geh. Obertribunals zu 
Berlin v. 16ten Jan. und 30ſten Juni 1801. f. Br 

gel, 
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gel Beitr. 15. d. 246.) Der entgegengeſetzten Mei— 
nung iſt Voet, (ad L. de agnoscend. et al. Iiberis |. 7.) 


5. 408. 


Die Alimentationspflicht des Vaters eines unehelichen Kindes 
entſpringt nicht aus einem Delict. 


Denn 1) iſt der Vater verbunden, dem Kinde Alimen- 
te zu geben, dieſes oder der Vormund deſſelben kann fie ver— 
langen, nicht die Mutter als ſolche, obgleich als Vormuͤn— 
derin oder Vertreterin des Kindes. Steht dieſes feſt, fo ift 
es einleuchtend, daß das Kind ſeine Anſpruͤche nicht auf 
ein Delict gruͤnden kann. Man betrachte alle Klagen, de— 
ren Grund eine unerlaubte Handlung iſt, und man wird 
finden, daß ſie alle eine dem Klaͤger zugefuͤgte Rechtskraͤn— 
kung einer gewiſſen Art vorausſetzen, und entweder auf 
Schadenerſatz oder auf Privatſtrafe gerichtet ſind. Worin 
ſoll aber die dem Kinde zugefuͤgte Rechtskraͤnkung beſtehen? 

2) Aus einer rechtswidrigen Handlung entſtehen Ver— 
bindlichkeiten, wenn jene dem Handelnden zugerechnet wer— 
den koͤnnen. Sonach wuͤrde ein Wahnſinniger, der eine 
Perſon geſchwaͤngert und mit ihr ein Kind erzeugt hätte, 
nicht zur Alimentation verbunden ſeyn, auch ſo der, welcher 
in der größten Trunkenheit den Beiſchlaf vollzogen hätte, 

3) In obligationibus ex delicto haften die intel— 
lectuellen Urheber und Helfershelfer gleich dem phpſiſchen 
Urheber. So muͤßte derjenige, welcher einem Andern ge— 
heißen hätte, einen Beiſchlaf zu vollziehen, oder ihm dazu 
beforderlich geweſen wäre, zu den Alimenten verpflichtet 
ſeyn, waͤhrend man ihn unſtreitig davon frei ſprechen muß, 
ſobald der Grund der Verpflichtung in etwas Anderes zu 
ſetzen iſt. 

4) Wenn die Geſetze des Wohnorts des Stupera— 
tors und die, wo der Beiſchlaf vollzogen worden, verſchie— 
dene Beſtimmungen in Anſehung der Alimentationspflicht 
enthielten, ſo muͤßten, wenn man den Grund der letztern 
in ein Delict ſetzt, die Geſetze der begangenen That zur 
Anwendung kommen, waͤhrend außerdem die Geſetze des 

21 
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Wohnorts entſcheiden wuͤrden. Es kann daher kein ande— 
rer Grund angenommen werden, als das Verwandtſchafts— 
verhaͤltniß, denn an einen Vertrag laͤßt ſich nicht denken. 
Dagegen iſt auch nicht einzuwenden: | 
1) daß das roͤmiſche Recht keine Verwandtſchaft zulaſſe. 
Denn wenn es gleich wahr iſt, daß consanguinitas und agna- 
uo nur bei anerkannt ehelichen Verbindungen gebraͤuchlich 
waren, (L. 4. unde cog. F. 47. de succ. cog.) fo erkannten fie 
doch eine Verbindung des Bluts bei demſelben, welches 
daraus erſichtlich iſt, weil fie die Ehe zwiſchen dem Verfuͤh— 
rer und der Entfuͤhrten verboten, dem Erzeuger den Namen 
pater naturalis beilegten, der doch gewiß eine Verwandtſchaft 
im Sinne der deutſchen Sprache andeutet. Ueberdieß iſt 
es ein wahrer Wortſtreit,“) ob man jenes Verhaͤltniß des 
Erzeugers zum Kinde Verwandtſchaft nennt, oder nicht, 
es ift doch ein Verhaͤltniß, eine Art Status da, und es find 

einmal rechtliche Folgen davon abhaͤngig; ö 
„) Dieß will v. Schröder nicht zugeben, indem es ſich hier nicht um 
die Beziehung, nicht um das, was etwann im Sinne der deutſchen 
Sprache Verwandtſchaft ohne rechtliche Bedeutung genannt werden mag, 
ſondern um einen rechtlichen Begriff und um rechtliche Folgen handle. 
2) daß die auf der caritas sanguinis beruhende Ali 
mentationspflicht durchaus gegenſeitig ſey, welches aber bei 
dem unehelichen Verhaͤltniß wegfalle. Allein da die Ali— 
mentationspflicht ſich vorzuͤglich auf Gewohnheitsrecht gruͤn— 
det, ſo iſt es etwas rein zufaͤlliges, daß die Verbindlichkeit 
nicht auch auf die Kinder ausgedehnt, wie dieß in manchen 
Particulair-Geſetzen wirklich erfolgt iſt. (Pr. Landrecht 
Th. 2. üt. 2. H. 657. 638.) | 
Hiermit ſtimmen überein: Hofacker, (Prince. iur. ci- 
vil. T. 1. F. 557.) Buſch, (Darſtellung der Rechte ges 
ſchwaͤchter Frauensperſonen und der unehelichen Kinder. 
Ilm. 1828 5. 194. 261.) Heerwart, (Beitraͤge zur Leh- 
re von der Verbindlichkeit zur Ernaͤhrung unehelicher Kin— 
der; im Archiv d. civiliſt. Praxis. B. 14. Heft 3. S. 18.) 
| Das Gegentheil behaupten: Quistorp, (Beiträge 
1. 3.) Bülow u. Hagemann, (Eroͤrt. 4. 70.) Gluͤck, 
(PCom. Th. 18. S. 198. 196.) Kamerer, Cin der 
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Themis B. 2. S. 225.) v. Schröter, (zur Lehre von 
der Alimentation der unehelichen Kinder, insbeſondere der 
Adulterini; in der Zeitſchrift für Civilrecht und Prozeß, 
fe v. Linde, Marezoll u. Schroͤter B. 5. Heft 3. 
n. 21.) iſt zwar auch der Meinung, daß die Verbindlichkeit 
nicht aus einem Deliet herzuleiten ſey, nimmt aber nicht 
an, daß fie aus einem Verwaudtſchaftsverhaͤltniß entſprin— 
ge, ſondern daß der Erzeuger eines unehelichen Kindes 
durch die Thatſache der Erzeugung eine wahre, mit keiner 
weitern perfönlichen Relation zu dem Kinde rechtlich vers 
bundene ſelbſtſtaͤndige Obligation auf Alimentation deſſelben 
contrahirt. 


$. 409. 


Die Erben des Schwängerers find verbunden, die Alimente an 
das unehelich geborne Kind fort zu bezahlen. 


Wenn man den Grund der Alimentationspflicht in 
ein Delict ſetzt, fo iſt es unbezweifelt, daß auch die Erben 
zur Fortbezahlung derſelben verbunden ſind; da nun aber 
dieſes nicht angenommen werden kann, ſondern vielmehr 
anzunehmen iſt, daß dieſe Pflicht aus der Verwandtſchaft 
entſpringt, ſo iſt es zweifelhaft, ob dieſe Verbindlichkeit 
auf die Erben uͤbergeht. Man koͤnnte dagegen anfuͤhren, 
daß das perſoͤnliche Verhaͤltniß des Erzeugers mit dem Er⸗ 
zeugten durch den Tod aufgehoͤrt, folglich auch die Alimen— 
tationspflicht, indem kein Erzeuger mehr da iſt. Hier— 
zu kommt, daß nach dem roͤmiſchen Recht die perſoͤnli— 
chen Verpflichtungen des Freigelaſſenen gegen den Patron 
auf die Erben des erſtern nicht uͤbergingen, L. 8. C. de 
obseꝗ. praest.) auch heißt es in der L. 5. F. 17. de agn. et 
alen. lib. „heredes ſilii ad ea praestanda, quae vivus 
filius ex officio pietatis suae dabit, invitos cogi non op- 
Portere.““ 

Da nun die Alimentationspflicht des unehelichen Va— 
ters auf einer durch die Rechtslehrer und Gerichtsgebrauch 
bewirkten ausgedehnten Erklarung der in dem geſchriebenen 
Recht ee Alimentationspflicht des en Kindes 
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beruht, fo ſcheint es ſehr natuͤrlich, ja ſogar rechtlich noth— 
wendig, dieſelben Grundſaͤtze auch hier zur Anwendung zu 
bringen. 

Dieſer Meinung find: Heerwart, (a. a. O. S. 440.) 
dann diejenigen, welche die Alimentationspflicht aus dem 
Grunde eines Delicts ableiten, als: Quistorp, (Beitr. 
B. 1. n. 5.) Bülow u. Hagemann, (Eroͤrtr. IV. 
70.) | 


Allein aus beſſern Gruͤnden nehmen v. Gluͤck, (Pan⸗ 
dectene. Th. 28. S. 217.) und Buſch (a. a. O. §. 259.) 
die richtigere Meinung an: 5 

1) Iſt die Verbindlichkeit eine rein civilrechtliche, 
welche aus dem Geſetz entſpringt, und aus dem Vermoͤgen 
des Erblaſſers gleich einer andern beſtritten werden muß. 

2) Iſt gegen den Schwaͤugerer Klage erhoben wor— 
den, und er rechtlich verurtheilt, die Alimente dem Kinde zu 
geben, ſo unterliegt es keinem Zweifel, daß alsdann nach 
feinem Tode die Erben verbunden find, ex iudicato die 
Alimente fortzubezahlen, eben ſo alsdann, wenn, was ge— 
woͤhnlich iſt, der Schwaͤngerer mit der Geſchwaͤchten einen 
Vertrag eingegangen hat, worin das Quantum der Ali— 
mente beſtimmt iſt. 

3) Sind die von den Gegnern angegebenen Gründe von 
geringer Bedeutung; das erſte angefuͤhrte Geſetz paßt gar 
nicht, das zweite handelt von einer Liebes-, nicht von einer 
Zwangspflicht, zu welcher letztern doch die Alimentations— 
verbindlichkeit gehört. f 


Anmerk. Im Archiv d. civil. Praxis Th. 3. n. 26. behauptet Kau⸗ 
cher in der Abh.: Beitrag zur Rechtfertigung des doctrinellen Lehr: 
ſatzes: auch nach dem canoniſchen Recht ſey den aus Ehebruch erzeugs 
ten Kindern eln Klagerecht wegen der Alimente gegen den ehebrecheri— 
ſchen Vater gegeben, am wenigſten aber ſey derſelben Mutter dann 
zu einer Klage befugt, wenn ſie behauptet, die in der Ehe mit ihrem 
legitimen Gatten gebornen Kinder ſeyen von einem Dritten durch Ehe— 
bruch erzeugt, und deßdalb von dieſem Alimente für ihre Kinder fors 
dert, die Beſtimmung des roͤm. Rechts: Auth. ex complex. C. de 
incestis et inut. nupt. 55. Auth. licet. patr. C. de natural. 
lib. 5. 27. Nov. 74. C. 6. Nov. 89. c. 15., wonach die Aeltern 
nicht zur Ernaͤhrung verbunden ſeyn, durch das canoniſche Recht C. 5. 
X. et de eo qui duxit in matr, nicht aufgehoben, indem dieſes gar 
keine Ehebrecher vorausſetze. 
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§. 410. 

Die exceplio congressus cum pluribus befreit den in Ans 

ſpruch genommenen Schwaͤngerer nicht von der Alimentation 
des Kindes. 


Daß die Geſchwaͤchte, wenn die exceptio plurium 
constuperatorum begründet iſt, keine Abfindung zu ver— 
langen berechtigt ſey, iſt unbedenklich: Boͤhmer, (ius. 
eccl. Prot. T. 5. lib. 5. tit. 16. $. 11.) Leyſer, (Med. 
ad Pand. Vol. X. Sp. 583. med. 22.) Ganz anders ver⸗ 
hält es ſich in Anſehung der Ernährung des Kindes. ) 

d) Gottſchalk, (selecta descept. for. capita T. III. c. 9. u. 10.) 
Waldeck, (Confroverſenentſcheidung des geh. Oberappellations-Ge— 
richts zu Wolfenbuͤttel. Th. n. 12.) 

Einige ſind der Meinung, daß in einem ſolchen Fal⸗ 
le der Stuperator nicht angehalten werden koͤnne, das 
Kind zu ernähren, als: Faber, (Cod. defen. for. Lib. 9. 
tit. 7. Def. 6.) Schilter, (Inst. iur. canonici Lib. 2. 
lit. 13. J. 6.) Donauer, (cons. 27. n. 20.) Wern⸗ 
her, (select. observ. forens. Th. 2. P. 6. Obs. 395.) Boͤh⸗ 
mer, (Observat. ad Carpzov. pract. rer. sen ad O. 
69. Obs. 12.) Leyſer, (Medit. Sp. 32% med. 9.) Heer: 
wart, (Beiträge zur Lehre der Verbindlichkeit zur Ernaͤh⸗ 
rung unehelicher Kinder; im Archiv der eiviliſtiſchen Praxis. 
B. 14. Heft 3. n. 18.) 

Andere unterſcheiden, ob der Beiſchlaf eingeraͤumt, 
und die Zeit der Niederkunft hiermit uͤbereinſtimmt oder nicht; 
in jenem Falle halten ſie den Stuperator zu Ernaͤhrung ver— 
bunden, nicht aber im letztern Fall. Quistorp, (Gr. d. 
peinl. Rechts. Th. 1. §. 482.) Voet, (Comment. ad 
Pand. Lib. 48. Tit. 5. f. 6.) Meiſte r, (Principia iur. 
comin. $. 209. n. a., u. pract. Bemerkungen aus dem Cri— 
minal- und Civilrecht B. 1. Bemerk. 15.) Hymmen, 
(Beitr. B. 4. S. 90.) Buͤlow u. Hagemann, (Er- 
oͤrtr. 4. 68.) Waldeck, (Controverſenentſcheidung d. Ober: 
appellations-Gerichts zu Wolfenbuͤttel 1728. n. 12.) 

Nach der Meinung Anderer: Geiger u. Gluͤck, 
(Rechtsfaͤlle B. 2. u. 24.) Buch, (Darſtellung der Rech— 


326 


te geſchwaͤchter Frauensperſonen und der unehelichen Kin⸗ 
der. Ilmenau 1828. §. 246., und in der Themis B. 2. n. 7.) 
ſoll es darauf ankommen, ob die Geſchwaͤchte im Stande 
ſey, das Kind zu ernähren oder nicht: in jenem Fall fünne 
ſie die Stuperatoren nicht in Anſpruch nehmen, indem die 
Verbindlichkeit zur Ernaͤhrung nicht aus dem Beiſchlafe, 
ſondern aus der Paternitaͤt entſpringe; dieſe fen aber hier 
ungewiß, auch koͤnne die Beguͤnſtigung, welche die Ali⸗ 
mente in den Geſetzen haͤtten, hier nicht in Betracht kom— 
men; das Kind verliere nichts, weil eine Mutter vorausge— 
ſetzt werde, die ihr Kind zu ernaͤhren im Stande ſey, ſie 
aber koͤnne darum zur Alimentation angehalten werden, weil 
ſie ſelbſt zur Ungewißheit der Vaterſchaft die Veranlaſſung 
gegeben habe: man wuͤrde die Unzucht und Gewinnſucht 
ſolcher Weibsperſonen foͤrdern, wenn fie ſicher darauf rech- 
nen koͤnnten, daß es ihnen in keinem Falle an der Ernaͤh— 
rung des Kindes fehlen koͤnnte, wenn ſie auch nicht einmal 
einen vermuthlichen Vater anzugeben vermoͤchten. In dem 
zweiten Fall aber ſeyen die Stuperatoren in solidum zur 
Ernährung verpflichtet und zwar darum, weil jeder Stu— 
perator durch die unerlaubte Handlung des Beiſchlafs die 
Ungewißheit der Vaterſchaft herbeigefuͤhrt, dadurch dem 
Kinde die Moͤglichkeit, gegen den praͤſumtiven Vater zu kla⸗ 
gen, entzogen habe, und dieſer ſchuldhaften Handlung wegen 
den dem Kinde daraus entſpringenden Schaden zu erſetzen 
verbunden: es ſey hier nicht die actio de partu agnoscendo 
utilis, fondern die actio in factum ex lege aquilia in An: 
wendung zu bringen. 

Noch Andere wollen es auf die Ausſage der Mut⸗ 
ter ankommen laſſen, und ſolche mit der Geburtszeit, Phys 


ſiognomie des Kindes und andern Umſtaͤnden zuſammen 


ſtellen, und denjenigen allein zur Ernaͤhrung verurtheilen, 
welcher die meiſten Indicia gegen ſich hat. Engel, (ius 
canon. Lib. 4. tit. 17. n. 3.) Nach der richtigen Mei⸗ 
nung, welche Brunnemann, (comm. ad Pand. L. 5. 
de ag. et al. libr. n. 20.) v. Kreitmayr, (Anmerk. z. 
Cod. Max. Th. 1. Kap. 4. 6. 9. n. 4.) Lindner, (de 
obligat, alendi liberos illegitimos, Alt, 1796.) Gott: 
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ſchalk, (Discept. for. T. III. c. 9.) Haubold, (ſaͤchſ. 
Privatrecht $. 804. b) vertheidigen, find die mehrern Stus 
peratoren in solidum verhaftet, ſo daß, wenn einer derſel— 
ben unvermoͤgend iſt, die Laſt auf die uͤbrigen uͤbertragen 
werde. Denn wenn 

1) die Pflicht zur Alimentation aus der Paternitaͤt 
entſpringt, dieſe aber in dem vorausgeſetzten Fall unerwie— 
ſen iſt, ſo iſt doch durch das eigne Geſtaͤndniß des mit der 
Geburtszeit uͤbereintreffenden Beiſchlafs die Wirklichkeit 
einer begangenen Handlung, davon jenes Verhaͤltniß ab— 
haͤngt, dargethan, und ſtreitet wider den Beklagten eine 
dringende Rechtsvermuthung, daß er der Vater des Kindes 
ſey. Ob nun gleich Rechtsvermuthungen den Beweis des 
Gegentheils nicht ausſchließen, ſo kann doch dieſer durch 
die bloße Moͤglichkeit, daß die Sache ſich anders verhalte, 
und durch den Zweifel, welcher aus der mit Mehrern zu 
einer Zeit begangenen Unzucht entſteht, nicht hinlaͤnglich ge⸗ 
fuͤhrt werden. 

2) Kann die geſetzlich für eheliche Kinder begruͤndete 
Vermuthung aus dem Zeitraum zwiſchen dem Beiſchlaf 
und der Zeit der Geburt, (L. 12. D. de statu hom. L. 35. 
f. de suis et leg.) auch auf uneheliche Kinder angewandt 
werden, indem die Gruͤnde jener Vermuthung auf aͤrztlichen 
Beobachtungen beruhen, ) und die prieſterliche Trauung 
dabei keinen Unterſchied machen kann. 


e) Einige Aerzte wollen ſie nicht als zulaͤſſig erklaͤren: Hencke, Handb. 
d. gerichtl. Medicin z. 105. Ebend. Abh. aus der gerichtl. Medicin 
n. 4. - 


3) Iſt die Beſtimmung der L. 2. $. 9. D. ad leg. 
Jul. de adult., daß, wenn das Kind in der Ehe geboren, 
der bloße Umſtand, daß die Mutter des Kindes einen Ehe— 
bruch begangen, dem Kinde an deſſen ehelicher Geburt 
unnachtheilig ſeyn ſoll, hier analogiſch in Anwendung 
zu bringen. 

4) Iſt der Schwaͤngerer wegen Alimentation des 
Kindes zuerſt verpflichtet, und ſollte dieſer unvermoͤgend 
ſeyn, ſo kann der Vater deſſelben und erſt alsdann die 
Mutter in Anſpruch genommen werden: Stryck, (Usus 
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mod. P. Lib. 25. T. 3. f. 5. Entſcheidung d. preuß. Ges 
ſetzeommiſſion v. 16ten Juli 1789 in Kleins Annalen 
B 5. ©. 208.) haftet ein jeder fuͤr die aus einer unerlaub⸗ 
ten Handlung entſpringenden unmittelbaren Folgen. 

5) Wuͤrde, wenn man die entgegengeſetzte Meinung 
annehmen wollte, und der Fall eintraͤte, daß die Mutter 
zur Alimentation wie unvermoͤgend wäre, die Laſt auf den 
Staat oder Armenanſtalt fallen, allein die Verbindlichkeit 
des Staats iſt nur ſubſidiariſch. Moſer, (Staatsrecht 
Th 22. p. 396.) x 

Was das Vethaͤltniß mehrerer Stuperatoren bes 
trifft, ſo haftet nicht ein jeder fuͤr ſeinen Antheil, ſondern 
es iſt eine obligatio in solidum vorhanden. Weſtphal, 
(Criminalrecht Abh. 25. n. 20) 
5 Es iſt ganz unrichtig, wenn einige Rechtsgelehrte, 
als: Quistorp, (a. a. O. §. 91.) Meiſter, (rechtli⸗ 

he Erkenntniſſe und Gutachten in peinlichen Faͤllen Th. 1. 

S. 50.) annehmen: der Grund der Verbindlichkeit liege in 
der Correalitaͤt und dem daraus fließenden Erſatz des Scha— 
dens, wozu ſowohl die, welche ein gemeinſchaftliches Ver— 
brechen begangen, als die, welche zu dem Verbrechen An— 
derer mitgewirkt haben, verbunden ſind. Denn hier iſt 
kein gemeinſchaftliches Verbrechen vorhanden, indem ſich 
die Mehrern nicht gemeinſchaftlich verbunden haben, die un: 
erlaubte Handlung zu begehen; auch kann von einer Mit— 
wirkung zum Verbrechen nicht die Rede ſeyn. Ein jeder 
Stuperator haftet vielmehr aus ſeiner eigenen unerlaubten 
Handlung fuͤr ſich zur Ernaͤhrung des Kindes. Es kann 
ſonach ein jeder von der Mutter oder dem Vormund des 
Kindes auf das Ganze in Anſpruch genommen werden: die— 
ſem auf das Ganze Verurtheilten ſteht dann frei, von den 
Uebrigen, denen er beweiſen kann, daß ſie vom zehnten bis 
mit dem ſiebenten Monate, von der Geburt des Kindes 
zuruͤck gerechnet, ſich mit deſſen Mutter fleiſchlich vermiſcht 
haben, einen verhaͤltnißmaͤßigen, in Anſehung der Unter: 
haltungsſumme nach ihrem ohngefaͤhren Vermoͤgen oder 
Einkommen zu beſtimmenden Beitrag, mittelſt beſonderer 
Klage zu fordern. Es wird zwar dagegen bemerkt: Heer— 
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wart, (a. a. O. S. 451.) daß die Groͤße der Alimente 
gar nicht zu beſtimmen ſey, wenn mehrere Stuperatoren 
von ungleichem Vermoͤgen vorhanden waͤren, der Reiche 
mit einem vermoͤgensloſen Coneumbicenten wuͤrde auf ge— 
ringe, der letztere dagegen auf ſehr hohe Alimente belangt 
werden. Allein bei der Groͤße der feſtzuſetzenden Alimente 
wird doch vorzuͤglich auf den Stand der Mutter Ruͤckſicht 
genommen, und nach den beſondern Verhaͤltniſſen, wenn 
die Geſetze keine Beſtimmung enthalten, vom Richter ſelbſt 
das Quantum feſtgeſetzt. | 
Hiermit ſtimmt auch der Cod. Max. bav. Th. 1. 
Kap. 4. J. 9. n. 3.) Pr. L R. Th. 2. üt. 2. $. 619. 
620. Saͤchſ. Mandat, einige Beflimmungen über die 
Verbindlichkeit zur Ernaͤhrung unehelicher Kinder betr. 
v. 12ten Nov. 1828. (G. S. St. 29. n. 42.) 


$. 411. 
Der Schwaͤngerer iſt verbunden, die Begraͤbnißkoſten feines uns 
ehelichen Kindes zu tragen. 

Einige Rechtsgelehrte, als: Mylius, (Diss. an 
is qui alimenta vivo praestitit, ad eum sepeliendum sit 
obligatus. Witt. 1737.) Chladenius, (doctrina de ali- 
mentis cap. quaed. controv. Wittenberg 1759.) behaupten, 
daß der Schwaͤngerer hierzu verbunden ſey, weil 

1) die Pflicht zur Beerdigung dem naͤchſten Erben ob⸗ 
liege, welches hier die Mutter ſey; 

29) daß der Tod des Kindes dem Vater nicht unmit⸗ 
telbar zuzurechnen, vielmehr in Ruͤckſicht ſeiner ein bloßer 
Zufall ſey; | 

3) der Schwaͤngerer blos zur Alimentation verbun: 
den ſey, zu welcher aber die Beerdigungskoſten nicht ge⸗ 
zaͤhlt werden koͤnnen. 

Andere als: Lauterbach, (Coll. ih. Pract. Tit. 
ad L. Jul. de adult. 5. 47.) Beck, (de eo quod iustum 
est circa stuprum p. 159.) Koch, (Inst. iur. comment. 
6. 280.) Quistorp, (peinl. Recht §. 483.) unterſchei⸗ 
den: ob der Stuperator ſich zu einer Vergleichsſumme 
einmal verſtanden, und ſich etwa blos wegen feiner Er: 
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leichterung gewiſſe Termine vorbehalten, oder ob dieß nicht 
geſchehen, und er alljaͤhrlich die Alimente bezahlt, in dem 
erſtern Falle ſey er nicht zu der Entrichtung der Begraͤbniß⸗ 
koſten verbunden, wohl aber in dem letztern Falle. 

Noch Andere, als: Carpzov, (Practica rer. com- 
ment. P. II. Quaest. 68. n. 115.) Voet, (Comment. ad 
D. Lib. 48. tit. 5. 5. 6.) Stryck, (usus mod. P. Lib. 
XI. tit. VII. f. 43.) Brunnemann, (Comment. ad P. 
L. 21. de religosis.) Haubold, (Saͤchſ. PR. $. 304.) 
Entw. d. Pr. Geſetzeommiſſion v. 18ten Sept. 
1801. (Stengels Beitr. B. 14. S. 126.) nehmen da⸗ 
gegen ohne Unterſchied an, daß der Schwaͤngerer verbunden 
ſey, die Beerdigungskoſten zu tragen, oder der Mutter, 
welche ſolche ausgelegt, zu erſtatten. Denn 

1) ſey die Beerdigung der Todten nicht blos eine Tu— 
gendpflicht der Hinterbliebenen; in der buͤrgerlichen Geſell— 
ſchaft beruhe ſie auf einer Zwangspflicht, weil es durchaus 
nothwendig ſey, die verwesliche Huͤlle der Verſtorbenen 
aus dem Kreiſe der Lebendigen zu entfernen, und ein jedes 
Mitglied der buͤrgerlichen Geſellſchaft, vermoͤge ſeines An— 
ſpruchs auf einen guten Namen und Achtung feiner Mits 
bürger, auch von derſelben nach feinem Tode keine Ber 
ſchimpfung erwarten koͤnne, welches durch unterlaſſene Be⸗ 
erdigung geſchehen wuͤrde. 

2) Die Sorge fuͤr die Beerdigung liege vorzuͤglich 
den Verwandten und Angehoͤrigen des Verſtorbenen ob, 
und unter dieſen wieder demjenigen, welcher ihn im Leben 
mitt den unentbehrlichſten Beduͤrfniſſen zu verſehen verpflich⸗ 
tet war, und der ihm alſo auch dieß letzte Beduͤrfniß, ei— 
ne ehrbare Grabſtaͤtte zu verſchaffen, verbunden fey. 

3) Eheliche Aeltern ſeyen verbunden, ihte Kinder und 
ſo umgekehrt, die Kinder ihre Aeltern in Ermangelung des 
hinreichenden Nachlaſſes auf eigene Koſten beerdigen zu lafs 
ſen, indem ſie zur wechſelſeitigen Unterſtuͤtzung im Leben ver— 
pflichtet waͤren: eine gleiche Verpflichtung habe aber auch 
zwiſchen unehelichen Aeltern und Kindern ſtatt. Vorzuͤglich 
muß dieß der Vater eines unehelichen Kindes, bis es nach 
zuruͤckgelegten 14ten Jahre ſich ſelbſt ernähren koͤnne, thun; 
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würde es durch Krankheit verhindert, fich ſelbſt Unterhalt zu 
verſchaffen, ſo koͤnne es auch nachher noch die nothwendige 
Verpflegung fordern. Wuͤrde es waͤhrend dieſer Zeit ſterben, 
fo fielen ihm auch die Begraͤbnißkoſten zur Laſt, hätte die 
Mutter ſolche ausgelegt, fo koͤnne fie vom Vater die Ruͤck— 
erſtattung fordern, indem der Schwaͤngerer uͤberhaupt ſchul— 
dig ſey, die Geſchwaͤchte zu entſchaͤdigen, und alle waͤhrend 
der Schwangerſchaft und Niederkunft aufgelaufenen unver⸗ 
meidlichen Koſten zu uͤbernehmen. 

4) Die von den Rechtsgelehrten, weche der entgegen⸗ 
geſetzten Meinung zugethan find, aufgeſtellten Gruͤnde waͤ⸗ 
ren unerheblich: denn 

a) wenn gleich die Mutter allein das uneheliche Kind 
beerbt, ſo ſey doch der Vater vor der Mutter zur Alimen⸗ 
tation des Kindes verbunden; daher treffe ihn auch vorzuͤg— 
lich die daraus fließende Obliegenheit, die Begraͤbnißkoſten 
zu geben. 

b) Kommt es darauf nicht an, ob ihm der Tod des 
Kindes zuzurechnen oder es ein bloßer Zufall ſey, indem 
wenn erſteres wäre, feine Verbindlichkeit blos verſtaͤrkt wer⸗ 
den, im letztern Fall aber die Zurechnung wegfallen wuͤrde. 

e) Wenn gleich die Alimentations⸗ von den Begraͤb⸗ 
nißkoſten unterſchieden waͤren, indem jene mit dem Tode 
des Kindes aufhoͤren, dieſe aber nach deſſen Tode erſt ent⸗ 
ſtehen, ſo kommen ſie doch darin uͤberein, daß fie, ſo bald 
das Kind einmal lebend oder todt ſey, als ein auf gleicher 
Nothwendigkeit beruhender Aufwand für ſelbiges bezahlt 
werden muͤßten. 

Dieſe Meinung, welche auch nach dem Preuß. 
Recht anzunehmen, iſt die richtige: nur wird vorausge⸗ 
ſetzt, daß das Kind kein eigenthuͤmliches Vermoͤgen habe, 
denn in dieſem Falle ſind die Beerdigungskoſten aus ſeinem 
Nachlaß zu beſtreiten, und hätte der Schwaͤngerer ſolche 
bezahlt, fo würde ihm die Befugniß der Ruͤckforderung zus 
ſtehen, welche auch den leiblichen Aeltern in dieſem Falle 
nach der L. 30. D. de religios. zukommt: denn wenn gleich 
sumtus funeris ex pietate facti nicht repetirt werden koͤn⸗ 
nen, fo kommt es doch nach der L. 14. D. 5. 7. de relig. 
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„vorzüglich auf die obwaltenden Umſtaͤnde, und ob derglei⸗ 


chen animus repetendi zu praͤſumiren ſey, an. 
| $. 412. 
Beantwortung einiger noch ſtreitiger Fragen in dieſer Lehre. 


Beſtritten iſt: 


1) ob der Angabe der Geſchwaͤchten, daß 
dieſer oder jener Vater des Kindes ſey, 


Glauben beizumeſſen! Einige, als: Hert, 
(Vol. 1. Resp. 189. n. 1. 2. 3.) Engau, (P. 3. Dec. 167.) 
Meiſter, (rechtliche Erkenntniſſe Th. 2. Dec. 78. n. 3. 
Th. 3. Resp. 82. n. 12.) ſind der Meinung, daß wenn die 
Angabe des Vaters unter den Geburtsſchmerzen geſchehen, 
und noch Andere, als: Stryck, (de effat. agonizant. 
. 1. n. 15.) Mynſing, (cons. 79. n. 35.) Eiſen— 
hardt, (Rechtshandel Th. 6. n. 4.) wenn die Geſchwaͤch— 
te auf dem Todtenbette ſolche Angabe machte, dieſe vollen 
Glauben verdiene. Allein Andere, als: Carpzov, 
(Prax. crim. O. 96. n. 54.) Bardili, (de satisfactio- 
ne stuperatae. memb. 2. n. 16.) Hertius, (Vol. 1. 
Res. 189. n. 1. 2. 3.) Leyſer, (med. ad P. Sp. 142. 
m. 7. Sp. 577. med. 8.) Mevius, (Part. 3. Dec. 167.) 
Struben, (rechtl. Bedenken B. 2. Bed. 123.) Quis- 
torp, (Gr. des peinl. R. 9. 484.) nehmen aus weit beſ— 
ſern Gruͤnden das Gegentheil an. Es kommt hier alles auf 
die beſondern Umſtaͤnde an: iſt die Angeberin eine ehrbare 
Perſon, vom beſten Ruf, und es kann ihr nichts weiter 
vorgeworfen werden, als daß ſie ſich zum Falle hat bringen 
laſſen, der Beſchuldigte dagegen ein Menſch, der einen 
ſchlechten Lebenswandel fuͤhrt, der ſchon mehrere verfuͤhrt 
hat, ſo kann auf die Angabe gewiß Ruͤckſicht genommen, 
und die Geſchwaͤchte eher zum Erfuͤllungs-, als der Schwaͤn— 
gerer zum Reinigungseid gelaſſen werden. (ſ. Pr. LR. Th. 2. 


tt. 2. $. 1108.) Daß im Zweifel zu vermuthen, daß die 


Augeberin eine ehrbare Perſon ſey, der weiter nichts als 
das Stuprum vorgeworfen werden kann, behauptet zwar 
Mevius, (P. 3. Dec. 73.) allein dieß laͤßt ſich nicht jo 
allgemein annehmen. i 


Pr 
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2) Ob die Eidesdelation in Schwaͤnge— 
rungsſachen zuläffig fey? Cannegießer, (in De- 
eis Cassell. T. 2. Dec. 301. n. 2.) haͤlt ſolche fuͤr unzulaͤſſig; 
dagegen ſind fuͤr die Zulaͤſſigkeit: Wernher, (P. 3. Obs. 
216.) Stryck, (de deneg. patr. a matr. infanti fact. 
n. 38.) Malblane, (de jureiurando p. 141.) Boͤh⸗ 
mer, (de probat. per iuram. delat.) Fiſcher, (Came⸗ 
ral- und Polizeirecht B. 1. $. 361.) Quistorp, (Pr. 
Recht §. 485.) ja ſogar wollen Einige auch eine perso- 
na infamis zulaſſen. Weſtphal, (Kriminalrecht S. 212. 
n. 4.) Wernher, (obs. L. 9. obs. 224.) 

3) Ob der Schwaͤngerer, wenn er ſelbſt 
die Verpflegung des Kindes uͤbernehmen 
will, von der Verbindlichkeit, die Alimente 
zu bezahlen, befreit werde? | 

Wenn gleich die Geſetze beſtimmen, daß der Schwäne 
gerer das Kind nach richterlicher Ermaͤßigung zu alimentiren 
verbunden ſeyn ſoll, ſo wird dadurch demſelben die Befugniß 
nicht entzogen, das Kind ſelbſt zu erziehen, wenn es drei 
Jahre alt iſt, denn ſo lange muß es nach arg. L. 9. C. de 
patr. pot. (nach pr. LR. Th. 2. tit. 2. §. 621. bis zum 
Aten Jahre) der Mutter uͤberlaſſen werden. Wenn gleich 
dem natuͤrlichen Vater weder die vaͤterliche Gewalt, noch ein 
Erbrecht zuſteht, ſo kann ihm doch dieſe Befugniß im Allge— 
meinen nicht abgeſprochen werden, wenn nicht beſondere 
Gruͤnde eintreten, ihm die Erziehung nicht zu uͤberlaſſen, 
welches der richterlichen Beurtheilung uͤberlaſſen bleibt. 
Hierzu kommt noch, daß jeder Schuldner durch die Leiſtung 
deſſen, was der naͤchſte Gegenſtand und der Zweck ſeiner 
Verbindlichkeit iſt, frei wird, und kein Glaͤubiger Geld zu 
verlangen berechtigt iſt, ſo lange ihm das unmittelbare Ob— 
ject feines Rechts nicht verweigert wird. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Stryck, (Usus mod. P. 
L. 48. tit. 5. $. 27.) Berger, (oecom. iur. L. 3. tit. 2. 
th. 4. n. 7.) Leyſer, (med. ad P. Sp. 14. n. 35. 36. 37. 
38.) Puͤttmann, (element. iur. erim. 9. 587.) Kind, 
(Ouaest. for. T. IV. Cap. 2.) ſ. a. Pr. LR. a. a. O. 
F. 622. u. ſ. f. Heerwart, (a. a. O. S. 442.) ſ. dage⸗ 
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gen das, in Hommel, (Rhaps. obs. 416.) angeführte Gut— 
achten und Kamerer, (in der Themis B. 2. S. 225.) 
Die ganze Streitfrage iſt dadurch verwirrt worden, indem 
man etwas hinein gemiſcht hat, was dahin gar nicht gehoͤrt, 
naͤmlich die Erziehung des Kindes. Daher ſind die Ge— 
gengruͤnde, welche Kamerer angegeben, leicht zu wi— 
derlegen, ſie reduciren ſich auf folgende: 

1) daß nach dem roͤmiſchen Recht nur dem Vater 
uͤber eheliche Kinder Rechte zuſtehen und uneheliche der 
Mutter folgen; 

2) daß aus unerlaubten Handlungen der Urheber 
fuͤr ſich keine Rechte ableiten koͤnne. 

Dagegen laͤßt ſich aber einwenden, daß es ſich hier 
gar nicht um ein ſelbſtſtaͤndiges Recht des Vaters, ſondern 
nur darum handelt, wie weit die Verbindlichkeit deſſelben 
gehe. Das roͤmiſche, welches den Grundſatz enthaͤlt, daß 
der Vater eines unehelichen Kindes zur Alimentation nicht 
verpflichtet ſey, kann um ſo weniger zur Entſcheidung ge— 
braucht werden, weil dieſe Beſtimmung dem deutſchen 
Recht zuwider iſt. 

Wenn ferner von Kamerer, (a a. O. S. 223.) 
bemerkt wird, daß die Alimente demjenigen, welcher von 
einem Andern zur Arbeit untauglich gemacht worden, be— 
zahlt den muͤſſen und der Beleidiger nicht verlangen koͤn— 
ne, daß er zu ihm ins Haus komme, wie noch Niemand 
behauptet habe, ſo beweiſt dieß darum nichts, weil, wenn 
der Fall wirklich eintreten ſollte, wohl der Alimentand da— 
zu angehalten werden koͤnnte, indem kein Grund einzuſehen, 
warum er, welcher Wohnung und Speiſung verlangt, die 
ihm vom Gegner bei ſich zu geben angeboten wird, ver— 
weigern ſollte, und auf eine Geldſumme zu beſtehen be— 
rechtigt ſey, vorausgeſetzt, daß der Grund dieſer Verbind— 
lichkeit in einer blos culpoſen Handlung beſteht. Waͤre 
die Verletzung durch wahre Feindſchaft und eingewurzelten 
Haß gegen den Verletzten veranlaßt, ſo wuͤrde dieß ein Fall 
ſein, wo dem Verpflichteten eine maligna suspicio trifft, 
wo alsdann das richterliche Ermeſſen einſchreiten muͤßte. 
Dieß iſt auch in Ruͤckſicht des ferner von Kamerer 
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analogiſch angeführten Beiſpiels zu behaupten, wenn ein 
Naothzuͤchtiger der Genothzuͤchtigten Alimente zu reichen 
verurtheilt worden. ö 


n 


Von den Gerechtigkeiten, welche aus den 
Hoheitsrechten des Staats hervorgehen und - 
damit zuſammen haͤngen. 


$. 413. (M. $. 257. n. 7.) 


Die NEN Friedrich 1. de regalibus hat für Deutſchland 
feine verbindliche Kraft. 


Um den Streitigkeiten, welche der Kaiſer mit den 
italieniſchen Staͤdten hatte, ein Ende zu machen und die 
Staatsverfaſſung wieder auf den alten Kup zu feßen, wurs 
de den vier berühmten Rechtsgelehrten (Bulgarus, Mar- 
tinus Gosia, Jacobus Hugolinus und Hug o de por- 
ta ravenate) nebſt den Abgeordneten der Staͤdte der Auf⸗ 
trag ertheilt, die Rechte des Kaiſers genauer zu beſtimmen 
und ſo entſtand die Constitutio de regalibus. 

Radewich (L. 2. c. v. p. 509.) bemerkt: Requi- 
sitique de hoc ipso jure quid esset, adiudicaverunt Du- 
catus, Marchias, Comitatus, Consulatus, monetas, telo- 
na, fodrum, vectigalia, portas, pedatica, molendina, 
piscaria, portus omnemque utilitatem ex decursu flumi- 
num provenientem, nec de terra ee, verumetiam 
de suis propriis capitibus census annui redditionem. Um 
ſo williger wurde dieſe Conſtitution angenommen, indem der 
Kaiſer ſogleich erklaͤrte, diejenigen, welche Regalien bis 
dahin auf rechtmaͤßige Weiſe inne gehabt, in dem Beſitz 
derſelben zu laſſen; auch verſtand ſich der Kaiſer hierzu um 
deſto williger, da es ihm vorzuͤglich darum zu thun war, 
in den Städten Conſuln oder ſogenannte Podeſta nach ſei⸗ 
nem Gefallen einzuſetzen und ſeine Einkuͤnfte durch den 
ihm verſprochenen Tribut (30,000 Pf. Te zu ver⸗ 
groͤßern. 
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Einige, als Pruckmann, (de regalibus Lps. 
1551.) Regner Sertinus, (de regalibus. Mühlb. 
1608.) Bocer, (de regalibus Tüb. 1608) Finkel⸗ 
thaus, (de regalibus.) Carpzov, (de regalibus ma- 


joribus s. majestatis.) find der Meinung, daß dieſe Konftis 


tution auch fuͤr Deutſchland darum verbindliche Kraft habe, 
weil ſie 8 5 

1) von einem deutſchen Kaiſer herruͤhre; 

2) Radewich, (a. a. O) Otto von Freiſin— 
gen, (de reb. gestis; Eroͤrtr. 1. Lib. 1. c. 19. Lib. 2. 
c. 3.) und Guͤnther, (in Ligurino Lib. 8. v. 565.) be⸗ 
zeugen, daß der Kaiſer die Ueberzeugung gehabt, daß die 
Länder zwar den deutſchen Fuͤrſten gehörten, fie die Rega— 
lien aber vom Kaiſer truͤgen; weil 

3) das Longobardiſche Lehnrecht, in welchem fie aufge— 
nommen (II. F. 56.) in Deutſchland reeipirt ſey. Allein 
alle dieſe Gruͤnde ſind von wenigen Gewicht. Denn 

a) wurde die Conſtitution vom Kaiſer nicht in der 
Eigenſchaft eines deutfchen Koͤnigs, ſondern in der eines 
Oberlehnsherrn uͤber Italien gegeben, ohne Zuziehung der 
deutſchen Staͤnde, nicht fuͤr das freie Deutſchland, ſondern 
für das uͤberwundene Italien; a N 

b) die Ueberzeugungen und Maximen des Kaiſers 
haben keinen rechtlichen Einfluß, die angefuͤhrten Zeugniſſe 
beweifen entweder gar nichts, oder gerade das Gegentheil, 


wie das des Radewich. Aus der Erzählung des 


Otto, nach welcher Hartwich, Erzbiſchoff von Bre 


men, Ulrich, Biſchoff von Halberſtadt ihre Regalien und 
ihre Lehne auf den roncalifchen Feldern, wo der Reichstag 
gehalten wurde, verluſtig erklärt wurden, folgte weiter 
nichts, als daß ſie darum nach der constitutio de expedi- 
tione romana ſolche verloren, weil ſie den Kaiſer auf dem 
Römerzuge ohne gegruͤndete Urſache nicht begleitet hatten: 
Guͤnther ſpricht blos von den Liguriern, vom roͤmiſchen 
und nicht vom deutſchen Reiche. 

c) Wenn gleich die Reception des Longobardiſchen 
Lehnrechts erfolgte, ſo geſchah jene blos in Ruͤckſicht der 
lehnrechtlichen Beſtimmungen, nicht in Hinſicht W 

wel⸗ 
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welche das öffentliche Recht, die Verfaſſung der Lombardie, 
die Lombardiſchen Rechtsinſtitute angehen. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Bertram, (von der ur— 
ſpruͤnglichen Gültigkeit der berufenen Conſtitution K. Fried— 
rich I. von Regalien 2. F. 56. in Zepernick Samml. 
z. R. Th. 1. n. 9. S. 129.) Eichhorn, (Einl. . 
265.) welcher noch hinzufuͤgt, daß nicht einmal mit allen 
jenen Regalien dem Regenten ein Recht des Privateigen- 
thums an Gegenſtaͤnden zugeſprochen wird, auf welche ſie 
ſich beziehen, ſondern bei mehrern derſelben die Rechte des 
Staats nur als ein Ausfluß der weſentlichen Hoheitsrechte 
betrachtet werden. (Ebend. RGeſ. § 362.) 

Daß aber, wenn gleich dieſe Conſtitution nicht un— 
mittelbar zur Anwendung kommt, aus der Analogie der 
Lombardiſchen Verfaſſung bei manchen Rechtsverhaͤltniſſen 
auch fuͤr die deutſche ein Argument herzunehmen, und jene 
Stelle des Lehnrechts auf die Bildung der neuern deut— 
ſchen Verfaſſung entſchiedenen Einfluß gehabt hat, iſt un— 
bedenklich. 


$. 414. (M. F. 268.) 


Das Staatseigenthum iſt kein Grund- und Bodeneigenthum, 
auch nicht Quelle der Hoheitsrechte. 


Staatseigenthum R iſt die Befugniß des 
Staats, alle Auswaͤrtige von der Zueignung und dem Ge— 
brauch des Staatsgebiets und der darin befindlichen Sa- 
chen auszuſchließen. Gegenſtaͤnde deſſelben ſind: 


) Das pr. Landrecht Th. 2. tit. 14. J. 21 — 23. unterſcheidet bei 
dem Staatsvermoͤgen das allgemeine und beſondere Eigenthum des 
Staats; zu jenem werden gezaͤhlt: Land- und Heer- Straßen, Ufer der 
Meere und die Hafen, die ſchiffbaren Stroͤme, das ausſchließende Recht 
herrnloſe Sachen in Beſitz zu nehmen, die Befugniß verwirfte Guͤter 
einzuziehen, große Geldſtrafen aufzulegen und Abzugsgeld zu fordern, 
Die Nutzungsrechte dieſer Arten des Staatseigenthums, werden in 5. 24. 
niedere Regalien genannt und das gemeine Staatseigenthum ſoll den 
Domainen voͤllig gleich geachtet werden, $. 25. 

i Unter dem beſondern Staatseigenthum werden die Domainen und 
Kammerguͤter begriffen. 

Das oͤſtereich. Geſetzbuch $. 287. unterſcheidet 1) freiſtehende 
Sachen, welche allen Mitgliedern des Staats zur Zueignung uͤberlaſſen 
find; 2) allgemeines oder öffentliches Gut, d. h. Sachen, welche den 
Mitgliedern des Staats blos zum Gebrauch verſtattet find: als Heer⸗ 

f 22 
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1) das Staatsgut, im eigentlichen Sinne 
Staatvermoͤgen; (Patrimonium reipublicae.) * 

2) das Privatvermögen, indem es als moͤg— 
liches Mittel fuͤr den Staatszweck unter dem Schutze des 
Staats auch gegen Auswaͤrtige ſteht; | 


3) herrenloſe oder freiſtehende Sachen. 


(adespota.) 

Mehrere Rechtsgelehrte find nun der Meinung, 
daß das Staatseigenthum in einem Grund und Bodenei— 
genthum des regierenden Subjects, oder ſeiner Familie an 
dem ihm unterworfenen Staatsgebiet beſtehe, als Hugo 
Grotius, (de jure belli ac pacis Lib. 2. c. 3. $. 19.) 
Hertius, (de superiorit. territ. 5. 43.) Scheid, 
(de juris publici et privati convenientia et dilferenuis: 
wo es heißt: imperans res in dominio habet, personas 


tam iussu dirigit.) Fiſcher, (Lehrbegriff ſaͤmt. Kam⸗ 


meral und Polizeyrechte B. 2. §. 547. Ebend. erbſchaft— 


liches Verſendungsrecht. Reg. 1786. S. 13.) Biener, 


(de natura et indole dominii territor. germ. Hal. 1780. 


wo die Worte vorkommen: germania tota — regitur jure 
patrimoniali et herili. — Superioritas territorialis — 
cum ipsis territoriis in patrimonio est, ut patrimonialem 
et herilem haut inepte dixeris. — Ebend de origine 
et prog. legum P. 2. vol. 2. p. 211. not 5, wo er Poſſe 
zu widerlegen ſucht.) 


Allein aus beſſern Gruͤnden nehmen Andere, als, 
Koppe, (Almanach der Rechtsgel. S. 165 — 177.) 


Zentner, (Diss. de different. iur. imperii ac dominii 
eorumque effectibus in regimina territ. Heidelb. 1793. 
F. 1 — 19.) Poſſe, (über das Staatseigenthum in 
den deutſch. Reichslanden. Roſt. 1794. S. 10. 33.) 
Runde, (deutſch. PR. $. 101.) Danz, (Handb. d. 
f. PR. B. 1. §. 101.) Kluͤber, (öffentl. R. d. Bun⸗ 
des F. 329.) das Gegentheil an. Staatseigenthum, wenn 
und Landſtraßen, Ströme, Fluͤſſe, Seehafen und Meerufer; 3) Staats- 
vermögen, d. h. das, was zur Deckung der Staatsbeduͤrfniſſe bes 
ſtimmt iſt, als Domainen, Kammerguͤter und nutzbare Regalien.“ 
Baieriſche Verfaſſungsurkunde Tit. 3. f. 1. Vom 
Staatsgut. i f 
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man darunter ein Grund- und Bodeneigenthum der regieren: 
den Gewalt an dem ihr unterworfenen Territorium verſteht, 
iſt ungegruͤndet; denn wollte man 

10 ſolches annehmen, fo würde 

a) die Landſtandſchaft in einem ſolchen Lande ganz 
wegfallen, weil die Unterthanen kein wirkliches Eigenthum 
beſaͤßen und denen gleich ſein wuͤrden, welche eine Erb— 
leiche an ihren Grundſtuͤcken beſitzen, ſonach ſich auch 
alles gefallen laſſen muͤßten, was der Grundherr als Be— 
dingung des ihnen uͤberlaſſenen Beſitzes ſeines Eigenthums 
vorſchriebe. 

b) Eine andere Folge würde ſeyn, daß der Landes— 
herr alles, was ihm einigermaßen Nutzen brachte, als Ho⸗ 
heitsrecht wuͤrde in Anſpruch nehmen koͤnnen, da ja das 
Ganze als Regal anzuſehen ſein wuͤrde. Dennoch wuͤr— 
de alles, was ſich uͤber und unter der Erde und ſelbſt in 
der Luft befindet und von Werth wäre, als Staatseigen- 
thum anzuſehen ſeyn. 

2) Nach richtiger Beobachtung uͤber die Entſtehung 
der beſondern deutſchen Staaten (Puͤtter, Beitr. z. d. 
Staats- und Fuͤrſtenrecht Th. 1. n. 6. und n. 9.) kann 
zwar bei einigen kleinern Herrſchaften, oder auch bei ſol— 
chen deutſchen Staaten, welche aus Verbindung einzel— 
ner einem Fuͤrſten oder einer Familie eigenthuͤmlich zuge— 
hoͤrender Güter entftanden find, ein wahres über Grund 


und Boden ſich erſtreckendes Eigenthum, mit welchem die 
Staatsgewalt verbunden iſt, gedacht werden; wenn man 


aber in dieſen Staaten dem Landesherrn ein uber den gan⸗ 
zen Flaͤcheninhalt des Landes ausgedehntes Staatseigen— 
thum beilegen wollte, ſo wuͤrde dieß ſchlechterdings allen 
vernuͤnftigen Principien zuwider ſeyn, denn in ihren Wir— 
kungen ſind Oberherrſchaft oder Eigenthum Beat von 
einander unterschieden. 

Auch iſt der von Einigen, als Eſtor, (deutſche 
Rechtsgelahr. Th. 3. §. 2084.) Jargow, (Einl. zur 
Lehre von Regalien S. 27.) gemachte Unterſchied zwiſchen 


Hoheitsrechten und Regalien, indem ſie unter Lezlern nur 
22 * 
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ſolche Rechte e welche dem Regenten gebuͤhren, 
um durch fie die offentlichen Laſten zu beſtreiten, darum 
ganz zu verwerfen, weil dieſe Rechte aus der Hoheit abge— 
leitet werden muͤſſen und weil ſie, wenn ſie aus dem Pri— 
vateigenthum floſſen, keine Hoheitstechte ſeyn koͤnnten, 
ſondern jedem Beſitzer aus dem naͤmlichen Grunde zuſtehen 
muͤßten. 


$. 415. (M. $. 259.) 
Die Hoheitsrechte werden am richtigſten in ee und 
zufällige eingetheilt. 


Nimmt man auf die Natur der Hoheitsrechte Ruͤck⸗ 
ſicht, ſo iſt keine Eintheilung durchgreifender als die in 
ele nche und zufällige: jene heißen die, welche 
ſchon in dem Begriff des Staats liegen, d. i., welche durch 
die vorgeſetzte Erreichung des Staatszwecks unmittelbar be⸗ 
dingt ſind; dieſe, auch verleihbare, nutzbare Regalien ge⸗ 
nannt, ſind die, welche dem Staat aus einem beſondern 
Erwerbsgrund, mithin blos bedingungsweiſe oder unter 
feſtgeſetzten Verhaͤltniſſen zuſtehen. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Schmauß, (comm. jur. 
pub. III. 2. 8.) Heuſer, (Diss. de distinctione regalium 
inter essentialia et accidentalia. Goett. 1755.) Doͤhler, 
(v. Regalien S. 22.) Nettelblatt, (Eroͤrtr. aus dem 
deutſch. Staatsrechte S. 250.) Hertlein, (über die ors 
dentlichen Rechte der Majeſtaͤt. Wuͤrzb. 1787.) Schmalz, 
(natürliches Staatsrecht $. 107. H. 196.) Kluͤber, (öfs 
fentl. Recht des deutſch. Bundes §. 99. Aufl. 1831.) 
Mittermaier, (a. a. O. 

Die gegen dieſe Eintheilung von Hoffmann, (Er⸗ 
oͤrtr. in wie weit iſt der Successor singularis zur Anerken⸗ 
nung der Verträge der Vorfahren verpflichtet? 1797. 88.) 
gemachten Einwuͤrfe ſind ohne allen Gehalt. Dagegen 
werden von Andern ſehr verſchiedene Eintheilungen ange⸗ 
nommen; ſo theilen 

1) Einige ſolche ab, in beſchraͤnkte und unbe⸗ 
ſchraͤnkte, als: Römer, (Diss. de iuribus maiestatis. 

Lpz. 1786. F. 2.) ſ. a. Kluͤber, (Bibliothek St. 5. S. 
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77 — 82.) Allg. Literaturzeitung 1798. n. 156. Pfeif⸗ 
fer, (über die Grenzen der Patrimonial » Surisdietion. 
Goͤtt. 1806. S. 4 — 10.) 

2) Andere in allgemeine und beſondere Hoheits— 
rechte und verſtehen unter jenen alle, welche ſich an ſaͤmmt⸗ 
lichen im Staate vorkommenden Objeeten ohne Unter ſchied 
äußern, unter dieſen, welche einen beſondern Gegenſtand 
betreffen: ſ. Puͤtter: (Inst. juris publici $. 215.) Hä: 
berlin, (Handbuch d deutſch. Staatsrechts. B. 2. 
§. 215.) Schnaubert, (Staatsrecht der geſammten 
Reichsſtaͤdte $ 62. n. 1.) Leiſt, (deulſch. Staatsrecht 

8 5 


2 

3) Noch Andere unterſcheiden benutzbare oder 
Finanzregalien, Ceinträgliche, luerative, Kammer: 
regalien,) die zugleich als Quelle der Staatseinkuͤnfte bes 
trachtet werden, oder ſich auf die Erhebung derſelben 
beziehen, und unbenutzbare ſ. Puͤtter, (a. a. O.) 
Schmalz, (a. a. O. §. 199.) 

4) Einige unterſcheiden hoͤhere und niedere, 
doch herrſcht eine große Verſchiedenheit in Ruͤckſicht der Er: 
klaͤrung, ſ. Böhmer, (princ. iur. feudal. F. 63.) vergl. 
Pr. Landrecht. Th. 2. tit. 13. H. 24. 

5) Manche machen einen Unterſchied zwiſchen rega- 
lia juris publiei und privati. Mascov, (pr. juris pub. 
germ. p. 459.) regalia ecclesiastica, s. sacra, politica, 
s. profana ſ. Puͤtter, (a. a. O. § 215.) Regalia ſeuda- 
lia et non, — personalia s. maiestatis et ſiscalia. Jar⸗ 
gow, (von Regalien S. 43.45. 48) Doͤhler, (v. Ne 
galien S. 23.) Regalia primae et secundae classis — di- 
rectae und indirectae. Lotz, (Begriff der Polizei S. 14.) 
8 6) Mehrere unterſcheiden: potestas legislatoria, 


executiva, wohin die iudiciaria und punitiva gehöre, in- 


spectiva, repraesentativa und cameralis. Schloͤtzer, 
(allg. Staatsrecht §. 5.) auch Gönner, (Staatsrecht 
§. 274.) Zacharid, (iurisprud. civitatum, quae foede- 
ri rhn. adscriptae sunt $. 38.) unterſcheidet: regalia for- 
malia, materialia, theilt letztere in obiectiva (interna und 
externa) und subiectiva. |. Übrigens noch Grabe, (über 


342 | 

die Eintheilungen und Grundſaͤtze der Regalien und FR 
veraͤnitaͤtsrechte. Rint. 1808.) Hagemeiſter, (von der 
Eintheilung der Regalien; im Anhange zu der von ihm 
uͤberſetzten Abhandl. des Schnaubert: auch der Res 


gent iſt an die von ihm gegebenen Geſetze nicht gebunden. 
Roſtock 1795. 8) 


$. 416. (M. $. 260. n. 6.) 
Das possessorium summarissimum hat in Regalienſachen ftatt. 


Die Meinung Einiger, als: Lyncker, (analect. 
ad Dig. Lib. 43. Tit. 1. f. 7.) Oldendorf, (Class. 2. 
act. 4. n. 5.) Hertius, (Diss. de quasi possidente pro- 
bante. Sect. 2. F. 9. und in Opusc. Vol. 1. T. 3. p. 217.) und 
Bilderbeck, (gruͤndliche Deduction gegen die vermeint. 
Regalitaͤt der Jagden. Kap. 3. Sect. 1.) Hommel, (Rhaps. 
quaest. obs. 146. u. 553.) geht dahin, daß die Unterthanen 
gegen den Regenten im possessorio summarissimo fo lan- 
ge zu ſchuͤtzen find, bis von Seiten des Fiseus der Kam— 
mer = oder Peivargätervermaltung (die Chatulle) in or- 
dinario der ältere und beſſere Beſitz, in dem Petitorio 
aber das Recht ſelbſt, woruͤber der Streit obwaltet, darge⸗ 
than iſt. 

Andere aber ſind der entgegengefeßten Meinung, 
als: Baldus, (in L. 2. C. quomodo et quando iud.) 
v. Ludolf, (Obs. for. T. II. ob. 198. p. 535.) Me: 
vius, (P. 4. Dec. 356.) Piſtorius, (Lib. II. 9. 46.) 
Stryck, (D. de necessitate edendi titulum poss. c. 3. und 
im usus mod. ad tit. de iurisdict. f. 27.) Textor, (Diss. 
de possessorio iurisdiet. f. 7.) Wernher, (Observ. for. 
P. II. ob. 366.), welcher jedoch ſeine Meinung nachher (in 
P. VIII. obs. 439.) beſchraͤnkt. 

Noch Andere, als: Berger, (electa proc. pos- 
ses. $. 26.) Poſtel, (de manut. en. obs 42.) Leyſer, 
(Sc. 449. med. 8. 9.) v. Kreitmaier, (Anmerk. z. Co- 
dex iudiciarius C. 3. $. 5. tit. 61.) find der Meinung, daß 
der Beſitz von zehn Jahren nothwendig ſey, um das pos- 
"sessorium summarissimum zu begruͤnden. 
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Manche unterſcheiden: ob der Streit zwiſchen dem 
Landesherrn als Privatperſon, oder in der Eigenſchaft als 
Regent mit den Unterthanen vorhanden ſey, die Patrimos 
nial= oder Chatullguͤter den Fuͤrſten betreffe oder Staats— 
guͤter: in jenen Faͤllen finde das possessorinm summarissi- 
mum ſtatt. Dieſer Meinung ſind außer Baldus, Pi— 
ſtorius, Wernher, Leyſer, a. a. O. auch Brunne— 
mann, (ad L. 5. u. 6. D. de interrog. in iure fac.) Kind, 
(Quaest. for. Tom. 1. obs. 146. p. 187.) in dem letztetn 
Falle ſey aber auf den Gegenſtand ſelbſt Ruͤckſicht zu 
nehmen: 

1) wenn wahre Staatsdomainen vorhanden, die in 
Beſitz der Unterthanen gekommen, fo koͤnne die das pos- 
sessorium summarissimum nicht ſchuͤtzen, indem dieſe Guͤ— 
ter als unveraͤußerlich angeſehen werden, oder zur Veraͤu— 
ßerung die Einwilligung der Landſtaͤnde oder Unterthanen 
vorhanden ſeyn muͤſſe. 8) 

g) So erklaͤrt das pr. Edict v. 17ten Dec. 1808, daß ſie nur dann 
veraͤußert werden koͤnnen, wegen Beduͤrfniſſe des Staats. Nach dem 
bay. Pra. vom 20ſten Oct. 1804. 5. 10. 11. ſind Veraͤußerun⸗ 
gen, Verpfaͤndungen, Infeudationen, Reinfeudationen, Expectanzen 
auf Staats- und Kammerguͤter verboten. Auf dieſe bezieht ſich auch 
die Verfaſſungsurkunde Th. 3. $ 3., welchen aber in z. 5. eine beſon⸗ 
dere Ausnahme hinzugefuͤgt iſt. 

Wenn aber nach dem partieulaͤren Staatsrechte oder 
einem beſondern Rechtstitel ſolche ſich in dem Eigenthum 
des Regenten oder fideicommiſſariſchen Haus- oder Fami— 
lien⸗Eigenthum des Regentenhauſes befaͤnden, geſetzt auch, 
daß etwa aus andern Gruͤnden einem Dritten Succeſſions— 
rechte gebuͤhren, ſo ſtaͤnde der Veraͤußerung nichts im We— 
ge, ſobald ſolche dem Staatszweck nicht entgegen ſey, und 
uͤberdieß in dem Falle der Eigenſchaft eines Familieneigen— 
thums, Einwilligung der Succeſſionsberechtigten hinzu— 
kommt; ſonach koͤnnten fie auch von den Unterthanen ers 
worben werden, und folglich auch das possessorium sum- 
marissimum ſtatt finden. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Leyſer, (de assentationi- 
bus ICtorum et doctrina de domaniis c. 3. Sect. 2. F. 22.) 
Hommel, (Khaps. quaest. in foro obvenient. T. I. obs. 
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140.) Goͤckel, (Possessorium summarissimum an et 
quatenus advers. principem a subditis possit institui. Er- 
lang. 1798. F. 15.) a 
Das Gegentheil nehmen an: Stryck, (Diss. de act. 
investig. Sect. IV. c. 3. n. 115.) Choppin, (de dominio 


franciae Lib. 3. tit. 11.) Petermann, (Diss. de valo- . ° | 


re poss. sum. adv. Principem 8, R. J. regalia vindicantem 
a subdito instituti. Lpz. 1731..12.) Kind, (quaest. for. 
T. 1. 0.45. P. 187.) | 

2) Wären Regalien der Gegenſtand, fo ſey ein 
wichtiger Unter ſchied zwiſchen verleihbaren und denen, die fols 
che nicht ſind; in jenem Falle finde das possessorium sum- 
marissimum ſtatt; denn ſo wie dem Vaſall gegen den Lehns— 
herrn dieſes Rechtsmittel zuſtehe, wenn er von demſelben 
im Beſitz oder Ausuͤbung deſſelben geſtoͤrt wird, Werns 
her, (P. M. obs. 530.) fo ſtehe auch einem Unterthanen 
gegen den Landesherrn dieſes Rechtsmittel zu; hierzu kom— 
me aber noch, daß der Rechtsſtreit, welchen der Regent 
mit den Unterthanen fuͤhrt, nicht als eine oͤffentliche Angele— 
genheit, ſondern als Privatſache zu betrachten, und von 
den ordentlichen Gerichten zu entſcheiden fen. !) 


b) Kaiſerl. Wahlap. art. XIX. $. 6. Wenn auch Landesſtaͤnde und 
Unterthanen wider ihre Obrigkeit in Privatſachen, welche die landes⸗ 
fuͤrſtliche Kammer betreffen, Klage fuͤhren, fo ſollen wir dieſe bei ih- — 
ren ordentlichen Landgerichten entſcheiden laſſen. — Bay. Verfaſ— 
ſungsurkunde Tit. VIII. $. 5. der koͤnigl. Fiſcus wird in allen 
ſtreitigen Privatverhaͤltniſſen bei dem koͤnigl. Gerichtshoͤfen Recht neh— 
men. . 


— 


Hiermit ſtimmen überein: Textor, (Diss. de poss. 
iurisd. th. 79. th. 90.) Reinbarth, (Select. obs. ad 
Christinaei decis. Vol. 1. P. 38. n. 6. P. 82) Hommel, 
(Rhaps. quaest. in foro obvernient. T. I. obs. 146. T. IV. 
obs. 553.) Bilderbeck, (gruͤndl. Deduction gegen die 
vermeintl. Regalitaͤt der Jagden. Celle 1723. S. 161.) 
Struben, (gründl. Unterricht von Regierungs- und Ju⸗ 
ſtizſachen Sec. III. $. 14. n. c. S. 63.) Pufendorf, 
(Indrod. in proc. civil. P. 1. F. 13. p. 88.) Meiſter, 
(praet. Bemerkungen aus dem Civil- und Kriminalrecht. 
B. 1. Bemerk. 28. n. 10. S. 195.) Das Gegentheil be: 
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haupten in ſofern Mehrere, daß fie zwar das possesso- 

rium summarissimum gegen den Regenten geſtatten, aber 
zugleich die Edition und den Beweis des Rechtstitels for— 
dern. Die Anhaͤnger dieſer Meinung haben deßhalb auch 
eine neue Eintheilung des possessorium in das merum und 
mixtum erfunden, und verſtehen unter jenem dasjenige, was 
nicht erworben werden kann, unter dieſem, wo außer dem 
Beſitz auch der Titel anzugeben und zu erweiſen ſey. 

Die Gruͤnde, welche zur Unterſtuͤtzung angeführt 
werden, find: 

a) Regalien gehören dem Regenten, ſonach feyen Uns 
terthanen von Erwerbung derſelben einzufchränfen ; habe 
der Regent einem Unterthan die Ausübung eines Regals 
uͤberlaſſen, fo hätte er von dem allgemeinen Geſetz dispens 
ſirt; Dispenſationen laſſen ſich nicht vermuthen, ſondern 
muͤſſen erwieſen werden. 

b) Da die Erwerbung gegen das allgemeine Geſetz an⸗ 
ſtoße, und der Beſitz vitioͤs ſey, fo muͤſſe auch der Unter: 
than den Titel ediren, und die Rechtmaͤßigkeit des Be⸗ 

ſitzes beſcheinigen. 

c) Die Vermuthung ſey, daß die Regalien ihre ur⸗ 
ſpruͤngliche Beſchaffenheit hätten, fo lange dieß der Unter- 
than darzuthun im Stande ſey, daß ihm das Regal verlie⸗ 
hen ſey; von dieſem Beweiſe koͤnnten fie nicht befreit wer: 
den, indem überhaupt derjenige, welcher ſich eine fremde 
Sache angemaßt, dazu verbunden ſey; wie z. B. bei der 
quasipossessio der Servituten. 

d) Der Regent ſey bei dieſem Rechtsſteit als Beklag⸗ 
ter anzuſehen, indem er entweder den Unterthan in der 
Ausuͤbung des Regals ſtoͤre, oder durch mandata inhibi-. 
toria den zukuͤnftigen Gebrauch unter ſage: nun beſtimme 
aber die L. 1. f. 9. D. uti possid. ei qui vi, clam aut pre- 
cario, possidet non prodesse possessionem; hieraus erge⸗ 
be fi, daß der, welcher von feinem Gegner befiße, außer 
dem Beſitz nothwendig noch zu beweiſen habe, daß er nicht 
vi, clam aut precario befiße. 

e) Der, dem eine Sache gehöre, habe auch die Be⸗ 
fugniß, zu verhindern, daß Niemand ohne ſeinen Willen 
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einen Gebrauch davon mache, es koͤnne daher von einer 
Turbation nicht eher die Rede ſeyn, als bis der Andere dar— 
gethan, daß er ein Recht habe. 

f) Der Beſitz des Regals ſey dem gemeinen Recht zu— 
wider, ſonach ſey auch die Vermuthung, daß der Unterthan 
ein malae ſidei possessor ſey. Es könne daher auch das 
Possessorium summarissimum ihm nicht zuſtehen, ſondern 
er ſey zur Edition des Titels verbunden. 

Dieſer Meinung ſind: Petermann, (Diss. de 
valore possessorii summarissimi adv. principem |. 7.) 
v. Ickſtadt, (gründlihe Abh. von Jagdrechten. Nuͤrnb. 
1749. Th. 3. §. 4.) Stryck, (Diss. de necessitate eden- 
di titulum C. 3.) Wernher, (P. II. obs. 366.) Tex⸗ 
tor, Diss. de poss. iurisd. |. 7.) Kind, (Ouaest. for. 
T. 1. C. 45. p. 188.) Pfotenhauer, (Abh. uͤber das 
gerichtl. Verfahren in Sachen, welche den neueſten Beſitz 
betr. dpzg 1797. 9.14.) Klein, (merkwürdige Rechts- 
ſpruͤche der hall. Juriſten-Facultaͤt. B. 1. n. XIX.) 

Allein bei naͤherer Beurtheilung der angefuͤhrten 
Gruͤnde findet ſich, daß ſie von ſehr geringer Bedeutung 
ſind. Denn | 

a) ſtuͤtzt ſich das Ganze auf den Grundſatz: die Un— 
terthanen ſind unfaͤhig zum Erwerb der Regalien; und den— 
noch ſind die Gegner ſelbſt der Meinung, daß die Unter— 
thanen ſowohl titulo Iucrativo als onoroso die Regalien 
erwerben koͤnnen: wie koͤnnen ſie nun behaupten, daß der 
Beſitz der Unterthanen an verleihbaren Regalien ſelbſt vi— 
tioͤs ſey, bis nicht der Procurator fisci dargethan hat, 
daß der Unterthan vi, clam aut precario beſitze. Für 
den Beſitzer entſteht die Vermuthung der Rechtmaͤßigkeit; 
die Unterſuchung hieruͤber gehört in das petitorium. 

b) Was den dritten Grund insbeſondere betrifft, ſo 
kann eine ſolche Vermuthung bei der Verhandlung im posses- 
sorio summarissimo keinen Einfluß haben, wohl aber kanntſie 
im petitorio bewirken, daß der Beſitzer den Beweis fuͤhren 
muß, daß er eine rechtmaͤßige Conceſſion erhalten habe. 

c) Eben fo hinfällig find die übrigen Gruͤnde: das 
angeführte Geſetz kann nicht hierher bezogen werden. Was 
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insbeſondere die Behauptung betrifft, daß der Unterthan 
den Titel des Beſitzes anzugeben habe, ſo widerſpricht 
dieß der Natur des possessorii summarissimi; denn die 
editio tituli gehört zum Beweiſe der Qualität des Beſitzes. 
Wenn aber uͤber die Qualitaͤt ein Streit obwaltet, fo ver— 
ſirt der Streit nicht im summarissimo, ſondern im posses- 
sorio ordinario: denn die editio tituli kann blos dann ge= 
fordert werden, wenn der Einwand eines unrechtmaͤßigen 
Beſitzes zu machen iſt, welcher im possesorio ordinario 
zwar ſtatt findet, nicht aber im summarissimo, indem hier 
blos auf das Factum Ruͤckſicht genommen werden kann und 
nur auf das, was in continenti liquid zu machen iſt. Nies 
mand kann aber behaupten, daß, wenn der Procurator 
ſisci die exceptio injustae possessionis dem Unterthan 
vorſchuͤtzt, welcher ein verleihbares Regal beſitzt, dieſer 
aber den Titel nicht darthun kann, jener Einwaud als li— 
quid zu betrachten ſey; iſt er nun nicht als liquid anzu— 
ſehen, ſo kann auch dem Unterthan der Beſitz nicht ſo— 
gleich entzogen werden, denn der Prozeß faͤngt nicht mit 
der Execution an. 

Bei unverleihbaren Regalien iſt ein ganz anderes 
Verhaͤltniß. Die Unterthanen koͤnnen ſolche nicht erwer— 
ben, folglich koͤnnen ſie ſich auch nicht mit dem possessorio 
summarissimo ſchuͤtzen. 

3) Sind oͤffentliche Abgaben der Gegenſtand, 
fo iſt es unbedenklich, daß das possessorium summarissi- 
mum ſtatt findet, indem die Befreiung von denſelben durch 
Privilegien und unverdenkliche Verjährung erworben wer— 
den kann. 5 

Hiermit ſtimmen alle diejenigen uͤberein, welche die 
Befreiung von öffentlichen Abgaben durch die unverdenkliche 
Verjaͤhrung zulaſſen, als Puͤtter, (Princo. jur. pub. 
germ. $. 258.) Weſtphal, (deutſch. Staatsrecht S. 
159.) Ledderhoſe, (kleinere Schriften Th. 1. n. 11. 
S. 287.) Das Gegentheil wird unter andern angenom— 
men von Weſtphal, (de praes. immunitatis a tributis 
praes. quod aerar. Sax. Lpz. 1779.) 

Was die Befreiung von Einquartirung betrifft, fo 
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wird von Einigen eine Zeit von dreißig, laͤngſtens vier: 
zig Jahren angenommen: als von Harpprecht, (Diss. 
de immunitate a collectione conventionali n. 23.) Hoff⸗ 
mann, (Diss. de munere et immunitate metatorum mili- 
tarium |. 24. p. 38.) 


$. 417. (M. $. 260. n. 8.) 
Wenn Abſtufungen bei einem Regal vorhanden, fo iſt die Vers 
muthung, daß blos das niedere verliehen ſey. 


Wenn ein Regal auf andere Art als durch die Ver— 
leihung erworben worden iſt, fo findet dis angegebene Ver— 
muthung nicht ſtatt. Der Grund von dieſem Satz iſt der, 
weil Veraͤußerungen nicht zu vermuthen ſind. Dieſe Re— 
gel leidet dann eine Ausname, 1) wenn unter den gebrauch— 
ten Worten der Verleihung alle Gattungen des Regals be— 
griffen ſind. So koͤnnen, wenn die Ausdruͤcke gebraucht 
ſind, mit allen Gerichten, beide Gattungen der Ge— 
tichtsbarkeit, ſowohl die hoͤhere als die niedere verſtanden 
werden; (Meiſter, Abh. des peinl. Prozeſſes Sect. 1. C0. 2. 
F. 26. Th. 3. p. 440.) 2) wenn das hoͤhere mit dem 
niedern unmittelbar zuſammenhaͤngt. | 

Hiermit ſtimmen überein: Finckelthaus, (in con- 
trov. jur. Disp. 3. Contr. 12. Ebend in Observ. pract. 
Obs. 41.) Struv, (syntagma iur. feudalis Cap. 6. 9. 
18. n. 4.) Ludovici, (in colleg. iur. feud. Disp. 4. 
th. 4. F. 47.) Möller, (Dist. iur. feud. C. 9. Diss. 2. 
p. 275.) Semler, (über das Hoheitrechtslehen in Ha— 
gemann und Günther Archiv Th. III. n. 5.) We— 
ber, (Handbuch des Lehnrechts Th. 2. S. 199.) Eich— 
horn, (Einl. $. 266. n. III.) a 

Dagegen nehmen Andere an: daß die Regalien 
nicht im ſtrengen, ſondern weitern Sinne zu nehmen ſind; 
als: Carpzov, Part. II. const. XL. def. 6.) Mevius, 
(P. IV. dec. 296.) Coler, (de proc. exe. P. 1. C. 1. 
n. 155.) Beſold, (consil. 270. n. 18.) Stryck, (Diss. 
de iurisd. eircumsepta C. III. n. 23.) Er 

Sie berufen ſich auf die roͤmiſchen Geſetze, theils auf 
den gemeinen Satz: daß gegen den die Auslegung zu mas 
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chen, der deutlicher haͤtte reden ſollen; theils auf die L. 69. 
de legat. 3. dann L. 1. $. 3. de allodialibus L. 3. D. de 
const. prınc. 

Allein, was zuerſt den gemeinen Satz betrifft, ſo 
kann auf denſelben erſt dann recurrirt werden, wenn uns 
alle übrigen Regeln der Auslegung verlaſſen, und es hätte 
vielmehr derjenige klarer reden ſollen, der ſich auf einen be= 
ſondern Vortheil beruft, und gegen den die angeführte Ver⸗ 
muthung ſtreitet, daß der Regent nur das geringere Recht 
habe verleihen wollen. (v. Gluͤck, PCom. Th. 1. §. 99. 
Böhmer, Diss. de eo, qui clarius loqui debuisset, in 
Exercit. ad D. Tom. III. Ex. XXX.) 

Was das erfte angeführte Geſetz betrifft, fo folgt aus 
den Worten des Marcellus nichts weiter, als daß man 
die Worte in ihrer eigentlichen und gewöhnlichen. Bedeu— 
tung annehmen ſoll, wenn nicht aus den beſondern Umſtaͤn— 
den erhellt, daß derjenige, welcher ſie gebrauchte, einen 
andern Sinn damit verbunden habe, keinesweges aber, 
daß jedes Wort bei einer Verleihung in dem vorzuͤglichſten 
Sinne zu nehmen ſey. In dem zweiten angefuͤhrten Geſetz 
ſtelltUlpian den Grundſatz auf, daß unter dem Aus— 
druck Genus auch die Species begriffen ſey; allein hieraus 

laͤßt ſich kein Argument hernehmen; und was endlich das 
dritte Geſetz betrifft, wo Zavolen den Ausſpruch thut: 
beneſicia principis latissime sunt interpretanda, ſo ſagt 
dieſer weiter nichts, als daß das vom Regenten ertheilte 
Privilegium die Wirkung haben ſoll, welche er ihm beilegt, 
nicht aber, daß das Privilegium auf die Faͤlle ansgedehnt 
werden ſoll, welche gar nicht in der Abſicht des Regenten 
lagen, und auf welche er ſeine Verleihung nicht erſtrecken 
wollte. Mit dem Worte latissime iſt daher keinesweges 
der Begriff verbunden, der mit dem Worte extensive ver⸗ 
bunden iſt. 

Ferner wird noch zur Unterſtuͤtzung dieſer Meinung. 
das canoniſche Recht angefuͤhrt, und zwar das C. 6. X. de 
donat. wo es heißt: in contractibus plena, in testamentis 
plenior, in beneficiis quoque plenissima interpretatio ad- 


hibenda. Allein dieſe Beſtimmung Innocenz III. geht 
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blos auf den Fall einer Schenkung, welche zu Gunſten 
einer frommen Stiftung gemacht iſt. Gonzalez Telles, 
Comment in Decret. ad h. cap. T. III. p. 230.) 


$. 418. (M. 6. 260. n. 9.) 
Regalien koͤnnen gegen den Fiscus nur durch unverdenkliche Ver— 
jaͤhrung erworben werden; wo aber ein ſolches Recht ſchon in 
die Hände eines Privatmannes gekommen, iſt auch die gewoͤhn⸗ 
liche Verjährung hinreichend, wenn das dadurch entftändene Pri— 
vatrecht als ſolches eine Verjaͤhrung mit beſtimmter Zeit zulaͤßt; 
iſt das Hoheitsrecht mit einem Grundſtuͤck verbunden, ſo findet 

die Verjaͤhrung ſtatt, welche in Anſehung des Grundſtuͤcks 

6 eintritt. 

1) Verleihbare Regalien koͤnnen durch ein Privile— 
gium erworben werden; (Wernher, T. 1. P. IV. obs. 
5. n. 93.) ſonach, da die unverdenkliche Verjaͤhrung dem 
Privilegium gleich zu achten, auch durch dieſe. 

2) Der Grund der unverdenklichen Verjaͤhrung liegt 
in der Vermuthung, daß der, welcher ein Recht ſeit Men— 

ſchengedenken beſitzt, ſolches auf rechtmaͤßige Art erworben 

hat; (Leyſer, Spec. 461. med. 9. u. 10. Boͤhmer, 
Introd. in ius digest. Lib. 41. tit. 3. F. 28.) es iſt eigent— 
lich keine Verjaͤhrung, ſondern eine Rechtsvermuthung der 
rechtmäßigen Erwerbung. (Guͤnderrode ſaͤmmtl. Wer— 
ke, Ausgabe von Poſſelt Th. 2. S. 208.) 

3) Die unverdenkliche Verjaͤhrung iſt als gemeinrecht— 
lich anzuſehen, und iſt in Cap. 26. X. de verb. sing. aus- 
druͤcklich anerkannt. Innocenz III. ſagt hier in einem 
Schreiben an den Grafen Raimund zu Toulouſe: Praete- 
rea cum pedaja, guidagia, salinaria tibi legatus interdixerit 
memoratus: auctoritate apostolica duximus declarandum, 
illa esse pedagia, salinaria, guidogia interdieta. quae 
non apparent imperatorum, vel regum, vel ex antiqua 
consuetudine a tempore, cuius non extat memoria, in- 
troducta. 

4) Auch laͤßt ſich dieſes nach der Analogie der Reichs— 
geſetze annehmen: Reichs abh. v. 1548. §. 56. 59.: 
kayſ. WahlC. Art. IX. F. 7. indem in denſelben beſtimmt 


— 
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iſt, daß die Befreiung von oͤffentlichen Abgaben, dann das 
Muͤnzrecht durch die unverdenkliche Verjaͤhrung erworben 
werden kann. In der angeführten RA. §. 59. wird zwar 
blos die Erwerbung der Steuerfreiheit durch Verjährung 
als moͤglich vorausgeſetzt; welche Art dieſe Verjährung ſey, 
iſt nicht geſagt. Da aber von einer Verjährung mit bes 
ſtimmten Verjaͤhrungsfriſten nicht die Rede, ift, und na⸗ 
mentlich das roͤmiſche Recht eine Anwendung der dreißig 
und vierzigjaͤhrigen Verjaͤhrung auf die Steuerpflichtigkeit 
nicht erlaubt, (vergl. L. 6. C. de praesc. XXX. vel XL. 
annor.) fo kann natuͤrlich nur eine unverdenkliche Verjaͤh— 
rung gemeint ſeyn. Winckler, (Praesc. immunitatis a 
tributis, praesertim quoad aerarium publicum Saxonic, 
impugnata. Lpz. 1779.) 

Hiermit ſtimmen überein: Neureutter, (de iusto 
ac iniusto regalium usu C. 4. f. 3.) Hertius, (de su- 
perioritate territoriali. $. 62. n. 12.) Henniges, (med. 
in Inst. Pac. mantissa 1. ac spec. IV. F. 20.) Bruckner, 
(Tr. de dominio cap. X. f. 31.) Carpzov, (iurisp. for. 
P. II. const. 3. Def. 24.) Coeceji, (Diss. de praesc. 
immemoral. C. IV. ch. 4. Stryck, (Usus mod. Pand. 
Lib. 2. tit. 1. F. 27.) Wernher, (P. IV. obs. 5. n. 87.) 
v. Kreitmaier, (Anmerk. z. Codex max. Th. 2. $. 3. 
n. 10.) Böhmer, (Deciss. et Consult. T. III. P. 3. cons. 
658. n. 5. u. cons. 661. n. 8.) Leyſer, (Spec. 441. med. 
7. u. 8.) Harpprecht, (Diss. de praesc. immunitatis a 
collectis c. 2. th. 40. n. 184.) Hofmann, (Diss. de 
munere et immunitate metatorum militarıum. Tub. 1751. 
9. 24.) Weſtphal, ldeutſch. Staatsrecht S. 159.) Hof⸗ 
acker, (Princ. iur. civil. T. 2. $. 986.) Goͤkel, (Poss. 


* * . «Bd 
summarissimum an et quatenus adv. principem a subd. 


Possit institui. $. 18. Erl. 1798.) Unterholzner, (Ver: 


jährungslehre Th. 2. H. 199. S. 421.) 

Dagegen ſind Andere der Meinung, daß auch durch 
die unverdenkliche Verjährung kein Regal erworben werden 
kann, als: Thomaſius, (Diss. de praes. regalium ad 
jura subditorum non pertinente. Hal. 1696. c. 3.) Pur⸗ 
meiſter, (tr. de iurisdictione Lib. 1. C. 23. n. 28.) Ins⸗ 
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beſondere auch res domaniales und ſiscales, als: Lyn de r, 
(Resp. Lib. 1. n. 2.) ſ. a. Ockel, (Tr. de praesc. imme- 
mor. Hal. 1707. c. 3. ih. 23.) Kreß, (Diss. de natura 


et indole vetustatis s. praesc. imemor. Hal. 1734. c. 3. 


g. 13.) 

Von jener richtigen Meinung finden aber doch zwei 
Ausnahmen ſtatt: 

10) wenn das Hoheitsrecht durch Vergleichung oder 
unverdenkliche Verjaͤhrung in die Hände der Privatperſo— 
nen gekommen iſt, fo unterliegt es der Verjährung mit bes 
ſtimmten Zeitabläufen, wenn das dadurch entſtandene Pris 
vatrecht als ſolches eine Verjährung mit beſtimmter Zeit zus 
läßt: z. B. das Jagdrecht, wenn es als eine Dienſtbar⸗ 
keit zu beurtheilen iſt; 

2) wenn das Hoheitsrecht mit einem Grundſtuͤck ver⸗ 
bunden iſt, ſo iſt die Verjaͤhrung hinreichend, welche in 
Anſehung des Grundſtuͤcks eintritt, z. B. wenn es ein Lehn⸗ 
gut, Rittergut iſt. 


i 6. 419. (M. $. 263.) 
Forſtregal, Forſtrecht und Waldrecht find weſentlich von einan— 
der unterſchieden. 5 


Forſt iſt ein aus Waͤldern und Feldern beſtehender 
Diſtriet, worin der allgemeine Gebrauch des Holzes und 
das A unterfagt ift und unter der Aufſicht eines Beam⸗ 
ten ſteht. 

Das Regal an Forſten, Forſtregal (forſtliche 
Herrlichkeit oder Obrigkeit, superioritas forestalis) iſt der 
Inbegriff der aus der Staatsgewalt fließenden Befugniſſe 
uͤber die im Staate befindlichen Forſten. In demſelben ſind 
die allgemeinen Hoheitsrechte begriffen, als: die hoͤchſte Aufs 
ſicht über das Forſtweſen, die Forſtgeſetzgebung, die Forſt⸗— 
polizei und die Gerichtsbarkeit. Es erſtreckt ſich uͤber alle 
Staats-, oder Dominical: und alle Communal- und Pri⸗ 
vatwaldungen. ö 

Das Forſtrecht, d. h. das Recht an dem Forſt, und 
das noch von demſelben zu unterſcheidende ee 

ind 
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ſind Befugniſſe, welche in dem Eigenthumsrecht enthalten: 
jenes beſteht in dem Auffeherrecht über die Forſten, in der 
Forſtpolizei, Beſtellung der Forſtaufſeher, Führung der 
Waldaxt; dieſes aber in der Befugniß Holz zu fällen, 
Recht der Maſtung- und Eichelleſe, und andern Wald— 
nutzungen, dann in dem Rechte der Jagd. Forſtrecht 
kommt auch in uneigentlicher Bedeutung vor, als Abgabe 
fuͤr den Gebrauch des Waldes. Hund, (metrop. Salis- 
burg 2. p. 367.) 

Beide Rechte koͤnnen in einer Perſon vereinigt, aber 
auch von einander getrennt ſeyn. So ſteht dem Standes— 
herrn das Forſtrecht und Forſtgerichtsbarkeit uͤber die in 
den ſtandesherrlichen Gebieten befindlichen Forſten zu, (deut. 
Bundesacte Art. 14.) obgleich das Waldrecht einer Pri— 
vatperſon, oder Commune zuſtehen kann. 

Hiermit ſtimmen überein: Brauer, (Beiträge zu eb 
nem allgem. Staatsrecht d. rhein. Bundesſtaaten. Carlsruhe 
1807. n. 23. 24.) Winkopp, (rhein. Bd. 17. n. 35.) 
Kluͤber, (öffentl. Recht d. deutſch. B. §. 451.) f 

Andere dagegen unterſcheiden Forſthoheit und 
Waldrecht, oder Forſtrecht im engern Sinne als: Span— 
genberg, (von forſtlicher Herrlichkeit und Gerechtig— 
keit 1511.) Beck, (de iurisdietione forestali, von der 
forſtlichen Obrigkeit, Forſtgerichtsbarkeit und Wildbann. 
Nuͤrnb. 1733.) Runde, (deutſch. PR. H. 140.) Danz, 
(Handb. d. deutſch. PR. B. 2. 140.) 

Noch Andere unterſcheiden die hoͤchſte Fotſtaufſicht 
und Forſtgerichtsbarkeit, als: Jacob Moſer, (von der 
Landeshoheit in Anſehung auf Erde und Waſſer S. 70.) 
v. Mo ſer, (Gedanken über die Grenzen der landesherrli— 
chen Rechte, in Anſehung des Forſt- und Jagd-Eigen⸗ 
thums der Unterthanen; in dem Forſtarchiv Th. 8. S. 136) 
Roͤmer, (churſ. Staatsrecht Th. 2. S. 787.) vorzuͤglich 
Biener, (D. de suprema principis in silvas inspeclione. 
Lipz. 1796.), welcher in §. 23. den Begriff dahin giebt: su- 
perioritas territorialis, seu ut accuratius loquamur, supre- 
ma ins pectio vi superioritatis territorialis competens, qua- 

f 23 
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tenus in silvarum territorii dominio, eiusque usu et admi- 
nistralione, 1. e. tota re forestali deſinienda et regenda ver- 
setur, und tadelt im §. 24 diejenigen, welche unter die forſt- 
liche Hoheit zwei Befugniſſe, namlich die Forſtgeſetzgebung 
und Forſtgerichtsbarkeit bringen: denn die Gerichtsbarkeit 
fen kein Theil der Forſthoheit, ſondern der Jurisdietion. 
Mittermaier, (a. a. O.) ſagt: ein Forſtregal als 
die ausſchließende Befugniß des Fiscus, alle Baͤume, die 
auf dem Eigenthume von Privatperſonen wachſen, eigen— 
thuͤmlich zu benutzen, exiſtirt gemeinrechtlich nicht, und 
ſelbſt in dem Sinne, daß die Staatsgewalt die Befugniß 
hat, die Ausuͤbung der Forſtrechte in Privatwaldungen uns 
ter landesherrliche Verwaltung zu ſtellen, oder daß kein 
Unterthan in ſeinen eigenen Waldungen ohne Anweiſung 
des landesherrlichen Foͤrſters Holz faͤllen darf, giebt es 
kein Forſtregal gemeinrechtlich. Eichhorn, (Einl. §. 280.) 
bemerkt, daß bei den Rechten des Landesherrn an Wal: 
dungen uͤberhaupt (Forſthoheit, Forſtregal in dem weitern 
Sinne) zwei Beſtandtheile zu unterſcheiden ſind: 1) die 
Forſthoheit im eigentlichen Sinne, (forſtliche Obrigkeit) 
welche die in der Staatsgewalt enthaltenen Rechte uͤber 
die Waldungen umfaßt, und ein Theil der Polizeigewalt 
iſt. Dieſe begreift das Recht, Forſtordnungen zu geben, 
die Ausuͤbung von Berechtigungen in den landeöherrlis 
chen Forſten oder Privatwaldungen, die Ausuͤbung von 
Eigenthumsrechten der beſondern Aufſicht landesherrlicher 
Forſtbeamten zu unterwerfen. 2) Das Forſtregal k) im ei: 
gentlichen Sinne, welches die im Forſtbann urſpruͤnglich 
enthaltenen Rechte begreift, insbeſondere die Leitung der 
Forſtoͤeonomie, dann die Forſtgerichtsbarkeit, als eine Art 
der Polizeigerichtsbarkeit; uͤberhaupt, bemerkt er am Ende, 
liegt die Forſtgerichtsbarkeit in der niedern Gerichtsbarkeit. 
k) In der Note k) wird bemerkt, daß wenn in dem Artikel 14. der d. 
Bundesacte nur der Forſtgerichtsbarkeit erwaͤhnt werde, ſo folge doch aus 
der baieriſch. Verordn. v. 1807. die dem Standesherrn die Forſt⸗ 
und Jagdpolizei einraͤumt, und zur Erklaͤrung der Bundesacte dienen 
ſoll, daß demſelben das Forſtregal im eigenen Sinne zuſtehe. Nimmt 
man Forſtregal in der eigentlichen Bedeutung, ſo kann es dem Stau— 


desberren nicht zuſteben, und was das letztere anbetrifft, ſ. Kluͤber, 
öffentl, R. §. 307, not. a. 
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Keinem Unterthanen iſt erlaubt, ohne Anweiſung des landesherr— 
lichen Foͤrſters ſelbſt in ſeinen Waldungen Holz zu faͤllen. 


Einige ſind der Meinung, daß dieſe Befugniß des 
Landesherrn blos darauf zu beziehen fen, daß er Verord⸗ 
nungen geben koͤnne in Anſehung der Zeit, der Art und 
Quantitaͤt des zu faͤllenden Holzes, ſonach daß die Faͤllung 
der Baͤume nicht zu fruͤhzeitig erfolge, auch nicht in zu gro— 
ßer Anzahl, damit keine Holzverwuͤſtung entſtehe. Dieſer 
Meinung find: Cramer, (Rebenſtunden Th. 5. S. 47. 
Th. 27. S. 163. 179. Th. 33. S. 39.) Struben, 
(rechtl. Bedenken Th. 2. n. 102. §. 3. S. 285.) Mo- 
ſer, (Gedanken uͤber die Grenzen der landesherrlichen 
Rechte in Anſehung des Forſt- und Jagdeigenth. der Unter— 
thanen; im Forſtarchiv. Th. 8. S. 138.) 

Dagegen aber nehmen Andere an: daß dem Regen— 
ten vermoͤge der Forſthoheit die Befugniß zuſtehe, die Un: 
terthanen zu verhindern, in ihren Waldungen ohne Anwei— 
ſung des landesherrlichen Foͤrſters Holz zu faͤllen, doch ſo, 
daß ohne beſondere Gruͤnde ihnen ſolches nicht verweigert 

werden koͤnne, auch ſolche unentgeldlich geſchehen muͤſſe. 
N Dieſer richtigen Meinung ſind: Weſterholtz, (de 
iurisdictione forestali C. 5. O. 63.) Krebs, (de ligno 
et lapide Part. 1. Class. IV. Sec. 17.) Ludolf, (in fach, 
sent, cam. sent. 14.) Beck, (de iurisdict. forestali C. 
12. F. 7.) Reinhart, (de jure Privatorum circa syl- 
vas ad modum restricto $. 7. 59.) In dem von Stru— 
ben (a. a. O.) angefuͤhrten Urtheil der Tuͤbinger en 
Facultaͤt. Fiſcher, (Cameral- und Polizeirecht B. 2. 
S. 824.) Danz, (Handb. d. d. PR. Th. 2. $. 144.) 
Biener „(Diss. de suprema principis in silvas inspectio- 
ne legib. patr. illustrata. Lpz. 1796. f. 33. p. 36.) 
b Zur Unterſtuͤtzung dienen folgende Gruͤnde: 
1) Dieſes Recht iſt ſchon in den Saliſchen Geſetzen 
Tit 27. 5. 28. beſtimmt, es heißt hier: si quis arborem 
post annum, quam fuerit signata, priserit, nullam ex inde 
habeat culpam, si quis infra annum eam copulaverit CXX 
23% 
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Den. qui faciunt fol. III. culpabilis iudicetur. (Eck art, 

Comment. ad h. 1) a 
2) Wuͤrde, wenn dem Eigenthümer des Waldes die 
freie Befugniß uͤberlaſſen wäre, der größte Nachtheil und 
unwiederbringlicher Schaden entſtehen koͤnnen; der Staat 
aber hat dafuͤr zu ſorgen, daß die Holzverwuͤſtung verhin— 
dert werde. 


$. 421. (M. . 263.) 
Die eee iſt in der Vetede e e, 
begriffen. 

Die Forſtgerichtsbarkeit beſteht in der Bestrafung 
der widerrechtlichen Ausuͤbung der Eigenthums -und Nu⸗ 
tzungsrechte und der Beeintraͤchtigung Wuißelbent in den Wal- 
dungen. 

Der Gegenſtand derſelben ſind ah Forſtverbrechen, 
welche criminell behandelt werden, auch nicht buͤrgerliche 
Streitigkeiten über das Forſteigenthum, Beholzungsrecht — 
und andere auf Forſten und Waldungen ſich beziehende Be- 
fugniſſe, ſondern in der Regel ſind es blos die Gegenſtaͤnde, 
welche die Erhaltung der Forſten in ihrem geſetzmaͤßigen 
Zuſtande betreffen. 

Forſtfrevel iſt eine jede Handlung, wodurch Jemand, 
ohne gerade einen Diebſtahl zu begehen, ſich an den Rech⸗ 
ten uͤber einen Forſt hinſichtlich der Wald- und Jagduu⸗ 
tzung vergreift. 

Die Forſtgerichtsbarkeit iſt eine Art der Polizeyge⸗ 
richtsbarkeit, da nun die Patrimonialgerichtsbarkeit die nie— 
dere Polizey unter ſich begreift, (von Berg, Polizey— 
recht Th. 1. S. 24. 210.) ſo kann dem Gerichtsherrn die 
Ausuͤbung der eigentlichen Forſtgerichtsbarkeit, die Beſtra— 
fung der Forſt- und Waldfrevel, die Beziehung der Geld- 
ſtrafen nicht abgeſprochen werden, indem demſelben die Voll— 
ſtreckung der Polizeigeſetze, die Aufſicht uͤber ihre Beobach— 
tung und Befolgung und die Beſtrafung der Uebertreter der 
Regel nach zukommt. Es iſt auch kein Grund vorhanden, 
warum gerade in Anfehung der Forſtpolizeygeſetze eine Aus— 
nahme gemacht werden ſoll, wenn man nur nicht unter 
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Forſtgerichtsbarkeit die Forſthoheit begreift. Ueberhaupt 
haben vorzuͤglich die aͤltern Rechtsgelehrten die Begriffe 
nicht genau geſondert; denn bald verſtehen ſie unter der 
Forſtgerichtsbarkeit die ganze forſtliche Obrigkeit, bald die 
Rechte des Waldeigenthuͤmers und Wildbannherrn, bald 
die in dem Eigenthum des Staats befindlichen Forſten; 
(Pietſch, Entwurf der Grundſaͤtze des Forſt- und Jagd— 
Rechts §. 21. S. 29.) Sehr richtig bemerkt Struben, 
(rechtl. Bedenken B. 2. n. 102.) man vermiſche vielfaͤltig 
die forſtliche Obrigkeit mit der forſtlichen Gerichtsbarkeit. 
Jenes ſey ein Stuͤck der Landeshoheit, vermoͤge welcher der 
Landesherr Forſtordnungen mache, um die Mißbraͤuche 
des Eigenthums zu hindern, und uͤber ſolche zu halten. 
Eine ganz andere Bewandtniß habe es aber mit der Forſt— 
gerichtsbarkeit, welche eigentlich Polizeyſachen zum Gegen— 
ſtand habe, deren Beſorgung den meiſten Unterobrigkeiten 
uͤbertragen ſey. 
Hiermit ſtimmen überein: Struben, (Nebenſtunden 
Th. 5. daun a. a. O. in rechtl. Bemerkungen.) Roth, 
(Staatsrecht d. Reichslande Th. 2. 80.) v. Bülow u. 
Hagemann, (Eroͤrtr. B. 2. 56.) v. Berg, Poli: 
zeyrecht Th. 3. S. 359) Danz, (Handbuch d. d. PR. 
Th. 2. S. 17.) Eichhorn, (Einl. z. d. PR. H. 280. 
S. 711.) Ne 
Dagegen nehmen Andere das Gegentheil an: Er— 
tel, (de iurisdict. inferiori Lib. II. C. 34. obs. I.) We⸗ 
ſterholz, (de iurisd. forestali C. 9. th. 114.) DER, 
(de iurisd. forest. C. 5. J. 6.) Beuſt, (de iure venandi 
et banno ferino C. 3. $.7. C. 14. F. 2.) und die in Stru⸗ 
ben (a. a. O.) angefuͤhrten Urtheile von Tuͤbingen und 
Gottingen; dann Cramer, (observ. iur. T. IV. obs. 1101. 
P. 3.) Malblane, (conspectus rei iudiciariae 9. 115.) 
Pfeiffer, (Ueber die Grenzen der Civil-Patrimonial⸗ 
Jurisdiction S. 305. u. ſ. f.) Die Gründe find: 

1) Die Patrimonial-Gerichtsbarkeit ſey durchaus 
reſtrietiv zu beurtheilen, und auf das Gewoͤhnliche zu be— 
ſch raͤnken. s 

2) Die Forftgerichtsbarkeit ſey als eine beſondere Art 
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der Gerichtsbarkeit zu betrachten, von der ordinairen Juris— 
dietion zu trennen und koͤnne ſonach auch unter der Verlei— 
hung der letztern nicht begriffen ſeyÿFn. Malblanc, (a. 
a. O.) ſagt: competit iurisdiclio forestalis ex praesum- 
lione generali domino territoriali, nisi praediorum pos- 
8040 ibn aliisque iurisdictione reali gaudentibus aut 
extranea pars illius legitime concessa sit, adeo usque, 
ut iurisdietionis extraordinariae species releratur, et 
sub iurisdietione indefinite concessa regulariter non com- 
prehendatur. 

3) Sey mit dem Gebrauch und Eigenthum des Wal⸗ 
des nicht auch die Jurisdiction uͤber denſelben abgetreten 
zu halten. Cramer (a. a. O.) ſagt: regale iurisdictio- 
nis forestalis iisdem innititur principiis, ex quibus regale 
iuris venandi deduxi, vi quorum utraque regali nemo 
subditorum absque speciali dominorum regionum germa- 
niae concessione gaudere potest, eoque minus, quo cer- 
iius foresta olim regia seu peil fuere. Dieſer Satz 
fen an den Orten, wo die Wälder und Jagden zum Staats- 
eigenthum gerechnet wuͤrden, außer Zweifel; denn die in 
Frage ſtehende Befugniß ſey mit der landesherrlichen Qua⸗ 
litaͤt dergeſtalt afficirt, daß fie, wenn fie auch dem Privat— 
mann uͤberlaſſen worden, doch ihr urſpruͤngliches Verhaͤlt- 
niß zum Landesherrn nicht gaͤnzlich verleugne, vielmehr im— 
mer als eine nur ausnahmsweiſe der privatrechtlichen Dis— 
poſition unterworfene Gerechtſame zu betrachten ſey. 

Gegen dieſe Gruͤnde laͤßt ſich aber einwenden, daß 
dabei von der Vorausſetzung ausgegangen iſt, daß Waͤlder 
und Jagden Regale ſind; dann, daß die Forſtgerichtsbar— 
keit nicht als eine Art der Poltzeygerichtsbarkelt zu betrachs 
ten iſt. 


$. 422. (M. $. 264. n. III.) 
Der Forſtberechtigte darf zum Nachtheil des Huͤtungsberechtigten 
keine Zuſchlaͤge anlegen. 


1) Wenn ein Forſtgrund vorhanden iſt, worauf Baͤume 
geſtanden haben, fo kann auch wieder Holz angezogen wer— 
den, 8) es iſt ein actus merae facultatis, ob der Eigenthuͤ⸗ 
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mer einen ſolchen Waldgrund beſaamen und in Schonung 
legen will, oder nicht, ohne daß dadurch für ihn ein Nach- 
theil, oder für einen Dritten ein Recht entſtehen Fonnte, . 
Durch Richtgebrauch kann die Befugniß des Waldherrn 
niemals verjaͤhren und er kann ſonach einen ſeit undenklichen 
Zeiten verwuͤſteten, privativen Forſtgrund jederzeit wieder 
herſtellen. Wenn aber der Platz, wo der Zuſchlag ange— 
legt werden ſoll, von Alters her ein freier unbewachſener 
Huͤtungsplatz geweſen, ſo darf wider deſſen alte Form oder 
Geſtalt nichts vorgenommen werden. (L. 6. 7. C. de ser- 
vit. et aqua.) Denn 


g) Haiden, Moore, oder wo ſich Staͤmme und Wurzeln unter der Erde be⸗ 
finden, ſind keine Forſtgruͤnde. Denn ſonſt wuͤrde man das ganze noͤrd— 
liche Deutſchland als einen Forſtgrund betrachten: Terra etsi aliquan- 
io specie differt, in universum tamen aut silvis horrida aut palu- 
dibus foeda, ſagt Tacitus de morib. germ c. 5. 


a) der Natur der Sache nach ergiebt ſich, daß ſich 
die Weide in dem Verhaͤltniß verringert, in welchem der 
Boden mit Baͤumen beſetzt wird, daß aber die Weide deſto 
ergiebiger iſt, je weniger Baͤume auf dem Huͤtungsdiſtrict 
ſtehen. Sonach haben die Weide-Intereſſenten Grund, 
ſolchen neuen Anlagen zu widerſprechen, weil durch die einzu— 
führende Forftcultur die Weide eingeſchraͤnkt wird, und in 
ſonderheit die Birken, Erlen u. ſ. w. welche eng zuſammen 
ſtehen, nach einigen Jahren abgetrieben, und dann wieder 
gehegt werden, bewirken, daß die Weide nothwendig ab— 
nehmen muß. 

b) So wenig der Grundherr berechtigt iſt, auf einem 
der Hut und Weide unterworfenen Boden Wohnhaͤuſer 
und Gebaͤude zu errichten, oder zum Nachtheil des Weide— 
berechtigten einen Acker in eine Wieſe zu verwandeln, 
Schmidt, (Abh. verſch. pract. Rechtsmaterien, B. 2. 
n. 35.) eben ſo wenig iſt er befugt, einen ganz dienſtbar 
gewordenen, von jeher nicht zur Forſtcultur benutzten Bo— 
den zu ſeinem alleinigen Nutzen in Forſtgrund zu verwan— 
deln und Zuſchlaͤge darauf anzulegen. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Krebs, (de ligno et la- 
pide. Part. 1. . 9.) der Verfaſſer der oeconomia for. T. 8. 
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8. $. 1137. Bülow und Hagemann, (pract. Eroͤrt. 
WB. Nn 25 8 ‘ 

Dagegen behaupten Andere: Carpzov, (Part. 2. 
const. 4. def. 5. und 6.) Weſtphal, (de libertate et 
servitut. praed. $. 524.) daß ihm dieſes Recht zuſteht und 
zwar darum: weil 5 

1) ein Grundherr, welcher einem Andern auf ſei— 
nen Aeckern die Hut- und Weidegerechtigkeit bewilligt, ſich 
des Rechts! über die Subſtanz zu verfuͤgen nicht bege— 
ben habe; 

2) Hut und Weidegerechtigkeiten auch in Waldun⸗ 
gen ausgeuͤbt werden koͤnnen; 

3) wenn gleich dadurch die Hut etwas beſchraͤnkt wird, 
der Vorheil, welchen der Grundherr durch die Anlage von 
Zuſchlaͤgen erhalt, weit uͤberwiegend, dadurch auch die 
Forſtcultur befoͤrdert wird; auch 

4) der Grundſatz gilt, daß eine Dienſtbarkeit ultra 
modum et usum praedii dominantis necessarium nicht 
erweitert werden darf. (L. 5. D. de servitat.) 

Wie unhaltbar dieſe Gründe find, iſt leicht einzuſe⸗ 
hen, daher auch die erſtere Meinung den Vorzug verdient. 


§. 423. (M. $. 267. n. 4.) 
Der Waldeigenthuͤmer hat nicht die Befugniß, den Wald 
5 auszuroden. 


Zwiſchen Ausrodung des Waldes und Holzausro— 
dung iſt ein wichtiger Unterſchied: unter jener wird die 
Handlung verſtanden, durch welche alles Holz auf einer Flaͤ— 
che ohne Unterſchied und ohne Ruͤckſicht auf Alter, Wuchs 
und Schluß mit Stamm und Wurzel weggehauen und 
ausgerodet wird; letztere aber begreift dagegen in der Re— 
gel nur die Benutzung des ausgewachſenen ſchlagbaren Hol- 
zes; ſie ſchließt ſonach den Abtrieb des jungen Buſch- und 
Stangenholzes ganz aus, und bezieht ſich nicht auf den 
ganzen, ſondern blos auf einen Theil des Waldes. 

Wenn nun gleich dem Eigenthuͤmer des Waldes die 
Befugniß zuſteht, uͤber die Subſtanz deſſelben zu verfuͤgen, 
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fo geht doch dieſe nicht fo weit, daß er Handlungen unter— 
nehmen kann, welche zum Nachtheil des Staats und der 
einzelnen Bürger gereichen. Die Ausroduug kann dem Ei— 
genthuͤmer eines Waldes nur mit Erlaubniß des Staats 
geſtattet werden, und dieſe Erlaubniß kann von Seiten des 
letztern nur dann ertheilt werden, wenn dadurch die herge— 
brachten Gerechtſamen eines Dritten, welche in der Behol— 
zungs- oder Hutgerechtigkeit, in dem Maſtrechte, in der 
Jagd u. ſ. w. beſtehen koͤnnen, nicht geſchmaͤhlert werden. 
Der Eigenthuͤmer des Waldes darf nichts vornehmen, wo— 
durch der Andere in Ausübung ſeiner Grundherrlichkeit ge— 
hindert oder ihm dieſelbe vereitelt werden konnte, und da⸗ 
her einen mit Grundgerechtigkeiten belaſteten Wald ohne 
Einwilligung und Genehmigung des Berechtigten nicht aus- 
roden. Der Privatvortheil des Waldeigenthuͤmers oder die 
Abſicht zur Erweiterung der landwirthſchaftlichen Grund— 
ſtuͤcke, oder die Errichtung neuer Etabliſſements, rechtfertigt 
noch keine Waldrodung, wenn dadurch fuͤr den Staat der 
Landholzbedarf, oder für den Berechtigten die auf dem Wal: 
de hergebrachten Gerechtſamen gefaͤhrdet werden. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Rodig, (de jure priva- 
torum circa silvas inprimis caeduas ad modum restricto 
F. 17.) Struben, (rechtl. Bedenken B. 2. n. 115.) 
Haubold, (Lehrb. d. Saͤchſ. Privatrechts §. 234.) Bie- 
litz, (Commentar z. pr. R. B. 2. n. 141.) auch die 
meiſten Forſtordnungen, als: die naſſauiſche Forſt— 
frevelordn. vom Iten Nov. 1817. $. 10. n. 25. in den 
Samml. 2. S. 183. Badiſches Geſetz v. 12ren 
Febr. 1821. uͤber die Befoͤrſterung der Privatwaldungen 
J. 6. Saͤchſ. Mand. die Wald-, Neben-Nutzungen 
und die in den Waldungen auszuuͤbende Befugniß betr. vom 
30ſten Jul. 1813. 2 

Das Gegentheil nimmt an: Mittermaier, (a. a. 
O.) und bemerkt noch, daß die Geſetze, welche Beſchraͤn— 
kungen enthalten, im Zweifel moͤglichſt ſo ausgelegt werden 
muͤſſen, wie ſie die Freiheit des Waldeigenthums am we— 
nigſten beſchraͤnken, ſ. auch pr. Geſetz v. 14ten Sept. 
1811. 5. 4. die Beförderung der Landescultur betr. 
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| $. 424. (M. $. 269.) 


Dem Gutsherrn ſteht ein Mitbenutzungsrecht an den auf ben 
Meiergut befindlichen Bäumen nicht zu. 


Wenn in den Landesgeſetzen oder Meier- und Eigen— 
thumsordnungen der Gutsherrſchaft nicht ausdruͤcklich die— 
ſes Recht eingeraͤumt iſt, ſo kann ihr auch ſolches nicht ge— 
ſtattet werden. Wenn auch gleich in den Landesgeſetzen be— 
ſtimmt ſeyn ſollte, daß ohne Erlaubniß der Gutsherrſchaft 
kein Holz gefaͤllt werden ſoll, die Baͤume nicht unter dem 
freien theilbaren Allodium des Meiers begriffen ſind, ſo 
folgt daraus noch nicht das Gegentheil. Denn 

1) ſind die Baͤume zum Gut gehoͤrige Pertinenzen. 

2 Dem Meier ſteht die voͤllige Benutzung des Guts zu, 

ie Recht ausgedehnter iſt, als der roͤmiſche Nießbrauch. 

3) Der Gutsherr hat dem Meier die voͤllige Benutzung 

des Guts uͤberlaſſen, darf ihn auch nicht die Subſtanz neh— 

men, ſo lange er die Abgiften entrichtet und ſeine Obliegen— 
heiten erfüllt. 

4) Bei einer Hingabe eines Guts zur vollftändigen 
Benutzung kann ein Mitgebrauchsrecht nur in dem Falle 
angenommen werden, wenn der Verleiher ſich ſolches aus⸗ 
druͤcklich vorbehalten hat. 

Hiermit ſtimmen überein: Göbel, (de jure et iudi- 
cio rusticorum C. 2. F. 12.) Wildvogel, (Diss. de iu- 
re circa arbores C. 3. F. 7.) Pufendorf, (P. IV. Ob. 
178. F. J.) der auch die Wildfaͤlle dem Gutsmanne zuſpricht. 

Das Gegentheil nehmen an: Rodig, (ius privato- 
rum circa silvas imprimis caeduas ad modum restricto 
9. 7.) Struben, (Comment. de jure villicorum. C. 1. 
9. 8.) ſ. a. Ramdohr, (jurift. Erfahrungen 3. S. 104.) 
Struckmann, (pract. Beiträge zur Kenntniß des osnabr 
Eigenthumsrechts Beitr. 6. S. 11.) 


$. 425. (M. $. 270.) 
Die Jagdgerechtigkeit gehöre nicht zu den Regalien. 
Die Jagd iſt kein Regal 1) der Natur nach, in⸗ 
dem jeder Beſitzer des Grund und Bodens ſolche ausuͤben 
kann; 2) liegt kein Grund | 
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I. indem allgemeinen Staatsrechte, es kann 
nicht abgeleitet werden: a) aus der forſtlichen Hoheit, 
denn dieſe enthält blos die Befugniß des Regenten, über 
die Jagden die Oberaufſicht zu fuͤhren, Verordnungen i in 
Jagdgegenſtaͤnden zu machen; auch nicht b) aus der Forſt⸗ 
gerichtsbarkeit, indem vermoͤge derſelben dem Regen— 
ten blos das Recht zuſteht, Waldſtreitigkeiten zu entſchei— 
den, Forſtvergehen zu beſtrafen, ſolche auch abgeſondert 
von dem Eigenthum des Waldes und der Jagd gedacht 
werden kann; auch nicht e) aus dem Recht auf herren— 
loſe Dinge, indem das Wild nicht als herrenlos anzufes 
hen iſt. 

II. Nach dem deutſchen Herkommen ſteht die 
Jagd jedem zu, der ein Recht des echten Grundeigenthums 
hat, ſie iſt ſonach nicht als Recht der natuͤrlichen Freiheit 
anzuſehen. Solches konnten nach dem ältern Rechte blos 
Freigeborne beſitzen, nicht aber Unfreie: daher laͤßt es ſich 
auch erkaͤren, warum die Bauern und alle diejenigen, welche 
zum Beſitz des rechten Eigenthums unfaͤhig waren, ſolches 
nicht beſitzen konnten. Nach dem die Gemeinſchaft der 
Felder und Waͤlder unter den Volksſtaͤmmen aufgehoͤrt und 
das Landeigenthum unter den deutſchen Nationen firirt 
war, wurde die Jagd als Pertinenz des Grundes und Bo— 
dens angeſehen. Der Koͤnig uͤbte die Jagd in dieſer Qua⸗ 
lität auf den Kammerguͤtern oder fiscorum regiorum aus, 
ſo auch die Privatgutsbeſitzer. 

III. Läßt fich die Regalitaͤt nicht beweiſen 

a) aus den ältern deutſchen Geſetzen: nach den 
ſaliſchen, ripuariſchen und weſtgothiſchen Geſetzen ſtand 
dem Eigenthuͤmer der Felder oder des Waldes das Jagd— 
recht zu. Lex Salica Tit. 36. $. 1. Lex Ripuar. tit. 42. 
Lex wisi-gothor. Lib. VIII., nach dem letztern ſoll derje= 
nige, welcher auf einen fremdem Grund und Boden wider— 
rechtlich das Jagdrecht ausuͤbt, hart beſtraft werden. Eben 
ſo ergiebt ſich dieß aus den Geſetzen der Carolinger. Aus den 
von du Fresne, (voc. Forestarius de feudo) beigebrachs 
ten Lehnsſcheinen erhellt, daß den Freien und Adligen das 
Jagdrecht zuſtand: in der vom Herzoge ſeinem Vaſallen, 
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den er. mit dem Forſtamt belehnte, deßhalb ertheilten Inſtrue⸗ 
tion wird der Unterſchied zwiſchen ſolchen, denen das Jagd⸗ 
recht zuſteht, und denen, die ſolches nicht beſitzen, gemacht. — 
Die Beſtimmungen in den Kapitularen (Carl. mag. capit. 
de villis et curt. J. 36.), in den burgundiſchen Geſeßen 
(lex burg. Lib. XVII) beziehen ſich auf die Jagd in den 
koͤnigl. Bannforſten und nicht auf die in Privatwaldungen. 


Die leges castrenses Friedr. I. a. 1158. Goldast, 


(Stat. et rescript. Imp. c. 64.) beweiſen, daß die Jagd kein 
Regal war; daß Friedrich J. hier die roͤmiſchen Geſetze be— 
ruͤckſichtigte „ erfieht man aus dem Inhalte. 

Wenn in dem longobadiſchen Lehnrecht in II. Tp: 
27. F. 5. u. II. Th. 56. wirklich eine Beſtimmung uͤber die 
Regalitaͤt der Jagd enthalten wäre, fo würden dieſe Geſetze 
darum nichts bemeifen, weil fie in Deutſchland Feine verbind⸗ 
liche Kraft haben; (§. 413.) dieſe Verbote beziehen ſich 
uͤberdieß blos auf die Bauern. 

b) Aus dem mittlern deutſchen Geſetze läßt 
ſich eben fo wenig die Regalitaͤt herleiten. In dem Saͤchſ. 
Landrecht Lib. II. art. 61. heißt es: Do Got den men- 
schen geschuf und vogele und alle wilde thier dar umbe 
habe wir ez urkunde von Got, daz nieman sinen leb 
noch sin gesund an diesen dingen verwirken mac. Doch 
sin dri heide binnen deme Lande zu sachsen, da den 
wilden tieren vrede geworcht ist bi kunges banne, sun- 
der beren und wolfen und vuchsen. daz heisen banvür- 
sten. Megen Erklärung dieſer Stelle ſ. Meier, (Ver⸗ 
ſuch einer Geſchichte der Bergwerksverfaſſung des Har— 
zes S. 9 — 12.) Anton, (Geſchichte der deutſch. Land— 
wirthſchaft Th. 3. S. 490 — 510.) Huͤllmann, 


(deutſche Finanzgeſchichte des Mittelalters S. 43 — 52. 


und Ebend. Geſchichte des Urſprungs der Regalien | 


S. 23 — 32.) 

Hiermit ſiimmt auch der Schwabenſpiegel Kap. 
237. uͤberein. 

c) Aus einer Menge von Urkunden kann der Be— 


weis geführt werden, daß die Jagd nicht als Regal ans 


— 
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geſehen, wurde „ ſondern immer als enz der Grund⸗ 

ſtuͤcke.! | 

) Schenkungsbrief Otto's v. 952. f. die Abtei Palitha. — Ebend. Schen⸗ 
kungsbrief v. 962. an den h. Mauritius mit den beiden Staͤdten Lo— 
burg und Kuchim. Otto II. v. 978. Henrich II. 1017. Henrich III. 
1083. Konrad III. 1029. ſ. Pfeffinger, (in Vitriar. illust. F. III. 
p. 1387.) Riccius, (auvertäffiger e von der in ig 
üblichen Jagdgerechtigkeit $ . 44.) 

Man findet daher, daß wenn ein Gut verkauft wur⸗ 
de, ſich der Verkaͤufer die Jagd ausdrücklich vorbehielt, in- 
dem ſie ohne dieſen Vorbehalt als Zubehoͤr auf den neuen 
Kaͤufer uͤberging. ö 

IV. Daß in aͤltern und mittlern Zeiten alle Felder 
und Forſten Bannforſten geweſen find, läßt ſich nicht be⸗ 
weiſen; zur Errichtung deſſelben war die Einwilligung der 
Umliegenden forderlich, wie aus mehrern Urkunden zu er: 
weiſen iſt. m) 

m) Karl d. G. ſchenkte den osnabruͤckſchen Biſchof Wiho einen Forſt 
mit Zuſtimmung der Mächtigen der Gegend. Alberti Crantzii, 
Metrop. L. 1. c. 2. de an. 1804., jo ſchenkte Heinrich II. a. 1008 
der Kirche zu Luͤttich einen Wald secundum laudationem comprovin- 
cialium Henrich IV. a. 991. 

Unrichtig iſt es, wenn Reinhard, (de jure fore- 
stali german. p. 51.) meint, daß dieſe Einwilligung blos 
wegen des durch die Einforſtung beſchraͤnkten Holzrechts er⸗ 
theit worden, indem das Holz in den Bannforſten nicht zu 
ſehr gelichtet werden duͤrfe; denn aus den Urkunden ergiebt 

ſich, daß blos das Jagdrecht als die Urſache dieſer Einmils 

ligung angeſehen wurde. Piſtor ius, (rer. germ. p. 736.) 

Weichsner, (Dec. Cam. T. 5. Dec. 14.) Laͤnig, (Spi- 

cileg. eccl. Part. II. p.-940.) 

In dem Bannforſten war freilich das Jagen bei ſchwe— 
rer Strafe verboten. Das Saͤchſ. Landrecht Lib. II. 

art. 61. bemerkt: Swer so hi (nämlich in den drei Heiden 

oder Bannforſten) binnen vild recht, der sal weiten des 

Kunges bann, daz sein sechzig schillinge. Swer so 

de den ban vorst ritet, sin boge und sein armbrust 

sal ungespannen sin, sin Kocher sal betan sin, sine win- 
de und sine bracken uf gevangen, und sine hunde ge- 
koppelt. 
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In den weitläufigen und großen Waldungen und For: 
ſten, die weder zu dem Territorial-noch dem Privateigen— 
thume gehoͤrten, eignete ſich der Koͤnig und Kaiſer das aus— 
ſchließliche Jagdrecht zu. 

Im ſechszehnten Jahrhundert veraͤnderte ſich aber 
dieſe Scene. Die Schuldenlaſt, in welche die Landesherrn 
durch uͤbertriebenen Aufwand verſunken waren, veranlaßte 
die Hofpubliciſten vieles als Regal in Anſpruch zu neh— 
men, was unbeſtritten Eigenthumsrecht der Privaten war; 
dieſes Schickſal traf denn auch die Jagd: fo daß anzuneh— 
men, die Regalitaͤt der Jagd iſt faſt in allen deutſchen 
Bundesſtaaten ein geltender Grundſatz des pofitiven Staats- 
rechts geworden. Doch iſt die Vermuthung, daß die hohe 
Jagd ein Regal ſey, die niedere Jagd aber ein Zubehoͤr der 
Ritterguͤtter. (Puͤtter, Rechtsfaͤlle Th. 1. S. 431.) In 
einigen wird aber alle Jagd im ganzen Staatsgebiet, (3. B. 
in dem Koͤnigreich Sachſen: Haubold, ſaͤchſ. Privatrecht 
$. 135.) in andern auf grundherrlichen Jagdrevieren, auch 
wohl auf ſtaͤdtiſchen, nur die hohe Jagd, (Pr. Landrecht 
Th. 2. 9. §. 41. 127.) oder blos die Mitjagd als Re— 
gal, doch als verleihbares angeſehen. (Selchow, elem. 
iur. germ. privati 5. 284.) Das ofter, Geſetzbuch betrach⸗ 
tet ſie als Privatrecht. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Bilderbeck, (gruͤndliche 
Deduction gegen die vermeintliche Regalitaͤt der Jagden. 
Celle 1723. vermehrt 1741.) Hahn, ( hiſtoriſch-juriſt. 
Ausfuͤhrung vom Jagd- und Forſtrechte in Piſtorius 
Amoenitates historico -iuridicis Th. VI.) Riccius, (Ent— 
wurf v. der in Deutſchland uͤbl. Jagdgerechtigkeit. Nuͤrnb. 
1736. verm. Frankf. 1772. Kap. 1.) Struben, (vin- 
diciae iur. venand. nobil. germ. Hild. 1739.) Ebend. 
Rebenſtunden B. 1. n. 182. II. 384. Seidenſtuͤcker, 
(ade fundamento iur. supr. inspect. circa adespota Goett. 
1789. f. 19.) Puͤtter, (Rechtsfaͤlle B. 1. Th. 2. ©. 
416.) Stengel, (Beitraͤge B. 1. S. 213.) Runde, 
(d. PR. §. 148.) Danz, (Handbuch des d. PR. B. 2. 
$. 148.) Weber, (Handbuch d. Lehnrechts B. 2. S. 
265. 278.) Hagemann, (CLandwirthſchaftsr. §. 199.) 
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Vollgraff, (vermehrte Abh. hauptſ. im Gebiete des Cri— 
minal- und Privatrechts; Marb. 1822. B. 1. S. 9.— 16.) 
Eichhorn, (Einl. §. 282.) Kluͤber, (öffentl. Recht 
d. d. B. 1831. §. 454. alt. 9. 368.) Mittermaier, 
(a. a. O.) 

Die Gruͤnde, welche fuͤr die entgegengefeßte Meinung 
angeführt werden, find: 

1) das allgemeine Wohl des Staats erfordere, daß 
die Jagd nicht jedem Beſitzer geſtattet werde, indem der 
Ackerbau, Gewerbe und Handwerke darunter litten. Dieß 
kann zu gegeben werden, allein daraus folgt noch nicht, 
daß dieſe Beſchraͤnkung auf alle Unterthanen zu beziehen 
iſt; ſ. oben n. 3.) 

2) Die wilden Thiere gehoͤren unter die herrenloſen 
Dinge, ſonach koͤnnte ſich ſolche nur der Landesherr zueig— 
nen. Dieſer Grundſatz iſt ganz falſch. ſ. n. 2. o.) 

3) Die vornehmſten Reichsſtaͤnde haͤtten die Wild— 
bahn bei ihren Waldungen durch kaiſerliche Begnadigungen 
erhalten, woraus folgt, daß weder dieſen noch viel weni— 
ger dem niedern Adel das Jagdrecht zugeſtanden, auch nicht 
als ein Zubehoͤr der Grundſtuͤcke zu betrachten ſey, wie aus 
einer Menge Urkunden bewieſen werden kann. Allein 
Wildbahn und Jagdrecht ſind weſentlich von einander un— 
terſchieden; und daß die Jagd wirklich als Pertinenz der 
Grundſtuͤcke angeſehen wurde, ergiebt ſich aus n. 3.), in 
den Urkunden der Koͤnige und Dynaſten kommt dieß vor. 

4) Die Bannforſten haͤtten ſich uͤber ganze | Laͤnder und 
Grafſchaften erſtreckt, ſonach müßten auch die Jagden von 
der Gnade des Kaiſers abgehangen haben, indem ſonſt der 
Kaiſer durch die Errichtung der Bannforften den Freien ihr 
wohlerworbenes Recht genommen haͤtte. Daß die Ein— 
willigung der Umliegenden zur Errichtung eines Bannforſtes 
nothwendig war, ergiebt ſich aus mehrern Urkunden, ſ. 
n. 5.) 

5) Die Vorfahren des niedern Adels haͤtten keine ſo 
großen Guͤter und Waldungen beſeſſen, die ſich zur Jagd 
geſchickt haͤtten, ſonach haͤtte ſie der Koͤnig und die Großen 
beſeſſen. Das in fruͤhern Zeiten jeder Freigeborne die Jagd- 
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gerechtigkeit 1 und hierbei auf die Größe der Be⸗ 
ſitzungen keine Ruͤckſicht genommen wurde, iſt aus den. Ge⸗ 
ſetzen und Urkunden erwieſen, ſ. No. II. 

6) Bei Schenkung der Guͤter ſey die Jagdgerechtig⸗ 
keit aus beſonderer Gnade hinzugefügt worden, wie aus der . 
Urkunde Otto II. Kettner, (antiq. Quedl. dipl. Seot. X. 
n. 17. p. 23.) bervorgehe, wo der Kaiſer der Aebtiſſinn einen 
Hof oder curtis Bareboi, cum onmibus pertinentiis ge- 
ſchenkt, Ottto III. aber erſt die Jagdgerechtigkeit hinzu⸗ 
gefuͤgt habe. Allein in der Urkunde iſt kein Wort befind— 
lich, daß die Aebtiſſinn vorher das Jagdgerecht nicht gehabt, 
und Otto III. ihr ſolches erſt mittelſt eines beſondern Pri⸗ 
vilegiums ertheilt habe. 

7) Von der Jagd haͤtte ſonſt eine beſondere Abgabe 
venaticum entrichtet werden muͤſſen, woraus ſich ergebe, 
daß ſie nicht als Zubehoͤr der Grundſtuͤcke betrachtet wurde. 
Allein dieſes venaticum wurde nicht von Jagdberechtigten, 
ſondern von den Bauern bezahlt, welche zu Jagddienſten 
verbunden waren. 

8) In dem fraͤnkiſchen und deutſchen Staate waͤren 
koͤnigl. Beamte beſtellt geweſen, die die Aufſicht uͤber die 
Jagden gefuͤhrt, und Reichsjaͤgermeiſter genannt worden; 
ſehr naiv begegnet hierauf Bilderbeck, daß es auch 
Oberſtallmeiſter gegeben, und dennoch ſey Niemanden ein» 
gefallen, die Pferde als Regal des Kaiſers anzuſehen. 

9) Die Adeligen haͤtten die Jagd beſonders beliehen 
bekommen, woraus ſich ebenfalls die Regalitaͤt ergebe. Als 
lein einmal kommt die Jagd nicht in ſo vielen Belehnungen 
vor, es giebt eine Menge Lehnbriefe, welche derſelben nicht 
erwähnen, ob gleich die Jagd in den Lehnsdinummeran⸗ 
ten als Pertinenz aufgefuͤhrt iſt; dann iſt ja nicht alles, was 
verliehen wird, Regal. Wenn ferner angefuͤhrt wird, 
daß den Bauern und Buͤrgern das Jagdrecht verſagt wor— 
den ſey, ſo hat dieß keinen Einfluß auf die adligen Gutsbe— 
ſitzer. Dieſe haben ſich in vielen urſpruͤnglichen Vorrech— 
ten und Freiheiten erhalten, welche die uͤbrigen Freigebor— 
nen verloren haben. Die Bauern cultivirten meiſtentheils 

: das 
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das Land, das fie von den | Gutsbefigern erhalten hatten. 
Die größern Staͤdte hatten meiſtens das Jagdrecht in ihren 
Waldungen hergebracht, den uͤbrigen wurde es bei ihrer 
Erbauung von den Umliegenden verſagt, auch war bei der 
Beſchaffenheit ihrer Gewerbe und Concurrenz ſo vieler 
Jagdberechtigten den Staͤdten wenig daran gelegen. 

10) Die Regalitaͤt ergebe ſich ferner aus dem Recht 
zur Jagdfolge. Allein dieß iſt nur in ſofern ein landesherr— 
liches Recht, als die Unterthanen zur Ausrottung allge— 
mein ſchaͤdlicher und lebensgefaͤhrlicher Thiere aufgefordert 
werden, in ſofern aber, als fie bei bloßem Luſtjagen Dien— 
ſte leiſten ſollen, ein bloßes gutsherrliches Recht, das be— 
ſonders hergebracht ſeyn muß, und wozu nicht alle Unter— 
thanen verbunden find» (Seuffert, operae venatoriae 
ad territoriales quatenus referendae sint! Wirteburgi 1790.) 

11) Die Regalitaͤt der Fiſcherei ſey erwieſen, und 
was von dieſer gelte, koͤnne auch auf die Jagd bezogen wer— 
den. Nach II. J. 56. werde die Fiſcherei als eine geringere 
Art der Jagd zu den Regalien ausdruͤcklich gezaͤhlt, und in 
der Urkunde Otto's v. 953. heißt es: omnem piscationem in 
Almere ad nostram regalitatem habuiraus pertinentium 
(Heda in Histor. Ultraject. p. 87.) Allein jenes Geſetz 
hat keine verbindliche Kraft, und die angefuͤhrte Urkunde 
kann theils darum nichts beweiſen, weil der Schluß von der 
Fiſcherei auf die Jagd nicht gemacht werden kann, (Stryck 
in praef. ad Fritſch, corp. iur. venatorio - forestalis 


n. 10. 19. 20. 21.) theils weil daraus kein Beweis geführt: 


werden kann; denn regalia bedeuten uͤberhaupt alle Rechte, 
welche dem Kaiſer zuſtehen, ſo daß alles, was dem koͤnig— 
lichen Fiscus zuſtand, unter dem Namen Regalia begrif⸗ 
fen wurde. Daraus folgt nun nicht, daß ein Recht, wel— 
ches dem Kaiſer in Ruͤckſicht eines gewiſſen Praediums zu— 
ſtand, ein demſelben durch das ganze Reich ausſchließend 
zuſtehendes Recht geweſen ſey. Auch eben ſo unrichtig iſt 
der Schluß, welchen Cramer von dem Regalrechte auf 
unterirdiſche Metalle auf das Jagdrecht, als einer ganz 


verſchiedenen Sache macht. i 
2 
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12) Die hoͤchſten Reichs = auch. andere Gerichte haͤt— 
ten die Jagd für ein Regal erkannt. Dieß würde, wenn 
es wirklich ſich ſo verhielte, eben ſo wenig beweiſen, als 
wenn die meiſten Rechtsgelehrten die Regalitaͤt behaupteten, 
was aber nicht iſt. Sie ſind: Link, (de iure venand. re- 
galibus iuste adscripto Arg. 1722.) v. Ludwig, (Diss. 
iur. rom. ac germ. in venatu eiusque regali. Hal. 1730.) 
J. C. Lübbe, (gruͤndliche Bewährung des S. K. M. von 
Grosbrittanien zuſtehenden Jagdregals Celle 1731.) Ick— 
ſtatt, (de eo quod iur. nat. circa venat. iur. est. Wir- 
ceb. 1731. Ebend. de possess. vel quasi regal. in spe- 
cie regal. venand. iura subsdito advers. territor. dom. 
Wirceb. 1736.) Stiſſer, (Forſt- und Jagdhiſtorie Cap. 
IV. F. 1. Cap. V. 5. 15.) Cramer, (wetzl. Nebenſtun⸗ 
Th. 69. S. 23.) Schnaubert, (Erl. des Lehnrechts 
2te Aufl. 1791. $. 67. 68. S. 140. u. ſ. f.) > 
Ä Da nun die erftere Meinung die richtigere iſt, ſo muß, 

wenn die Regalitaͤt mit Gründen behauptet werden ſoll, ent— 
weder erwieſen werden: 

daß dieſelbe ſchon ehemals ein koͤnigliches Hoheitsrecht 
geweſen, das dem Kaiſer als ſolchem zugeſtanden, und in 
dieſer Eigenſchaft auf den Landesherrn übergegangen iſt, 
oder 

daß dieſelbe, vermoͤge der individuellen Verfaſſung 
eines Territoriums auedrücklich oder ſtillſchweigend, durch 
Einwilligung aller Intereſſenten dem Landesherrn als ſol⸗ 
chen uͤbertragen worden ſey. 

Rach dem neuern Recht find die Standesherrn 
in ihren ftanbesherrlichen Bezirken in dem Beſitz der hohen 
und niedern Jagd geblieben; auch den Grundherren 
ſtehen die vormaligen Jagdberechtigungen zu. 


§. 416. (M. $. 272. n. V.) 

Im Zweifel gilt die Vermuthung, daß die niedere Jagd verlie⸗ 
hen worden, wenn naͤmlich zur Zeit der Verleihung der Unter— 
ſchied zwiſchen hoͤherer und niederer Jagd ſchon vorhanden war. 

Wenn die Verleihung der Jagd in die Zeit faͤllt, wo 
der Unterſchied zwiſchen hoher und niederer Jagd als Regal 
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unbekannt war; (nämlich bis zum 16ten Jahrhundert, ob: 
gleich ſchon fruͤher der Unterſchied vorkommt, aber nicht in 
Hinſicht der Regalitaͤt ſ. $. 429.) fo find beide Arten unter 
der Verleihung begriffen; wenn hingegen ſie in dieſe Zeit 
faͤllt, ſo iſt die niedere blos als verliehen zu betrachten. 
Denn Nr 

1) zu der Zeit, wo diefer Unterſchied noch unbekannt 
war, konnte an eine Beſchraͤnkung nicht gedacht werden, 
das generiſche Wort Jagd begriff die beiden Arten der 
Jagd unter ſich. 

2) Aus keiner Urkunde laͤßt ſich erweiſen, welche 
Thiere zur hohen und welche zur niedern Jagd gehört haben. 

3) Es iſt zu vermuthen, daß derjenige, der Jeman— 
dem eine Gerechtigkeit verliehen hat, auch alle die dazu ge— 
hoͤrigen Theile, wenn man ſie ſchon in Ruͤckſicht der Gegen— 
ſtaͤnde unterſchied, habe verleihen wollen. 

4) Faͤllt die Verleihung in die Zeit, wo jener Unter— 
ſchied ſchon aufgekommen war, ſo kommt es darauf an: 
ob die Verleihung beſtimmt oder unbeſtimmt in Ruͤckſicht 
der Gattung erfolgte; in jenem Falle hat es dabei ſein Be— 
wenden, auch kann nicht von der hoͤhern auf die niedere ge— 
ſchloſſen werden, indem beide als getrennt gedacht werden 
koͤnnen. Es kann zwar der, welcher mit der hohen Jagd 
beliehen iſt, auch die niedere beſitzen, aber dieſer Beſitz 
muß aus andern Gruͤnden dargethan werden. Iſt Jemand 


mit der Haſenjagd beliehen, ſo iſt darunter die niedere zu 


verſtehen, iſt fie aber unbeſtimmt erfolgt, ſo iſt die allge— 
meine Regel anzuwenden, daß, wenn verſchiedene Gattun— 
gen eines Regals vorhanden, im Zweifel blos die Verlei— 
hung der niedern anzunehmen iſt, indem die Auslegung 
ſtreng zu machen iſt; obgleich Einige auch hier den Grund— 
ſatz anwenden wollen, daß gegen den die Auslegung zu ma— 
chen, der klarer haͤtte reden ſollen. (Mevius, P. IV. 
dec. 296. Stryck, de iurisdict. circumsepta C. III. n. 23.) 

Hiermit ſtimmen überein: Stryck, (praef. ad Frit- 
schii Corp. iur. forest. n. 47.) Reinhard, (de jure 
forestali Sect. 1. C. II. V. 9.) Hert, (de super. territ. 
in op. T. II. p. 303.) Riecius, (a. a. O. K. 4. §. 2. 

24 * 
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Ulrich, (de feudo venationis $.8.) Stengel, (Beitr. 
z. juriſt. Literatur. B. 1. S. 234.) Weber, (Handb. 
des Lehnrechts Th. 2. S. 285.) Mittermaier, (a. 
d. D. 
Andere dagegen find der Meinung, daß ohne Ruͤck— 
ſicht, ob die Verleihung in fruͤhern oder ſpaͤtern Zeiten er— 
folgte, allezeit die niedere Jagd anzunehmen ſey; als: 
Ludovici, (Diss. an species deroget generi C. 1. |. 3.) 
Wehner, (Observ. pract. voce Forſtrecht.) Wern— 
her, (P. V. obs. 58.) Beck, (de iurisdict. forest. p. 27. 
u. 214.) Stryck, (Usus mod. Pand, L. 41. tit. 1. F. 6.) 
Schrader, (Lib. III. de feud. C. 4. n. 47.) Roſen⸗ 
thal, (de feud. c. 5. concl. 94. n. 9.) v. Lincker, De- 
cis. 853.) Berger, (oecon. iur. Lib. II. üt. II. ch. 8. 
5. 21.) Schöpfer, (de venat. superior. cap. 2. $. 21.) 
Allein dieſe Meinung iſt darum verwerflich, weil ſie 
auf den falſchen Praͤmiſſen der unbeſchraͤnkten Regalitaͤt 
beruht. | | 10 
Roch Andere nehmen an, daß alle Arten der Jag— 
den unter der Verleihung zu verſtehen ſind; als: Beyer, 
(delineat. iur. germ. L. 2. C. 2. f. 52.) S elchow, (Elem. 
iur. germ. 9. 165.) letzterer ſagt nämlich: enim vero cum 
a) hae distinctio noviori demum aetate a JCtis, aularum 
parasilis, inventa sit; b) Princeps lege sua, qua hoc 
discrimen stabilitur, subditis suis invitis jus, quo usi 
sunt, auferri nequeat; o) ne certi quidem limites vena- 
tionis superioris et inferioris ubique positi sint; d) leges 
et pacta, quibus nobilium ius firmatur, venationem ge- 
neratim plerumque, posita hac distinctione concedant; 
merito dicendum est, nobilem, qui venationibus instruc- 
ius est, omnes eiusdem species tenere, atque adeo pos- 
sessione venationis quoque superioris tuendum esse. Al- 
lein auch dieſe Meinung iſt zu verwerfen, denn in den Zei— 
ten, wo der Unterſchied der Jagd zwiſchen hoher als Regal 
und niederer Jagd aufkam, hatte der Ausdruck Jagd 
nicht mehr eine blos generiſche Bedeutung, ſondern wurde 
auch im ſpeciellen Sinne genommen, und darunter ſchlecht 
weg gewohnlich die niedere verſtanden, der hohen wurde ein 


373 


befonderer Werth beigelegt, und ſolche eben deßhalb mit— 
telſt ausdruͤcklicher Verleihung ertheilt. Der Schluß von 
dem genus auf die species war nicht mehr ſicher, die Jagd 
hatte die Natur eines Regals und aus derſelben alle damit 
verbundenen Eigenſchaften erhalten, und aus den allen hin— 
zugekommenen Gruͤnden mußte man ſchließen, daß der Ver— 
leiher bei unbeſtimmter Verleihung vielmehr das geringere 
als das groͤßere Recht habe verleihen wollen. 

Es iſt daher die erſtere Meinung gewiß die richtigere, 
wenn nicht der Berechtigte erweiſen kann, daß er durch un— 
verdenkliche Verjährung die hohe erlangt habe; denn die 
unverdenkliche Verjaͤhrung dient anſtatt des Titels, obgleich 
Thomaſius (Diss. de praes. regal. ad jura subditorum 
non perlinente J. 3. in ſ. Diss. acad. T. III. diss. XXVIII. 
p. 1048.) das Gegentheil annahm. 

Noch verdient die Meinung Schnauberts, lin der 
Erlaͤutr. des Lehnrechts S. 160.) einer Erwähnung, die 
dahin geht, daß, wenn die Regalitaͤt der drei Arten der Jag— 
den hergebracht ſey, dann, wenn die Verleihung ſchlecht weg 
erfolgt, blos die niedere unter derſelben begriffen ſeyÿ: wenn 
dagegen nur die hohe und mittlere zu den Regalien gehöre, 
die mittlere, und wenn nur die hohe Regal ſey, die hohe 
verliehen ſey; der Grund iſt der, weil der Berechtigte durch 
die Verleihung doch ein Recht muͤſſe erhalten haben, wel— 
ches er nicht ſchon vorher beſeſſen; doch beſchraͤnkt er die 
beiden letztern Saͤtze nur auf den Fall, wo der Berechtigte 
auf ſeinen eigenen Guͤtern bereits mit der Jagd beliehen 
worden ſey; denn wenn er auf ſolchen Gütern, wo er vor— 

her die Jagdgerechtigkeit noch nicht hatte, dieſe erhalten 
habe, ſo ſey blos die niedere Jagd zu verſtehen, denn er 
habe ein neues Recht erhalten. 

Allein auch dieſe Meinung verdient keinen Beifall, der 
angegebene Grund, daß der Berechtigte durch die Verlei— 
hung doch ein Recht muͤſſe erhalten haben, paßt nicht auf 
den gewoͤhnlichen Fall, wo der Beliehene das Gut mit der 
Jagd zugleich verliehen erhielt. Bei ſolchen Verleihungen 
wird die Jagd als bloßes Zubehoͤr des Guts aufgefuͤhrt, 
und da der Berechtigte die Jagd erſt mit dem Gute erhielt, 


374 


ſo kann nicht geſagt werden, daß er bereits ſchon vorher 
die Jagd gehabt habe. Es iſt daher durch dieſen Grund 
nichts fuͤr die ausdehnende Auslegung der Jagd gewonnen, 
und es geht alles auf die beſchraͤnkende Erklärung der Rega- 
lien zuruͤck. 


$. 427. (M. F. 272. n. 6.) 


Dem Adeligen ſteht die Jagdgerechtigkeit als Beſitzer 58 
Grundſtuͤcke zu. 8 


10 In aͤltern Zeiten konnte blos derjenige die Jagd⸗ 
gerechtigkeit ausuͤben, welcher das rechte Eigenthum an 
Grundſtͤͤcken beſaß, ſonach jeder Freigeborne. 

20 J In dem 16ten Jahrh., wo die Idee von der Re⸗ 
galität der Jagd ſich weiter verbreitete, wurde zwar von 
Seiten des Landesherrn das Recht zur Ausübung der Jagd 
ſelbſt den Adeligen beſtritten, allein ohne Erfolg; ſie erhiel— 
ten ſich in dem Beſitz des niedern Jagdrechts. (merkwuͤr⸗ 
dige Verhandlungen der baierſchen Landſtaͤnde in Kren: 
ners Landtagsverhandlungen B. 9. 242. B. 20. S. 95.) 

3) Wenn die Adeligen die Guͤter den Bauern zur 
Benutzung uͤberließen, ſo behielten ſie ſich die Jagdgerech⸗ 
tigkeit vor, auch uͤbten ſie ſogar dieſes Recht da aus, wo 
ſie blos Zins oder Zehntpflichtige hatten. 

4) Der Adelige beſitzt aber das Jagdrecht nicht als 
ein perſoͤnliches Recht, ſondern blos als ein mit dem adeli— 
gen Gut verbundenes. Er hat daher die Vermuthung, daß 
ihm die Jagdgerechtigkeit als ein zum Rittergut gehoͤriges 
Recht zuſteht, und er braucht ſelbſt gegen den Siscus den 
Beweis der Zuſtaͤndigkeit nicht zu führen. 

5) Nach den meiſten Landesgeſetzen ſteht auch den⸗ 
ſelben das Jagdrecht zu: Fisch er, (Cameral- und Poli⸗ 
zeirecht B. 2. §. 1311.) In der Bundesacte Art. 14. 
wird dem mediatiſirten und dem ehemaligen Reichsadel ſol- 
che zugeſichert, ſo wie dieß auch die bayeriſche Verordnung 
v. 1807. worauf verwieſen wird, beſtimmt. 

Nach dem bayeriſchen Altern Recht war zwiſchen den 
Adeligen, welche die Edelmannsfreſheit beſaßen, und ans 
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deren ein wichtiger Unterſchied; denn jenen ſtand die nie: 
dere Jagdgerechtigkeit nicht nur auf ihren Guͤtern oder Hof— 
marken, ſondern auch auf fremden Boden zu, mittelſt der 
60 Freiheitsbriefe, den übrigen aber blos auf n Grund⸗ 
ſtuͤcken nach dem Decret v. 7ten April 1679. $. 1 

Die Paroͤmie: die Edelleute im Bayerlan⸗ 
de moͤgen jagen, fo weit fich das Blaue am 

Himmel erſtreckt, Eiſenhart, (d. R. in Spruͤch⸗ 
worten S. 193.) iſt wie Kreitmaier, (Anmerk. z. Cod. 
Max. Th 2. S. 340. n. 23.) bemerkt, nicht eigentlich zu 
nehmen, ſondern nach dem Decret v. 19ten Juli 1673. 
nur fo weit, daß er täglich von der Jagd wieder zuruͤckkeh⸗ 
ten kann. Durch Aufhebung der Edelmannsfreiheit nach 
der Verordnung vom 20ſten April 1808. Reg. Bl. 1809. 
S. 213 — 215) iſt dieſer Unterſchied antiquariſch worden, 
und jetzt befißen die adeligen Gutsherrn nach der Verfaſ— 
ſungsurkunde Beil. 6. $. 3. überhaupt das Jagdrecht. 
| Mit dieſer Meinung ſtimmen überein: Moͤſer, (08: 
nabruͤckſche Geſchichte Th. 1. Abh. 5. $. 32.) Cramer, 
(vindiciae regal. iur. ven. Marburg 1740.) Struben, 
(vind. iur. venand. nobilit. germ. Hildb. 1739.) Ebend. 
in den Nebenſtunden Th. 1. n. 2. Th. 2. n. 11.) Kren⸗ 
ner, (von den Ritterguͤtern S. 66.) Hagemann, 
(Landwirthſchaftsrecht S. 360.) ſ. a. Pr. R. Th. 2. 
tit. 9. $. 41 — 43.) 

Andere dagegen nehmen das Gegentheil an, als: 
Puͤtter, (Rechtsfaͤlle Th. 1. S. 416.) Selchow, (ele- 
menta iur. germ. |. 163. (284.) und zwar darum, weil 
dieſe Vermuthung fuͤr den Adel darum nicht ſtatt haben 
konnte, weil zu der Zeit, wo die Megalität aufgekommen, 
ſich die Adeligen in Lehnbriefen, Reverſalen u. ſ. w. dieſes 
Recht von dem Landesherrn haͤtten beſtaͤtigen laſſen: fo: 
nach, wenn ein Adeliger nicht die Befugniß durch ein Pri⸗ 
vilegium, Geſetz oder Beſitz dieſes Recht gegen den Fiscus 
nachzuweiſen im Stande geweſen, er auch zur Ausuͤbung 
nicht befugt ſey. Allein dieſe Meinung iſt darum unge: 
gründet, weil dieſe Nachſuchung um Beſtaͤtigung der Jagd— 
gerechtigkeit nicht von allen Adeligen Deutſchlands geſche— 
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hen ift, dann, weil das was Einige gethan haben, für die 
übrigen nicht nachtheilig ſeyn kann; dieſen iſt ihr wohler⸗ 
worbenes Recht zufländig, wenn nur die Qualität ihres 
Guts als Rittergut außer Zweifel if. Im Ganzen genom: 
men ſtimmt hiermit auch Fiſcher, (Cameral- und Polis 
zeirecht B. 2. F. 1310.) überein. Denn er ſagt: in den 
Ländern, wo weder eines jener rechtlichen Vorurtheile vor— 
gedrungen, noch die Sache in der Landesverfaſſung be— 
ſtimmt iſt, da muß jedesmal unterſucht werden, ob der 
Jagdbezirk zu einem altadeligen Gute gehoͤrt oder nicht: in 
jenem Falle gebührt dem Landſaſſen alles Jagdrecht, in die: 
ſem aber keines, wenn er den Erwerbstitel oder den vers 
jaͤhrten Beſitz nicht erweiſen kann. 


§. 428. (M. 6. 272.) 


Den Bauern ſteht ſelbſt alsdann, wenn ſie freie Beſitzer ihrer 
Grundſtuͤcke ſind, das Jagdrecht nicht an ſich zu. 


Es iſt ein allgemein anerkannter Grundſatz, daß nur 
derjenige, welcher das echte Eigenthum beſaß, das Jagd— 
recht nach dem ältern Recht ausuͤben konnte: die Bauern 
beſaßen ſolches nicht. Wenn ſich auch in der Folge mehrere 
von den gutsherrlichen Verhaͤltniſſen losmachten, und freie: 
res Eigenthum erwarben, fo konnten fie doch auf das Jagd—⸗ 
recht darum keine Anſpeuͤche machen, weil ſolches blos als 
eine Zubehoͤr der adeligen Guͤter anzuſehen war. So iſt es 
auch nach den meiſten Landesgeſetzen. Es iſt alſo die Ver⸗ 
muthung gegen den Bauer, und er hat daher zu beweiſen, 
daß er auf rechtmaͤßige Art dieſes Recht erworben habe. 

Hiermit ſtimmen überein: Bender, (Diss. de statu 
rusticorum servili eiusque probat. |. 1. — 12. Giess. 1765.) 
Leyſer, (Medit. ad P. Sp. 441. n. 1.) Er ſagt hier: 
rustici enim omnes olim servi (dieß iſt unrichtig) et ipsi 
cum praediolis in nobilium dominio erant, et quamvis 
deinde in multis provinciis manumitterentur, iugum ta- 
men nunquam exuerunt penitus, sed vestigia dominii 
veteris, operas, censusque praestando, semper agno- 
verant. — Atque haec rusticorum — a venalione ex- 


377 
clusio — ad nostra usque tempora perduravit, ac subin- 
de legibus renovata est. (Juae res rationem optimam ha- 
bet, ne scilicet — rustici ab oflicio suo dulcedine vena- 
tionis abducantur, (letzteres iſt ebenfalls kein unwichtiger 
Grund.) 

Dagegen ſind Andere der Meinung, daß wenn 
die Bauern von jeher vollkommnes Eigenthum gehabt, und 
völlig freie Beſitzer ihrer Güter geweſen, fo ſteht denſelben 
eben ſo wie den Adeligen das Jagdrecht zu, wenn nicht 
Landesgeſetze und das Herkommen dem Bauernſtande uͤber⸗ 
haupt die Ausuͤbung des Jagdrechts unterſagen, oder ſie 
ihr Jagdrecht auf ihren freien Grundſtuͤcken, durch rechts— 
beftändigen Nichtgebrauch und dadurch verloren hätten, 
daß Einem oder Mehreren die Ausuͤbung der Jagd allein 
und als Dienſtbarkeit darauf ausſchließlich zuſtehe. Dieſe 
Meinung vertheidigen: Buri, (Regalitaͤt der Jagden 
S. 52.) Riceius, (von der Jagdgerechtigkeit Kap. 1. 
§. 35.) Schnaubert, (Erl. d. Lehnrechts S. 152.) 
Puͤtter, (Rechtsfaͤlle B. 1. Th. 2. S. 416.) Hage⸗ 
mann, (Landwirthſchaftsrecht $. 210. n. 21.) 


$. 429. (M. $. 273.) 


Die Eintheilung der Jagd in hohe, mittlere und niedere iſt erſt 
in dem 16ten Jahrhundert aufgekommen. 


Daß in frühern Zeiten ſchon zwiſchen hohem und nies 
derm Wildpret unterſchieden wurde, beweiſen die Rechts- 
bücher und mehrere Urkunden. In der Lex baiuvar Tit. 
XIX. F. 7. heißt es: de his canibus qui ursos vel bubalos, 
id est maiores feras, quod Schwarz - Wild dicimus, 
persequuntur. 


So heißt es in accessiones ad hist. abbatiae casin- 
nens. p. 331. dixit tamen quod quando aliquis de Sancto 
Elia venatur; de porco silvestri et caprio venator con- 
suevit reddere curiae caput cum uno quarterio consue- 
verunt reddere venatores. In du Fresne gloss. v. fe- 
rae forestal., heißt es in der Urkunde v. 1279: libertates 
villae de S. Palad. in Bitar. — per totam dietam fore- 
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stam..... venari potuerunt ad omnia animalia: ita qui- 
dem, si magnam feram, cervum, aprum, capreolum vel 


aliam grossam feram ceperint, tenebuntur eam proposi- 


to vel servientibus praesentare. In der Geſchichte des 
Hauſes Montmoreney geſchieht der Jagd ad magnam 
bestiam, ad cervum, porcum, et capreolum Meldung 
(Du Chesne histoire genealogique de la maison de 
Montmorency.) Mehrere Urkunden fuͤhrt Pfeffinger, 
(in vitriar. Lib. III. tit. 18, p. 1365.) aus den zehnten, 
elften und folgenden Jahrhunderten an, worin das gro⸗ 
ße Wild erwähnt wird. 

Wenn nun; i 8 

1) in dieſen Urkunden gewiſſe Gattungen der Thiere 
genannt, ſo kann doch von dieſen auf die andern nicht ge⸗ 
ſchloſſen werden, wie dieſes aus den Klauſeln, welche in 
einigen Urkunden befindlich ſind, deutlich abgenommen wer⸗ 
den kann. In einer Urkunde Henrich II., (bei Pfef- 
finger, a. a. O.) heißt es: in porcis videlicet silvaticis 


atque cervis, omnique venatione, quae sub usuali more 


ad forestum deputant; 

2) In den aͤltern Zeiten ſtand den Freigebornen das 
Recht zu, jede Gattung von Wild zu fangen; der Regent 
war nicht die Quelle des Jagdrechts, er mußte ſogar, 
wenn er das Recht, groͤßere Thiere in einem gemeinſchaftli⸗ 


chen Walde zu jagen, erwerben wollte, die Einwilligung 


des Volkes erhalten haben, wie dieß aus der von Hund, 
(Meirop. Salisb. P. 1. p. 52.) angeführten Urkunde v. 1199. 
erſichtlich iſt, wo das Volk darein willigt, daß der Koͤ⸗ 
nig Philipp die Schweine- und Baͤrenjagd blos in einer 
beſtimmten Zeit auszuuͤben befugt ſeyn ſoll. 

3) Es kommen in den Urkunden haͤufige Verleihun⸗ 
gen der Jagdgerechtigkeit ohne alle Abtheilungen und Uns 
terſchied des Wildes vor. 

4) Die verſchiedenen Arten des Wildes find in Ruͤck⸗ 
ſicht auf die mancherlei Gattungen der Jagd nicht jo ge— 
nau unterſchieden. Dieß iſt daraus ſo ſichtbar, weil man 
in der bei der Benennung des Wildes gewoͤhnlichen Ver— 
bindung mancherlei Veraͤnderungen antrifft, z. B. die 
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Rehe werden mit den Hirſchen, Schweinen, Baͤren bald 
in Zuſammenhang, bald einzeln genannt. 

5) In dem funfzehnten Jahrhundert iſt in den Lehn⸗ 
briefen von der hohen und niedern Jagd noch nichts er— 
waͤhnt. Es kommen zwar in dieſem Jahrhundert Urkun⸗ 
den uͤber Belehnungen von der hohen und niedern Jagd 
vor: als in dem Lehnbriefe der Aebtiſſin von Quedlinburg 
v. J. 1479. (Kettner, Antiq. Quedlinb. $. 578.) wo 
es heißt: mit Mannſchaften, Dörfern, Hoͤlzern, Buͤ⸗ 
ſchen, Weiden, Wildbahnen, hoher und niederer Jagd, 
Waſſer u. ſ. w. Dann in der des Herzog Ludwig zu 
Liegnitz in Schleſien v. 1412. (Luͤnig, Cod. germ. Dipl. 
P. II. p. 135.) des Markgrafen Albrechts v. Brandenburg 
an Werner und Gerard von Alvensleben uͤber das Schloß 
Gardelegen. (Gercken, Dipl. vet. marchiae brandenb. 
Vol. III. p. 493.) Aus allen dieſen Urkunden ergiebt ſich, 
daß die Einſchaͤnkung der Jagd auf gewiſſe Thiergattungen 
ſchon ſehr alt geweſen, keinesweges aber, daß die hohe 
Jagd als ein ausſchließendes Regal dem Kaiſer und nach⸗ 
her dem Landesherrn zugeſtanden habe; auch kann das 
nicht dargethan werden, daß bei allgemeiner Verleihung 
der Jagd die Verleihung nur auf die niedern Thiere be⸗ 
ſchraͤnkt geweſen ſey. | 

Das oͤlteſte Beiſpiel einer ausdruͤcklichen Erwähnung 
der Eintheilung der Jagd in regaliſtiſcher Hinſicht kommt in 
dem von Ernſt von Sachſen an die Grafen von Mansfeld 
ertheilten Lehnbrief v. Jahr 1502 vor, worin es heißt: mit 
hoher und kleiner Wildbahnen. (Stryck, in der Vor⸗ 
rede zu Fritſch corp. iur. for. n. 42.) 

Hiermit ſtimmen überein: Göbel: (de jure venan- 
di 5. 4.) Bilderbeck, (a. a. O. Kap. 6.) Heigius, 
(quaest. iur. Sax, P. I. d. 15. f. 62.) Ley ſer, (de as- 
sentat. ICtor. p. 102) Reinhart, (de jure forestali ger- 
man. Sect. 1. C. 2. §. 99. auch in Schott, juriſt. Wo⸗ 
chenblatt Jahrg. 1. S. 324.) Ulrich, (Diss. de feudo 
venationis f. 6.) Stiſſer, (Forſt- und Jagdhof Kap. 7. 
§. 21.) Riecius, (Entwurf der Jagdgerechtigkeit Kap. 4. 
§ 1. Selchow, (elem. iur. germ, priv. F. 164.) We⸗ 
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ber, (Handbuch des Lehnrechts Th. 2. S. 282) Ande⸗ 
re ſind der entgegengeſetzten Meinung: Struben, (Ne⸗ 
benſt. Th. 1. S. 211.) Schnaubert, (Erlaͤutr. des 
Lehnr. S. 155. vorzuͤglich darum, weil die in den Urkun⸗ 
den vorkommenden Ausdruͤcke, grassa, magna fera, dahin 
deuten, daß ſchon in den aͤltern Zeiten ein Unterſchied zwi— 
ſchen dem Wilde ſelbſt in Abſicht auf die Jagd gemacht 
worden. ö 


$. 430. (M. . 273.) 
Der Vogelfang gehoͤrt zur Jagd, nicht der Fiſchfang. 


1) Daß der Fiſchfang von der Jagd ſchon in 
frühern Zeiten unterſchieden geweſen, erſieht man aus einer 
Menge Urkunden, welche Pfeffinger (im Vitriar. Tom. 
III. p. 1077. 1079. 1080. 1085. 1365. 1366. 1367. 
1369. 1384 und 1430.) anfuͤhrt. Der Fiſchfang ſteht 
dem Eigenthuͤmer des Fluſſes oder Baches und nachdem 
dieſer Privat- oder Staatseigenthum iſt, dem Privatbe— 
ſitzer oder Landesherrn zu. 

Wenn daher Jemand mit der Jagdgerechtigkeit in 
einer Gegend, durch welche Baͤche fließen, ohne daran Ei— 
genthum zu beſitzen, belehnt iſt, ſo kann er ſich deßhalb noch 
nicht das Recht auf den Fiſchfang zueignen. Die Fiſcherei 
ſteht daher bei Waldbaͤchen dem Eigenthuͤmer des Waldes 
zu. Leyſer, (Med. ad Pand. Sp. 503. Med. II. p. 671.) 

2) Von dem Fiſchfang laͤßt ſich aber auf den Vogel— 
fang kein Schluß machen: denn | 

a) begreift die Jagd als genus den Vogelfang unter 
ſich, nicht aber den Fiſchfang; wenn Jemandem das genus 
verliehen iſt, ſo ſteht ihm der Regel nach die species zu. 

b) Wenn in altern Zeiten mit den Raubvoͤgeln die 
Jagd betrieben wurde und die Regenten beſondere Falken— 
meiſter (Folconier) hatten, ſo folgt daraus noch nicht, 
daß der Vogelfang als ein von der Jagd getrennter Gegen— 
ſtand zu betrachten ſey. Die Falkonier wurden in Ruͤck— 


ſicht der koͤnigl. Jagden beſtellt, und von der Art, wie die 


Jagd betrieben wurde, kann man keinen Schluß auf den 
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Gegenſtand der Jagd felbft machen, indem der Falke auch 
bei Haſenjagden gebraucht wurde. 

3) Wenn es ſich findet, daß der Vogelfang abgeſon— 
dert von der Jagd Jemandem verliehen wurde, ſo beweiſt 
dieß nicht das Gegentheil, indem es ja moͤglich iſt, daß 
nach den beſondern Verfaſſungen ſolcher von der Jagd ge— 
trennt iſt, wie in Sachſen (Mand. elect. de an. 1626.), 
es kann dieß nicht als allgemeine Regel, daß der Vogelfang 
nicht unter der Jagd begriffen ſey, aufgeſtellt werden. 

4) Wenn mehrere Urkunden angegeben werden, in 
welchen der Vogelfang der Jagd entgegengeſetzt wird, ſo 
kann dieß darum nicht zum Beweiſe des Gegentheils ange— 
fuͤhrt werden, weil der Vogelfang hier, ſo wie oͤfters meh— 
rere Rechte, aufgezaͤhlt, die als Beſtandtheile ſchon in dem 
vorausgeſchickten generiſchen Begriffe enthalten waren, und 
die Diplome nicht ſelten an dergleichen Clauſeln und Enu— 
merationen einen reichen Ueberfluß hatten. So heißt es in 
dem von Pfeffinger, (a. a. O. Th. 3. S. 1082. 1366. 
1368. 1387. angeführten Diplome: auch cum sylvis, 
rubetis, montibus, vallis, planis, da der, welcher mit 
Wäldern beliehen war, gewiß auch mit Gebüfchen, und 
der, welchem das Territorium verliehen war, gewiß auch 
cum montibus, vallis und planis belehnt war. 

Der Vogelfang gehört zur niedern Jagd; dieß beweiſt 
auch ſchon die Paroͤmie: Vogelfang gehört zur 
Wildbahn. (Eiſenhart, deutſch. Recht in Spruͤch— 
woͤrtern S. 205. n. XII.) Er begreift das Recht in ſich, 
Vogelheerde, Schieß- und Kraͤhenhuͤtten anzulegen, Doh— 
nen und Lerchennetze zu ſtellen, Raubvoͤgel zu fangen und 
zu verfolgen. Man begreift den Vogelfang unter dem ſo— 
genannten kleinen Weidwerk; an manchen Orten heißt es 
das Recht, das ſtiebende und fliegende Wildpret zu jagen 
und fahen. (Pfeffinger, ad Vitr. T. III. F. 15. not. 6. 
p. 1432.) 

Die Eintheilung der Jagd in die hohe und niedere 
kann auch auf den Vogelfang angewandt werden. Wenn 
die zur hohen Jagd gehörigen Thiere nicht namentlich und 
beſtimmt mit auf das wilde Gefluͤgel und Federwildpret 
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ausgedehnt iſt, da kann der zu der niedern Jagd Berech— 
tigte die Auerhaͤhne, Trappen und Schwaͤne dennoch ſchie⸗ 
ßen, weil jede ausgedehnte Erklaͤrung der hohen Jagd un— 
zuläffig iſt. (Runde, d. PR. $. 154.) 

9 ſtinmen uͤberein: Meichsner, (Th. IV. 
Dec. 7. n. 35.) Pietſch, (a. a. O. F. 119.) Weh⸗ 


ner, (observat. pract. voc. Vogelweid.) Pfeffinger, 


(a. a. O.) Beck, (pon der forſtl. Obrigkeit S. 263.) 
Eiſenhart, (a. KON Weber, (Handb. d. LR. Th. 
2. S. 290.) Hagemann, (Landwirthſchaftsr. S. 372. 


§. 207.) Das Fer 1 Riccius, 8 d. 
9.) 


Jagdgerechtigkeit Kap. 1 8. 5. S 


˖ b. 431. (M. $. 273.) 
Fiſchottern gehoͤren zur Fiſcherei, Biber zur Jagd. 


Die meiften Landes- und beſondern Verordnungen be— 
ſtimmen, daß Fiſchotterrn und Biber der Jagd angehoͤ— 
ren; als die bair. Gejaidordnung K. 13 u. 16. (Kreit⸗ 
maier, Anmerk. zum Cod. Max. Th. 2. K. 3. J. 3. n. 3. 
S. 305.) Churſaͤchſ. Conſt. v. 1717. Heſſen Caſſelſche 
Fiſchordnung v. J. 1777. §. 21. Die Sachſen-Eiſenachi— 
ſche v. 21. Jan. 1799. beſtimmt, daß jederman ſchaͤdliche 
Fiſchottern wegfangen kann, doch muß er bei Legung der 
Schlingen den Fiſchereiberechtigten davon benachrichtigen, 
eine Anzeige bei der Jaͤgerei iſt nicht nothwendig; der Jaͤger 
kann aber Ottern fangen und ſchießen. Dieſe Beſtimmung 
nähert ſich der Paroͤmie: Otter und Biber geboren 
nicht in den Forſt, haben auch keine Freyung 
und Haͤge. Eiſenhart, (d. Recht in Sprüchwörtern 
S. 197. n. IV.) ift zwar der Meinung, daß hieraus die 

Befugniß des Jagdberechtigten, die Ottern zu erlegen, ab— 
zuleiten ſey, allein aus den Worten ſelbſt ergiebt ſich das 
Gegentheil; beiden, dem Fiſchereiberechtigten und dem 
Jagdherrrn ſteht dieſes Recht zu. 

Die meiſten Kechtsgelehrten ſind der Meinung, daß 


die Fiſchottern und Biber zur Jagd gehoͤren, als: Knip⸗ 
ſchild, (de civit. imperii Lib. 2. C. 7. n. 68.) Weh⸗ 
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ner, (Art. Forſtrecht in obs. pract. p. 257.) Struv, 
(Diss. de fluminibus th. 20.) Stiſſer, (in der Forſt⸗ 
und Jagdhiſtorie K. 6. $. 73. S. 234.) Seckendorff, 
(deutſcher Fuͤrſtenſtaat Th. 3. Kap. 3. §. 2.) Eſtor, 
(Rechtsgel. d. Deutſchen Th. 1. §. 1320.) Leyſer, (im 
iure georgico Lib. III. c. 14. n. 71.) von Rohr, (Haus⸗ 
haltungsrecht B. 8. Kap. 5. §. 23.) u. a. Der einzige 
Grund, der angefuͤhrt wird, iſt der, weil dieſe Thiere wie 
Wildpret geſchoſſen und gefangen werden. Dieſer Grund 
iſt aber darum verwerflich, weil ja auch andere Fiſche, als 
Hechte und andere große Fiſche auf dieſe Art erlegt werden 
konnen, und das Mittel ſich eines Thieres zu bemaͤchtigen, 
zur Beſtimmung einer allgemeinen ausſchließlichen Befug⸗ 
niß nach der Natur der Sache nicht für hinreichend zu hal— 
ten iſt Die Meinung der Rechtsgelehrten, welche der 
entgegengeſetzten ſind, und dieſe Thiere als Gegenſtand der 
Jagd betrachten, iſt daher weit gegruͤndeter. Denn 

1) leben die Fiſchottern mehr im Waſſer als auf dem 
Lande, fie find daher als Zubehoͤr des Weihers oder See's 
anzuſehen. Wenn ſie kurze Zeit auf dem trockenen Lan— 
de zubringen, ſo giebt dieß den Jagdberechtigten noch kein 
Recht zum Fange derſelben, indem, wenn man dieß an⸗ 
nehmen wollte, auch dem Fiſchereiberechtigten die Befug— 
niß zuſtehen wuͤrde, wenn der Hirſch durch den Fluß ſetzt, 
ſich feiner zu bemaͤchtigen, die wilden Enten und Waſſer⸗ 
voͤgel ſich zu zueignen. 

Die Fiſchotter erhaͤlt alle ihre Nahrung aus dem 
Waſſer, fie iſt der fuͤrchterlichſte Fiſchdieb. Vorzuͤglich 
ſind ſie den Forellenbaͤchen aͤußerſt nachtheilig. . 

3) Da die Fiſchottern den Fiſchen großen Schaden 
zufügen, fo hat auch der Fiſchereiberechtigte, der von Nie— 
manden mit Erſatz und Abwendung mit Recht verlangen 
kann, die Befugniß, ſolche zu erlegen und ſich zuzueig— 
nen. Es wuͤrde die hoͤchſte Ungerechtigkeit ſeyn, wenn 
man dem Fiſchberechtigten dieſes Recht nicht geſtatten woll— 
te; es wuͤrde gegen die Grundſaͤtze des allgemeinen Staas— 
rechts anſtoßen, da die geſetzgebende Gewalt mit ſolchen 
Anordnungen die Behauptung der Sicherheit des Eigen— 


384 


thums in einem Falle Schranken ſetzen wuͤrde, wo ſie ſelbſt 
keine Sicherheit ſchaffen kann, und ein wohlerworbenes 
Recht des einen Staatsbuͤrgers der auf nichts beruhenden 
Praͤtenſion des Andern Preis geben wuͤrde. 

4) Die Fiſchottern gehören zu den ſchaͤdlichen Raub— 
thieren, fuͤr welche nach dem Mittelalter kein Fried und 
Bann geſetzt iſt, (Sachſenſpiegel B. 2. Art. 61. Schwa⸗ 
benſpiegel Kap. 356.) oder welche, wie die Parömie ſagt, 
keine Hage haben. Dieſe koͤnnen ſonach von Jeder— 
mann, vorzuͤglich aber von dem, welchen die Beſchuͤtzung 
ſeines Eigenthums hierzu antreibt, verfolgt und gefangen 
werden. N 

5) Wenn gleich die meiſten Jagdordnungen die Fiſch— 
zottern zum Forſtregal rechnen, fo entſteht dadurch kein ge— 
meines Recht, ſo wie die Erkenntniſſe der Gerichte, wel— 
che ſich auf eine beſondere Obſervanz oder auf die Meinun— 
gen der Rechtsgelehrten ſtuͤtzen, nicht als allgemein gelten— 
de Entſcheidungsnorm gelten koͤnnen. 

Auf die Biber find aber dieſe angegebenen Grundſaͤtze 
nicht ganz anwendbar. Denn was den erſtern anbe— 
trifft, ſo lebt der Biber mehr auf dem trocknen Lande, was 
den zweiten betrifft, ſo lebt der Biber nicht von Fiſchen, 
(Kruͤnitz, dͤe. Encyclopadie Th. 4. S. 391. Martini, 
allg. Geſchichte der Natur in alph. Ordnung S. 355.) ſon⸗ 
dern vorzuͤglich von Rinden der Pappeln, Eſpen, Birken 
und allerlei Wurzelwerk; auch ſind ſie den Fiſchen nicht ſo 
gefährlich und werden gewoͤhnlich mit Schießgewehren ge— 
fangen, (welches aber keinen Entſcheidungsgrund allein ab— 
geben kann,) ſonach find fie eher zur Jagd zu zählen, Eis 
nige ſind der Meinung, daß beide, die Fiſchottern und die 
Biber zum Fiſchfang gehören, als: Noe Meurer, (Chu— 
pfälz. Rath in der Mitte des XVI. Jahrh. Jagd - und 


Forſtrecht Marb. 1611. S. 68.) [Ein Ungenannter, “) 


(in einer Abh. v. 1638. aufgenommen in Speidel specul. 


1 


n) Er bemerkt, wenn die Biber und Ottern keine aquatilia waͤren, wuͤr⸗ 
de man in der roͤmiſch⸗cathol. Kirche ſolche an Feſttagen nicht eſſen duͤr⸗ 
fen. Allein diefer Grund iſt ganz hinfällig. 
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iurid.) Oertel, (Observ: illust. equestr. P. 1. obs. 10. 
p. 101. Augsb. 1722.) Runde, (Beitr. z. d. PR. B. 2. 
n. XI.) In Schwaben, wie Oertel und Kreitmaler 
bemerken, gehören beide zur Fiſcherei; fo auch nach der 
Verord. Leopolds J., (in Guarient. Codex aust. P. I. 
p. 599.) 


6. 402. (M. b. 275.) 
Die Jagdfolge ſteht dem Jagdberechtigten zu. 


Jagdfolge heißt einmal: die Befugniß des Jagdbe⸗ 
rechtigten, von den Unterthanen Dienſte zum Zweck der 
Jagd zu fordern, oder das Recht zu Jagdfrohnen; dann 
die Befugniß, vermoͤge welcher der Jagdherr berechtigt 
iſt, das Wild, welches er auf ſeinem Jagdrevier durch 
Verwundung u. ſ. w. zu oecupiren angefangen, und wel— 
ches auf einen andern Jagdbezirk entflohen iſt, eigen⸗ 


maͤchtig zu verfolgen und ſich zu zueignen; es wird auch 


Nacheile, richtiger aber Wildfolge genannt. Es iſt fol- 
ches ſchon in den Altern deutſchen Geſetzen begruͤndet, °) 
als in den ſaliſchen: in der Lege Sal. tit. 36. $. 5. heißt 
es: Si quis cervum lassum quem alterius canes move- 


runt et adlassaverunt, involaverit, aut celaverit, DCG. 


denar. qui faciunt solid. XV. culpabilis iudicetur. Lex 


Rotharis (n. 319. bei Georgisch, Corp. iur. germ. 
antiq. p. 1005.) Si cervus aut quaelibet fera ab aliquo 


homine sagittata fuerit, tamdiu illius esse intelligatur, 
qui eam sagittavit, aut vulneravit, usque ad aliam talem 
horam diei aut noctis, quae sunt horae XXIV. quando 
eam postposuerit, et se ab ea tornaverit: nam qui eam 
post transactas horas praedictas invenerit, non sit cul- 
pabilis, sed sibi habeat ipsam feram. Im Sachſen⸗ 
ſpiegel B. 2. Art. 61. heißt es: Jaget ein man ein wilt 
uzen dem vorste und volgen ime die hunde in den 
vorst, der man muz volgen so daz her nicht en blase 
o) Nieper, (D. de seg, venatoria Goett. 1789.) hält die Jagdfolge 


nach dem Naturrecht für erlaubt; auch bei den Roͤmern ſey es erlaubt 
geweſen, um der Jagd willen den fremden Boden zu betreten. L. 18. 


de >; . * 25 
25 
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noch die hunde nicht en gruze, und musse tut das nicht 
an, ab her san das wilt vet, sinen hunden muz he wol 
wider rufen. So auch der Schwabenſpiegel Kap. 
352. §. 4. 5. Ein vom Kaiſer Friedrich gegebenes Geſetz 
(Radevicus, de rebus gest. Friedr. I. L. 1. c. 26.) be⸗ 
ſtimmt: si quis lance vel gladio feram percusserit et 
antequam manu levaverit, alter occupaverit, non occu- 
pantis erit: sed qui occiderit eam, sine contradictione ob- 
tinebit. In einer Urkunde von 1247. (Guͤnther, Cod. 
II. p. 219.) iſt beſtimmt, daß ein verſprengtes Wild dem 
gehöre, der es zuerſt angejagt. Hiernach hat ſich ein allge— 
meines Herkommen gebildet, das die Reichsſtaͤnde, welche 
an Stand und Wuͤrden einander gleich waren, wechſelſeitig 
in ihren Landern ſich geſtatteten, auch raͤumten die Reichs— 
ſtaͤnde dieſes Recht den angrenzenden Fuͤrſten ein. Mo— 
ſer, (Forſtarchiv B. 9. S. 16.) Mehrere Landesgeſetze 
haben auch ſolches beſtaͤtigt, als: in der bayeriſchen Ge⸗ 
jaids⸗Ordnung Kap. 3. Magdeb. Jagdordnung v. ten 
März 1649. Pr. IR. Th. 1. tit. 9. $. 130 — 140. 
K. Leopold Jaͤgerordnung von 1675. (bei Hohberg adel. 
Landleben Th. 2. S. 596.) u. m. (ſ. Riceius von der 
Jagdgerechtigkeit. Hauptſt. 8.) c 

Es wird, wenn keine ausdruͤckliche Beſtimmung vor— 
handen, gewöhnlich das Reciprocum beobachtet, weßhalb 
auch kein Jagdberechtigter verbunden iſt, die Jagdfolge 
demjenigen zu geſtatten, der das Reciprocum verweigert. 

Ueber die Territorialgrenzen erſtreckt ſich ſolches nicht. 
In welchen Faͤllen die Wildfolge ſtatt hat, binnen welcher 
Zeit ſie auszuuͤben, wem ſie uͤberhaupt zukomme, haͤngt 
freilich von der Beſtimmung der Particulairgeſetze und von 
der Obſervanz ab. ö J 

Ohne geſchehene Verwundung des Wildes, dergeftale 
das es ſchweißet, findet die Wildfolge nicht ſtatt; biswei— 
len iſt beſtimmt, daß der Ort, wo die Verwundung geſche— 
hen, bezeichnet werden muß; nach der bay. Jagdord— 


nung findet das Verbrechen ſtatt, d. h. es wird ein 


Zweig von dem Baum genommen, und dort, wo das Thier 
ſich bingewandt, in die Erde geſteckt, oder an den Ort, wo 
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es gefällt wird, hingelegt. Gewoͤhnlich muß auch die 
Anmeldung an den Jagdrevierberechtigten geſchehen, damit 
keine servitus venandi entſteht, (Keſtner, de sing. quib. 
germ. circa res et pers. iur. $. 13.) auch die Jagdfolge 
nicht laͤnger als 24 Stunden dauern; auch iſt es unterſagt, 
daß der Jäger bei der Nacheile blaſe und die Hunde anhetze. 

Waͤhrend der Nachfolge ſteht auch dem Jagdherrn des 
Orts, wohin das Wild geflohen iſt, das Recht zu, ſolches 
zu occupiren, indem die Nachfolge dem Nacheilenden weder 
ein Eigenthum noch auch Beſitz des angeſchoſſenen Wildes 
giebt, ſondern blos eine entfernte Hoffnung, es einzufangen. 
Leyſer, (sp. 439 de occupatione $. 1.) Andere wollen 
jedoch das ius praeventionis nur in dem Falle geſtatten, 
wenn die ordentliche Zeit der Nachfolge abgelaufen, oder, 
wenn keine beſtimmt iſt, nicht alles dasjenige beobachtet 
worden, was bei der Rachfolge zu beobachten iſt. Pietſch, 
(a. a. O. F. 119.) 

Den landſaͤſſigen Jagdberechtigten wird bisweilen ge— 
ſtattet, in den landesherrlichen Jagddiſtricten die Wildfolge 
auszuüben; z. B. in braunſchweig⸗luͤneburgiſchen Laͤn⸗ 
dern: Bülow und Hagemann, (Eroͤrtr. B. 1. n. 11.) 
in andern aber nicht. Ob ſolche in Sachſen ſtatt habe, iſt 
beſtritten. Seckendorf, (im Fuͤrſtenſtaat Th. 3. Kap. 3. 
S. 5. f. 6.) Berger, (oec. iur. tit. 2. Iib. 8. T. 1. p. 240.) 
Das Gegentheil nimmt an: Mylius, (Prog. an in sax. 
elect. venandi iure gaudenti ius feram in proprio fundo 
ab eo vulneratam vel canibus agitatam in alienum per- 
sequendi ibique capiendi et quidem inter privatos com- 
petat? Lips. 1776.), dann Haubold, (fächf, Privas- 
recht $. 135.) | 

Mit dem Hauptgrundſatz, daß die Jagd oder Wildfol— 
ge überhaupt dem Jagdherrn zuſtehe, ſtimmen überein: Se: 
ckendorf, (Fuͤrſtenſtaat P. 3. c. 3. S. 4. F. 6.) Pu: 
fendorf, (T. III. obs. 192.) v. Selchow, (techtl. 
Bedenken B. 2. u. 140.) v. Kreitmaier, (Anmerk. 
3. Cod. Max. Th. 2. Kap. 3. H. 3. n. 25.) Nieper, 
(de sequela venatoria, vulgo Jagdfolge. Gott. 1789.) 

23 * 
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Höpfner, (Commentar uͤber die Inſtitutionen §. 301.) 
Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht $- 206. S. 370.) 
Ebend. und Bülow, (pract. Erörtr. B. 1. n. XI. B. 7. 
n. 81.) Andere ſind der Meinung, daß dieſes Recht 
darum nicht ſtatt findet, weil der Jagende erſt alsdann ein 
erworbenes Recht auf das Wild habe, wenn er es in ſeine 
Gewalt gebracht hat, und jeder Eigenthuͤmer befugt ſey, 
den, welcher der Jagd wegen feinen Grund und Boden be⸗ 
tritt, zuruͤckzuweiſen; es koͤnne ſonach dem Jagdberechtigten 
blos dann zuſtehen, wenn er ſolches durch ein Privilegium 
erhalten, oder die Landesgeſetze ſolches ausdruͤcklich ihm zu⸗ 
ſichern, als: Ickſtatt, (a. a. O. P. 2. C. 5. §. 3.) dey⸗ 


ſer, (ius georg. L. 3. c. 12. n. 53.) Danz, (Handbuch 


d. deutſch. P. R. B. 2. S. 55.) welcher Meinung auch 
der Reichshofrath geweſen. Moſer, (Reichshofraths 
Concl. P. V. p. 592.) ap 


$. 433. (M. $. 276. n. 2.) 

Der Grundeigenthuͤmer iſt berechtigt, Erſatz für den durch das 
Wild auf ſeinen Grundſtuͤcken bewirkten Schaden von dem Jagd⸗ 
herrn zu verlangen, welcher durch des Letztern Nachlaͤſſigkeit 

veranlaßt iſt. 

Daß der Jagdherr unter gewiſſen Vorausſetzungen 
verbunden iſt, den Schaden, welchen das Wild den Grund⸗ 
eigenthuͤmern verurſacht, zu erſetzen, ergiebt ſich aus fol⸗ 
gen Gruͤnden. 

1) Ein Jeder, der einem Andern aus groben Verſehen 
einen Schaden unmittelbar oder mittelbar zufuͤgt, oder ein 
auf Schadenerſatz abzielendes Polizeigeſetz vernachlaͤſſigt, 
iſt verbunden, für allen Schaden, welcher durch die Beob⸗ 
achtung des Geſetzes haͤtte vermieden werden koͤnnen, volle 
ſtaͤndig zu erſetzen. 

2) Der Jagdberechtigte iſt ſonach verbunden, dem 
Grundeigenthuͤmer den Schaden, den das Wild veranlaßt, 
zu erſetzen, P) wenn er 


p) Ferdinand II. erkannte die Verbindlichkeit, den Unterthanen den Scha⸗ 
den zu erſetzen, an; und Churfuͤrſt Moritz verordnete in ſeinem Teſta⸗ 
went, daß fein Nachfolger 200 Rtbhl. unter diejenigen vertheilen ſollte, 
welche durch Wildſchaͤden gelitten hätten, 


— 
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a) die Mittel anzuwenden verfäumte, welche eine Be- 
ſchaͤdigung hätten abwenden Fonnen, unter andern durch 
Anlegung von Wildzaͤunen, mit Geſtattung des Wald— 
herrns; und überhaupt, wenn er ſich einer groben Nachläfz 
ſigkeit ſchuldig macht. 5 ö 5 

b) Wenn er das Wild in großer Menge gehegt hat. 
Da der Beweis der uͤbermaͤßigen Hegung des Wildes fuͤr 
den Beſchaͤdigten mit großen Schwierigkeiten verbunden iſt, 
und die Unterthanen alle moͤgliche Beguͤnſtigung verdienen, 
ſo muß allezeit von der wirklich bewieſenen Exiſtenz eines 
beträchtlichen und zu wiederholten Malen verurſachten Scha⸗ 
dens auf eine, dem Jagdherrn des Diſtricts zur Laſt fallende, 
uͤbermaͤßige Hegung des Wildes geſchloſſen und derſelbe 
zum Schadenerſatz verurtheilt werden, wenn er nicht zeigen 
kann, alle moͤgliche Mittel angewandt zu haben, um das 
Wild unſchaͤdlich zu machen. | 

ec) Der Einwand: | 

1) daß das Wild nicht in feinem, ſondern in andern ent⸗ 
fernten Jagddiſtricten feinen gewohnlichen Stand und Aus 
fenthalt habe, kann darum nicht vom Schadenerſatz befreien, 
indem der Jagdberechtigte der Beſchaͤdigung durch Weg⸗ 
ſchießen des Streiſwildes hätte vorbeugen koͤnnen; 

2) daß der Schade unbetraͤchtlich ſey; allein darauf iſt kei⸗ 
ne Ruͤckſicht zu nehmen; genug, es iſt ein Schade, und das 
Jagdrecht kann ohne Beſchaͤdigung gegen Dritte ausgeuͤbt 
werden. f ö 

3) Eben fo hinfällig iſt der Einwand, daß die Feldeigen⸗ 
thuͤmer unterlaſſen haͤtten, die noͤthigen Anſtalten zu ma⸗ 
chen, um das Wild abzuhalten, v. Feuerbach, (Themis 
S. 141.) durch Anlegung von Zaͤunen, Graͤben, Anſtel⸗ 
lung der Wildhirten. 1) Nur in dem Falle wuͤrde dieſer 
Einwand in Betracht kommen, wenn der Jagbdberechtigte 


q) Daß der Jagdberr ſchuldig fen, das Wildwaͤchterlohn zu erſetzen, iſt 
wohl unbedenklich, aber zur Abtreibung des Wildes von den Feldern 
der Eigenthuͤmer ſcheint der Jagdherr nicht verpflichtet zu fein. Die 
wuͤrtembergiſche Verordn. v. 18. Jan. 1817. (Hezel, Repertorium 
VII. S. 170.) ordnet das Inſtitut der Comunalſchuͤtzen, indem eine 
jede Gemeinde zwei unbeſcholtene ehrbare Männer zur Wegpuͤrſchung 
des zu Schaden gehenden Wildes aufſtellen darf. 
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ſich keiner übermäßigen Wildhegung ſchuldig gemacht. 

Denn einen jeden durch das Wild verurſachten Schaden iſt 

der Jagdberechtigte zu erſetzen nicht verbunden, wenn er 

ganz zufaͤllig iſt, wenn er nicht durch eine Thierart veran— 
laßt wurde, die in der Gegend zu hegen unerlaubt iſt. ) 

1) So ſoll nach der Pr. Verord. v. 19. Jan. 1819. gar kein Schwarz⸗ 
wild gehegt werden. Wird es dennoch gehegt, ſo hat die Regierung 
die Befugniß, es nieder ſchießen zu laſſen. 

d) Ob der Schaden durch das Wild aus den Jagdrevie— 

ren des Landesherrn oder aus den der uͤbrigen veranlaßt wur— 
de, iſt ganz gleich, denn auf die Eigenſchaft des Jagdherrn 
kommt es nicht an; jener iſt hier wie Privatperſon zu be— 
trachten, und gleich dieſer zur Entſchaͤdigung verbunden. 
Hiermit ſtimmen überein: Seb. Medicus, (Tract. 

de venat. et pisc. Coeln 1517. p. 41. wo er ſagt: Prin- 
ceps prolubens venationem, tenetur ad damna, quae ani- 
malia ob prohibitionem inferunt in agris alienis.) Hil⸗ 
debrand, (Diss. de conservatione fer, nocivar. Alt. 

1709. $. 10. 11. 56.) Moſer, (Symagma diss. sel. 

iur. pub. p. 532.) Rohr, (Haushaltungsrecht B. 7. 

Kap. 7.) Riccius, (Jagdrecht Kap. 9. $. 10.) Beck, 

(de iurisd. forest. c. 13. h. 13. p. 245.) v. Kreitmaier, 

(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 2. S. 968.) Runde, (deutſch. 

PR. 5. 160.) Seuffert, (de damno per ferarum in- 

cursus — dato — resarciendo. Wire. 1778.) Abh. über 

die hoͤchſt ſchlimmen Folgen des uͤbertriebenen Jagdweſens 
in Deutſchland und die hieruͤber angenommenen Grundſaͤ— 
tze der Reichsgeſetze. Ulm 1795. v. Buͤlow und Ha— 
gemann, (Eroͤrterungen B. 3. n. 6.) Hagemann, 

(Landwirthſchaftsrecht S. 374.) Ramdohr, (jurift. Er⸗ 

fahrungen 2. S. 479.) Schmidlin, (Handb. der vers 

eint. Forſtgeſetzgeb. Th. 1. S. 264.) Moſer, (Forſtar⸗ 

chiv B. 8. S. 1.) Pfeiffer, (pract. Ausfuͤhrungen B. 3. 

n. 5.) Waldeck, (Controverſen-Entſcheidungen des gem. 

Appellationsgericht zu Wolfenbuͤttel. Braunſchweig 1827. 

B. 1. St. 4.) Bielitz, (pract. Comm. uͤber das pr. LR. 

B. 2. S. 184.) Eichhorn, (Einl. §. 285.) Mitter⸗ 

magier, (a. a. O.) ſ. g. naſſauiſche Verordn. v. 21ſten Mai 
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1801. v. 10ten Jan. 1815., weimariſche v. 19ten Jan. 
1819., wuͤrtembergiſche v. 13ten Juni 18 17., bay. Vers 
ordn. v. Iten Aug. 1806 über den Wilddiebſtahl $. 1. 
Dagegen nehmen Andere an, daß der Jagdherr ver— 
bunden ſey, dieſen Schaden zu erſetzen, indem unrichtig die 
actio de pastu angewandt werde; ) vorzüglich laſſen fie 
dieſen unbedingten Schadenerſatz eintreten, wenn der Scha— 
den durch wilde Schweine verurſacht iſt, um ſo mehr, da das 
erzwungene Schadenerſatzquantum niemals den Nachtheil 
vollſtaͤndig decke, welches der Landwirthſchaft zugefügt wer— 
de. Muͤnter, (von der Erfahrung in der ausuͤbenden 

Rechtskunde Th. 1. S. 131.) Nach einer pr. Verordn. 

v. 14ten Sept. 1811. ſoll nach $. 57. der vom Jagen und 

Wildfraß herruͤhrende Schaden unbedingt erſetzt werden. 

s) Dieſe findet hier nicht ſtatt, ſondern blos die actio in factum, v. 
Gluͤck, PCom. Th. 10. S. 273, oder wie Kluͤber, in d. Biblioth. z. 
d. R. B. 5. S. 408, fie nennt: actio de damno iniuria dato, 

Einige nehmen an, daß der Jagdherr blos eine un— 
vollkommene Pflicht habe, indem der Schaden blos zufällig 

ſey. Leyſer, (ius georgicum Lib. III. c. 13. p. 497.) 

Noch Andere unterſcheiden zwiſchen dem Jagdbe— 
rechtigten; wenn dieſer der Landesherr iſt, ſo fiele aller 

Schadenerſatz weg. Riceius, (Jagdrecht S. 32. 161.) 

Beck, (de jure fisci p. 243.) Ickſtatt, (v. Jagdrecht 

II. 2. H. 42.) 5 N 


§. 434. 

Der Landesherr iſt nicht berechtigt, Schadenerſatz (eine Wild: 
ſteuer) von den Unterthanen zu fordern, wenn er das Wild weg⸗ 
ſchießen laͤßt. 

Der Jagdberechtigte iſt verbunden, den Schaden zu er⸗ 
ſetzen, welcher aus dem uͤbermaͤßigen Hegen des Wildes 
entſtanden iſt; ſonach kann er auch dieſes wegſchießen, nur 
kann er dazu nicht angehalten werden. Thut er es aber, 
ſo iſt die Frage wichtig: ob er berechtigt ſey, wegen ver⸗ 
minderter Kammereinkuͤnfte einen Erſatz von den Untertha⸗ 
nen zu fordern? Da es zum wahren Vortheil der Unter⸗ 
thanen gereicht, daß ihre Felder nicht durch das Wild 
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mehr verwuͤſtet werden, und fie auch keine koſtſpieligen An: 
ſtalten zu treffen brauchen, das Wild abzuhalten, fo ſcheint 
es der Billigkeit gemaͤß zu ſeyn, daß ſie die Wildſteuer be⸗ 
zahlen. So billig es ſcheint, ſo iſt doch dieſe Anſicht irrig. 
Die Einkuͤnfte gruͤnden ſich hier nämlich auf ein Kapital, 
das in Thieren beſteht; bemerkt nun der Landesherr, daß die⸗ 
ſes lebendige Kapital ohne den Ruin oder wenigſtens ohne 
Schaden der Unterthanen nicht benutzt werden kann, ſo iſt 
er verbunden, hier eine Abaͤnderung zu treffen; ſchießt er 
nun das Wild nieder, ſo verwandelt er das lebendige Ka⸗ 
pital durch den Verkauf des Wildes in ein todtes, in klin⸗ 
gende Muͤnze. Dieſes kann nicht unter die jährlichen Ein: 
kuͤnfte gebracht werden, es iſt ein Surrogat des lebenden 
Kapitals, gehört ſonach den Staate, deſſen Pflicht es iſt, 
dieſes Geld fo vortheilhaft als möglich unterzubringen, fo 
daß deſſen Nutzungen wieder ein Surrogat des jährlichen 
Wiederertrags werden. Dadurch wird der Etat gedeckt 
und ſo iſt es klar, daß die gaͤnzliche Ausrottung des Wil⸗ 
des keine Verminderung in den Staatseinkuͤnften verur⸗ 
ſachen kann, ſondern daß blos ein lebendiges Kapital in ein 
anderes verwandelt wird. Hierzu kommt noch der Gewinn, 
welcher dadurch für die ungeſtoͤrte Landescultur entfieht- 
Hieraus ergiebt ſich, daß der Staat nicht berechtigt 
iſt, irgend eine Entſchaͤdigung von den Unterthanen in die⸗ 
ſer Hinſicht zu fordern. Uebereinſtimmend Weber, (Ue⸗ 
ber die Einführung d. Wildfteuer, Muͤrnb. 1794.) Staats⸗ 
wirthſchaftl. u. juriſt. Literatur v. Juni 1794. St. 291 — 
817. Haͤberlin, (Handbuch des deutſch. Staatsrechts 
Th. 8 S. 182.) 


$. 435. (M. 6. 277.) 5 
Einen Wildzaun anzulegen, ſteht dem Jagdherrn nicht zu. 


Die Paroͤmie ſagt zwar: wer mag jagen der darf 
auch hagen; unter Hag iſt ein um einen Wald aufgerich⸗ 
teter und gewoͤhnlich mit Graben verſehener Zaun zu ver⸗ 
ſtehen. 

Wenn man dem Jagdherrn die Befugniß geſtatten wolle 
te, den Zaun anzulegen, und das Holz aus der Waldung zu 
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nehmen, ſo wuͤrde dieß ein Eingriff in ein wohlerworbenes 
Recht des Waldherrn ſeyn; denn es iſt, um die Jagd aus⸗ 
zuuͤben, die Umzaͤunung unndthig. 

Hiermit ſtimmen überein: Gail, (Lib. II. obs. n. 68.) 
Riccius, (Jagdrecht S. 271.) Eiſenhart, (Grund⸗ 
ſaͤtze d. d. R. in Spruͤchwoͤrtern S. 204.) v. Berg, 
(juriſt. Beobachtungen und Rechtsf. B. 1. S. 239.) 

Andere dagegen ſind der Meinung, daß dieſes Recht 
dem Jagdherrn zuſtehe. Struv, (Synt. iur. feud. T. 1. 
c. 6. $. 2. n. 6.) Meurer, (Forſtrecht P. 1. tit. ob der 
zu jagen auch zu hegen habe.) Auch wollen noch Einige 
dieſes Recht blos dem Landesherrn geſtatten. Bilderbeck, 
(Qu. 17. n. 1. p. 105.) 


$. 436. (M. $. 278. u. III.) 
Der Jagoberechtigte braucht dem Landesherrn keine Vor s noch 
Mitjagd zu geſtatten, wenn dieß nicht ausdruͤcklich beſtimmt iſt. 
Es find zwar Mehrere, als: Koͤppen, (Dec. 15. 
n. 9.) Meurer, (Jagd⸗ und Forſtrecht Th. 7. S. 118.) 
Beſold, (Thes. pract. voc. Jagen.) Wehner, (Ob- 
serv. pract. voc. Forſtrecht.) Meichsner, (Decis. 


cam. 33. n. 17.) v. Fritſch, (Corp. iur. for. P. 2. 


cons. 29. n. 3.) der Meinung, daß dieſes Recht dem Re⸗ 
genten zuſtehe, weil 1) die Vermuthung ſey, nach welcher 
die Regalien uͤberhaupt, folglich auch das Jagdrecht allezeit 
mehr eumulativ als privativ verliehen ſey; 2) weil die Rega⸗ 
lien ſtreng auszulegen find; 3) findet hier analogiſch Dass 
jenige Anwendung, was bei Servituten gilt; der Eigen⸗ 
thuͤmer kann die Sache nebſt dem Servitutberechtigten be⸗ 
nutzen, und eben ſo wie dieſer die Gerechtſame ausuͤben; 
4) ſind die Landesherrn vom Kaiſer mit aller fuͤrſtlichen 
Obrigkeit, Wildbahn und Jagdgerechtigkeiten durch das 
ganze Land, ſonach auch uͤber die Guͤter der Adeligen belie⸗ 
hen worden. Allein alle dieſe Gruͤnde find bei näherer 
Pruͤfung unſtatthaft. Denn 

1) die Vermuthung, daß ein Regal nicht privatio, 
ſondern blos cumulativ verliehen ſey, iſt ganz unrichtig. Der 
Regent mußte, wenn er dieſes Recht ausuͤben wollte, ſich 
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folches ausdrücklich vorbehalten haben: auch folgte eine ſtill⸗ 
ſchweigende Begebung daraus, wenn er das Jagdrecht Fer 
mandem zu Lehn oder Emphyteuſe giebt, oder titulo one- 
roso ihm verleiht. Struv, (de feudis C. 6. F. 18. n. 5.) 
Ulrich, (de feudo venationis |. 8.) Böhmer, (ius pub. 
univ. L. 2. c. 10. F. 10.) zaͤhlt hierher noch den Fall, wo 
die Jagdgerechtigkeit den Adeligen zuſteht, weil in dieſem 
Falle nicht eigentlich eine Uebertragung, ſondern Reſtitu— 
tion erfolgt ſey; aliter dicendum (ſchreibt er) si princeps 
ius venandi nobilibus concedit in feudis propriis, quia 
hic libertatem iis ademtam restituit. i 
2) Daraus, daß von einer Gattung des Regals auf 
eine andere noch kein Schluß zu machen, daß bei unbe: 
ſtimmter Verleihung eines Regals, das mehrere Gattungen 
unter ſich begreift, nur das geringere verliehen ſey, folgt 
nicht, daß derjenige, der einem ein Recht verleiht, ihm 
daſſelbe nicht ausschließlich, ſondern den bloßen Mitge— 
brauch deſſelben verliehen habe. Dieſe Behauptung hat 
nicht nur die Natur der Sache, ſondern auch die Analogie 
der uͤbrigen verliehenen Regalien gegen ſich, und es laͤßt 
ſich nicht einſehen, warum man das, was noch Niemand bei 
groͤßern Regalien, z. B. bei der Gerichtsbarkeit zu behaup: 
ten wagte, bei einem geringern Regal, wie die Jagd, (wenn 
man ſie als Regal anſehen will) zu behaupten erlaubt. 
3) Die Analogie von Dienſtbarkeiten iſt hier ganz un⸗ 
anwendbar, indem die Mitbefugniß dem Dienſtpflichtigen 
nur unbeſchadet des Dienſtherrn zuſteht, die Vor- und 
Mitjagd zum offenbaren Schaden des Jagdberechtigten ges 
reicht, die als Servitut beſtellte Nutznießung den Antheil 
des Eigenthums ausſchließt, und uͤberdieß bei den Guͤ⸗ 
tern, wo die Jagd als eine Pertinenz des Gutes verliehen, 
das verliehene Jagdrecht als keine Dienſtbarkeit zu betrach⸗ 
ten iſt. i 
4) Aus der kaiſerlichen Verleihung folgt endlich blos 
ſo viel, daß dem Landesherrn die Jagd nur in oͤffentlichen 
Waldungen, fo wie in den Bannforſten, die dem Kaiſer an: 
faͤnglich zuſtaͤndig waren, und endlich in die Hände der Lans 
desherrn kamen, verliehen worden ſey, nicht aber, daß die 
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Vor- und Mitjagd denſelben in Waldungen, welche zu 
dem privativen Eigenthum gehoͤrten, und deren Eigenthuͤ— 
mer bereits das Jagdrecht hergebracht hatten, vielweniger 
in Ruͤckſicht der von ihnen ausſchließlich als Lehn verliches 
nen Jagden zuſtehe. 

Hiermit ſtimmen überein: v. Selchow, (elem. i. 
germ. $. 165. (286.)) Cramer, (de jure prae et con- 
venandi superioritati territoriali non annexo sed a domi- 
nio territoriali reservando, si ipsi competat. in opusc. 
N. II. p. 68.) Pietſch, (a. a. O. §. 95.) Runde, (d. 
PR. F. 155.) Schnaubert, (Erlaͤut. des Lehnrechts 
§. 73.) Stengel, (Beiträge B. 1. S. 236.) We⸗ 
ber, (Handbuch d. LR. Th. 2. S. 293.) Hagemann, 
(Landwirthſchaftsrecht S. 364.) Schilling, (Jagd⸗ 
recht S. 144.) ſ. a. Pr. LR. Th. 1. tit. 9. $. 159. 164. 
u. Th. 2. ut. 14. $. 32. ö 


$. 437. (M. F. 278.) 


Der zur Koppeljagd Berechtigte kann die Jagd zwar einſeitig 
aber nur auf weidmaͤnniſche Art auszuuͤben. 


Wenn gleich von Mehreren, als von Leyſer, (Ne- 
dit. Sp. 155. n. 67.) Mohr, (de jure venandi P. 2. C. 
6. n. 17.) Speidel, (voce Jagd) angenommen wird, 
daß die Koppeljagd nicht einſeitig ohne Wiſſen und Willen 
der andern Intereſſenten ausgeuͤbt werden kann, ſo iſt dieſe 
Meinung darum ungegruͤndet, weil keine gemeinſchaftliche 
Ausuͤbung des Rechts, ohne ein gemeinſchaftliches Recht 
vorhanden iſt. Nun wird freilich vorausgeſetzt, daß die⸗ 
ſes auf weidmaͤnniſche und auf ordentliche Art geſchieht, 
nicht zum offenbaren Ruin der Jagd und zum Nachtheil 
der Mitintereſſenten, mithin nicht einſeitig an mehrere Per⸗ 
ſonen zugleich verpachtet oder von mehreren Schuͤtzen eines 
Jagdintereſſenten begangen werden darf, daß kein Berech⸗ 
tigter wider Willen der uͤbrigen Theilnehmer, auf dem 
Koppelrevier eine Klapperjagd anzuſtellen befugt iſt, wenn 
nicht ein anderes durch einen beſondern Vertrag eingefuͤhrt 
ſeyn ſollte. Dieſe richtige Meinung vertheidigen: Eng au, 
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(ius german. L. 2. F. 203.) Rohr, (Haushaltungsrecht 
L. 7. c. 9. f. 6.) Fritſch, (Tract. dei. for. M. 4. 5. 6.) 
Schneider, (de jure praeventionis circa venationes 
$.17.) v. Kreitmaier, (Anmerk. z. C. Max. B. 2. 
S. 312.) Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht S. 366.) 
Eben d. u. Buͤlow, (praetifhe Eroͤrt. B. 1. u 10.) 
Kind, (Quaestiones for. T. 1. p. 384.) 


$. 438. (M. $. 279.) 
Zwiſchen Waſſerregal und Waſſerhoheitsrecht iſt ein weſentlicher 
Unterſchied. f N 

Das Waſſerhoheitsrecht beſteht in dem Ober⸗ 
aufſichtsrecht uͤber alle Flußnutzungen, in dem Recht, 
Waſſerordnungen zu geben, das zu fordern, daß ein jeder, 
der größere auf den Waſſergebrauch ſich beziehende Anſtal⸗ 
ten errichten will, die Genehmigung der hoͤchſten Gewalt 
hierzu erholt habe. Sie bezieht ſich gewoͤhnlich auf öffent: 
liche Fluͤſſe; (Pr. L R. Th. II. tit. 15. F. 38.) jedoch 
kommen in einzelnen Laͤndern auch Ausdehnungen auf Pri⸗ 
varflüffe vor. (z. B. nach der maͤrkiſchen Waſſerordnung 
v. 1525) Das Waſſerregal aber beſteht in dem aus⸗ 
ſchließlichen Nutzungsrecht der Fluͤſſe von Seiten des 
Staats, ſo daß die Unterthanen ohne beſondere Verleihung 
und Genehmigung des Regenten hiervon keinen Gebrauch 

machen koͤnnen. Dieſe laͤßt ſich nicht dadurch erweiſen: 
1) weil dem Staat die Gerichtsbarkeit über die Fluͤſſe 
f 9 ‚ indem der Grund und Gegenſtand ganz verſchie⸗ 
en iſt; 8 
2) weil dem Staate das Schutzrecht uͤber öffentliche 
Stroͤme zuſteht; es wurde naͤmlich angenommen, daß das 
Waſſer des Reiches Straße ſey; (Sachſenſpiegel 2. 66.) ſo 
wie nun der Reiſende auf der Landſtraße Schutz bedarf und 
dafuͤr das Geleite zahlt, ſo finde dieß auch bei ſchiffbaren 
Fluͤſſen ſtat: Eben deßhalb, weil die Fluͤſſe manche Eins 
Fünfte dem Regenten brachten, kommen in den Weisthuͤ⸗ 
mern ſchon Beſtimmungen uͤber die Rechte der Fluͤſſe vor, 
ſo wie Verfuͤgungen der Landesherrn uͤber die Einkuͤnfte 
der Fluͤſſe. (Spangenberg, Beitr. z. d. Recht S. 209.) 
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3) weil der Kaiſer die Benutzung kleinerer Stäffe fs 
ters verſchenkt hat, folgt noch nicht die Regalitaͤt, denn 
oͤſters erfolgten Schenkungen von wuͤſten Platzen, Sims 

pfen u. ſ. w. welche nicht unter die kaiserlichen Hoheitsrechte 
zu zaͤhlen ſind. 

4) Die Beſtimmung in II. F. 56. wo es heißt: viae 
publicae, flumina navigalia, ex quibus fiunt navigabi- 
lia, — piscationum reditus — totum ad eum pertineatz 
iſt in Deutſchland unanwendbar, indem Ni Verordnung 
keine Geſetzkraft erhalten hat. (ſ. $. 418.) 

5) weil in dem roͤmiſchen Recht öffentliche Fluͤſſe von 
andern unterſchieden werden. (Ulpian ſagt in L. 1. f. 1. 
D. de fluminibus: fluminum quaedam publica sunt, quae- 
dam non: publicum flumen esse Cassius definit, quod 
perenne sit. Haec sententia Cassii, quam et Celsus pro- 
bat, videtur esse probabilis.) Weil die res publicae aber 
zu den Rechten des Regenten gehoͤren, ſo haͤtte auch der 
Staat einzig und allein datauf Anſpruͤche. Allein auch die⸗ 
ſer Grund iſt ganz hinfaͤllig, indem das roͤmiſche Recht in 
den Lehren des oͤffentlichen Rechts unanwendbar iſt; auch 
laͤßt ſich aus der Reception dieſes Rechts nicht herleiten, 

daß es beſtehende Eigenthumsrechte verändert habe. 

Dieſe ſcheinbaren Gruͤnde waren hinreichend, um die 
altern Juriſten, die fo gern dem Landesherrn huldigten, 
dahin zu bringen, die Regalitaͤt zu behaupten. (ſ. Eich⸗ 
horn, RG. Th. IV. S. 412. §. 548.) Wie ungegruͤn⸗ 
det aber dieſe Meinung iſt, ergiebt ſich ſchon aus der Wis 
derlegung dieſer Gerlinde, hierzu kommt aber noch 

1) daß in den altern deutſchen Urkunden Gewaͤſſer mit 
zu den Pertinenzen der Grundſtuͤcke gezähle wurden; hier⸗ 
auf gehen die in den Urkunden vorkommenden Ausdruͤcke: 

aquae aquarumque decursus (Tub. an. 770. bei Mei⸗ 
chelbee, Hist. frising. T. 1. p. 69. Biener, de na- 
tura et indole dominii in territoriis germ. Halae 1780. 
§. 22, 114. not. h.) 

20 Daß die Rechtsbuͤcher des Mittelalters (Sachſen⸗ 
fpiegel B. 2. Art. 28. Schwabenſp. Art. 207.) die Gemäß 
fer, welche ſtromweiſe fließen, fo wie die Schiffahrt und 
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die Fiſcherei als ein Recht der natürlichen Freiheit betrach— 
ten, jedoch ſo, daß hergebrachte Nutzungsrechte an be— 
ſtimmten Orten dadurch nicht beeintraͤchtigt werden duͤrfen. 
Auf dieſe hatte der Anſtoßende, welcher das echte Eigen— 
thum beſaß, Anſpruͤche. 

3) So wie die Waldnutzung durch Einforſtung ein⸗ 
geſchraͤnkt wurde, ſcheint auch bei Strömen ein ausſchließ— 
liches Nutzungsrecht durch koͤnigl. Verleihung und von Be— 
liehenen erhaltene Privilegien anderer Perſonen entſtan⸗ 
den zu ſeyn. fe Schannat, (hist. episc. Wormac im Ur⸗ 
kundenbuch n. 68.) Die Benutzung derjenigen Gewaͤſſer, 
welche nicht zu den Stroͤmen gehörten, ftand dem zu, der 
das echte Eigenthum beſaß, wie wohl auch gewiſſe Ber _ 


ſchraͤnkungen, ſo wie bei der Jagd, ſo auch hier bei den 


Fiſcherei vorkommen. Aus dieſem Allen ergiebt ſich, daß 
ein allgemeines Regal der Nutzung an Gewaͤſſern nicht vor= 
handen war, wie wohl freilich die Landesherrn, vermoͤge 
der Lehnbriefe an Strömen, und vermöge ihres ausgedehn— 
ten Grundeigenthums an andern Gewaͤſſern viele ausſchlie— 
ßende Nutzungsrechte hergebracht hatten, dieſe an den letztern 
der Grundherrſchaft immer zuſtanden, wenn ſie nicht von 
ihr verliehen waren, und die Vogtei bei der Gerichtsherr⸗ 
ſchaft haͤufig ein Aulaß geworden war, gleiche Gerechtſame 
an ſich zu bringen. 

Soll die Flußnutzung mehr befchränft, oder ſollen Ab⸗ 
gaben deßhalb erhoben werden, fo muß Fiscus das Da⸗ 
ſeyn eines ſolchen Rechts ſpeciel darthun. 

Hiermit ſtimmen überein: Eichhorn, (Einl. H. 268.) 
Mittermaier, (a. a. O.) 

Die meiſten Rechtsgelehrten nehmen aber das Gegen— 
theil an, und vertheidigen das Waſſerregal: Noe Meu— 
rer, (Waſſerrecht Fr. 1750.) Fritſch, (ius fluvia- 
ticum varior. auct. in unum Vol. collat. Jen. 1772.) 
Winckler, (de iure circa flumina. Kil 1758.) Sans 
erin, (Abh. v. Waſſerrechte, ſowohl dem natürl. als po— 
ſitiven deutſchen. Halle 1789 — 1800. 4 B.) Kluͤber, 
(öffentl. Recht des deutſch. Bundes $. 456.) nimmt Wa 

ſerregal und Waſſerhoheit fuͤr ſynonym.) 
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$. 439. (M. $ 280. n. 1.) 
Ein oͤffentlicher Fluß iſt der, welcher ſchiff- und floßbar iſt. | 
Wenn Hering, (Pract. de molendinis O. 15. n. 1.) 


ſagt: Tot involucris, totque maeandris, juris interpre- 
tes hanc materiam obnubilatam lectoribus reliquerunt, ut 
vix adpareat, cui parti sit adhaerendum, fo hat er in 
der That fehr recht: denn wie verſchieden find die Meinun— 
gen der Rechtsgelehrten, uͤber die Frage: was iſt ein oͤffent— 
licher Fluß? Geſtuͤtzt auf das römifche Recht L. 1. $. 1. 
D. de fluminibus (f. 9. 438.) nehmen Mehrere an, daß es 
ein ſolcher ſey, der ein ſtetes oder ununterbrochenes Waſſer 
hat, derjenige aber, welcher im Sommer austrocknet und 
nur im Winter fließe, ein Privatfluß ſey, unter Andern: 
Bartolus, (de fluminibus Lib. 1. verb. flum. N. 1. u. 2.) 
Dieſe Meinung iſt darum zu verwerfen, weil es ſonſt in 
flachen Gegenden gar keine oͤffentlichen Fluͤſſe mehr geben 
wuͤrde; es wuͤrde ſich ſolche auf temporelle Waldſtroͤme und 
elende Pfuͤtzen beſchraͤnken, welchem doch die tägliche Er— 
fahrung widerſpricht. Andere ſuchen den Unterſchied in 
der mehrern oder mindern Groͤße des fließenden Waſſers, 
und halten nur diejenigen fuͤr oͤffentliche, welche eine anſehn— 
liche Größe haben, ſchiffbar find, oder doch ſchiffbar ge— 
macht werden koͤnnen. Knichen, (Comment. de saxon. 
prov. jure C. 5. n. 154.) Auch dieſe Meinung iſt nicht 
anzunehmen, denn es kann ein Fluß ein oͤffentlicher ſeyn, 
der ein ſeichtes und unbetraͤchtliches Waſſer hat, und deß— 
halb zur Schifffahrt nicht zu gebrauchen iſt, z. B. Rhume— 
fluß bei Nordheim. Noch An dere nehmen Ruͤckſicht auf 
den Grund und Boden, und nennen den einen offentlichen, 
welcher aus einem oͤffentlichen Grund und Boden entſpringt, 
und durch denſelben fließt. Weſenbach, (Parat. Dig. de 
flum. N. 3.) Allein entſpringen denn nicht bisweilen oͤffent⸗ 
liche Fluͤſſe auf Privatgruͤnden, und fließen zum Theil über 
Privatguͤter. Einige nehmen blos auf den Gebrauch des 
Waſſers Ruͤckſicht. Biener, (de natura et indole do- 
minii p. 114.) ift der Meinung, daß der Fluß, deſſen Lauf 
durch die Natur und nicht durch menſchliche Veranſtaltung 
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beſtimmt ift, und ſich in das Meer ergießt, ein öffentlicher 
zu nennen ſey. Dieſe Meinung iſt wohl ganz verwerflich; 
indem mehrere Fluͤſſe, die öffentlich find, ſich nicht in das 
Meer ergießen. f 

Wenn man dieſe verſchiedenen Meinungen nur mit 
einiger Aufmerkſamkeit durchgeht, ſo uͤberzeugt man ſich 
leicht, daß der Grund der auffallenden Verſchiedenheit die⸗ 
ſer Behauptungen darin liegt, daß ſie theils, ohne auf die 
Natur der Sache ſelbſt die gehoͤrige Ruͤckſicht zu nehmen, 
ſich an die Worte der fremden Geſetze hielten, die den Ge⸗ 
genſtand nicht ganz deutlich entſcheiden, theils weil ſie den 
Umſtand nicht gehoͤrig in Betracht ziehen, daß der Geſichts⸗ 
punet, woraus das Eigenthum und der Gebrauch des Waſ⸗ 
fers nach dem aͤltern roͤmiſchen Recht, beſonders in dem de—⸗ 
mocratiſchen Zuſtande des roͤmiſchen Reichs betrachtet wird, 
in der Folge eine große Veraͤnderung erlitten hat. 

Daß ein jeder ſchiff⸗- oder floßbare Fluß ein oͤffentli⸗ 
cher ſey, iſt nach den roͤmiſchen und deutſchen Geſetzen unbe⸗ 
denklich. Wenn aber die Frage entſteht: ob ein unbetraͤcht⸗ 
licher nicht ſchiffbarer Fluß als ein loͤffentlicher anzuſehen 
ſey, iſt Ruͤckſicht zu nehmen: 1) auf die ſtete over nur 
temporelle Dauer des fließenden Waſſers, 2) auf den 
Ort des Urſprunges, 3) auf den Gebrauch des Waſſers, 
und auch 4) auf das Zeugniß der Nachbarn. Treffen 
die meiſten dieſer angegebenen Eigenſchaften zuſammen, ſo 
iſt der Fluß als ein öffentlicher anzuſehen. Fehlen aber 
dieſe Eigenſchaften, ſo iſt der Fluß ein Privatfluß. Bei 
denſelben ſind aber zu unterſcheiden: | 

1) Privatfluͤſſe in der engern Bedeutung und 

2) gemeinſchaftliche Fluͤſſe. Zu den erſtern gehoren 
diejenigen, welche ſich in dem unbeſchraͤnkten Eigenthum 
eines Privatmannes befinden; dann die, welche auf dem 
Grund und Boden einer Privatperſon entſpringen, und deſ⸗ 
fen Beſitzungen durchſtroͤmen. Dieß kann bei einem Bach 
der Fall ſeyn, der aus einem Teich kommt, und ſich in das 
Meer oder einen offentlichen Fluß ergießt, ohne in ſeinem 
Laufe ein anderes Grundſtuͤck als das des Privatmannes zu 
beruͤhren. N . 

f Zu 
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Zu den gemeinfchaftlichen Fluͤſſen find zu zählen alle 
übrigen fließenden Waſſer, die weder durch Vertrag noch 
Verjaͤhrung in das alleinige Eigenthum eines Privatmanns 
gekommen ſind, die auf gemeinſchaftlichem Grund und Bo— 
den entſpringen, oder doch bald nach ihrem Urſprunge durch 
die Grundſtuͤcke mehrerer Privatperſonen laufen, dennoch 
aber wegen der übrigen fehlenden Qualitaͤten nicht zu den 
öffentlichen Fluͤſſen zu zählen find. An dieſer Gattung der 
Privatfluͤſſe kann ſich keine einzelne Privatperſon ein aus: 
ſchließendes Eigenthum zueignen, vielmehr tritt in Ruͤck— 
ſicht derſelben ein Miteigenthum und ein Mitbenutzungs— 
recht ein. Mit dieſer richtigen Meinung ſtimmen uͤberein: 
Eſtor, (bürgerl, Rechtsgel. d. D. Kap. 60. $. 2384.) 
v. Kreitmaier, (Anmerk. z. Cod. Max. Th. 2. Kap. 1. 
§. 5. n. 4. Hommel, (Rhaps. Quaest. in foro obven. 
Vol. 1. Obs. 231. n. 4.) Struben, Crechtl. Bedenken 
B. 2. n. 88.) Hagemann, (Eroͤrtr. B. 1. n. 3.) Eich- 
horn, (Einl. §. 268.) Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. 

Cod. Nap. art. 538. Pr. LR. Th. 2. tit. XV. b. 385 


$. 440. (M. 6. 280. n. 2.) 


Die Benutzung eines Baches oder Privatfluſſes kann von dem 
obern Adjacenten nur fo geſchehen, daß dem untern Ufereigen— 
thuͤmer nicht aller Gebrauch entzogen wird, wenn gleich keine 

servitus fluminis oder aquae ductus beſtellt iſt. f 


Denn: 

1) kann an einem oͤffentlichen Fluſſe den Beſitzern der 
höher liegenden Grundſtuͤcke nicht geſtattet werden, das 
Waſſer den Untenliegenden zu entziehen, ſie koͤnnen den Lauf 
des Fluſſes nicht veraͤndern zum Nachtheil der Uebrigen. 
(L. 1. f. 12. 15. f. 22. L. 2. D. de flum. L. 1. F. 3. 4. 5. 
D. ne quid in flum. pub.) Diefer Grundſatz beruht darauf, 
weil der Fluß zum Beſten aller Adjacenten gereicht, wel— 
cher auch bei Privatfluͤſſen und Baͤchen anzuwenden iſt, 
woran den Anliegern zwar ein Eigenthumsrecht, aber doch 
ein ſehr beſchraͤnktes zuſteht. 

2) Der Fluß befindet ſich im Mitgebrauch aller derer, 
ö 3 26 0 
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deren Guͤter er berührt oder durchfließt: das in dem Fluſſe 
oder Bache ſtroͤmende Waſſer iſt in Hinſicht des Gebrauchs 
gemeinſchaftlich und nach den bei einer nicht theilbaren 
Communion ſtattfindenden Rechtsgrundſaͤtzen Niemand be— 
rechtigt, ſelbſt nicht auf ſeinem eigenen Grunde und Boden 
ſolche Anlagen zu machen, wodurch das fließende Waſſer 
abgeleitet, zertheilt, enger gefaßt und fo geleitet wird, daß 
die übrigen Intereſſenten dadurch an ihrem Mitbenutzungs⸗ 
rechte etwas verlieren. | 

3) Die Rechtsregel, qui suo jure utitur, nemini fa- 
cit iniuriam, iſt da unanwendbar, wo von einem beſchraͤnk— 
ten Eigenthum die Rede iſt. Wenn ferner angefuͤhrt wird, 
daß, ſo gut der Luftzug durch Anſtalten gehemmt werden 
kann, eben fo gut auch dem Adjacenten die Befugniß zuſte— 
he, den Fluß fuͤr ſich zu nutzen, ſo iſt ja erſteres auch nicht 
ſo allgemein anzunehmen. Das Gegentheil beſtimmt unter 
andern die L. ult. C. servitut. et aqua. Sancimus itaque, 
nemini licere sic aediſicare vel alio modo versari, ut 
idoneum ventum et sufficientem ad praefatum opus in- 
fringat, et inutilem domino aream et fructuum inutili- 
tatem faciat. 

4) In den roͤmiſchen Geſetzen kommt kein Geſetz vor, 
welches vorliegenden Fall ſpeciell entſcheidet, die Geſetze, 
welche gewoͤhnlich zur Begruͤndung der entgegengeſetzten 
Meinung angefuͤhrt werden, ſind unpaſſend; denn die L. II. 
D. de aqua et aquae pluv. arcend. beſtimmt zwar, daß, 
wenn eine Quelle, welche ſich auf dem Grundſtuͤck des 
Nachbars befindet, auf dem Seinigen aber den Urſprung 

hat, durch Eroͤffnung der Waſſeradern dem Nachbar ent= 
zogen werden darf. Dieſe paßt darum nicht, weil ſie blos 
auf die Abgrabung unterirdiſcher Waſſergaͤnge und Adern. 
geht, nicht auf fließendes Waſſer, und jedem frei ſteht, 
auf ſeinem Grunde und unter ſeinem Grunde etwas zu 
thun, was auch dem Nachbar fchaden kann. Die L. 12. C. 
de serv. et aqua iſt ebenfalls unanwendbar. Wenn hier 
dem Eigenthuͤmer erlaubt wird, das Waſſer auf ſeinem 
Grundſtuͤck zu ſtaunen und dadurch zu verhindern, daß das 
Grundſtuͤck des Nachbars bewaͤſſert werde, ſo iſt hier weder 
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von einem Bach noch Fluß die Rede, dann ſetzt es einen 
ganz freien Eigenthuͤmer voraus. A 
5) Wollte man das Gegentheil annehmen, fo würde 
der Unterliegende der Chikane des Oberliegenden ausgeſetzt 
ſeyn, auch ſelbſt in dem Falle, wenn er durch einen Ver— 
trag des Vorgaͤngers des Oberliegenden geſichert waͤre. 
Wenn der jetzige Beſitzer der obern Beſitzungen dem Unter— 
beſitzer, der eine Muͤhle angelegt, die ſchriftliche Verſiche— 
rung gegeben, das herabfließende Waſſer nicht zu ſtaunen, 
ſo wuͤrde der Nachfolger deſſelben, der nicht ſein Erbe iſt, an 
einen ſolchen Vortrag nicht gebunden ſeyn, wenn er nicht 
im Hypothekenbuche eingetragen wäre, c 
Hiermit ſtimmen uͤberein: Runde, (deutſch. PR. 
§. 111.) Bülow u. Hagemann, (Eroͤrtr. I. n. 3. VI. 
S. 85.) Hagemann, (Landwirthſchaftsrecht $. 143.) 
Mittermaier, (a. a. O.) Andere nehmen das Ge— 
gentheil an: Mevius, (P. 4. dec. 39.) der daſelbſt ſagt: 
Licet superiori domino aquam relinere et in suos usus 
insumere vel etiam alias in fundum suum avertere, eisi 
inde damnum sentiat inferius molendinum, cuius domi- 
no nihil juris est in illam aquam, quam superior prae- 
occupavit. Ex quo propria eius sit et arbitrii sui, quo- 
modo aqua tanquam sua uti velit. Fritſch, (ius fluviat. 
p. 1059.) Leyſer, (ius. Georg. L. 3. c. 14. n. 17.) Can⸗ 
crin, (Waſſerrecht 2. S. 152 — 158.) Stryck, (de 
iure pontium C. 2. n. 32.) v. Kreitmaier, (Anmerk. 
z. Cod. Max. Th. 2. Kap. 1. . 5. n. 4.) Geſterding, 
(Beitraͤge z. Waſſerrecht in dem Archiv der civiſt. Praxis 
Th. 3. n. 5. n. I.) | 


$. 441. (M. $. 280.) 
Wenn ein Stuͤck Land durch die Gewalt des Waſſers an das 


Ufer eines Andern angeſchoben wird, ſo iſt der Eigenthuͤmer des 
Letztern nicht zum Schadenerſatz verbunden. 


Daß die Alluvionen blos bei Fluͤſſen, nicht aber bei 
Seen und Teichen ſtatt haben, indem deren Grenzen durch 
den Waſſerſpiegel beſtimmt find, nehmen Koͤchy, lin ci» 

26 * 
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viliſt. Eroͤrtr. Sammlung 1. Leipz. 1793. S. 73.) und Ha- 
gemann, (Landwirthſchaftsrecht S. 249.) an, das Ge⸗ 


gentheil Geſterding, (a. a. O. S. 68.) Daß nun die 
alluvio fo wie die avulsio eine beſondere Erwerbart des Eis 


genthums iſt, (ſ. Geſterding S. 70.) kann nicht be⸗ 


zweifelt werden. 

Nach dem roͤmiſchen Recht ſteht dem Eigenthuͤmer die 
Vindieation eines folchen abgeriſſenen Stuͤckes nur dann noch 
zu, wenn ſolches nicht mit dem Ufer, an das es angeſetzt iſt, 
durch Zuſammenwurzelung oder Verbindung zu einem Gans 
zen vereinigt iſt. (L. 7. F. 2. D. de acq. rer. dom. welchem 
die F. 21. J. de div. rer. u. L. 5. F. 3. D. de rei vind. nicht 
entgegenſtehen) im entgegen geſetzten Falle aber 1255 mehr. 
Cancrin, (Abh. v. Waſſerrecht Abh. 3. Kap. 2. $. 52.) 
Ob dieſe Beſtimmung uͤberhaupt anwendbar, oder ob nicht ei⸗ 
ne beſondere Beſitzergreifung nothwendig fen, ift ebenfalls be⸗ 
ſtritten von Einert, (Diss. Praeter oceupationem nullum 
existere modum gem acquirendi naturalis. Lpz. 1780. 
L. 5.), welches aber hier nicht in Betracht kommt, ſondern 
blos die Frage: ob der vorige Eigenthuͤmer von dem jetzi— 
gen eine Entſchaͤdigung zu fordern berechtigt, ob er ſolches 
Stuͤck zu Benutzung verlangen konne? Wenn Vinnius, 
(ad $. 21. J. de rer. div. n. 2.) u. m. a. behaupten, daß 
der Adquirent der Billigkeit nach den Werth des abgerif- 
ſenen Erdſtuͤcks zu bezahlen habe, fo nehmen Andere als: 
Koͤchy, (a. a. O. S. 13.) Hagemann, (Landwirth⸗ 
ſchaftsrecht S. 254.) aus Rechtsgruͤnden das Gegentheil 
an: denn der Eigenthuͤmer hat nur ein beſchraͤnktes Vin— 
dicationsrecht, und wenn ſolches nach den Umſtaͤnden nicht 
ausgeuͤbt werden kann, ſo erwirbt derjenige zu Folge der 
Geſetze das Stuͤck, an deſſen Ufer es angeſchwemmt iſt. 


$. 442. (M. $. 280.) 
Wenn der Fluß. fein Flußbett ganz verläßt, fo wird es unter 
die Eigenthuͤmer des Ufers vertheilt. 
Wenn ein Fluß das Flußbett ganz verläßt, fo be— 
ſtimmt die L. 7. F. 5. D. de acq. rer. dom., daß alsdann 
die Anlieger, deren Laͤnder unmittelbar an dem Fluß ſtoßen, 
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darauf Anſpruͤche haben. Es wird zur Hälfte unter die Ei— 
genthuͤmer der beiderſeitigen Ufer vertheilt. Wenn dagegen 
der Fluß nur theilweiſe das Flußbett verlaͤßt, ſo gehoͤrt der 
trocken gewordene Theil dem Eigenthuͤmer desjenigen Ufers, 
von welchem der Strom zuruͤckgetreten iſt. (L. 56. D. de acq. 
rer. dom.) Sollte der ſich neu durchbrochene Strom nach 
einiger Zeit wieder in ſein altes verlaſſenes Flußbett zuruͤck— 
gehen, fo waͤchſt der neue Flußgrund dem naͤchſten Uferbe⸗ 
ſitzer zu, und der vorige Eigenthuͤmer kann nach ſtrengem 
Recht keinen weitern Anſpruch darauf machen, weil es als 
Flußbett ſich nicht mehr im Beſitz des vorigen Eigenthuͤ— 
mers befindet. Als Rebeneigenthuͤmer kann er aber keinen 
Theil deſſelben fordern. Wenn gleich Donellus, (Lib. IV. 
comment. iur, c. 18.) Weding, (iur. civil. Lib. 4.) 
c. 12.) Vinnius, (comment. ad $. 23. J. de R. D.) 
Otto, (comment. ad h. I. p. 179.) Därburg, (de mod. 
ac. per flum. Trai. ad Rh. 1744.) Wieſand, (de in- 
undat. speciem fundi non mutante Vit. 1784.) das Gegen— 
theil annehmen, ſo vertheidigen jene gegruͤndete Meinung: 
Struv, (Synt. jur. civil. ex XLI. ch. XXXII) Walch, 
(Introd. in cont. iur. civil. p. 128.) Günther, (europ. 
Volksrecht Th. 2. 9.15.) Koͤchy, (a. a. O. S. 57.) 
Hagemann, (4. a. O. S. 255.) ſ. a. Pr. Landr. 
Th. 1. tit. 9. §. 225 — 241. u. Th. 2. tit. 15. H. 56. 


$. 443. (M. F. 281.) 7 


Die Nachbarn find nur alsdann, wenn durch die Uſererhoͤhung 
fuͤr ſie ein weſentlicher Schade entſteht, zum Widerſpruch 
\ berechtigt. 


Unbeſtritten ift das Recht der Anwohner eines Fluſſes, 
ſich durch zweckmaͤßige Vorrichtungen gegen die Gewalt des 
Waſſers zu ſchuͤtzen; nur darf dieß nicht zum großen Nach⸗ 
theil der Nachbarn gereichen. a 

Gewoͤhnliche Ufererhoͤhungen, welche den Lauf des 
Waſſers nicht hindern, müſſen fie ſich freilich gefallen laſ⸗ 
ſen, und wenn dadurch die Gefahr auf ihrer Seite groͤßer 
wird, fo koͤnnen fie ſich durch aͤhnliche Waſſer bauten dage⸗ 
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gen ſchoͤtzen. Wird aber das Ufer auf nachtheilige Art 
fuͤr die Nachbarn erhoͤht, ſo ſind ſie zum Wider ſpruch 
berechtigt. Das roͤmiſche Recht enthält hierüber ſchon ger 
nauere Beſtimmungen, (L. 1. $. 12. D. de flum. F. 1. D. 
ne quid in flum. pub. L. 1. §. 22. 25. D. de aq. et aq. 


* 


pluv. arc. Hertius, de servit. nat. const. Sect. 2. . 1.) 


welche offenbar darauf gerichtet find, daß durch willkuͤrliche 
Ufererhoͤhungen ein weſentlicher Nachtheil für die Nach— 
barn entſtehe. Ein weſentlicher Schade muß dadurch ent⸗ 
ſtehen; nicht eine jede Unbequemlichkeit, die fuͤr den Nach⸗ 
bar daraus entſpringt, begruͤndet einen Widerſpruch, zum 
wenigſten iſt dieſes der Natur der Sache und dem Geiſt 
der Geſetze gemaͤß; daher iſt auch die entgegengeſetzte Mei— 
nung, welche Struben (rechtl. Bedenk. Th. 5. B. 115.) 
vertheidigt, ganz zu verwerfen, und die von Hackmann, 
(a. a. O. n. 99.) Meurer, (Waſſerrecht in Fritſch 


jure fl. S. 992. n. 6. S. 1015. n. 3. S. 1115. n. 8) 


Cancrin, (Waſſerrecht $. 62. S. 133. 9. 72.) v. Berg, 
(Polizeirecht B. 3 S. 88.) Hagemann, (Landwirth⸗ 
ſchaft. S. 314.) vertheidigte, anzunehmen. 

ö. 443. (M. F. 282. n. 6.) 
Die Winterdeiche ſind erſt im XII. Jahrhundert aufgekommen, 


Anfaͤnglich wurden zur Schutzwehr gegen das Ein: | 


dringen des Meer- und Flußwaſſers, Wuthen, von Erde 
aufgeworfene Hügel oder Wälle gemacht; allein dieſe gas 
ben keinen hinlaͤnglichen Schutz bei ſtarken Ergießungen. 
Dann kamen die Sommerdeiche auf, die mit wenigen 
Koſten angelegt werden konnten; dieſe waren hinreichend, 
den täglichen Ueberlauf des Waſſers zu wehren, und die 
Laͤndereien und Fruͤchte im Sommer und zur Erndtezeit 
wider die gewoͤhnlichen Fluthen zu ſichern. Nachdem ſich 
aber in den Marſchlaͤndern die Menſchenklaſſe vermehrt, 
die Kultur auf einen hoͤhern Grad von Vollkommenheit ge⸗ 
bracht wurde, und die Ströme! dfters ihren Lauf veraͤn⸗ 
derten, und durch andere Umſtaͤnde veranlaßt die niedern 
Laͤndereien häufiger und heftiger uͤberſtroͤmten, fing man 
an, nach A jener Sommerdeiche, höhere, flärfere und 
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dauerhaftere, mithin an Materialien und Arbeit weit koſt⸗ 
barere ſogenannte Winterdeiche zu errichten, welche im 
Sommer- und Winterſtuͤrmen Widerſtand zu leiſten im 
Stande waren. Dieß iſt von dem Herzogthum Schleswig 
an, bis in Dittmarſchen, Bremen, Oldenburg, Jever, 
Oſtfriesland, Groͤningen, Weſtfriesland bis an Nordhol— 
land und von den Ufern der Moſel bis in Suͤdholland 
durch die von der Eider bis an Seeland über mehr als hun: 
dert Meilen geſchehen. 

Daß dieſe Einrichtung erſt im 12ten Jahrhundert er⸗ 
folgte, iſt nach der Meinung Mehrerer anzunehmen, ob— 
gleich Andere behaupten, daß im Jahr 1020. an der 
Niederweſer ſolche gemacht worden. Allein wie Visbeck, 
(die Niederweſer und Oſterſtade. Hann. 1798.) bemerkt, 
geſchah dieß erſt 1484.; und an der Elbe im Amt Winfen 
und zwar in der Marſchvogtei im XIV. Jahrhundert; wie 
dieß annehmen: Hackman, (de jure agger. Cap. II.) 
Trotz, (iura agrar belg. I. p. 33.) Schleswig holſt. 
Magaz. XII. S. 267. ebe (über die niederlans 
diſchen Colonien Th. 1. S. 10. Th. 2. S. 1055.) Frie⸗ 
ſe, (Oſtfries- u. Harlingerland Th. 1. Abh. 7) v. Ha⸗ 
lem, (Geſchichte v. Oldenburg Th. 1. S. 41.) Hage⸗ 
mann, (Erört. Th. 2. n. 1. §. 12.) v. Ende, (juriſt. 
Abh. Th. 1. n. 4) 


§. 445. (M. 5. 282.) 
Deichſachen find bald als Regierungs- oder Adminiſtrativſachen, 
bald als Juſtizſachen anzuſehen. 

Die Anlegung neuer Deiche, Grund und Stackwerke 
zur Abwendung der gemeinen Noth wegen Verbeſſerungen, 
Reparaturen der Deiche, Anordnungen wegen Waſſerſcha— 
den, Streitigkeiten wegen Unterhalt der Deiche, die Frage: 
ob Jemand die Abgrabung der Erde von ſeinen Gtundſtuͤ— 
cken leiden muͤſſe, die Verpflichtung zur Deichfchaupräfias 
tionen, alle dieſe ſind als Regierungsſachen anzuſehen. 

Dagegen iſt als reine Juſtitzſache nach vollendetem 
Deichwerk zu betrachten, die Vertheilung der Deichlaſt, 
Koſtenbetrag, das Maaß der Verbindlichkeit, der Scha⸗ 


408 


denerſatz wegen Unterlaſſung der Wiederherſtellung eines 
Dammes. Die Meinungen der Rechtsgelehrten ſind jedoch 
ſehr getheilt. Struben, Lrechtl. Bedenken Th. 5. B. 
13.) Hackmann, (de iure aggerum. C. 12. n. 13. C. 
17. n. 2.) Hymmen, (Beitr. B. IV. S. 252. VII. 
245. VIII. 2034.) Hagemann, (Eroͤrt. B. 2. n. 1. 
S. 1) Berg, (Polizeirecht B. 3. S. 91.) hält die 


die Kammer zur Entſcheidung der Frage fuͤr berechtigt 


uͤber die Beitragsverbindlichkeit zur Reparatur von Seiten 
des Landesherrn. N ; 


$. 446. (M. $. 282.) 

Bei der Frage: wer zu den Deichkoſten beizutragen habe, kommt 

es nicht auf den Unterſchied zwiſchen natuͤrlichem und buͤrgerli— 
chem Deichbau an. 


Die Deichforietät oder der Deichband iſt entweder eine 
poſitive, buͤrgerliche, oder eine natuͤrliche Verbindung; 
jene ſetzt ein Geſetz oder einen Vertrag voraus, nach mwels 
chem gewiſſe Diſtriete zum Bau der Deiche oder Strom— 
ufer und Deichſicherungswerke verpflichtet find; dieſe hin— 
gegen finden zwiſchen Deichpflichtigen und ſolchen Grund: 
beſitzern ftatt, deren Laͤndereien bei einem wirklich entftans 
denen oder beſorglichen Durchbruch der Gefahr der Ueber— 
ſchwemmung ausgeſetzt geweſen ſeyn wuͤrden. 

Dieſer Unterſchied iſt in Ruͤckſicht der Concurrenz zu 
den Koſten des Deichbaues wichtig; denn die, welche ſich 
im buͤrgerlichen Deichverband befinden, muͤſſen unbedingt 
zu den von der Deichinſpeetion nothwendig geachteten ges 
meinen Deichanlagen nach feſtgeſetzten Principien concurs 
riren; die, welche ſich in dem natuͤrlichen Deichverbande 
befinden, nur zu ſolchen Werken, nach dem Belange ihrer 
geſchuͤtzten Ländereien, oder nach Morgenzahl, wenn ſol— 
che bei wirklich eintretendem oder zu befuͤrchtendem Durchs 
bruch der Gefahr der Ueberſchwemmung ausgeſetzt geweſen 
ſeyn würden, Es ſteht ihnen daher bei verlangter Concur— 
renz immer noch frei, zu beweiſen, daß die Anlage, zu 
deren Koſten ſie beitragen ſollen, fuͤr ſie keinen Nutzen hat, 
oder daß ihre Laͤndereien bei wirklich entſtandenem Grund⸗ 
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bruche der Gefahr der Ueberſchwemmung nicht ausgeſetzt 
geweſen wären. 

Wenn auch gleich der Sachſenſpiegel B. 2. Art. 56. 
den natuͤrlichen Deichband beſtimmt, ſo iſt er doch offen— 
bar ungerecht, indem die Folge davon iſt, daß zu dem obern 
Grundbruch nur alle untern Ortſchaften, nicht aber umge⸗ 
kehrt alle obern Ortſchaften zu den untern Grundbruͤchen u. 
ſ. w. beizutragen haben; daher iſt der buͤrgerliche Deich— 
band offenbar rechtlich. Hiermit ſtimmt uͤberein: Hage— 
mann, (Erötr. B. 5. Zul. z. B. 2. S. 265.) Mitters 
maier, (a. a. O.) Andere aber verwerfen dieſe, als: 
v. Berg, . 3. S. 104 118.) Pufen 
dorf, (Obs. T. III. ob. 54.) 


Anmerk. Ob die Deichintereſſenten verbunden ſind, zur Unterbaltung 
der Stackwerke, Schleußen und Wehre, weil ſie als adjuncla und 
e aggerum anzuſehen Bob: beizutragen?! iſt beſtritten. 

Ende, (iurfſt. Abh. Th. 1. n. 14 15.) verneint dieſe a 
PER (a. a. O. K. 14. |. 14.) Pufendorf, (T. III. 
obs. 134. f. 3.) Hagemann, (a. a. O. B. 3. S. 15.) bejahen fie, 


§. 447. (M. F. 284.) 
Bei Vertheilung der Deichlaſt iſt nicht blos auf die Groͤße 5 
deichpflichtigen Ländereien, ſondern auch auf die Beſchaffenheit 
und Güte Ruͤckſicht zu nehmen. 


Unter den Deichgenoſſen muß eine verhaͤltnißmaͤßige 
Gleichheit beobachtet werden. Entſteht aber die Frage: 
wie die Vertheilung geſchehen ſoll, ſo ſteht die Entſcheidung 
nicht der Deichpolizei, ſondern dem eompetenten Richter 
zu. (Struben, rechtl. Bedenk. B. 5. B. 13. Me⸗ 
vius, Decis. P. VIII. dec. 230.) 

Der Beitrag erfolgt in natura oder durch Dienſte 
oder an Gelde; in beiden Faͤllen muß auf die Groͤße der 
Ländereien Ruͤckſicht genommen werden, zugleich aber auch 
auf die Guͤte und den Werth, weil ſonſt eine Ungleichheit 
entſtehen wuͤrde. Wird die Deichlaſt durch Naturaldienſte 
geleiſtet, ſo koͤnnen die, welche nur wenig Land haben, 
nicht ſo oft oder ſo ſtark zum Naturaldienſt angehalten wer⸗ 
den, als andere, welche größere Laͤndereien haben. Noͤthi⸗ 
genfalls muß ein Jeder verhaͤltnißmaͤßige Arbeiten verrichs 
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ten, mithin auch die, welche einen bloßen Hausplatz oder 
Garten beſitzen; auch koͤnnen ſich von den Naturaldienſt⸗ 
leiſtungen diejenigen nicht losſagen, welche ſonſt, vermoͤge 
Herkommens oder aus andern rechtlichen Gründen, in Rück 
ſicht der baaren Geldanlagen deichlaſtfrei find, weil derglei— 
chen Arbeiten fuͤr den perſoͤnlichen Schutz und Sicherheit 
geleiſtet werden muͤſſen. 

Gewoͤhnlich aber wird bei der Repartition der Deich— 
laſt auf die Größe der Beſitzungen und nicht auf die Güte 
und Werth derſelben Ruͤckſicht genommen. ſ. Berg, (Po⸗ 
lizeirecht B. 3. S. 114.) Hagemann, (Eroͤrtr. B. 2. 
S. 29.) 


$. 448. (M. F. 287.) 
Das Vorland iſt ein accessorium des Binnenlandes. 


Alles Land, welches zwiſchen dem Strom und den 
Deichen liegt, heißt Vorland; die Laͤndereien aber, 
welche durch die Deiche vor Ueberſchwemmungen geſichert 
ſind, heißen Binnenland. 

Daß nun das Vorland und deſſen Alluvion als ein 
Acceſſorium des Binnenlandes zu betrachten und nicht zu 
dem Deichkoͤrper gehoͤren, ergiebt ſich aus Folgendem. 

1) Iſt das Vorland als eine Fortſetzung des Binnen—⸗ 
landes anzuſehn und es behaͤlt der Natur der Sache nach 
durchgehends die Eigenſchaft und Grenzen, welche das 
Binnenland als Theil deſſelben hat. Diejenigen, welche 
mit ihren Laͤndereien, zu deren Beſchuͤtzung fie den Deich— 
theil halten muͤſſen, weiter Land einwaͤrts und zuruͤckliegen, 
koͤnnen auf das Binnenland keine Anſpruͤche machen, eben 
ſo wenig, als ſie auf das Vorland ſolche haben. 

2) Wuͤrde es eine große Unbilligkeit gegen die Beſitzer 
des Binnenlandes ſeyn, wenn man ſie von dem Erwerb 
dieſes Zuwachſes ausſchließen wollte; denn die Beſitzer der 
weiter zuruͤckgelegenen Laͤndereien ſind weit beſſer daran 
als die, deren Laͤndereien unmittelbar hinter den Deichen 
liegen; auch haben Letztere ihren Grund und Boden zum 
Deich hergegeben, ſie laufen beſtaͤndig Gefahr, bei einem 
Durchbruch ihre Ländereien verwuͤſtet zu ſehen, muͤſſen ſich 


411 


auch gefallen laſſen, daß auf ihren Grundſtuͤcken Kaperdei⸗ 
che (kleine niedrige Deiche) angelegt werden, und wenn 
durch den geſchehenen Durchbruch es unmoͤglich wird, wie— 
der zu deichen, ſo bleibt ein Theil ihres Landes, das vorher 
durch den Deich geſchuͤtzt war, außerhalb des Deiches, mit: 
hin den Fluthen ausgeſetzt. N 

3) Gehoͤrt nach gemeinem Recht das angeſetzte Stuͤck 
en dem, an deſſen Land ſich ſolches angeſetzt hat. (ſ. 

441.) 

4) Sollte der bloße Befiß einer Deichflaͤche auf frem⸗ 
den Grund und Boden ein Miteigenthum und Benutzungs⸗ 
recht am Vorlande gewähren, fo wuͤrden die Beſitzer, deren 
Ländereien unmittelbar an die Deiche ſtoßen, durch einen 
ſolchen Grundſatz den großen Verluſt leiden, weil gerade 
das Vorland zur Hut und Weide weit ergiebiger iſt als das 
Binnenland, indem jenes alljährlich durch den Ueberlauf 
des Waſſers erfriſcht und verbeſſert wird. 

Dieſe richtige Meinung wird vertheidigt von: Cra— 
mer, (Nebenſt. Th 9. S. 109.) Wernher, (obs. Vol. 
III. P. IV. ob. 131.) Buͤlow u. Hagemann, (Eroͤrt. 
B. 3. S. 5.) Dammert, (Deichrecht S. 8.) Mit— 
termaier, (a. a. O.) Der entgegengeſetzten Meinung 
iſt: Heinecken, (de iure agger. Brem. p- 40. 41.) ſ. 
a. Justitia iur. fris. L. 2. c. 3. sect. 10. u. Clev. Wafs 
ſerord. v. 2. Dee. 1774. K. 2. §. 29. (Stengel, Bei⸗ 
traͤge IV. S. 120.) a f 


$. 449. (M. $. 287.) 

Derjenige, deſſen Land, wenn der Deich etwa zur groͤßern Si— 

cherheit der uͤbrigen Deichſtrecken, oder zur Erſparung groͤßerer 

Koſten landeinwaͤrts verlegt (ausgedeicht) wird, abgeſpadet und 
ausgegraben wurde, kann vollſtaͤndige Entſchaͤdigung fordern. 


1) Um eine ſolche Entſchaͤdigung zu begruͤnden, iſt 
nicht nothwendig, ſich auf die Lex Rhodia de jactu zu bes 
ziehen; die Verbindlichkeit zum Schadenerſatz entſpringt 
aus dem Geſellſchaftsrechte, und iſt der Billigkeit gemaͤß. 

2) Wollte man das Gegentheil annehmen, ſo wuͤrde 
man gegen den Grundſatz anſtoßen, daß ſich Niemand mit 
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dem Schaden eines Andern bereichern darf; die Geſellſchaft 


würde allen Vortheil genießen, und der, deſſen Sander aus— 
gedeicht worden, allen Schaden haben, welches geſetzwi— 
drig iſt. (L. 29. §. 2. D. pro socio.) 
3) Sollte eine entgegenſtehende Obſervanz und Ge— 
wohnheit vorhanden ſeyn, ſo wuͤrde der Richter darum auf 


ſolche nicht Ruͤckſicht zu nehmen haben, weil ſie gegen das 


Geſellſchaftsrecht, natuͤrliche Billigkeit und Civilgeſetze 
ſtreitet: hundert Jahr unrecht, iſt keine Stunde recht. 
4) Wenn nach mehrern Deichordnungen der Deichge— 
noſſe, deſſen Land in Nothfällen bei fehlender Deicherde 
abgefpadet und ausgegraben wird, dafür keine Entſchaͤdi⸗ 
gung erhaͤlt, ſondern unentgeldlich herzugeben verbunden 
iſt, ſo kann dieß auf vorliegenden Fall nicht angewendet 


werden: denn 


a) iſt dieſe Beſtimmung paticulaͤr, beruht auf beſonde⸗ 


ren Geſetzen einzelner Marſchlaͤnder und iſt nicht allgemeinen 


Deichrechtens. Pufendorf, (T. I. obs. 113. f. 6. T. IV. 
obs. 206. $. 3.) 

b) $äßt fich von der Abſpadung des Landes nicht auf 
die gänzliche Wegnahme des Grundſtuͤcks, Behufs der An— 


legung eines neuen Deiches ſchließen; denn hier verliert der 


Beſitzer Eigenthum und die Nutzung des Landes, in jenem 


Falle kann er aber wieder zum Beſitz kommen, weil ſolches 


leicht wieder zuſchwemmen kann. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Hackmann, (a. a. O. 
Kap. 6.) Mellmann, (Einl. zum Deichrecht $. 15.) 
Hunrich, (oldenb. Deichrecht S. 147.) v. Bülow und 


Hagemann, (Eroͤrt. 3. S. 26. B. 5. S. 267.) v. Berg, 


(Polizeirecht B. 3. S. 107.) Dammert, (Deichrecht 2. 
S. 28 — 31.) Runde, (Gr. d. deutſch. PR. §. 121. 
n. g.) Mittermaier, (a. a. O.) Das Gegentheil haben 
angenommen: v. Halem, (de jure eliminator. eorumqne 


indemnisat. Haf. 1777.) Cancrin, (Waſſerrecht B. 1. 


S. 55.) ſ. a. Bremiſche Deichordn. v. 1743. Kap. 2. 5. 13. 
Oſtfrieß. Deich = und Sielrecht Kap. 5. $. 3. Schleswig. 
Deichregl. §. 28. 29. ; 
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$. 450.2 (M. F. 158. n.) 
Zur Ausuͤbung des Floßrechts iſt die Erlaubniß des Staats dann 
nothwendig, wenn der Fluß ſchiffbar iſt. 


Zwiſchen Floßrecht und Floßregal iſt ein weſentlicher 
Unterſchied; wenn auch jenes dem Regenten als Beſitzer der 
Domainen zuſteht, fo iſt es doch nicht als Regal zu be— 
trachten, welches im Zweifel zu erweiſen iſt. Diejenigen, 
welche das Floßrecht auf den oͤffentlichen Fluͤſſen auch oh— 
ne beſondere Genehmigung des Staats geftatten, als: Ro- 
ſenthal, (synop. feud. c. 5. de iure reg. concl. 24. 25. 
26.) Runde, (a. a. O. 9. 108.) Danz, (Handb. d. 
deutſch. PR. Th. 2. $. 108.) unterſtuͤtzen ihre Meinung 
durch folgende Gruͤnde. 
1) Oeffentliche Fluͤſſe dienen zum Gebrauch der Un- 
terthanen, welcher im Fiſchfang und Schifffahrt beſteht; 
2) da die Floßgerechtigkeit eine Art der Schifffahrt 
iſt, ſo muß auch dieſe den Unterthanen zuſtehen; 
3) der Kaiſer war. nicht berechtigt, dieß zu hindern 
43) wenn gleich öffentliche Slüffe zu den Regalien ges 
zaͤhlt werden, ſo ſey dieß doch blos in Hinſicht det Eigen⸗ 
thums und Schutzrechts, keinesweges aber in Ruͤckſicht des 
Gebrauchsrechts. 
Allein aus beſſern Gruͤnden wird von Andern das 
Gegentheil angenommen: Denn 
| 1) find öffentliche Fluͤſſe ein Eigenthum des Staats, 
ſonach kann Niemand hier ein Recht ausuͤben, wozu der 
Staat nicht die Erlaubniß gegeben hat; 
wenn auch die Schifffahrt auf einem öffentlichen 
Fluß frei ift, fo folgt daraus noch nicht, daß auch Jeder— 
mann die Floßgerechtigkeit zuſtehe, denn durch Ausuͤbung 
dieſes Rechts kann leicht ein Schaden fuͤr die Uferbeſitzer er— 
folgen und Streitigkeiten veranlaßt werden. Eben deßhalb 
iſt die ſpecielle Erlaubniß des Staats zur Ausuͤbung des 
Floßrechts (ius grutiae) nothwendig. 
Hiermit ſtimmen überein: Fritſch, (de jure a 
tiae, vulgo Floßrecht. Jen. 1701. mm. XVII — XX.) 
Stryck, (U. m. Pand. Tit. de rer. divis. $. 13.) Rohr, 
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(Haushaltungsrecht B. 8. Kap. J.) f. a. Pr. IR. Th. 2. 
tit. 15. $. 49. „ungebundnes Holz auf ſchiffbaren Stroͤmen 
zu floͤßen, iſt nach gemeinem Recht ein Vorbehalt des 


Staats und darf ohne Vorwiſſen deſſelben von Privatper— 


ſonen nicht unternommen werden.“ 


$. 450.5 (M. $. 288.) 
Der Leinpfad ift eine Staatsdienſtbarkeit und eben deßhalb nicht 


der Staat, an deſſen Ufern er fortläuft, zur Unterhaltung ver 


bunden, ſondern der, dem die Schifffahrt zuſteht. 


Der Leinpfad als der Raum am Ufer, welcher für 
die Schiff- und Floßfahrt frei gelaſſen werden muß, iſt oͤf— 
ters eine Staatsdienſtbarkeit, indem ein Staat dadurch 
die Freiheit eines andern Staats beſchraͤnkt, da er einen 
zum Staatsgebiete gehoͤrigen Raum zu ſeinem Vortheil be— 
nutzt. Auf die Staatsdienſtbarkeiten ſind uͤberhaupt die 
allgemeinen Grundſaͤtze von Dienſtbarkeiten anzuwenden, 
und da nun eine Dienſtbarkeit nicht im Thun beſtehen kann, 
(L. 15. D. de serv. quod praedium nihil facere possit) 
ſo kann auch von dem Staate, der den Leinpfad auf ſeinem 
Gebiete geſtatten muß, nicht gefordert werden, daß er ſol— 
chen zum Vortheil des Schifffahrtsberechtigten unterhalte, 
es muͤßte dann in dem Vertrage, in welchem die Einraͤu— 
mung des Rechts erfolgte, das Gegentheil beſtimmt ſeyn. 

| Meiſtentheils aber wird das Gegentheil angenommen. 
Kluͤber, (öffentl. Recht d. deutſch. Bundes $. 566. ) 
Auch die Wiener Congreßacte beſtimmt, daß fuͤr Unterhal— 
tung der im Lande befindlichen Leinpfade oder Treppenwege, 
(chemin de halage) und fuͤr die daſelbſt in dem Flußbett 
für die Schifffahrt noͤthigen Arbeiten jede Uferherrſchaft 
Sorge zu tragen habe, damit die Schifffahrt nicht gehin— 
dert werde. N 

Obige Beſtimmung wuͤrde dann eine Ausnahme lei— 


den, wenn mehrere Staaten allein blos die Schifffahrt auß 


den ihre Staaten durchſtroͤmenden Fluͤſſe trieben. 


415 
F. 451. (M. F. 289.) 


Der Fahrberechtigte iſt auch befugt, Waaren und Kaufmanns— 
guͤter zu transportiren. 


Die Fahrgerechtigkeit beſteht nicht blos in der Befug— 
niß, Menſchen uber das Waſſer zu ſetzen, ſondern auch 
Sachen und Guͤter gegen ein gewiſſes Fahrgeld. Nur in 
dem Falle, wenn ein Marktſchiff an einem ſolchen Ort vor— 
handen iſt, wuͤrde das Gegentheil darum anzunehmen ſeyn, 
weil dieſen der Transport dieſer Waaren ausſchließlich uͤber⸗ 
laſſen iſt und dieſe Schiffe mit den Faͤhren in dem naͤmli— 
chen Verhaͤltniß ſtehen, wie die Poſten mit den Fuhrleuten. 

Das Gegentheil nimmt unter andern an: Hage— 
mann, (Landwirthſchaftsrecht J. 332. n. 3.) 


$. 452. (M. $. 289.) 

Durch Verleihung der Fahrgerechtigkeit werden die am Ufer 

wohnenden Einwohner nicht an der Benutzung des Fluſſes 
gehindert. 


Fähren in öffentlichen Fluſſe anzulegen, ſetzt die Ge— 
nehmigung der Sandesherrfchaft voraus und häufig werden 
ſolche zu Lehn gegeben, verpachtet; auch kann, wenn die 
Faͤhre die Stelle der Bruͤcke vertritt, die Fahrgerechtigkeit 
durch rechtsverjaͤhrten, tiber 40 Jahre fortgedauerten Beſitz 
erworben werden. (Danz, Handb. des deutſch. PR. 
5.108.) 

Durch die Fahrgerechtigkeit koͤnnen die Unterthanen 
in dem Gebrauche und der Benutzung des Fluſſes nicht be— 
ſchraͤnkt werden, indem dem Landesherrn das Eigenthum des 
öffentlichen Fluſſes nicht in dem ausgedehnten Maaße zu— 
ſteht, daß dadurch die Unterthanen von dem freien Ge— 
brauch des Fluſſes ausgeſchloſſen werden. Bei Verleihung 
oder Verpachtung der Fahrgerechtigkeit kann daher nicht an— 
genommen werden, daß der Landesherr die Rechte ſeiner 
1 habe beſchraͤnken wollen. Sie koͤnnen daher 

ſich Kaͤhne zu ihren haͤuslichen und Privatge— 
bh halten und damit eigene Perſonen, Sachen oder 
Producte uͤber den Strom ſetzen. 
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| ) Der Fahrſchiffer iſt auch nicht berechtigt zu ver- 
hindern, daß die Unterthanen Waaren Anderer, oder Men⸗ 
ſchen uͤber den Strom bringen; denn 5 


a) ſo wie öffentliche Straßen von den Unterthanen be⸗ 


fahren werden koͤnnen, ihnen der Transport von Waaren 


zuſteht, ſo laͤßt ſich hiervon der Schluß auf die offentlichen 
Fluͤſſe machen. Denn wenn gleich die Heerſtraße und der 
öffentliche Fluß im Eigenthum des Staats ſich befindet, fo 
ſteht doch der Gebrauch Jedem zu. (L. 4. . 1. L. 5. D. de 
R. D. $. 2. J. de rer. divis.) 

b) Durch Verleihung der Fahrgerechtigkeit hat der 
Landesherr nicht mehrere Rechte auf den Bellehenen uͤbertra— 
gen koͤnnen, als er ſelbſt hatte; nun ſteht ihm aber nicht das 
Recht zu, die Unterthanen in der Benutzung der Fluͤſſe zu 
verhindern. Es läßt ſich hier analogiſch das, was bei Poſt— 
anſtalten Rechtens iſt, anwenden. Wenn eine Poſt vorhanz 
den, ſo wird dadurch der Unterthan nicht gehindert, eine Pri— 
vatfuhre zu nehmen, mit einem Fuhrmann ſeine Waaren 
fort zu ſchaffen. Es kann dadurch ein Nachtheil fuͤr die 
Poſteinrichtung entſtehen, und dennoch kann dieß nicht ge— 
hindert werden; eben ſo verhaͤlt es ſich auch hier. 8 
5 Von Einigen, als: Ziegler, (de iure maiest. L. 2. 
c. 15.) Groß, (de libertate ſlum. publicorum hodiern. 
relicta in Syntag. diss. select. ius publ. germ. uuivers. 
illustr. cum praef. Moser p. 141. f. 18.) Hommel, 


Rhaps. suppl. Obs. DXCIX.) wird dieſer letztere Satz als 


richtig angenommen; obgleich Andere, als: Juſti, (in 
Staatswiſſenſchaft P. 2. L. 1. f. 142.) v. Selchow, (ius 
germ. 5. 527.) Winckler, (de jure circa flumina 5. 17.) 
das Gegentheil darum vertheidigen, weil, wenn man den 
Unterhanen die Befugniß geſtatten wollte, dadurch das Ge— 
werbe der Fahrberechtigten beeintraͤchtigt werden wuͤrde, 
auch die Faͤhren den Bruͤcken gleich waͤren, welche anzule— 
gen keinem Privato zuſtehe. 

Die richtige Meinung iſt im Allgemeinen angenommen 


von: Runde, (d. PR. b. 108.) Seidenſtuͤcker, (de. 


fundamento juris supr. potest. circa adesp. S. 2. |. 30.) 


Hopf 
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Hoͤpfner, (Comment. über die Inſtitut. $. 274.0 Ha⸗ 
gemann, (Eröpe. B. VII. n. LXXXIII. n. 2.) 


§. 453. (M. $. 289.) 
Der, welcher auf ſeinem Grund und Boden eine Bruͤcke anlegt, 
iſt nicht befugt, Bruͤckengeld zu fordern. 


Schon in fruͤhern Zeiten war das Recht, einen Bruͤ— 
ckenzoll zu fordern, ſehr beſchraͤnkt. In Capitul. v. 820. 
Cap. III. iſt beſtimmt: nemo ex his, qui pontes faciunt, 
cogatur pontaticum de eodem quem fecerunt ponte sol- 
vere .in cap. 1. de vecuigal. heißt es: ut ne quis in pon- 
tbus, nisi ubi antiquitus telonae exigebantur, exigeret. 
Das Bruͤckengeld ift ein Wegzoll; einen Zoll aber kann 
nur der Landesherr oder der, welcher dieſes Recht von ihm 
erhalten Br erheben. (Fif cher, Cameral- u. Polizei⸗ 
recht B. 2 8. 591.) Sonach iſt die Einwilligung des Lan⸗ 
des herrn nothwendig, es ſey denn, daß Jemand durch 
Verjaͤhrung dieſes Recht erworben, oder ene e 
dieß beſtimmt. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Muller, N 
46. n. 38.) Stengel, (Beitr. B. 5. S. 89.) Hage— 
mann, (Landwirthſchaftsrecht F. 187. S. 332.) ſ. a. 
Fritſch, (de iure pontium in collect. iur. fluv. in feinen 
operibus T. II. P. III n. 4.) v. Sellwitz, (Diss. de 
exactione pecuniae pro viis publicis pontibusque solv. 
Jen. 1776.) 


$. 454.2 (M. 5. 290.) 
Die Aeg rechts ket iſt ein Ausfluß aus dem Eigenthum der 
Fluͤſſe. 


1) Weder in dem roͤmiſchen noch Aer deutſchen 
Recht wurde die Fiſchereigerechtigkeit zu den Regalien ge— 
zaͤhlt, ſondern als ein, einem Jeden, der das echte Eigenthum 
befaß, zuſtehendes Recht betrachtet, und fo weit ein Fluß 
eine Beſitzung beſpuͤlte, beſaß auch der Uferbeſitzer dieſes 
Recht. Daher finden wir in den aͤltern deutſchen Geſetzen 
Strafen gegen den Fiſchdiebſtahl. (Lex N Tit. 42. 
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Lex Salica Tit. 36.) Die Fiſchereigerechtigkeit wurde als 
Zubehör der Grundſtuͤcke angeſehen. ſ. Urkunde von 1066. 
(du Change, voce: piscatorium.) wo die piscatoria als 
eine pertinentia villae angeſehen wird. Sogar auf den oͤf— 
fentlichen Fluͤſſen z. B. auf der Ruhr (dipl. a. 795. bei 
Leibnitz script. rer. bruns. T. I. p. 103.) auf dem Rhein, 

(dipl. a. 983. Otto II. bei Guden Cod, dipl. T. I. p. 13.) 

gehörte die Fiſcherei den angrenzenden Landern. 

) Im Mittelalter wurde die Fiſchereigerechtigkeit 
anfaͤnglich noch immer als ein Zubehoͤr der Landguͤter ange— 
ſehen, wie mehrere Urkunden beweiſen; (Hund, metrop. 
-Salisb. T. I. p. 13. T. III. p. 247. Pistorius, script, 
rer. T. III. p. 828.) und wenn auch in einigen ſolche als 
Regal betrachtet wurde, (dipl. a. 948. omnem piscationem 
ad regalitatem nostram perlinentem in Heda hist. epis- 
cop. Ultraj. p. 87.) fo bezieht ſich dieß blos auf öffentliche 
Fluͤſſe und auf che welche Grundherrn beſaßen. 
Die Rechtsbuͤcher (Sachſenſpiel 2. 28.) wiſſen nichts von 
einem Fiſchereiregal. Da man aber anfing, die Jagd als 
ein Regal anzuſehen, und die Fiſchereigerechtigkeit als einen 
Theil der Jagd zu betrachten, daher auch foresta aquarum 
vorkommen, (Huͤllmann, Geſchichte d. Regalien S. 85.) 
ſo findet man, daß die Fiſchereigerechtigkeit mit und ohne die 
Grundſtuͤcke verliehen wurde. (dipl. v. 1024. Lünig spic. 
eccl. T. III. tit. Ellwangen n. VIII. p. 120. mehrere in 
Huͤllmann Geſchichte S. 36.) auch fingen die Grundherrn 
an, ſich in den ſchiffbaren Fluͤſſen die Fiſcherei als Vorrecht 
anzumaßen; und die Unterthanen, vurzüglich die Landbe— 
wohner, ſetzten ſich dagegen nicht, weil die Fiſcherei fuͤr 
ſie noch kein eintraͤgliches Recht geworden war. 

3) Im 16. Jahrhundert wurde zwar an mehreren Or⸗ 
ten die Gewohnheit beibehalten, daß die Uferbewohner ſo 
weit fiſchen duͤrften, als der Fluß ihre Beſitzungen beſpuͤlt, 
(Henneberger Landesordnung v. 1539. Buch IV. ut. 2. ce. 
1. f. 3.) allein bei der Höher geftiegenen Macht der Landes— 
99170 erfolgten doch mehrere Beſchraͤnkungen. 

a) Nur Eingeſeſſenen wurde die Fiſchereigerechtigkeit 
geſtattet. (Anhaltiſche Landesord. XXIII.) 
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b) Den Eingefeffenen aber nur das Angelfiſchen geſtat— 
tet. (Tyroler Landesordnung v. 1536. B. 1. üt. 7.) 

c) Um die Veroͤdung der Bäche durch das zu viele 
Fiſchen zu verhuͤten, mehrere beſchraͤnkende Anordnungen 
in den Fiſcherejordnungen gemacht. (Baierſche Fiſchereiord. 
v. 1484. Bair. Landesord. v. 1553. B. V. ut. 9. art, 7, 
Weimariſche Fiſchereiord. v. 1589.) 

4) Nach den neuern Geſetzen laͤßt ſich zwar auch i im 
Allgemeinen kein Fiſchereiregal behaupten: doch kann 

a) Niemand in oͤffentlichen Fluͤſſen dieſes Recht aus— 
uͤben, wenn es ihm nicht vom Staate verliehen iſt, wo es 
denn auf die Verleihung ſelbſt ankommt. Iſt ihm dieſes 
Recht überhaupt verliehen, ohne Grenzbeſtimmung, fo 
kann er es doch nur ſo weit ausuͤben, als ſein Beſitz am 
Ufer ſich erſtreckt. Iſt ihm ſolches zum haͤuslichen Ge— 
brauch verliehen, ſo kann die Fiſchereigerechtigkeit weder 


verpachtet, noch mit den gefangenen Fiſchen ein Handel ge— 


trieben werden. Gewoͤhnlich aber iſt die Angelfüſcherei nach— 
gelaſſen. (Hagemann, Landwirthſchaftsrecht S. 376.) 
b) Die Gutsherrn, insbeſondere auch die Vaſallen, 


welche ne daß ihnen die Fiſcherei gerechtigkeit in oͤf— 


fentlichen Fluͤſſen zuſtehe, haben im Zweifel den Beweis au 
führen. 

c) In allen Privatgewaͤſſern aber ſteht dem Eigenthü⸗ 
mer des Waſſers die Fiſchereigerechtigkeit zu, in den Ge— 
meindegewaͤſſern jedem Gemeindemitglied, ſo daß der Fiſch— 
fang nach den Regeln von den Gemeindenutzungen zu beur— 
theilen iſt. Bisweilen wird dadurch das Recht beſchraͤnkt, 
indem gewiſſe Arten ber Fiſche dem 33 vorbehal⸗ 
ten ſind. 

Hiermit ſtimmen überein: F. M. Fiſchet, (de iure 


piscandi Erf. 1719.) Stiſſer, Jorſt⸗ und Jagdhiſt. 


K. 7. F. 18. 34.) v. Selchow, Nun i. germ. F. 411.) 
Struben, (rechtl. Bedenken B. 2. Bed. 87.) Hülle 
mann, (d. Finanzgeſchichte S. 64.) Biener, (de na- 
tura et indole dominii p. 115.) Danz, (Handb. d. d. 


PR. Th. 1. . 110.) Kluͤber, (oͤffentl. R. $. 458. im 
Anf.) Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. baier. Polizei⸗ 
| 21:8 


420 


ord. v. 1616. B. 4. ut. 9. art. 7. v. Kreitmaier, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 2. S. 895.) Pr. LR. Th. 2. 
tit. 15. §. 73. 

Andere als: Hontheim, (hist. Trevir. T. 1.) 
Hertius, (Vol. I. resp. 516. n. 21. Vol. II. dec. 117. 
n. 2.) Beyer, (ad Inst. Lib. II. tit. 1. n. 33.) Hei⸗ 
neccius, (elem. iur. germ. E. II. f. 86.) Kemmerich, 
(Introd. in ius publicum Lib. VII. C. 7. $. 40,) Leyſer, 
(spec. 508. n. 1.) Stryck, (Usus mod. Pand. Lib. I. 


lit. 8. f. 14.) Kreß, (spec. iurispr. Lib. I. tit. 3. f. 15.) 


Engau, (elem. iur, germ. Lib. II ß. 175.) J. Fiſcher, 
(Cameral- und Polizeirecht B. 3. §. 232.) ſind der entge⸗ 
gengeſetzten Meinung. Ihre Gruͤnde ſind: 


1) Die Fluͤſſe gehören der Regel nach der Landesherr⸗ 


ſchaft, ſie ſind in II. F. 56. dem Kaiſer vorbehalten. 


2) Das Recht zu fiſchen iſt von den Kaiſern vielfaͤltig | 


den Reichsſtaͤnden verliehen worden. So wird in einer Ur— 
kunde v. J. 871. vom K. Ludwig bemerkt, daß die Abtei 
Pruͤm ſolche von Carl den G. erhalten habe; ſo wurde ſie 
dem Biſchof Dietrich zu Worms auf dem Rhein von Kox— 
heimer Rinden bis an den Stein verliehen; Churbranden— 
burg, Mecklenburg, Heſſen, Juͤlich, Oldenburg, Coͤln 


u. a. erhielten fie vom Kaiſer. Luͤnig, (Corpus. iur. feud. 


Tom. 1.) So erhielt ſie auch der Adel von Fuͤrſten und 
Herren. EN 
3) Mit der Fiſchereigerechtigkeit hat es eine gleiche 
Bewandtniß, als mit der Jagd, denn ſo wie dieſe Regal 
iſt, ſo iſt es auch jene. Auf gleiche Weiſe, wie in den 
Wäldern Bannforſten angelegt, wurde auch die Fiſcherei— 


gerechtigkeit eingeſchraͤnkt, und es kamen foresta aquarum 


auf. 
Allein bei naͤherer Betrachtung ſind dieſe Gruͤnde von 
wenigem Gewicht. Denn 
; ad 1) Iſt die angeführte Conſt. in II. F. 56. für 
Deutſchland unverbindlich ſ. F. 413. 


ad 2) Nicht alles, womit die Kaiſer die Reichs ſtaͤnde 
beliehen haben, iſt als Regal anzuſehen; es werden Aecker, 


Wieſen, Buͤſche in Lehnbriefen erwaͤhnt, allein Riemand 


in 
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en daran, daß den geringſten Theil derſelben die Un— 
terthanen vom Landesherrn. erhalten haben, und daß ſie ſol— 
che, ohne Conceſſion beizubringen, beſitzen koͤnnen. (Stru— 
ben, Viudieige f jur. venandi nobilitatis germ. C. 1. F. 24. 
25.) In mehreren kaiſerlichen lehubriefen! wird die Fiſcherei 
nicht erwähnt. Viele Vaſallen hatten die Fiſcherei, ohne 
daß ſie in den Lehnbriefen namhaft gemacht waren. Die 
Verleihung erfolgte gewohnlich da, wo die Fiſcherei von 
dem Sitz entfernter Orte mit Ausſchließung anderer aus— 
R geuͤbt wurde. So erhielten die von Bochholz die Fiſcherei 
vom Stift Hildesheim auf der Fuſe und zu Deddenhof, die 
von Weichs und von Lende auf Poppenburg, wo ſelbige der 
Entfernung halber zu eigenem Behuf mit Nutzen nicht 
fiſchen, ſondern nur ihr Recht verpachten konnten; dieſes 
iſt ohne Zweifel durch eine lehnsherrliche Begnadigung in 
einem foresto aquarum erlangt. Vielfaͤltig wurde die Fi— 
ſcherei als Zubehör der Güter in Lehnbriefen erwähnt, Es 
finden ſich aber auch Allmands Waſſer, worin einem Jeden 
zu fiſchen 1 iſt. (Eſtor, bürgerliche Rechtsgel. der 
Deutſchen P. 1. 9.2266. 
ad 3) So wenig die Regalitaͤt der Jagd zu behaup— 
ten iſt, (§. 425.) fo wenig läßt ſich die Fiſchereigerechtig— 
keit als Regal vertheidigen. An mehrern Orten ſind vor— 
zuͤglich die Bauern von ihren Herrn um dieſe Gerechtigkeit, 
ſo wie um das Jagdrecht gebracht, welches ihnen um ſo 
leichter fiel, als jene die Zeit nuͤtzlicher als mit dem Fiſch— 
fang hinbringen konnten, und Leckerbiſſen, welche nicht ſehr 
ſaͤttigen, ihrer Herrſchaft gern uͤberließen, mithin ein fo we— 
nig nuͤßliches Recht zu behaupten, ſich keine Muͤhe gaben. 


$. 454. b. (M. $. 291.) 

Die bei Ueberſchwemmung uͤbergegangenen Fiſche koͤnnen in ſo— 
weit vindicirt werden, als die Verfolgung derſelben ohne Ver— 
letzung der Rechte des Nachbarn möglich iſt. 

Wenn ein Fluß oder Bach durch Ueberſchwemmung 
ausgetreten und das Waſſer nebſt den Fiſchen auf ein ande— 
res Land gekommen iſt, ſo iſt nothwendig zu unterſcheiden: 
ob der Eigenthuͤmer des Fluſſes oder Baches das Waſſer, 
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welches uͤbergetreten, befahren und ſonach befifchen File 
oder nicht. Iſt jenes, fo hat er auch das Recht, die Fiſche, 
welche in dem uͤbergetretenen Waſſer ſich befinden, zu 
fiſchen, indem ihm das Waffer. gehört, und indem durch 
die Ueberſchwemmung der Eigenthuͤmer des Landes die pos- 
sessio und das dominium einſtweilen verloren hat. (L. 5. D. 
quem ad mod. usufr. amit.) Iſt aber das Waſſer zuruͤck ge⸗ 
blieben, ſo ſteht ihm die Vindication derſelben nicht zu, weil 
er, ohne die Rechte des Nachbarn zu verletzen, ohne ſeine 
Erl aubniß, ſeinen Grund und Boden nicht betreten darf. 

Befinden ſich die Fiſche in Sinken oder Lachen, ſo iſt 
darauf zu ſehen, ob Jemand hier die Fiſcherei hergebracht 
hat oder nicht; in dem erſtern Fall faͤllt die Vindication weg, 
nicht aber in dem letztern Falle. 

Im Allgemeinen ſtimmen hiermit uͤberein: Medices, 
(de venat. piscat. et aucupio P. 2. q. 27. n. 2.) Schmidt, 
(Comment. amp. in Cod. bavaric. T. III. p. 377. u. ſ. f.) 
tenfer, (Meditat ad. Pand. sp. 502.) Pufendorf, 
(animadvers. n. 51.52.) Hagemann, (Landwirthſchafts⸗ 
recht. J. 210.) Das Gegentheil nehmen an: Eſtor, (buͤr— 
gerliche Rechtsgelahrtheit $. 1321.) v. Kreitmaier, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 2. K. 3. F. 3. n. 38.) 

Von dem Fall der Ueberſchwemmung iſt der weſentlich 
unterſchieden, wo der Fluß eine andere Richtung oder Lauf 
bekommt; denn daß auf dieſem neuen Arm dem Fiſchereibe— 
rechtigten, ſo wie in dem Hauptfluß, die Fiſcherei zuſteht, 
iſt unbedenklich. 

Das baieriſche Landrecht von 1616. tit. 29. Art. 1. 
enthaͤlt die oben angegebenen Beſtimmungen; das Pr. 
Landrecht Th. 1. tit. 9. §. 178. u. ſ. f. unterſcheidet da⸗ 
gegen zwiſchen geſchloſſenen und ungeſchloſſenen Gewaͤſſern. 
Wenn bei Ueberſchwemmung die Fiſche in jenen Gewaͤſſern 
auf fremdes Grundſtuͤck kommen, ſo ſteht zwar dem Eigen— 
thuͤmer die Vindication zu; hat aber der Eigenthuͤmer des 
Grund und Bodens, wohin die Fiſche gekommen, auch die 
Fiſcherei, ſo muß er ſichere Merkmale angeben, wodurch 
ſeine ausgetretenen Fiſche von denen, die in anderen Gewaͤſ— 
ſern ſich befinden, zu unterſcheiden ſind. Kommen die Fi— 
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ſche aus ungeſchloſſenem Gewaͤſſern, fo kann die Verfolgung 
nicht mehr geſchehen. Der Eigenthuͤmer des Bodens kann 
ſich ſolche zueignen, ſo wie die, welche in den Lachen zuruͤck 
bleiben, die er befiſchen kann. 


ö $. 455. (M. 9. 293. 294.) 
Zur Anlegung einer Mühle iſt die Genehmigung der Obrigkeit 
nothwendig. 


1) Ein Muͤhlenregal kann nicht angenommen werden, 
naͤmlich das Recht des Landesherrn, zu verlangen, daß ein 
jeder, der eine Muͤhle erbauen will, ſeine ſpecielle Erlaub— 
niß haben muͤſſe. Dieß war nicht in dem aͤltern Recht vor— 
handen, vielmehr wurden die Befugniſſe zur Anlegung 
einem Jeden geſtattet, der echtes Eigenthum beſaß, die Muͤh— 
len ſelbſt aber als Zubehoͤr der Grundſtuͤcke angeſehen, (wie 
dieß mehrere Urkunden beweiſen ſ. Mittermaier H. 293. 
n. 11.) Erſt in der Folge, wo die regaliſtiſchen Ideen die 
Koͤpfe der Germaniſten verruͤckten, landesherrliches Ober— 
aufſichtsrecht und die Muͤhlenpolizei mit Regalitaͤt verwech⸗ 
ſelt wurden, entſtand die Regalitaͤt, welche dann wirklich 
auch in den Landesgeſetzen ihre Beſtaͤtigung erhielt. 

2) Zur Anlegung einer Mühle an öffentlichen Fluͤſ⸗ 
fen 1) iſt die Conceſſion des Landesherrn darum nothwen— 
dig, weil ſich jene in dem Staatseigenthume befinden; 

Leyſer, (Sp. 326. m. 8.) nimmt ohne Grund das Gegen— 
theil an. An gemeinſchaftlichen Fluͤſſen muß die Einmillis 
gung aller Intereſſenten vorhanden ſeyn, an Privarfläffen 
kann jeder Eigenthuͤmer eine Muͤhle ohne landesherrliche 

Coneeſſton anlegen. 

t) ſ. L. 24. D. de damno infect. L. 18. D. de ac. et aquar. pluv. arc. 
L. 50. D. de ac. rer. dom. ſ. Biener, S. 123. Mevius, (Obs. 
P. IX. obs. 72.) Wernher, (Obs. for. P. II c. 382. et suppl. 
nov. p. 312.) Pufendorf, (Vol. II. Obs. 45.) Biener, (de 
nat. et indol. dom. p. 123. n. 1.) 

3) Das Conceſſionsrecht iſt aber von dem Rechte der 
Polizeibehörde, bei Anlegung der Mühlen ihre Erlaubniß 
nachzuſuchen, und von dem landesherrlichen Oberaufſichts— 
recht uͤber das Muͤhlenweſen genau zu unterſcheiden, letzte⸗ 
res rechtfertigt ſich a) aus Grundſaͤtzen der Waſſerpolizei, 
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da eine Mühle auf die Nutzungen anderer Intereſſenten an 
dem Waſſer einwirkt; b) aus dem beſondern Schutz, wel⸗ 
chen die Mühlen beduͤrfen, daher fie auch als befriedete 
Sachen ſchon in den aͤltern Geſetzen (Lex Salica Tit. XXV. 
Leg. wisigothor. VII. tit. 2. f. 12. ſ. a. Anton, Ge, 
ſchichte der Landwirthſchaft Th. 1. S. 396) betrachtet 
wurden; c) daraus, weil ſelbſt in fruͤhern Zeiten, wo von 
einer Regalitaͤt noch keine Rede war, von Seiten der 
Obrigkeit darauf geſehen werden mußte, daß durch Anle⸗ 
gung der Muͤhlen Niemand Schaden leide, wie ſich nicht 
undeutlich aus der Lex Alem. Tit. 83. ergiebt, ſonach 
bei Anlegung der Muͤhlen die Rechte Anderer von dem naͤm— 
lichen Waſſerberechtigten beruͤckſichtigt werden ſollen: Juͤ— 
tiſch. Lowbuch 1. Kap. 57. 

4) Muͤſſen von dem, welcher eine Muͤhle anlegen will, 
und die Regalitaͤt des Muͤhlenrechts angenommen wird, 
bei der nachgeſuchten Conceſſion, Conceſſionsgelder bezahlt 
werden, welches aber nicht iſt, wenn man der Obrigkeit 
blos in polizeilicher Hinſicht eine Concurrenz geſtattet. 

5) Aus der polizeimaͤßigen Einſchraͤnkung der will- 
kaͤhrlichen Anlegung der Muͤhlen folgt noch keinesweges 
eine Regalitaͤt des Muͤhlenrechts ſelbſt; dieſe würde die er— 
forderliche Bewilligung des Landesherrn lediglich von dem 
Gutbefinden deſſelben abhaͤngig machen; jene iſt bei einer 
ungegruͤndeten Verweigerung der bei der Landespolizei 
nachzuſuchenden Bewilligung zur Anlegung neuer Muͤhlen 
auf Privatgrund und Boden der rechtlichen Pruͤfung und 
Entſcheidung unterworfen. Der Polizeibehoͤrde muß der 
Plan der vorzunehmenden Einrichtung vorgelegt, die be— 
nachbarten Muͤhlenberechtigten fo wie Andere, welche durch 
den Bau Schaden erleiden koͤnnten, vernommen werden, 
worauf alsdann die Approbation ertheilt werden kann. Den 
benachbarten Muͤhlenbeſitzern ſteht wegen der Beſorgniß, 
daß ihre Nahrung vermindert werden duͤrfte, kein Recht 
des Widerſpruchs zu. Stryck, (de iure prohib. exstruct. 
molend. Cap. 2. |. 4.) Leyſer, (Med. ad Pand. Vol. VI. 
Sp. 426. m. 8.) Pufendorf, (Obs. T. II. ob. 45.) Da 
jedoch zuweilen Mühlen in mehrerer Hinſicht gemeinſchaͤd— 
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lich find, fo kann die übermäßige Vermehrung derſelben die 
Landespolizei verhindern. 

8 Im Ganzen genommen ſtimmen hiermit überein: - 
Ayrer, (de iure principis circa molas. Gött. 1772.) Fi⸗ 
ſcher, (Cameral- und Polizeirecht Bd. 3. S. 50.) 
v. Berg, (Polizeirecht Th. 8. S. 163.) ſ. a. Pr. LR. 
Th. 2. üt. 15. §. 235. So wird die landesherrliche Er— 
laubniß auch im Churbraunſchweigiſchen, ſo viel das Fuͤrſt. 
Calenberg, Herz. Bremen und Verden betrifft, erfordert, 
nicht aber in Luͤneburg, Hoya, Grubenhagen. Stru— 
ben, (rechtl. Bed. Th. 2. B. 48. Th. 5. B. 85.) Pu: 
fendorf, (Obs. T. II. obs. 45.) Andere dagegen 
ſind der Meinung, daß der Eigenthuͤmer des Fluſſes 
hierzu keine Erlaubniß brauche, als: Leyſer, Mitter— 
maier, (a. a. O.) Hagemann, (Landwirthſchafts— 
recht S. 394. und in den Eroͤrtr. B. 4. n. 1.) macht 
den Unterſchied zwiſchen Öffentlichen und Privatfluͤſſen: zur 
Anlegung der Mühlen an jenen ſey die landesherrliche 
Erlaubniß darum nothwendig, weil dem Staate das Eis 
genthum des Fluſſes zuſtehe; bei der Anlegung an dieſen 
komme es aber darauf an: ob die Mühle blos zum Pri⸗ 
vatgebrauch oder des Muͤhlengewerbes wegen angelegt ſey. 
Im erſtern Fall fen die Anlage als eine res merae facul- 
tatis der Regel nach zu betrachten, und ſolche von der 
Willkoͤhr des Eigenthuͤmers allein abhängig; im letztern 
Fall aber ſey die landesherrliche Einwilligung jederzeit erfor⸗ 
derlich. Der Grund liege darin, weil alle Muͤhlen, worin 
ein oͤffentliches Gewerbe getrieben wird, der Aufſicht der 
Polizeigewalt unterworfen waͤren, deßhalb auch nur die 
Gerichts- und Polizeiobrigkeit unterſuchen und entſcheiden 
koͤnne, ob durch Anlegung einer neuen Muͤhle weder das 
Recht des Dritten gekraͤnkt, noch das gemeine Beſte ge— 
faͤhrdet werde. Allein dieſer Unterſchied ſcheint nicht gegruͤn— 
det, denn wenn eine Mühle blos zum Privatgebrauch bez 
nutzt wird, ſo kann dennoch durch Anlegung derſelben ein 
Nachtheil für die uͤbrigen entſtehen, vorzüglich alsdann, 
wenn ſie gewiſſe Rechte an dieſem Fluſſe erworben haben 
ſollten, z. B. Waͤſſerungsrecht, Fiſchereirecht u. ſ. w. 


426 
F. 456. (M. F. 295. n. 1.) 


Ein Muͤller iſt befugt, die Mahlgaͤnge auch ohne landes herrliche 
oder gutsherrliche Bewilligung zu vermehren. 


Wenn auch nach den Landesgeſetzen das Muͤhlenrecht 
als Regal betrachtet wird, ſonach zur Anlegung neuer Muͤh⸗ 
len die landesherrliche Genehmigung vorhanden ſeyn muß, 
ſo iſt doch dieß zu innern Muͤhlenverbeſſerungen und Ver— 
änderungen unnoͤthig. Denn 

1) iſt jeder Eigenthuͤmer, auch der nutzbare, befugt, 
eine Veraͤnderung der Sache auch ohne Einwilligung des 
Landes: oder Gutsherrn vorzunehmen, wenn nur ſolche da: 
durch nicht verſchlimmert wird; f ve 

2) weil, wenn der Müller fein Muͤhlengewerbe durch 
Anlegung eines zweiten Ganges vergroͤßert, der Staat und 
auch die Gutsherrſchaft keinen Schaden leidet, vielmehr 
Vortheile hat; 5 

3) der Widerſpruch anderer Müller darum keine Bes 
ruͤckſichtigung verdient, weil nach ſtaatswirthſchaftlichen 
Prinzipien der Gewerbfleiß Beguͤnſtigung, aber nicht Ber 
ſchraͤnkungen leidet; 8. 

4) weil, wenn dem Müller die Muͤhlengerechtigkeit 
verliehen iſt, eine Einſchraͤnkung bei Ausuͤbung der Muͤh⸗ 
lengerechtigkeit nicht vermuthet werden kann; 

5) daraus, daß der Muͤller, wenn er die Muͤhle an 
einen andern Ort verlegen, oder in eine neue Mühle vers 
wandeln will, nothwendig die landes- oder gutsherrliche 
Erlaubniß haben muͤſſe, nicht gefolgert werden kann, daß 
nun auch hier, wo er eine Vermehrung der Muͤhlengaͤnge 
vornehmen will, ſolche nothwendig vorhanden ſeyn muͤſſe: 
indem beides nicht auf einerlei Entſcheidungsgruͤnden be— 
ruht, ſondern eine ratio diversitatis vorhanden iſt; durch 
jenes ein Nachtheil fuͤr das allgemeine Beſte entſtehen kann, 
welches hier nicht iſt. 

6) Auch laͤßt ſich in dem Falle einer Vergleichung nicht 
das Gegentheil annehmen, indem der, welchem die Gerech— 
tigkeit verliehen worden, darauf haͤtte bedacht ſeyn muͤſſen, 
daß ihm dieſes Recht der Vermehrung der Mahlgaͤnge ge- 
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ſtattet ſey. Denn es iſt allezeit bei einer Verleihung die Mes 
gel anwendbar, daß gegen den die Auslegung zu machen ſey, 
welcher deutlicher haͤtte reden ſollen. Dieſe richtige Mei— 
nung vertheidigen: Gail, (Lib. II. Obs. 69. n. 18. 26. 27.) 
Berger, (oec. iur. Lib. II. tit. 1. Th. 5. n. 2. Wern⸗ 
her, (Observ. for. P. 4. obs. 382.) Stryck, (de damno 
rebus alienis licite illicito in exstruendo. Cap. 2. n. 160.) 
Leyſer, (im iure georgico. Lib. 3. C. 15. $. 42 — 42.) 
Entſcheidung der pr. Geſetzcommiſſion v. Aten April 1789 
(in Klein's Annalen Th. 4. S. 211.) Hagemann, 
(Landwirthſchaftsrecht S. 394.) Andere nehmen das 
Gegentheil an: Carpzov, Stryck, Bertoch, (in 
promptuario juris voc. molendinum p. 244. f. 1.) Eſt or, 
(Einl. zur buͤrgerl. Rechtsgelahrtheit d. Deutſchen §. 23.) 
Beneckendorf, (Oeconom. forens. Th. 1. Hauptſt. 1. 
§. 53. 54. 55. 56.) und Mittermaier, (a. a. O.) ſ. a. 
Pr. LR. Th. 2. tit. XV. 5. 235. Buͤlow u. Hage⸗ 
mann, (Eroͤrtr. B. 4. F. 4. 5.) unterſcheiden: iſt der 
Fluß ein oͤffentlicher, woran die Muͤhle liegt, ſo iſt Ein— 
willigung darum nothwendig, weil ſich der Fluß im Staats» 
eigenthum befindet; iſt der Bach oder Fluß, woran die 
Muͤhle liegt, ein gemeinſchaftlicher, ſo kann die Anlegung 
eines neuen Muͤhlgangs nur dann geſchehen, wenn den 
Mitintereſſenten und Muͤhlenbeſitzern daraus kein poſitiver 
Schaden durch Entziehung oder Verhinderung des bishe— 

rigen Waſſerganges und Waſſerfluſſes erwaͤchſt. 
Anmerk. Ob dem Muͤller zu geſtatten: aus einer unterſchlaͤchtigten ei— 
ne oberſchlaͤchtigte Mühle zu machen, darüber ſ. Reinbarth, (de 


eo, quod circa molendinorum exstructionem atque bannum iu- 
stum est. $. 49. n. 3. 


$. 457. (M. $. 295. n. 2.) 


Der Obermuͤller kann wegen Waſſermangel das Waſſer nicht 
2 zum Nachtheil des Untermuͤllers ſtaunen. 


Außer den ſchon oben ſ §. 440. (M. F. 280. n. 2.) 
‚angeführten Gründen find folgende Grundſaͤtze bei dieſem 
ſpeciellen Falle zu beobachten. 

1) Liegt die Muͤhle an einem oͤffentlichen Fluſſe, 
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fo ſteht einem jeden Muͤhlenbeſitzer die gemeinſchaftliche 
Benutzung des Waſſers zu, indem der Staat, welcher die 
Conceſſion zur Anlegung der Mühle gegeben hat, zugleich 
auch die Verpflichtung auf ſich genommen, dafür zu ſo⸗ 
gen, daß dieſes erhaltene Recht ungekraͤnkt aus geuͤbt wer⸗ 
de. Wenn daher der Obermuͤller, dem nur gleiche Befug— 
niſſe wie dem Untermuͤller zuſtehen, das Waſſer dergeſtalt 
ſtaunen wollte, daß dieſem letztern alles Waſſer entzogen 
würde, fo koͤnnte auf Antrag deſſelben ſogleich ein manda- 
tum sine clausula an den Obermuͤller ergehen, und er an⸗ 
gehalten werden, die Schuͤtzen wieder aufzuheben. 

2) Iſt der Fluß oder Bach gemeinſchaftlich, ſo ſteht 
jedem Intereſſenten die Mitbenutzung vermoͤge feines Mits 
eigenthums zu, ſonach kann auch der Obermuͤller durch 
Staunung des Waſſers dem Untermuͤller das Waſſer nicht 
entziehen, ſondern muß ihm ſeinen natuͤrlichen Lauf laſſen. 
Iſt es zweifelhaft, ob dieſer Bach ein gemeinſchaftlicher 
ſey, ſo tritt die Vermuthung ein, daß ein jedes Muͤhlen⸗ 
waſſer für öffentlich zu halten iſt. (Schilter, Exercit. 
47. Th. 45. v. Rohr, Haushaltungsrecht B. 4. Kap. 
2. H. 15.) Dieſe Vermuthung würde dadurch beſchraͤnkt 
werden, wenn die Benutzung des Baches der Dorfgemein⸗ 
de zur Viehtraͤnke zuſtaͤnde, (Hennig, tract. de molend. 
O. 15. n. 12.) oder der Muͤller einen Zins an den Landes 
herrn zu entrichten verbunden wäre. A 

3) SR der Fluß ein Privarfluß des Obermuͤllers 
und dem Untermuͤller der Mitgebrauch des Baches geſtat— 
tet, fo kann die Rechtsregel: qui suo jure utitur, nemini 
facit iniuriam, darum keine Anwendung finden, weil hier 
das Eigenthum des Obermuͤllers beſchraͤnkt iſt; vielmehr 
wuͤrde hier analogiſch dasjenige zur Anwendung zu bringen 
ſeyn, was bei dem Hut- und Weiderecht eintritt, wenn 
Mangel an der Weide entſteht. So wie hier ein Jeder ſo 
viel von ſeinem Recht aufgeben muß, damit das Recht des 
Andern ausgeuͤbt werden kann, (f. J. 207. M. §. 150.) 
ſo muß auch hier der Obermuͤller dem Untermuͤller ſo viel 
Waſſer ablaſſen, daß er im Stande iſt, ſein Muͤhlgewerbe 
zu betreiben, und es koͤnnte immer nach der bekannten 
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Rechtstegel: in pari causa melior est conditio prohiben- 
tis, quam disponentis, gegen den Obermuͤller entſchieden 
werden. | 

4) Ergiebt ſich hieraus, daß der Untermuͤller nicht 
verbunden iſt, den Beweis des Verbietungsrechts zu fuͤh⸗ 
ren, oder fein ius potius zu erweiſen, indem ihm dieß an 
und für ſich ſchon zuſteht; auch wuͤrde darauf nicht Ruͤck⸗ 
ſicht zu nehmen ſeyn, ob der Obermuͤller eine bloße Saͤge⸗, 
Gruͤtz⸗ oder Oelmuͤhle haͤtte; der Untermuͤller aber eine 
Mahlmuͤhle, bei deren Stillſtand der Gegend ein Mach: 
theil erwachſen, ein Mehl und Brodmangel entſtehen 
koͤnnte. Cramer, (Opusc. T. 2. n. 10. Wetzl. Nebenſt. 
Th 36. n. 3.) Eſtor, (buͤrgl. Rechtsgel. Kap. 56. $. 
2243.) find im Ganzen der obigen Meinung. Allein An= 
dere nehmen das Gegentheil an: der Meinung, daß uͤber⸗ 
haupt dem Obermuͤller die Befugniß zuſtehe, das Waſſer zu 
ſtaunen, find: Rohr, (Haushaltungsrecht §. 26.) Weſt⸗ 
phal, (deutſch. PR. Th. 2. S. 173. H. 2.) Pfoten⸗ 
hauer, (Einige Begriffe und Grundſaͤtze für Juriſten, 
welche Muͤhlenprozeſſe zu entſcheiden haben, in Zach ariaͤ, 
Annalen der Rechtsgelehrſ. Th. 2. S. 156.) Haubold, 
(Saͤchſ. PR. §. 367.) Mittermaier, (a. a. O.) 
Andere machen einen Unterſchied zwiſchen oͤffentlichen 
Fluͤſſen, Baͤchen und Privatgewaͤſſern, und geſtatten dem 
Obermuͤller das Staunungsrecht im letztern Fall unbedingt: 
Bieler, (de arbore et palo molendinario, vulgo Frohn⸗ 
und Sicherheitspfahl, Kap. 8. H. 13.) v. Kreitmaier, 
(Anmerk. z. Cod. Max. Th. 2. Kap. 8. F. 15. n. 3. Noch 
An dere im letztern Falle blos zur Nothdurft, nicht nach 
feiner Convenienz und Willkuͤhr: Hagemann, (lands 
wirthſchaftsrecht S. 397. n. 4.) Buͤlow und Hage— 


mann, (Erörtr. B. 4. n. 1. §. 8.) 
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$. 458. (M. F. 296.) KEN 
So wenig das Waſſer eines Baches, der eine Mühle treibt, 


dem Muͤller entzogen werden darf, eben ſo wenig darf durch | 


Anlegung von Gebäuden, Pflanzung von Bäumen dem Wind; 


— 


muͤller der Wind entzogen werden. 


1) In Ruͤckſicht beider Faͤlle iſt der Grundſatz anwend— 
bar: daß in zweifelhaften Faͤllen der, welcher durch Aus— 
uͤbung ſeines Rechts einen Vortheil ſucht, dem nachſtehen 
muͤſſe, welcher einen Schaden abzuwenden bedacht iſt. 
Wenn ſonach der Eigenthuͤmer eines Baches, wegen Be— 


waͤſſerung ſeiner Wieſen, Staunſchleußen anlegt, wodurch 


dem Müller das Waſſer entzogen wird, oder wenn zum 
Nachtheil des Windmuͤllers große Gebaͤude angelegt werden, 
ſo kann dagegen die vermeintliche Regel, daß der Eigenthuͤ— 
mer des Grundſtuͤcks nach Gutbefinden ſolches benutzen 


kann, und Niemandem Unrecht thue, wenn er ſich ſeines 


Rechts bediene, nicht zur Anwendung kommen. 

2) Dem Windmuͤller kann von den Nachbarn durch 
Anlegung hoher Gebaͤude der Wind nicht entzogen werden, 
indem ſchon 

a) das r. Recht in L. ult. C. de servit. et aqua bes 
ſtimmt: sancimus itaque, nemini licere, sic aedificare vel 
alio modo versari, ut idoneum ventum et sufficientem, 
ad praefatum opus infringat, et inutilem domino aream 
et fructuum inutilitatem faciat. Es kann dagegen nicht 
eingewandt werden, daß dieſes Geſetz blos einen ſpeciellen Fall 
betreffe, daß blos den Beſitzern der Scheunen und Dreſch— 
tennen das Recht beigelegt ſey, ihren Nachbaren zu unter— 
ſagen, durch Aufführung höherer Gebaͤude den erforderli- 
chen Wind zur Reinigung ihrer trocknen Fruͤchte zu entzie— 
hen, wie unter Andern Brunnemann, im Commentar. 
;. d. r. Geſetz angenommen hat, oder daß es ſehr zweifelhaft 
ſey, ob zu damaliger Zeit den Roͤmern die Windmühle be— 
kannt geweſen, vielmehr anzunehmen, daß ſie blos Hand— 
und Roßmuͤhlen gehabt hätten. (Hering, tract. de mo- 


lendinis. quaest. 2.) Denn nach der bekannten Regel: ubi 


eadem ratio, ibi egdem dispositio, finden dieſe Gegengruͤnde 


\ 
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keine Anwendung. Der Grund des Geſetzes ift offenbar 
der, daß dem Berechtigten die Ausuͤbung ſeines Rechts 
durch Erbauung von Gebaͤuden nicht entzogen werde. 

3) Wenn die Erweiterung und Erhöhung eines Ge— 
baͤudes dem Eigenthuͤmer geſtattet wird, (L. 8. u. 9. C. de 
servit. et aqua L. 24. D. de serv. praed. urban.) fo folgt 
daraus nicht, daß dieß zum Nachtheil derer gereichen duͤrfe, 
welche ein gegruͤndetes Recht des Widerſpruchs haben. 

Dieſer Meinung find: Hering, (de molendinis eo- 
rumque jure q. 43. 44.) Müller, (ad- Struvium im syst. 
ius. exerc, 3. L. 1. f. 75.) Pufendorf, (observ. 
i. T. 4. ob. 232. |. 494.) Stryck, (usus mod. Pand. 
Lib. 39. T. 4. $. 494.) Hagemann, (Landwirthſchftsr. 
S. 396.) v. Buͤlow u. Hagemann, (Eroͤrt. B. 1. 
n. IV. B. IV. n. 1. $. 2.) Entſch. der pr. Gef. Comm. vom 
25ſten Jul. 1791. (in Kleins Annalen Th. 8. S. 353.) 
Mittermaier, (a. a, O.) La Pr. R. Th. 2. ut. 
15. $. 247. Der entgegengeſetzten Meinung iſt unter Ans 
dern: Weſtphal, (de libertate et-servitut. praed. P. II. 
L. 3. u, 8.) 


$. 459. (M. 5. 296. a) 


Bergrecht iſt der Inbegriff der Rechte, welche ſich unmittelbar 
auf den Bergbau beziehen. 


Sehr verſchieden ſind die Begriffe, welche vom Berg— 
recht angegeben werden. 

Bauſe, (Institutiones iuris metallici germanici Lpz. 
1740. T. 1. p. 62.) ſagt: Bergrechte ſind Landesgeſetze, 
welche der regierende Landesherr vermoͤge feiner oberſten oder 
hoͤchſten Botmaͤßigkeit, die er uͤber die Bergwerke und was 
dazu gehoͤrt, hat, vorſchreibt, oder gute Gebraͤuche ſtill— 
ſchweigend billigt, zur Erhaltung und Behauptung eines 
gemeinen Rutzens. Lobethan, (Einl. z. Bergwerksrecht 
Halle 1777. $. 1.) verſteht unter Bergwerksrecht denjeni— 
gen Nebentheil der pofitiven Jurisprudenz, welcher die durch 
die ganze Rechtsgelahrtheit zerſtreute Lehre von dem, was 
in Anſehung der Bergwerke Rechtens ift, enthält, 
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Kohler, (Verſuch einer Anleitung zu den Rechten 
und der Verfaſſung bei dem Bergbau. Freib. 1786. S. 2.) 
ſagt: Bergrecht nennt man das in Abſicht auf den Bergbau 
uͤbliche Recht. Be 
Wagner, (Corpus iur. metallici rec. et ant. Lpz. 
1791.) bemerkt, (Vorrede p. IV.) daß das Object des 
Bergrechts Rechte und Verbindlichkeiten ſind, welche in 
Ruͤckſicht des Bergbaues entſtehen, und bei weitem die 
meiſten ſtreitigen Bergſachen und zweifelhaften Bergwerks— 
fragen beſchaͤftigen ſich mit den Befugniſſen und Obliegen— 
heiten, die insbeſondere aus der Beleihung mit dem Berg— 
bau zwiſchen dem Inhaber des Bergregals und den beliehe— 
nen Perſonen, und wieder zwiſchen dieſen und den Grund— 
beſitzern anderer Bergeigenthuͤmer entſtehen. ö 
Danz, (Handbuch des d. PR. B. 1. S. 20. 9. 9.) 
aͤußert ſich dahin: Bergrecht iſt der Umfang aller derjenigen 
rechtlichen Grundſaͤtze, welche ſich auf Beſtimmung, Er— 
haltung und Verwendung der Staatseinkuͤnfte in Bezug 
auf Bergwerke bezieht. 
Cancrin, (Erfte Gründe des Berg- und Salzrechts 
Th. 2. Abth. 1. §. 11.) ſagt: Bergrecht iſt der Inbegriff 
der Rechte und Verbindlichkeiten, welche dem Bergbau ei— 
gen ſind. Wittich, (Com. de notione jur. metallici | 
Goett. 1802. f. 3.) unterſcheidet zwiſchen Bergrecht in der 
weitern und engern Bedeutung und definirt jenes als com- 
plexus iurium proxime rei metallicae causa constituto- 
rum, dieſes als complexus normarum juris, quae metal- 
licae propriae sunt. 


$. 460. (M. $. 296. a) 


Nach und nach wurde das Bergrecht zu einem Regal erhoben, 
welches unter Kaiſer Otto noch nicht anzunehmen iſt. 


Daß ſchon zu Carl d. Gr. Zeiten ein Bergregal vor— 
handen, wie Bayer, (Bergſtaatsrechtslehre ed Cancrin 
p. 58. C. 4.) und Doͤderling, (Diss. de differentüs . 
nonnullis iur. feudalis emphyteutici et metallici hodierni 


circa metalli fodinas Sect. 1.) annehmen und ſich auf eine 
0 r 
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Urkunde v. 746. (Goldaſt T. I. const. p. 17.) beru⸗ 
fen, iſt darum zu bezweifeln, weil dieſe Urkunde, wie 
Pfeffinger, (T. III. p. 1056 und p. 1446.) bewie⸗ 
ſen hat, falſch iſt. Daß die fraͤnkiſchen Koͤnige auf ihren 
Domainen Bergwerke bauen ließen, iſt aus dem Capit. de 
villis C. 28. 62. erſichtlich, und Ottfried erwaͤhnt der 
Bergwerke im Evangelio. Aber einem jeden Eigenthüs 
mer des Grund und Bodens ſtand das Recht des Berg⸗ 
baues zu. 5 

Allein ſeit Kaiſer Ott o's Zeiten, vorzuͤglich durch Ein⸗ 
führung des roͤmiſchen Rechts veranlaßt, kam die Idee 
des Bergregals auf, und wegen der Verſuche der Kaiſer, 
ſolches zu behaupten, waren kaiſerliche Verleihungen nicht 
ſelten. Dennoch wurde das Bergrecht als eine Zubehoͤr der 
Grundſtuͤcke angeſehen. In einer Urkunde v. 1131. wonach 
der Kaiſer Lothar dem Kloſter Reichenberg einen Diſtrikt 
verlieh, wird bemerkt, daß, wenn ſich in demſelben Metalle 
vorfinden ſollten, die Proprietaͤt dem Kloſter zuſtehe, auch 
Niemand befugt ſein ſolle, das ius decimandi in Anſpruch 
zu nehmen. 

Aus diefer Urkunde laͤßt ſich aber eben fo wenig als 
aus der v. J. 1150., nach welcher der K. Conrad III. dem 
Stift Corvey das Bergrecht verlieh, (Luͤnig sp. ecel. P. 
3. c. 5. p. 94.) folgern, daß es zu den Regalien gehort 
habe; denn ſonſt muͤßte man annehmen, daß Alles, was in 
den Verleihungsurkunden erwaͤhnt wird, als unter andern 
Leibeigene, lebendige und lebloſe Dinge, als Regal anzu⸗ 
ſehen ſind. | 

Auch daraus, weil das Bergregal felten zu der Zus 
behoͤr der Grundſtuͤcke gezaͤhlt wurde, läßt ſich nicht fol⸗ 
gern, daß es zu den Regalien gehört habe; denn von jenem 
liegt der Grund vorzuͤglich darin, weil die Bergwerke noch 
unergiebig, der Bergbau wenig betrieben wurde; auch weil 
die Erze nicht ſichtbar ſind, wurde das Bergrecht weniger 
beruͤckſichtigt. 

In den Urkunden kommen haͤufig die Worte vor: ge⸗ 
ſucht und ungeſucht; fo heißt es in der 9 welche 
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Gundling erwähnt, (vita Henric. I. P. 304.) Hen. I. 


villam Utingen, quam hereditari possit, cum omnibus 
accidentiis, pratis, pascuis, aquis, aquarum decursibus, 
piscationibus, molendinis, sive locis aptis ad molendina 
construenda, agris, cultis et incultis, quaesitis et 
inquirendis simul etiam omnes homines eidem villae — 
unter dem Worte ungeſucht find wohl Metalle zu ver— 
ſtehen. 5 a 
i So wie al dreifache Arten der Territorien unterſchie— 

den wurden, Laͤnder, welche zu den fiscaliſchen Guͤtern des 
Kaiſers oder Landesherrn gehoͤrten, Territorien der Fuͤrſten 
und Grafen, und Guͤter, welche ſich in dem Eigenthum 
der Adelichen und Dynaſten befanden, fo war auch dieſer 
Unterſchied wichtig in Anſehung der Bergwerke. Auf den 
fiscaliſchen Guͤtern ſtand das Bergrecht dem Kaiſer oder 
Landesherrn zu, auf den andern, den Fuͤrſten, Adelichen 
oder Dynaſten. ö 

Die Verſuche des Kaiſers, die Bergwerke als Regal 
an ſich zu reißen, mißgluͤckten bei den Großen, die kleinern 
Fuͤrſten und Adelichen ſahen ſich aber aus Furcht und Ehr— 
furcht gegen den Kaiſer veranlaßt, ſich dieſe Rechte beſon— 
ders beſtaͤtigen zu laſſen, wodurch in der Folge ein neuer 
Grund für die Regalitaͤt des Bergrechts entſtand. 


Der Sachſenſpiegel enthält im B. 1. Art. 35. 


Beſtimmungen, welche dem damaligen Zeitalter ganz ge— 
maͤß waren. Denn es heißt hier: alle Schäße unter der 
Erde begraben, tiefer denn Pflug geht, gehoͤren zur koͤnigl. 
Gewalt; Silber ſoll auch Niemand auf eines andern Man— 
nes Gute, ohne des Eigenthuͤmers Willen, brechen; 
giebt dieſer aber Erlaubniß dazu, ſo iſt dennoch die Vogtei 
fein darüber. Daß dieſer Artikel nicht auf Schaͤtze zu bes | 
ziehen, iſt ſchon bemerkt; (ſ. $. 197. z. M. F. 145.) er 
enthaͤlt zweierlei Beſtimmungen, indem die Bergwerksſchaͤtze 
zuerſt dem Kaiſer uͤberhaupt, dann dem Grundeigenthuͤmer 
zugeſprochen werden, welches auch mit den damaligen Be⸗ 
griffen im Einklang ſteht, indem ja dem Kaiſer in ſeinen 
Kammerguͤtern und Reich das Bergrecht, den Landesherren 
aber in ihren Territorien zuſtand. b 
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Die goldne Bulle beſtaͤtigt ut. IX. f. 1. das her⸗ 
cb Recht der Kurfürſten auf die Metalle. 

In der Folge gab die größere Ausbreitung des römi- 
ſchen Rechts, welches Fein Bergregal kennt, das jedoch die 
Kaiſer in den eroberten Provinzen hergebracht hatten, (Fla— 
de, roͤmiſches Bergrecht. Freib. 1805.) die Ausbreitung 
des Lehnweſens, indem eine Menge Sachen und Rechte der 
Gegenſtand der Verleihung wurden, vorzuͤglich aber die 
Berufung auf das Muͤnzrecht „ mit welchem das Bergregal 
in Verbindung geſtellt wurde, die Veranlaſſung, das Berg— 
recht als ein Regal des Kaiſers und der Landesherren anzu— 


ſehen. 

0 Eine der fruͤheſten Formen der Ausuͤbung des Regals 
war die Freierklaͤrung des Bergbaues, wonach Jedem erlaubt 
wird, nach Erzen zu ſuchen, und wenn er ſolche entdeckt 
hat, ſich nachher von dem Staate mit dem Bergbau beleh⸗ 
nen laſſen muß. 

Nach dem aͤltern deutſchen Staatsrecht war allgemein 
die Berggerechtigkeit, d. h. das Eigenthum der Bergwerke, 
die ausſchließliche Benutzung derſelben, kein Beſtandtheil 
der Landeshoheit; nur den Kurfuͤrſten ſtand ſolches nach der 
goldnen Bulle, doch nur auf die edlern Metalle, zu; andere 
Landesherren bedurften einen beſondern Rechtstitel. Die 
Berghoheit war aber in ihrem ganzen Umfange in der Lan— 
des hoheit enthalten. 

Nach dem jetzigen oͤffentlichen Recht des deutſchen 
Bundes iſt die Regalitaͤt des Bergbaues uͤberhaupt ange— 
nommen. Wenn aber auch dieß iſt, ſo laͤßt ſich ſolche 
nicht in Anſehung aller Metalle behaupten, ſondern iſt, 
wenn Landesgeſetze keine naͤhere Beſtimmung enthalten, blos 
auf die edlen zu beziehen. ($. 461.) 

Hiermit ſtimmen überein: Ludewig, (Erläuterung 
der gold. Bulle Th. 1. S. 806.) Struben, (redtl. 
Bedenken Th. 2. not. 77.) Biener, (de natura et in- 
dole dom. p. 146. und de iurisdictione iudicis et sabin. 
metallicis ex iure imp. sax. Lpz. 1799. P. 5. not. 5.) 


Huͤllmann, (Geſchichte der Regalien S. 69.) Sich— 
28 * 
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horn, (Kechtsgeſchichte J. 58. not. o. $. 297. 362. und 
Einl. z. d. PR. §. 273.) Kluͤber, (öffentl. R. d. d. B. 
9. 446) Mittermaier, (a. a. O.) 5 l 
Andere dagegen nehmen das Gegentheil an; Eini⸗ 
ge nehmen als Grund die Polizeiaufſicht an, indem dieſe 
auf die Sicherung des Publicums gegen Muͤnzbetruͤgerei 
mit gerichtet fen; als Geisler, (Pr. de analogia iur. 
pub. $. 10.) Andere ſetzen den Grund darein, weil der 
vollſtaͤndige Betrieb des Bergbaues unmöglich wäre, wenn 
er von der Oberfläche des Grund und Bodens abhängig ges 
macht wuͤrde. Schuckmann, (Ideen uͤber Finanzver⸗ 
beſſerungen. Tuͤb. 1808. S. 25.) Gönner, (Rechtsfaͤlle 
B. 2. n. 17.) Himelſtos, (Entwickelung des Begriffs 
der Regalitaͤt J. 13. 14. 25. S. 64. 90. 92.) ſ. a. Wag⸗ 
ner, (uͤber den Beweis d. Regalitaͤt des Bergbaues. Freib. 
1794.) Noch Andere nehmen als Grund die Begren⸗ 
zung des Privatgrundeigenthums mit der Oberfläche der Er⸗ 
de an; Puͤtter, (Beitr. zum d. Staats- u. Fuͤrſtenrecht 
Th. 1. S. 203.) Cancrin, (a. a. O. F. 24. 42. 44.) 
Fiſcher, (Cameral⸗ und Polizeirecht B. 2. S. 188.) 
Eine ganz beſondere Meinung hat Gervais, (in ſ. kleinen 
Mittheilungen Th. 2. S. 279.) der die Regalitaͤt aus dem 
Grunde behauptet, weil die Foſſilien einer weitern Vermeh-⸗ 
| 


rung unfähig find. 


$. 461. (M. 6. 296. 
Die Regalitaͤt des Bergbaues kann blos in Anſehung der edlen | 
Metalle, Gold und Silber, angenommen werden. 1 


Nicht alle Foſſilien und unterirdiſchen Producte, welche 
durch einen regulaͤren Bergbau gewonnen werden, gehoͤren 
zu den Regalien, obgleich unter Andern: Runde, Gr. des 
deutſch. PR. $. 63. und v. Gönner, Rechtsfaͤlle B. 2. 
©. 1 — 74. das Gegentheil annehmen. 1 

Ein Regal, welches allein auf dem Herkommen bes 
ruht, muß auch in Anſehung ſeiner Gegenſtaͤnde danach 
beurtheilt werden. a A 

Wichtig ift diefe Beſtimmung für die freien Gutsbe⸗ 
fißer und ſolche Unterthanen, denen das Bergwerk verlie⸗ 


* 
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hen iſt; jene können in Benutzung ihres Eigenthums nur 
in ſo weit beſchraͤnkt werden, in ſo weit dieſe Gegenſtaͤnde 
nach dem Herkommen zu den Regalien gehören; dieſe wer⸗ 
den bei Ermangelung der nähern Beſtimmung der Verlei⸗ 
hung nach demſelben Maaßſtabe beurtheilt. Wenn Lan⸗ 
desgeſetze keine naͤheren Beſtimmungen enthalten, welche 
Gegenſtaͤnde zu den Regalien gehören, fo kann im Allgemei⸗ 
nen die Regalitaͤt blos in Ruͤckſicht des Goldes und 


Silbers behauptet werden. Dieß beweiſt: 


1) die aͤltere Verfaſſung. In fruͤhern Zeiten 
wurde Gold und Silber wenig geſchaͤtzt, auch nicht als 
Tauſchmittel gebraucht. Nachdem aber das Muͤnzrecht 
aufkam und die Könige ſich ausſchließlich dieſes Recht zueig- 
neten, (Carl d. Gr. Befehl, daß alles Gold und Silber, 
welches gemuͤnzt werden ſollte, in die Muͤnze gebracht wer⸗ 


de;) fo war die Folge davon, daß Gold und Silber nach 


und nach der koͤniglichen Gewalt zufiel, um ſo mehr, da die 
Bergwerke großen Aufwand erforderten. 

Nachdem nun das Recht auf Gold und Silberberg⸗ 
werke ein kaiſerliches Regal geworden, ging es, nachdem die 
Landeshoheit mehr befeſtigt war, auf den Landesherrn über. 
So kam es denn, daß auf den Privatguͤtern, in welchen ſich 
Gold und Silber vorfand, von den Regenten Bergwerke 
angelegt wurden; doch erforderte es Recht und Billigkeit, 
den Gutsbeſitzer hinlaͤnglich zu entſchaͤdigeu. 

In Anſehung der uͤbrigen geringeren Metalle, Steine, 
Erdarten waren ſolche Beſchraͤnkungen nicht vorhanden und 
es laͤßt ſich nicht erweiſen, daß dieſe zu den Regalien ge= 
zaͤhlt wurden. Auch waren hier nicht die Gruͤnde vorhan⸗ 
den, welche bei Gold und Silber eintreten, um die Regali⸗ 
tät zu behaupten. So blieb es, bis das Regalitaͤtsſyſtem 
durch Hofpubliciſten noch mehr erweitert wurde. (Haͤ⸗ 


berlin, Handbuch des deutſch. Staatsrechts Th. 3. S. 


176. F. 371.) 

2) Beweiſt dieß auch das Herkommen deutſcher 
Länder. So bemerkt Carpzov, (de regalibus C. 3. reg. 
23. aphor. 4. p. 126.) daß die Vaſallen, welche mit ho⸗ 


U 
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hen und niedern Gerichten beliehen find, ») und auf deren 

Lehnguͤtern ſich Erze finden, das ausſchließliche Recht be— 

ſitzen, dieſe Erze ohne Abgabe zu benutzen, wenn ſie mehr 

Kupfer enthalten; wenn aber das Gegentheil ftart hat, und fie 

mehr Gold und Silber enthalten, dem Landesherrn gehören, 

u) Nach dem gemeinen Recht kann aus dieſem Grunde der Vaſall auf 
das Bergrecht und Bergzehnten keine Anſpruͤche machen. 

3) Die goldne Bulle beſtimmt zwar Cap. IX. 
Praesenti constitutione . Statuimus quod 
universi et singuli electores, ecclesiastici et seculares, 
qui perpetuo fuerint, universas auri et argenti fodinas 
atque mineras stanni, cupri, plumbi, ferri et alterius cu- 
iuscunque generis metalli ac etiam salis, tam inventas, 
quam inveniendas in posterum quibuscunque tempori- 
bus. . . in principatibus, terris, dominiis et perlinen- 
tiis suis tenere iuste possint et legitime possidere cum 
omnibus iuribus, nullo prorsus excepto, prout pos- 
sunt seu consueverunt talia possidere; und hier⸗ 
nach koͤnnte es ſcheinen, als wenn außer Gold und Silber, 
alle uͤbrigen Metalle und Foſſilien, welche aufgefuͤhrt ſind, 
Regalien waͤren: allein aus der beigefuͤgten Clauſel prout 
eto. iſt erſichtlich, daß es auf das Herkommen ankommen 
ſoll, ſonach koͤnnen Gemeinheiten und Privatperſonen ſolche 
in Anſpruch nehmen. i | 

4) Die Eintheilung der Foffilien und unterirdiſche 
Producte in drei Klaſſen, ſo daß die, welche zu der erſten 
Klaſſe zu zaͤhlen, als Gold, Silber, Kupfer, Eiſen, Blei, 
Queckſilber, Kobalt, zu den Regalien gehoͤren, iſt ganz 
willkuͤrlich und auch unrichtig. | 

Eben fo wenig läßt ſich von der Eintheilung des Berg- 
rechts in ein hohes und niederes ein Schluß auf die Negas 
litaͤt machen. 4 

Hiermit ſtimmen überein: Puͤtter, (Inst. iur. pub- 
lici $. 371.) Haͤberlin, (Handbuch des d. Staatsrechts 
Th. 3. F. 371.) Bergius, (neues Polizei- und Came⸗ 
ralmagazin 1. 233. 55.) v. Berg, Curiſt. Beobachtun⸗ 
gen u. Rechtsfaͤlle B. 2. n. XXVIII.) Die aͤltern Rechts- 
gelehrten beſchraͤnkten die Regalitaͤt blos auf Metalle, wos 
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raus Münzen gefchlagen wurden. Mehrere find aber der 
entgegengeſetzten Meinung und dehnen die Regalitaͤt ſehr 
aus, als: Runde, (Gr. d. 5 PR. 5. 163.) Danz, 
(Handbuch des d. PR. Th. 2. §. 163.) Hartwich, 
(Rechtsbuch S. 277.) Roth, (Staatsrecht des Rhein⸗ 
bundes 2. 91.) Kluͤber, (öffentl Recht d. d. Bundes. 
§. 447. 448.) Wie weit ſich die Regalitaͤt in einzelnen 
kaͤndern erſtreckt, iſt aus den Bergordnungen zu erſehen. 
(Wagner, corp. jur. metallici und Haubold, ſöchſ. 
Privatrecht §. 244.) ſ. a. das pr. Landrecht Bu 25 
üt. 16. $. 69. u. ſ. f. 


$. 462. (M. $. 296.) 
Die Böhmen waren die erſten, welche in Sachſen den Berg— 
bau betrieben. 


In Sachſen ſind die erſten Bergwerke unter Otto dem 
Reichen im Jahre 1169 entdeckt worden, wie aus einer 
Urkunde erſichtlich iſt, die Klotzſch, de origine metallici 
fodinorum in Saxon. p. 203) anfuͤhrt, wo es heißt: prae- 
lerea sciendum, cum ab imperio cuiuslicet metalli pro- 
ventum in nostra marchia beneficii iure suscepimus. 

Daß nun die, welche zuerft in Sachſen den Bergbau 
betrieben, Boͤhmen und nicht Wenden waren, iſt darum 
anzunehmen, weil theils mehrere Kunſtwoͤrter im Berg⸗ 
weſen vorkommen, die aus der boͤhmiſchen Sprache entlehnt 
ſind, boͤhmiſche Bergeinrichtungen ſich vorfinden, und die 
boͤtmiſchen Berggeſetze in Sachſen zur Norm dienten. (In 
den Freiberger Statuten von 1478 heißt es im 2ten Kap. 
iura metallica a civibus Iglaviensibus collecta. ) i 


v) Abgedruckt in Dobner, Monum. hist. boemicae Th. IV. p. 205. 
227. ſchon fruͤhzeitig naͤmlich in den Statuten von 1294 wird auf das 
boͤhmiſche Bergrecht verwieſen. (M. g. 296. n. 3.) 


Hiermit ſtimmen überein: Albinus, (meißn. Berg 
chronik Th 2. S. 16.) Klotzſch, (a. a. O. S. 46 — 
52.) Biedermann, (de iuribus sing, aurovgywv me- 
tallicorum. Lpz. 1810. p. 17. n. 35.) 

Das Gegentheil nehmen an: Weiße, (Geſchichte 
der churſaͤchſ. Staaten Th. 1. S. 92.) Schreiter, 


— 
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(Beitr. zur Geſchichte der alten Wenden und ihren Wan⸗ 


derungen nebſt einigen Vermuthungen vom Bergbau derſel⸗ 
ben im fächf. Erzgebirge. Lpz. 1807.) Haubold, (a. a. 
O. $. 242.) iſt der Meinung, daß fo viel gewiß ſey, daß 
in der Folge ſowohl niederſaͤchſiſche, als boͤhmiſche Berg: 
leute in den Gegenden des Erzgebirges ſich niedergelaſſen 
bätten. | 


Anmerk. z. $. 296 b. An der Exiſtenz eines gemeinen Bergwerksrechts 
läßt ſich in ſo weit zweifeln, als an der des gemeinen deutſchen 
Pripatrechts; dieß iſt der Fall f. 9. 47. f 


6. 463. (M. $. 289.) 5 
Torf, Stein⸗ und Braunkohlen, Marmor, Schiefer, Porzellan⸗ 
erde und Schwefel gehoͤren nicht zum Bergregal, wohl aber 

- der Salpeter. g 


Der Grundſatz: daß alles, was auf der Oberfläche 
der Erde ſich befindet, zum Privateigenthum, das, was un⸗ 
ter der Erde iſt, zum Stagtseigenthum gehöre, iſt zu vers 
werfen; denn wollte man ihn fuͤr richtig annehmen, ſo 
würde jede Steinlage dem Staate gehören, indem die Tiefe 
der Oberflache des Privateigenthums unbeſtimmt iſt. Häs 


berlein, (Handbuch des deutſch. Staatsrecht B. 3. 


S. 175.) Was nun 
1) den Torf betrifft, ſo gehoͤrt ſolcher, er mag Pech⸗ 


oder Sumpf: Torf ſeyn, zum Pflanzen: und Gewaͤchs⸗, 


nicht Mineralreich, kann alſo nicht als Regal in Anſpruch 
genommen werden; er iſt als eine Zubehoͤr des Eigenthums 


anzuſehen, und ſonach ſteht dem Grundherrn das Recht 
der Benutzung und der Bearbeitung zu, ſo wie er auch 


ſolchen pachtweiſe Andern uͤberlaſſen kann. 

Hiermit ſtimmen überein: Häberlin, (a. a. O. 
§. 371) v. Leiſt, (Lehrbuch d. deutſch. Staatsrechts 
§. 220) Puͤtter, (Erört. B. 3. Heft 1. S. 51.) Breu⸗ 
ning, (Cin Siebenkees Magazin 1. 121.) Can⸗ 
- erin, (Ge. d. deutſch. Berg⸗ und Salzrechts . 8.) Danz, 


(Handbuch B. 2. S. 90.) Hagemann, (Landwirth⸗ 


ſchaftsrecht . 139. S. 236) Mittermaier, (a. a. O.) 
Das Gegentheil nimmt unter Andern an: Kapf, (Unter⸗ 


. 
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ſuchung der Frage: ob der Torf zu den Regalien gehös 
re: Tub. 1709.) ſ. a. Segnitz, (Praes. Koch, de iu- 
re fodiendi tursam lutosam inter regalia haud referen- 
dam. Lpz. 1801.) 

2) Stein- und Braun Kohlen, wenn fie 
gleich mehr Mineraltheile als der Torf haben, hinterlaſ⸗ 
ſen nach angeſtellten Proben weder Metall noch Mineral, 
ſondern Spuren ihrer ehemaligen vegetabiliſchen Natur, 
daher ſie auch nicht zu den Regalien zu zaͤhlen ſind. 

Hiermit ſtimmen überein: Hertwig, (in dem Berg⸗ 
buch S. 241.) Horn, (Diss. de regal. metalli fod. iu- 
re $. 17.) Struben, (rechtl. Bedenken B. 2. B. 17.) 
Krebs, (de ligno et lapide p. 478.) v. Goͤnner, 
(Rechtsfaͤlle 2. St. 18.) Hagemann, (Landwirth⸗ 
ſchaftsrecht F. 140.) Mittermaier, (a. a. O.) Das 
Gegentheil nehmen an: Dornfeld, (Diss, de iurib_cir- 
ca lithauthraces. Lpz. 1742. F. 12.) Beyer, (Bergſtaats⸗ 
rechtslehre S 69) Hommel, (observat. 607.) Kluͤ⸗ 
ei toͤffentl. Recht. $. 362.) f. a, Pr. LR. Th. 2. tit. 16. 
F. 71. 


3) Steine und Sand gehoͤren nicht zu den Re⸗ 
galien; vergebens beruft man ſich auf roͤmiſche und longo⸗ 
bardiſche Geſetze, auf die goldene Bulle; denn alle dieſe 
handeln nur von Erzen, und von dieſen laͤßt ſich kein ana⸗ 
logiſcher Schluß machen. Sie ſind daher als Zubehoͤr der 
Grundſtuͤcke anzuſehen. Auch daraus, daß zur Anlegung 
der Kalk⸗, Gyps⸗ und Ziegelbrennereien, oder zur Bears 
beitung der Steine, landes ⸗ oder obrigkeitliche Conceſſion 
gehoͤre laͤßt ſich nicht die Regalitaͤt folgern. 

Dieſer Meinung find: Struben, Lrechtl. Beden⸗ 
ken B. 2. S. 289.) Canerin, Berg und Salzrecht 
S. 45.) Berg, (jurift- Beobachtungen Th. 2. n. 280 
Hagemannn, (Landwirthſchaftsrecht a. a. O.) Danz, 
(Handbuch B. 2. S. 89.) Das Gegentheil wird in An⸗ 
ſehung der einzelnen Gegenſtaͤnde vertheidigt, von Hof⸗ 
mann, (de regal. Tub. 1751.) Wenck, (de dominio 
part. P. 7.) 
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Was dagegen den Salpeter betrifft, fo find bes 
ſondere Gruͤnde vorhanden, nach welchen die Negalirät 
anzunehmen iſt, wenn er auch gleich zu den Salzen ge— 
hoͤrt, und durch keinen ordentlichen Bergbau gewonnen 
wird. Ein vorzuͤglicher Grund iſt der, weil er zu Pulver 
gebraucht wird, und die Verfertigung deſſelben den Privat⸗ 
perſonen nicht uͤberlaſſen werden kann, indem dieſes Recht 
aus dem iure armorum entſpringt. Daher muß auch dem 


Staate die Befugniß zuſtehen, den Salpeter ſcharren zu 


laſſen, Salpeterhuͤtten anzulegen u. ſ. w. 

Die meiſten Rechtsgelehrten vertheidigen dieſe Meis 
nung: Moſer, (Landeshoheit uͤber Erd und Waſſer 
S. 190.) Puͤtter, (Eroͤrtr. B. 3. Heft 1. S. 17.) 
v. Berg, (Rechtsf. Th. 1. n. 25.) Hagemann, (Land: 
wirthſchaftsrecht S. 140 n. 6.) Mittermaier, a. a. 
O.) f. a. bay. Verordn. v. Iten Juli 1803., ten Juli 
1813. Pr. L R. Th. 2. tit. 16. §. 71. Das Gegen⸗ 
theil nehmen jedoch an Danz, (Handb. B. 2. S. 89.) 
f. a. Heſſendarmſt. Verordn. v. 8ten Juni 1821. §. 20. 
Badiſches Geſetz v. 17ten Nov. 1820. 


Anmerk. Das Graben des Bernſteins in Suͤdpreußen iſt kein Re⸗ 
8. 28 17 v. 17ten April 1805. (Neues Archiv d. Pr. R. 
. 4. S. 31.) 


$. 464. (M. 6. 299.) 
Die Entſchaͤdigung, welche Grundeigenthuͤmer, auf deren Grund 
und Boden eine Schacht angelegt wird, verlangen koͤnnen, kommt 
nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigenthuͤmer zu. 


1) Der Eigenthuͤmer, auf deſſen Grund und Boden 
eine Schacht eingeſchlagen wird, erleidet den Schaden und 
nicht der Nießbraucher. 

2) Wenn durch die Abtretung eines Theils des 
Grundſtuͤckes die Revenuͤen des Nießbrauchers verringert 
werden, ſo kann er von dem Eigenthuͤmer, der ihm den 
Nießbrauch eingeräumt hat, Entſchaͤdigung fordern, ſich 
aber nicht an das Verguͤtungsquantum halten, was der 
Bergberechtigte dem Eigenthuͤmer geben muß, weil dieß 
ein Surrogat des abgetretenen Theiles des Terrains iſt. 
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3) Wird ein jaͤhrliches Entſchaͤdigungsquantum geges 
ben, ſo wuͤrde der Nießbraucher alsdann einen Anſpruch 
auf dieſes zu machen berechtigt ſeyn, wenn die Entſchaͤdi⸗ 
gung zu der Zeit eingetreten, da er ſchon den Nießbrauch 
hatte, indem er blos auf die Revenuͤen Anſpruͤche machen 
kann, welche die Sache jetzt gewaͤhrt. 

Dieſe Beſtimmungen finden unter andern alsdann An⸗ 
wendung, wenn ein Theil der Pfarrlaͤndereien zum Behuf 
des Bergbaues abgetreten worden. ) 


w] Bemerkungen hieruͤber von der Pr. Regierungs- Deputation von 
Zten Mai 1797 und die Entſcheidung der preußiſch. Geſetzcommiſſion 
v. 13ten Jan. 1798. in Stengels Beitr. B. 6. S. 178. Ma: 
this, Monatsſchrift. B. 1. S. 83. 


$. 465. (M. 6. 302.) i 

Eigenlehner iſt richtiger als Eigenloͤhner. 
Eigenloͤhner wuͤrde derjenige ſeyn, der ſich ſelbſt ſei⸗ 
nen Lohn giebt. Eigenlehner iſt aber derjenige, welcher 
allein belehnt wird, und die Grube fuͤr ſich baut. Vor 
dem 14ten Jahrh. findet man keine Gewerke, ſondern der 


Bergbau wurde blos von Eigenlehnern betrieben. Wahr⸗ 
ſcheinlich nahmen dieſe in der Folge Gehuͤlfen oder Geſellen 


an, mit denen fie in nähere Verbindung traten, fo daß die 


Eigenlehner und Geſellen ihre Zeche gemeinſchaftlich bauten. 
Dabei blieb es in der Folge auch und man unterſchied nicht 
mehr zwiſchen Eigenlehner und Geſellen; dieſes giebt auch die 
natuͤrliche Aufloͤſung der Frage: warum nach dem Bergrecht 
eine Lehnſchaft nur aus acht Eigenlehnern beſtehen darf. 
Hiermit ſtimmt überein: Reppmann, (Quaest. iur. 
metallici sax. Lpz. 1802. f. 4.) Huͤbner, (Bibliothek 
kleine, juriſt. Schriften B. 3. Heft 3. n. 85.) Die Mei⸗ 
ſten aber ſchreiben Eigenloͤhner, als: Runde, (deutſch. 


PR. $. 169.) 
$. 466. (M. 6. 303.) 
Das Wort Kux kommt von dem boͤhmiſchen Wort Kus. 


Das boͤhmiſche Wort Kus heißt ſo viel als Theil; 
ſonſt wurde Kukus geſchrieben, indem man ſich gern der 
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lateiniſchen Endigung bediente. Daß dieſe Ableitung weit 


richtiger als die von cuniculus iſt, kann man wohl anneh⸗ 


men, indem letztere ganz unpaſſend; auch iſt es dem 
Sprachgebrauch gemaͤß, indem es nicht heißt: ſie ſey ins 
Loch, cuniculus, gefallen, ſondern in Kux gefallen. 

Die Bergwerke, welche von mehrern gebaut, werden 
in gewiſſe intellectuelle Theile getheilt und niemals wird 
er Bergwerksmiteigenthuͤmer ein materieller Theil anges 
wieſen. 

Die bei den gemeinen Leuten vorkommende Redensart 
in Kus, ſoll heißen Juks, gehen, kann hier nicht in Betracht 
kommen. Juks heißt fo viel als Senna, Sortes. Auch 
iſt es ganz unrichtig, wenn das Wort abgeleitet wird von 
gucken, kukſen. 


Jene Meinung vertheidigen: Biedermann, (a. a. | 


O. S. 16.) dieſe, daß es aus dem lateiniſchen herkommt, 


Reppmann, (a. a. O. S. 21. §. 4.) ſ. a. Wenck, (de 


dominio partium p. 17.) 


| $. 467. (M. $. 303.) | 
Bei der Gewerkſchaft entſcheidet der Regel nach die Stimmen: 
mehrheit. 5 N a 
Eine Gewerkſchaft macht keine Gemeinheit, ſondern 
eine Geſellſchaft, bei welcher uͤberhaupt die Mehrheit der 


Stimmen gilt. (L. 3. C. q. bon. ced. L. 8. 10. C. de pact.) 


Sie werden nicht nach der Kopfzahl, ſondern nach den An⸗ 
theilen berechnet, welche die Intereſſenten haben. 

Zur Abfaſſung eines Gemeindeſchluſſes wird die 
Mehtheit der Stimmen erfordert, welches Regel iſt, doch 
giebt es auch Faͤlle, wo die Einſtimmigkeit geſetzlich noth⸗ 
wendig iſt, nämlich im Allgemeinen in allen Fällen, ‚mo 
von den Rechten der Einzelnen die Rede iſt; ſonach kann 
auch durch die Mehrheit der Stimmen nicht beſtimmt wer⸗ 
den, daß zwei Gewerkſchaften in eine vereinigt werden 
ſollen, daß von einem Gewerkſchaftsvergleich eine Zeche 
ausgefchloffen ſeyn ſoll, und zwar darum 

1) weil den einzelnen Gewerken nur an ihren Kuxen 
als mit intelleetuellen Theilen, nicht aber an den phyſi⸗ 
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ſchen Theilen der Zeche ein Eigenthum pro indiviso zu- 
kommt. 

2) die Zeche eine wahre untheilbare Sache in phy⸗ 
ſiſcher Ruͤckſicht iſt; (res naturalis indivisa.) 

8) die einzelnen Gewerke als Inhaber der Kuxe 
nur Rechte an der gewonnenen Aus beute haben; 
a 4) die Zeche und Beiſtuͤcke in einem gemeinſchaftli⸗ 
chen Eigenthume aller ſich befinden. 

5) das Grabeneigenthum nicht mehrern, ſondern 
allen als einer einzelnen Perſon zuſteht. 

Hiermit ſtimmen uͤberein: Pufendorf, (Observ. 
T. III ob. 3. 149.) Reppmann, (a. a. O. F. 5.) 
Hübner, (a. a. O. S. 389.) Hacke, (Commentar 
uͤber das Bergrecht. Sulzbach 1823. S. 167. 169.) Mit⸗ 
termaier, (a a. O.) Andere dagegen nehmen das 
Gegentheil an: Schmidt, (de 5 5 et iurib. societ, 
metallic. Gewerkſchaft. Leipz. 1778. S. 22.) | 


$. 468. (M. $. 308.) 


Der Eigenthuͤmer des Grund und Bodens, worauf eingeſchla⸗ 
gen wird, um Bergwerksſchaͤtze zu finden, kann vollſtaͤndigen 
Schadenerſatz verlangen, und braucht ſich nicht' mit den 
Erbkux abfinden zu laſſen. 


1) Jeder Eigenthuͤmer iſt verbunden, zu dulden, daß 
auf ſeinem Grund und Boden geſchaͤrft werde. (Lo beth an, 
Einl. zum Bergrecht $. 22. Runde, a. a. O. 9. 166. 
es iſt eine Art von servitus necessaria. 

2) Die Parömie: es hat Jeder ein freies Schaͤrfen, 
Eiſenhart, (Grundſ. des d. Rechts in Spruͤchwoͤrtern. 
S. 218.) kann nicht dahin erklaͤrt werden, daß der Eigen⸗ 
thuͤmer des Bodens keine Entſchaͤdigung fordern kann; denn 
ein Jeder, der einem Andern einen Schaden zufuͤgt, iſt ver⸗ 
bunden, ihn zu entſchaͤdigen. 

3) Selbſt der Staat iſt zur Entſchaͤdigung verbunden, 
und es kann der für denſelben zu erwartende Vortheil die 
Verbindlichkeit die Unterthanen bei ihrem Eigenthum zu 
ſchuͤtzen, nicht aufheben, indem die beiden Beſtimmungen: 


\ 
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für den Nutzen des gemeinen Wohls zu ſorgen, und jede 
Privatperſon bei ihrem Eigenthum zu ſchuͤtzen, ſehr wohl 
neben einander beſtehen konnen. (Neurath, Diss. de 
cognitione et potestate iudiciaria in causis, quae poli- 
tiae nomine veniunt 5. 12.) Auch kann ein jeder Unter— 
than, im Falle er ſein Eigenthum zum Beſten des Staats 
hinzugeben verbunden iſt, vollſtaͤndige Entſchaͤdigung ver— 
langen. iR 

: 4) Der Erbkux enthält. keine vollſtaͤndige Entſchaͤdi⸗ 
gung, er erſtreckt ſich auf keine Stollen, ſondern es wird 
blos davon ein Abtrag gegeben. (Cancrin, Gr. des d. 
Berg- und Salzrechts $. 73.) 

5) Daraus, daß der Grundeigenthuͤmer keine cautio 
de damno infecio fordern kann, folgt noch nicht, daß er 
auf eine Entſchaͤdigung Anſpruͤche zu machen außer Stande 


ey. N 
Das roͤmiſche Recht ſetzt in L. 24. F. 12. L. 26. D. 


de dam. inf. einen Eigenthuͤmer voraus, der auf ſeinem un— 
beſtrittenen Eigenthum baut oder graͤbt, und eben deßhalb, 


weil er ſich ſeines Rechts bedient, dem dadurch beſchaͤdigten 


Dritten den Schaden nicht zu erſetzen braucht. Dieß ift 
aber hier nicht der Fall. 


Das roͤmiſche Recht verbindet aber ſogar den Eigen- 


thuͤmer, ſelbſt den Schaden zu erſetzen, wenn er auf ſeinem 
Grundſtuͤck ungewöhnlich tief gegraben, und ein Anderer 
dadurch Schaden gelitten hat. Denn es heißt am Ende: 
L. 24. F. ult. D. de damno refecto: si tamen tam alte 
fodinam in meo, ut paries tuus stare non possit, damni 
infecti stipulatio comittetur. (Brunnemann, Comment. 
ad P. P. II. p. 413.) 

Hiermit ſtimmen überein: Hoppel, (Diss. de fodi- 
nis ac rearum jure min. C. 3. F. 9.) Stryck, (de jure 
princip. subterraneo C. 1.) Barthel, (de iure fodien- 
di metalla 5. 2. n. 10. in opusc. T. I. p. 539.) Mofer, 
(von der Landeshoheit in Anſehung der Erde, Waſſer. K. 
2. F. 18.) Cancrin, (Bergrecht §. 107.) Geiger 
u. Gluͤck, (Rechtsfaͤlle B. 2. n. XXXIII.) Mitter⸗ 
maier, (a. a. O.) Pr. KR. Th. 2. üt. 16. §. 112. 
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Die entgegengeſetzte Meinung, daß er ſich mit dem 
Erbkux begnuͤgen muͤſſe, vertheidigen unter Andern: Beyer, 
(Bergſtaatsrecht mit Zuſaͤtzen v. Cancrin K. VIII. $. 11.) 


$. 469. (M. b. 306.) 
Dem Bergwerksverliehenen ſteht ein eingeſchraͤnktes Eigen, 
thumsrecht an dem Bergwerk zu. 


1) Wenn gleich im Bergrecht von Verleihung, Mu— 
thung, Lehnstraͤgerſchaft die Rede iſt, ſo kann daraus noch 
nicht auf eine zwiſchen dem Verleiher und dem Beliehenen 
Bergwerklehnsverbindung geſchloſſen werden, indem dieſe 
Worte auch bei Guͤtern vorkommen, die keine Lehen ſind. 

2) Das dem Beliehenen zuſtehende Recht iſt kein do- 
minium utile des Lehnrechts, indem dem Beliehenen weder 
alle Rechte noch alle Verbindlichkeiten, welche einem Va— 
ſallen zuſtehen oder obliegen, zukommen. Er iſt nicht zur 
Lehnstreue, noch zu gewiſſen Dienſten verbunden, welche 
von den Lehnen zu leiſten ſind; auch iſt kein dominium di- 
rectum vorhanden, welches dem Verleiher zuſteht. 

3) Von der Aehnlichkeit eines Inſtituts laͤßt ſich nicht 
auf das wirkliche Daſein ſchließen. Denn wenn gleich der 
Bergcontract mit dem emphyteutiſchen Aehnlichkeit hat, fo 
wie die dem Bergwerksverliehenen zuſtehenden Rechte mit 
dem eines Emphyteuten, ſo ſind doch beide weſentlich von 
einander unterſchieden, ſowohl in Anſehung des Gegenſtan—⸗ 
des, als in Hinſicht der Rechte ſelbſt. In erſterer Hinſicht 
darum, indem dem Emphyteuten Grundſtuͤcke zur Kultur 
uͤbergeben werden, welche gewoͤhnlich jaͤhrlich Fruͤchte tra— 
gen, welches aber hier nicht iſt, da bei noch ſo muͤhevoller 
Bearbeitung dennoch nicht immer Metalle herausgegraben 
werden koͤnnen, dieſe ſich auch nicht wie Fruͤchte erzeugen; 

bei der Emphyteuſe, bei ſorgfaͤltiger Bebauung, eine Ver⸗ 
mehrung, hier aber bei ſolcher eine Abnutzung erfolgt.) 


*) Daher waren die Roͤmer klug genug, ihre in Italien befindlichen Berg⸗ 
werke liegen zu laſſen, und die in Spanien zu bebauen, um jene in 
Zeit der Noth zu benutzen. 


Wenn gleich bisweilen der Gegenſtand der Emphy⸗ 
teuſe Grundſtuͤcke ſeyn konnen, worauf nichts gebaut wird, 
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ſo iſt dieß doch eine Ausnahme von der Regel und eine Ab⸗ 
weichung von der urſpruͤnglichen Einrichtung. In der zwei⸗ 
ten Hinſicht, wegen der Rechte, findet man Aehnlichkeiten, 
nicht aber Gleichheit. Die Quatembergelder werden zwar 
zur Anerkennung des dem Verleiher an dem Bergwerk zu⸗ 
ſtehenden Rechts entrichtet, ſind aber nicht dem Kanon 
gleich; die Nichtentrichtung zieht den Verluſt nach, aber 
in ganz andern Zeitraͤumen, als die ſind, welche bei Entrich⸗ 
tung des Kanons feſtgeſetzt. 50 


y) Nach der ſaͤchſiſchen Bergordnung Art. 24. 1 der Berluft Bei der 
„ von vier Terminen. ſ. a. Pr. LR. Th. 2. tit. 16. 


Bei der Uebertragung des Bergrechts wird kein Lau- 


dominium entrichtet, dagegen muß der Beliehene ganz an⸗ 

dere Abgaben abtragen ſals der Erbzinsmann, als: Zehn⸗ 

den, Lade⸗ und Wegegeld, den Schlagſchatz u. ſ. w. 
Wenn das Bergwerk, was geſchehen kann, zum Lehen 


oder zur Emphyteuſe gegeben wird, ſo finden freilich die 


Grundſaͤtze von Lehnen und der Emphyteuſe Anwendung. 

4) Das Recht des Beliehenen beſteht in einem wah⸗ 
ren, aber eingeſchraͤnktem Eigenthumstecht. Man darf 
nur die den Gewerben und Eigenlehnen zuſtehenden Rech⸗ 
0 genauer betrachten, ſo wird jene Beſtimmung gegruͤndet 
eyn. 


Die Gewerke haben Eigenthum an der Subſtanz der 
Gruben und Schachten, das denſelben zuſtehende Verfuͤ⸗ | 
gungsrecht ift allein landesgeſetzlich und nicht von einem 


| 


Obereigenthum beſchraͤnkt. Die einzelnen Gewerke haben 
ein gleiches Recht an ihren im Gegenbuch richtig eingetra⸗ | 9 


genen Bergtheilen, und ein noch freieres Verfuͤgungsrecht, 


als allen andern Privatperſonen zuſteht, ohne noch die ih⸗ 
nen ſonſt zuſtehenden Vorrechte im Konkursfaͤllen, wegen 


Schulden, Arreſten u. ſ. w. zu erwaͤhnen. Sie werden 
blos durch die oberaufſehende und geſetzgebende Gewalt des 


. 
ihr 


Staats beſchraͤnkt und verbunden, den Bergbau fo zu be⸗ ai) 


treiben, daß der gemeine Nutzen durch nicht blos zeitigen 


Flor deſſelben befördert, und das 0 der Gewerke be 
5 icher 
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ſicher geſtellt werde. Denn allein deßhalb hängt die Ein— 
richtung des Bergbaues faſt ganz von der Leitung des Ober— 
bergamts und der landesherrlichen Bergbeamten ab, doch 
immer ſo, daß die Gewerke mit ihren etwanigen gegruͤnde— 
ten und bei der Behoͤrde angebrachten Gegenvorſtellungen 
gehoͤrt werden. ig 

Hiermit ſtimmen überein: Struben, Lrechtl. Be— 
denken B. 4. S. 85.) Maͤhler, (Ueber die Frage: ob 
den Bergwerksverwandten an ihren Bergwerken ein ſoge— 
nanntes dominium utile, oder was ſonſt fuͤr ein Recht, und 
welche vorzuͤglichen Befugniſſe dem Landesherrn und oberſten 
Bergherrn der Verleihung ohnerachtet zuſteht? 1785.) 
Döring, (Diss. de differentiis nonullis iuris feudalis 
emphyteutici et metallici hodierni, cum metall. fodin. 
Marb. 1785.) Reppmann, (Praes. Hübner, Quaestio- 
num juris metallici Sax. biga. Lpz. 1802.) Hübner u. 
Tittmann, (Bibliothek kleiner jurift. Schriften B. 3. 


Heft 3. S. 387.) Biedermann, (a. a. O. S. 8.) 


Runde, (Gr. des d. PR. $. 168.) Mittermaier, 


(a. a. O | 

Andere find dagegen der Meinung, daß dem Belie— 
henen ein emphyteutiſches oder Lehnrecht zuſteht. J. F. 
Eiſenhart, (de regali metallici fodinarum iur. C. IV. 
g. 6. 7. 8.) Horn, (iurisprud. feud. Cap. IX. F. 23. 29.) 
E. L. A. Eiſenhart, (Anmerk. zum deutſch. Recht in 
Spruͤchwoͤrtern. S. 219.) 


5. 469. b. (M. b. 306. n. VII.) 


Der Nießbraucher an Bergtheilen hat blos Auſpruͤche auf den 


Ertrag der Ausbeute. 


Die Meinungen der Rechtsgelehrten uͤber die Fra⸗ 
ge: ob dem Rießbraucher der Bergtheile die Ausbeute 
oder nur die Revenuen von dieſer zuftändig ſey? find ſehr 


getheilt. 


Einige, als: Cocceji, (ius controversum tit. de 
usufr. O. 12.) unterſcheiden, ob die Bergwerke ſchon auf 
dem fundo, welcher zum Nießbrauch eingeräumt iſt, vor— 
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handen ſind, oder ob er fie erft angelegt hat; in dem erſtern 
Falle ſoll er ſie zu ſeinem Vortheil bearbeiten und ſich die 
Ausbeute auch der Subſtanz nach zueignen koͤnnen, in Ges 
maͤßheit der L. 7. F. 14. D. de sol. mat. Si cretifodi- 
nae, argenti fodinae vel auri vel cuius alterius maleriae 
sint, vel arenae, utique in fructu habeantur. L. 9. F. 2. 3. 
D. de usufr. | 1 
Andere: Voet, (Comment. ad P. Lit. VII. üt. 1. 
9. 24.) Weſtphal, (Theorie des r. R. von Teſtamenten 
§. 659.) Malblane, (Doctr. Pand. F. 423.) unter⸗ 
ſcheiden, ob das Metall nachwaͤchſt oder nicht; im erſtern 
Falle ſprechen fie dem Niegbraucher die Ausbeute ſelbſt, im 
letztern blos die Zinſen zu. ö 
Noch Andere nehmen dieſen Unterſchied blos bei 
Steingruben an, bei Metallgruben aber geſtatten ſie die 
Ausbeute dem Nießbraucher. Endlich ſind Einige der 
Meinung, als: Roodt, (de usufr. Lib. I. c. 6.) Ley⸗ 
fer, (Med. ad Pand. Sp. C. VI. medit. 6. Vol. 2. p. 27.) 
Hahn, (ad Weissenbeö ad tit. D. de usufr. n. V.) 
Struv, (Synt. iur. civ. Exerc. XII. th. 15.) Zeiller, 
(de usufr. part. met. Lpz. 1744.) Eiſenhart, (de re- 
gal. metalli fodinarum jure Cap. IV. $. 17.) Meyer, 
(bergrechtl. Beob. S. 3.) Gluͤck, (Comment. z d. Pand. 
Th. 9. S. 208.) daß ohne Unterſchied dem Uſufructuar 
die Ausbeute zukomme, indem fie zu den Fruͤchten gehöre, 
die Geſetze nicht unterſcheiden und nach der Bemerkung der 
Naturforſcher alle Metalle nach wachſen. (Crell, che— 
miſche Annalen B. 1. S. 264. von Trebra, Erfah⸗ 
rungen vom Innern der Gebirge. Deſſau u. Leipz. 1785. 
3 Brief.) | 4 
Noch Andere, als: Käftner, (Prog. de usufr. 
partium met. Lpz. 1742.) Hellfeld, (iurispr! for. 
9. 633. n. g.) Triller, (Diss. syst. observ. nonullas ex 
iure metallico depromtas Vol. 1791. n. 5. p. 14) Hacke, 
(Comment. uͤber das Bergrecht mit ſteter Ruͤckſicht auf die 
vornehmſten Bergord. Salzb. 1823. S. 275.) Haus 
bold, (Saͤchſ. Privatrecht §. 200.) Mittermaier, 
(a. a. O.) find der Meinung, daß der Nießbraucher blos 
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auf die Zinfen der Ausbeute Anfprüche machen könne, weil 
der eigentliche Gegenſtand des Nießbrauchs an den Berg⸗ 
theilen blos in den Einkuͤnften von denſelben beſtehe, da 
der Nießbraucher keinen Anſpruch auf die Subſtanz habe, 
Dieſe Meinung ift darum die richtigere, weil es en ch ge⸗ 
wiß iſt, daß Metalle nicht wachſen, ſonach nicht als lruc— 
ius anzuſehen ſind. So verſchieden die Meinungen der 
Rechtsgelehrten, fo verſchieden 28 auch die Beſtimmungen 
der particulairen Geſetze. 

Nach der Const. elect. 25. P. III. kommen dem. 
Rießbraucher blos die Revenuen aus den Bergtheilen zu. 
(v. Berger, oecon. iur. Lib. II. tit. 3 Jh. 19. not. 6.) 
Wegen der Privatblaufarbenwerkantheile beruft ſich zwar 
Köhler, (Verſuch einer Anleitung zu den Rechten und 
Verfaſſungen bei dem Bergbau in Churſachſen. S. 210.) 
auf ein Reſcript v. 4. Jul. 1772. ſollte aber hierunter das 
in Corp. Const. Aug. II. 163. abgedruckte verſtanden wer: 
den, ſo betrifft dieß blos das Verfahren, und kann nicht 
zum Beweiſe des Gegentheils dienen. 

Im Code Napoleon art. 1403. heißt es: 

Les coupes de bois et les produits des carrieres 
et mines tombent dans la communaute pour tout ce 
qui en est considere comme usufruit. 

Si les carrieres et mines ont eté ouvertes pendant 
le mariage, les produits n’en tombent dans la com- 
munaute a celui des époux, a qui elle pourrä étre 
due. (Lebrun, de la communauté Liv. 1. ch. 5, 

Sec. 2. dist. 2. Pothier, traite de la communauté 
Part. 2. sect. 1. F. 3. 97.) 

Im Preuß. LR. heißt es in Th. 1. 90 2. 9. 37. 
Bei ſolchen unterirdiſchen Erzeugniſſ en, welche zu den Re⸗ 
galien gerechnet werden, gehoͤrt dem Nießbraucher blos 
die Nutzung der auf das Eigenthumsantheil fallenden Aus 
beute. Nun gehören aber nach Th. 2. ut. 16. §. 69. alle, 
Foſſilien, woraus Metalle und Halbmetalle gewonnen wer— 
den konnen, in Ermangelung von Provincialgeſetzen aus— 
ſchließlich zum Bergregal; desgleichen Edelſteine und an⸗ 
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dere Steinarten, mit Ausnahme von Marmor, Porphyr, 
Granit und Baſalt, Terpentinſtein, Kalk, Gips, Sand— 
ſtein, Torf, Thon, Lehm, Mergel, Walker, Umbra, 
Oker und andere Farbeerden, in ſofern aus letzteren keine 
Metalle und Halbmetalle gewonnen werden koͤnnen. ($. 73.) 
Andere unterirdiſche Producte, welche zu den Regalien 
nicht gerechnet werden, ſind dem Rechte des Nießbrauchers 
in der Regel unterworfen. (Th. 1. tit. 21. $. 38.) 

In dem Entwurf des neuen baieriſchen Ci— 
vilgeſetzbuches (v. 1811 blos lithographirt) wird zum 
Codex Maximil. Th. 2. Cap. 9. $. 4. 328. der Zuſatz ge⸗ 
macht: „ihm (naͤmlich dem Uſufructuar) gehoͤrt auch die 
mit Beobachtung der Bergwerksordnung erhaltene reine 
Ausbeute und das forſtmaͤßig geſchlagene Holz.“ 


$. 470.2 (M. $. 307.) 


Der Schichtmeiſter iſt nicht als Syndicus, ſondern als 
Factor anzuſehen. 


1) Die Rechte des Schichtmeiſters gruͤnden ſich auf 
den Vollmachtsvertrag, er iſt daher als Bevollmaͤchtigter 
der Gewerkſchaft anzuſehen; der Umfang ſeiner Befugniſſe 
gruͤndet ſich auf die Lex praepositionis und auf die Berg: 
ordnungen. ö 

2) Der iſt als procurator singularis anzuſehen, dem 
alle Grubenangelegenheiten uͤbertragen ſind. Er ſchließt 
im Namen des Gewerkes unter Aufſicht der Geſchwornen 

die Contracte mit den Arbeitern und uͤber angeſchuͤttete 
Bergmaterlalien mit den Verkaͤufern; er erhebt die Gelder, 
welche zum Betrieb der Zeche angewandt werden ſollen, 
verkauft die Produete der Grube, ingleichen die unbrauche 
baren Inventarienſtuͤcke für die von dem Bergamt angeſetz— 
ten Preiſe, in ſofern das Gewerk nicht ſelbſt daruͤber ver— 
fügt. Er bezahlt von den Gewerkegeldern diejenigen Aus— 
gaben, welche das Bergamt genehmigt, desgleichen dieje— 
nigen Gebuͤhren, wozu die Gewerke aus der Beleihung ver— 
pflichtet ſind. 
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3) Dagegen iſt er nicht berechtigt, auf das Eigenthum 
gewerkſchaftlicher Felder u. ſ. w. zu verzichten, Schulden 
auf die Grube zu machen. Ohnerachtet er Bevollmaͤchtig— 
ter des Gewerkes iſt, ſo kann er doch nicht fuͤr daſſelbe in 
Gerichten auftreten, Vergleiche ſchließen u. ſ w. hierzu iſt 
eine Special-Vollmacht nothwendig. 

4) Da die Gewerke keine Gemeinderechte haben, fo 
kann der Schichtmeiſter auch nicht als Syndieus angeſehen 
werden. 

Hiermit ſtimmen überein: Hedler, (Diss. de cura- 
tore fodinarum, Schichtmeiſter. Vit. 1750.) Reppmann, 
(a. a. O. K. 2. F. 1.) Das Gegentheil behauptet Kluͤ— 
gel, (Progr. de transactione in causa metallici imprimis 
venarum. Vitemb. 1798. p. 8.) 


$. 470.b (M. $. 308.) 


Der Gewerkſchaft ſteht die Befugniß zu, den, welcher in Rück - 
ſtand wegen der Zubuße geblieben, anſtatt ihn zu caduciren, 
auf die Bezahlung der ruͤckſtaͤndigen Zubuße gerichtlich zu 
belangen. 


Daß der Gewerkſchaft die Befugniß zuſtehe, den, 
welcher in Ruͤckſtand wegen der ordnungsmaͤßig ausge⸗ 
ſchriebenen Zubuße geblieben, von der Zeche auszuſchließen 
und ihn feiner Kuxe fuͤr verluſtig zu erflären, ihn zu caduci⸗ 
ren, iſt in den meiſten Bergordnungen *) beſtimmt, und von 
den Rechtsgelehrten als richtig angenommen. **) Ob aber 
anſtatt der Caducitaͤt die Gewerkſchaft gegen einen ſolchen 
auf die Bezahlung der ruͤckſtaͤndigen Zubuße gerichtlich Fla= 
gen koͤnne, iſt meiſtentheils mit Stillſchweigen uͤbergangen. 
*) Bayr. Bergordn. von 1784. Art. 34. (Wagner, corpus iur, me- 

tallici p. 356.) Pr. L. Th. 2. lit. 16. 6. 280. 


**) Danz, (Handb. Th. 2. S. 119.) Hake, (Comm. über das Berg⸗ 
recht S. 339) Eichhorn, (Einl. 5. 275.) Mittermaier, (a. 
a. O. . 308.) 


Nur bei Eigenlehnerzechen wird wohl bemerkt, daß, 
wenn die aufgenommenen Geſellen mit ihren Beiträgen in 
Ruͤckſtand geblieben, eine Klage auf deren Berichtigung 


7 


* 
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aus dem Geſellenvertrage ſtatt hat. Hacke, (a. a. O. 
§. 555) Zur Verneinung obiger Frage werden folgende 
Gründe angefuͤhrt: 

1) eine Gewerkſchaft ſey eine wahte Yetiengefells 
ſchaft, worin die Stämme und Kuxe des Einzelnen die 
Actien bilden, uͤber deren Belauf hinaus derſelbe weder fei« 
nen Genoſſen noch einem Dritten zu irgend etwas verhaf⸗ 


tet ſey. 


2) In den Bergrechten werde blos das Caduciren, 
keineswegs aber eine Klage auf ruͤckſtaͤndige Zubuße ers 
waͤhnt; mithin ſey es als ein bergmaͤnniſches Herkommen 
zu betrachten, daß der Gewerke nie perſoͤnlich in Anſpruch 
genommen werden koͤnne, nachdem er ſich ſeines Rechts am 
Bergwerk entaͤußert habe. 

Allein dieſe Gruͤnde ſind ohne Gewicht. Denn wenn 

1) gleich nicht in Abrede zu ſtellen iſt, daß die Ge⸗ 


werkſchaft mit einer Actiengeſellſchaft Aehnlichkeit hat, in⸗ 


dem die ganze Zeche gewoͤhnlich in eine gewiſſe gleiche Zahl 
von Antheilen, die man auch wohl Aetien nennt, einges 
theilt iſt, und dieſe Antheile den Maaßſtab für die Zubu⸗ 


ße und Ausbeute abgeben, ſo charakteriſirt dieſes ſie noch 


nicht zu einer Actiengeſellſchaft, welche nur zum Betrag 
der Aetie haftet. 

Eine Gewerkſchaft kann deßhalb nicht als eine Aetien⸗ 
geſellſchaft angeſehen werden, weil zum Betrieb des Berg⸗ 
baues wenigſtens Auslagen erforderlich ſind, welche von 
dem Eigenthuͤmer aus ſeinem uͤbrigen Vermoͤgen gemacht 
werden muͤſſen, und weil eine unbeſtimmte, nach den jedess 
maligen Beduͤrfniſſen ſich richtende Verpflichtung der Ge⸗ 
noſſen beſteht, das fuͤr ſolche Auslagen erforderliche Geld 
zuſammen zu bringen, und gerade deßhalb, weil dieſer 
Verpflichtung der Genoſſen im Voraus eine beſtimmte 
Grenze geſetzt wird, kann der Gewerke ſich dieſer hinten⸗ 
drein nicht eigenmaͤchtig dadurch entziehen, daß er ſich mit 
dem Abbau von aller weitern Verpflichtung befreien will. 

Der Natur der Sache nach iſt das Gegentheil anzu— 
nehmen. Die von der Gewerkſchaft angeſtellten Bergleute 
und Arbeiter muͤſſen nothwendig bezahlt werden; will nun 


x 
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ein Gewerke nicht mehr contribuiren, ſo beſitzt er das eins 
fache Mittel, feinen Kur ins Freie fallen zu laffen. Unter⸗ 
laͤßt er dieſes, ſo erklaͤrt er ja ſtillſchweigend, in der Ge— 
meinſchaft bleiben zu wollen, und ſonach muß er auch den 
Nachtheil mit uͤbernehmen. 
ö Ein allgemeines Herkommen laͤßt ſich nicht nachwei— 
ſen, eben ſo wenig eine Uebereinſtimmung der Bergord— 
nungen. Wenn dieſe beſtimmen, daß ein Genoſſe, der im 
Ruͤckſtand der Zubuße geblieben, feines Rechts verluſtig er⸗ 
klaͤrt werden ſoll, ſo folgt ja daraus noch nicht, daß dem 
Gewerke nicht geſtattet ſeyn ſoll, wegen der ruͤckſtaͤndigen 
Zubuße Klage zu erheben. Wollte der ſaͤumige Gewerke 
ferner in Gemeinſchaft bleiben, ſo ließe ſich nicht abſehen, 
welche Einrede er einer ſolchen Klage entgegenſetzen wollte; 
hatte er einen Theil bezahlt, und dadurch zu erkennen gege⸗ 
ben, in der Gemeinſchaft bleiben zu wollen, ſo wuͤrde er, 
wenn er auch nachher ſeinen Kux verlieren wollte, auf den 
Reſt der Zubuße in rechtlichen Anſpruch genommen werden 
koͤnnen. ER 
| Auch giebt es einige Bergordnungen, in welchen aus⸗ 
druͤcklich beſtimmt iſt, daß nach dem Abbau der Gewerk⸗ 
ſchaft dennoch eine Klage auf die ruͤckſtaͤndige Zubuße ge⸗ 
gen den Gewerken ſtatt haben ſoll; ſ. Pfalzzweibruͤckiſche 
an Jahr 1514. churpfalziſche Bergordnung von Siften 
uli 1781. ö 
3) Nach Grundſaͤtzen des gemeinen Rechts kann ſich 
der Beſitzer dinglicher Rechte an der Sache nur von kuͤnfti⸗ 
gen Verpflichtungen im Betreff derſelben, nicht von bes 
reits eingetretenen durch Verzichtleiſtung auf ſolche Rechte 
entledigen. Hieraus ergiebt ſich, daß gegen den ausgetre⸗ 
tenen Gewerken eine Klage auf die ruͤckſtaͤndige Zubuße 
fuͤr vollkommen ſtatthaft geachtet werden muß, wenn nicht 
Geſetz oder Herkommen entgegenſtehen; ſ. Heiße und 


Cropp, Abh. B. 1. n. 22. von der Einklagung ruͤck⸗ 


ſtaͤndiger Zubußen nach dem Abbau. 


$. 471. (M. b. 311. 312.) 
Das Salz gehoͤrt nicht zu den Regalien. 


Das Recht auf Salzquellen und Steinſalz iſt: 
1) nach dem roͤmiſchen Recht wohl zu den Rechten 
des Staats ‚gezählt worden; vom Jahr 548 der Erb. R. 
an, wurde eine Abgabe auf das Salz gelegt, (annonae sa- 
lariae) von welcher Abgabe die Stadt frei blieb, welche 
aber die Buͤrger auf dem Lande bezahlen mußten, (Liv. 29. 


- 37.) allein die Privateigenthuͤmer wurden nicht in der G 


nutzung des Salzes geſtoͤrt. (L. 17. D. V. 5. L. 4. 
D. de censib. ) 

2) In Deutſchland iſt es von den aͤlteſten Zeiten an 
ſo gehalten worden: 

a) die deutſchen Koͤnige maßten ſich nie als ſolche die 
Salzquellen an, uͤberließen vielmehr jedem Privaten den 
freien Gebrauch derſelben auf ſeinem Grund und Boden, 
und betrieben blos die auf ihren Kammer guͤtern befindli⸗ 
chen entweder ſelbſt, oder verſchenkten, verpachteten ſol⸗ 
che an Andere, oder gaben ſie zu Lehn. Daher kommt 
es, daß ihrer in Schenkungs- und andern Urkunden ſo 
oft gedacht wird. Pfeffinger, (ad Vitriarium T. III. 
p. 1444.) So verlieh, um nur einige Beiſpiele anzufuͤh⸗ 
ren: Henrich IV., (dipl. a. 1064 bei Luͤnig, Reichs⸗ 
archiv P. spec. Continuatio II. p. 761.) dem Pfalzgraf 


Friedrich das Recht der Salzkoktur in der Stadt Sale 


za, welche dem Pfalzgrafen erb und eigenthuͤmlich gehörte. 
Friedrich I. (dipl. a. 1156. bei Hund, Metrop. Salisb. 
T. II. p. 122.) gab der Probſtei Berchtesgaden ein Salz⸗ 
privilegium in Anſehung aller Beſi itzungen deſſelben. Fried⸗ 
rich I. Dipl. a. 1216 und 1226 bei Schoͤttgen und Kreyſig 
dipl. et script. hist. germ. med. aevi T. II. p. 588) belieh 
den Grafen Poppo von Hamburg mit dem Salzwerke 
in ſeinem Lande. Ebenderſelbe, Dipl. 1218 bei Hund, a. 
a. O. Th. 1. S. 320.) gab dem Stifte Brixen das 
Salzprivilegium. 

Wollte man aber daraus auf die Regalität des Sal⸗ 
zes ſchließen, ſo muͤßte man wuͤſte Plaͤtze, Suͤmpfe u. 
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ſ. w. auch zu den Regalen zaͤhlen. Daß ſchon vor der 
goldnen Bulle das Salz nicht zu den Regalien gezaͤhlt 
wurde, ſondern als Zubehör der Grundſtuͤcke betrachtet 
und als ein den Privaten zuſtehendes Recht, ergeben mehrere 
Urkunden, von welchen hier blos folgende anzufuͤhren ſind. 
Ein Graf Dito, (Schoͤttgen und Kreyßig, dipl. et 
script. T. I. p. 44.), ſchenkte der Abtei Fulda ein Salz. 
werk mit gewiſſen Gütern in der Wetterau. Ereanpe— 
rath, Gutsbeſitzer in Saalgau (Dipl. a. 723. bei Shan⸗ 
nat Trad. Jul. p. 137.) ſchenkte der Abtei Fulda zwei 
Salzwerke mit Laͤndereien. Der Koͤnig Ludwig, (Dipl. 
a. 845. bei Schaden, annal. Paderborn. p. 133.) ſchenkte 
dem Stift Corvey ein Gut, zu deſſen Zubehoͤr auch Sali⸗ 
nen gehoͤrten. Der Koͤnig Arnulf, (Dipl. a. 898. bei 
Meichelbeck, hist. frisig. T. I. p. 147.) verſprach dem 
Stift Freiſingen, das auf den Gtundſtuͤcken deſſelben ge: 
mwonnene Salz zollfrei verfahren zu laſſen. K. Otto, 
(Dipl. a. 958. bei Schoͤttgen und Kreyſig T. I. p. 18.) be⸗ 


ftätigte einen Tauſch, welchen die Abtei Fulda mit dem. 


Grafen Rudolf, wegen eines Guts in Brachau, wo 
Salz gekocht wurde, eingegangen hatte. In einer Schen⸗ 
kungsurkunde (Dipl. a. 1064. bei Guden Cod. dipl. T. I. 
p. 24.) des Stifts Mainz an Heinrich IV., wonach 
Letzterm mehrere Guͤter in der Wetterau geſchenkt worden, 
werden die Salzquellen als Zubehoͤr der Güter erwaͤhnt. 

| Aus dieſem Allen ergiebt ſich, daß zu damaliger Zeit 
die Salzquellen nicht als Regal angeſehen wurden. 

2) Weder durch ein allgemeines Reichsgeſetz, noch 
durch ein entgegenſtehendes Herkommen iſt das Gegentheil 
zu erweiſen; die Rechtsbuͤcher des Mittelalters und andere 
Geſetze ſchweigen hieruͤber ganz. 

Um das Gegentheil zu beweiſen, beruft man ſich auf 
H. F. 56., in welchem der Salzwerke mit den Worten 
piscationum reditus et salinarum erwahnt wird. Allein 


abgeſehen davon, daß dieſe Conſtitutio fuͤr Deutſchland un⸗ 


verbindlich iſt ($. 413.) jo geht dieſe Beſtimmung blos auf 
die Salzquellen, welche ſich auf den Staatsguͤtern befan⸗ 
den, zum wenigſten deuten jene Worte blos A die dem 
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Regenten, vermoͤge der Staatsgewalt, zuſtehenden Steuern 
und Abgaben von Salzwerken, nicht aber auf die Salz— 
werke ſelbſt. | 

b) In der Aurea bulla C. IX. $, 1. heißt es: 
Praesenti constitutione — declaramus — quod successo- 
res nostri Bohoemiae reges nec non Principes — uni- 
versas auri et argenti fodinas atque mineras stanni, cu- 
pri, plumbi, ferri et alterius cuiuscunque generis metal- 
li, ac etiam salis tam inventas, quam inveniendas in 
posterum — tenere juste possint, et legitime possidere, 
cum omnibus iuribus, — Aus dieſer Stelle ſoll ſich nun 
ergeben, daß das Salz wirklich Regal ſey. Allein ſchon 
aus der angehängten Klaufel; prout possunt eto. erſieht 
man, daß Städte und Privatperſonen von dem Beſitz Dies 
ſes Rechts nicht ausgeſchloſſen ſeyn ſollen: dann wuͤrde 
man dieſe Stelle blos auf Steinſalz beziehen koͤnnen, wie 
ſich aus den Worten mineras stanni — ac etiam salis 
ergiebt. Es würde aber gegen die Geſchichte der Entſte⸗ 
hung der aͤlteſten und beruͤhmteſten Salzwerke in Deutſch— 
land anſtoßen, wenn man dieſe Stelle auf ein allgemeines 
Regal der Salzquellen beziehen wollte. av, N 

3) Daß nach den neuern Rechten das Salzrecht nicht 


zu den Regalien zu zaͤhlen iſt, ergiebt ſich aus den Beſtim— 
mungen der deutſchen Bundesacte Art. 14. und aus den mei⸗ 
ſten particulairen Geſetzen. Bair. Verfurk. Beil. 4. §. 3. u, 
a. Der Privatmann hat ſonach die Vermuthung, daß die 
Salzquelle oder das Steinſalz zu ſeinen Eigenthumsrechten 
gehöre, und die Negalität muß ſonach erwieſen werden. 
Hiermit ſtimmen überein: Einſiedel, (de regalibus 
e. 3. h. 332. p. 571.) Jung, (de iure salinarum tum 
veteri tum hodierno. Goett. 1743.) Danz, (Handb. d. 
d. PR. Th. 2. §. 176.) Puͤtter, (Beitrag z. d. Staats⸗ 
u, Fuͤrſtenrecht Th. 1. S. 207.) Mittermaier, (a. a. 
O.) In mehreren Landesgeſetzen iſt die Regalitaͤt aber be⸗ 
ſtimmt. Wegen Sachſen ſ. Römer, (Staatsrecht von 
Sachſen B. 2. S. 683.) Da nach dem Wiener Frieden v. 
18. Mai 1815, alle Salzquellen an Preußen abgetreten 
find, fo kann die Regalitaͤt blos auf die neu zu enkdeckenden 


chen mögte. 
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Salzquellen bezogen werden. (Haubold, Saͤchſ. Pri⸗ 
vatrecht 9. 258.) Wegen Baiern, (Kreitmaier, An: 
merk. z. Cod. Max. P. 2. C. 1. f. 7. n. 4.) Wegen Ba⸗ 
den, 7tes Organiſationsedict v. 1807. §. 27. 28. v. Naſ⸗ 
fan, Verordnungsſamml. 1. S. 337. Nach dem Pr. IR. 
Th. 2. üt. 16. $. 69. gehören alle Foſſilien, woraus Me— 
talle und Halbmetalle gewonnen werden konnen, in Erman⸗ 


gelung beſonderer Provinzialgeſetze, ausſchließend zum 


Bergwerksregal — F. 71. Alle Salzquellen mit den Sal— 
zen vorzuͤglich Steinſalz. — x 

Andere dagegen behaupten überhaupt die Regalitaͤt: 
Ludewig, (Erlaͤutr. der goldnen Bulle B. 1. S. 834.) 
Lyncker, (de iur, miner. th. 29.) Staudacher, (de 
regali miner. iur. p. 97.) Bauße, (Inst. iur. metal. 
p. 55.) Wenck, (de dom. part. met. p. 5. in not.) fie 
berufen ſich auf die oben angeführten Geſetze II. F. 56. u. 
gold. Bulle; Ludewig bemerkt noch, daß deßhalb das 
Salz zu den Regalien gezaͤhlt worden ſey, weil es bei den 
Deutſchen das einzige Gewuͤrtz geweſen, und dem gemei— 
nen Wohle ſehr daran gelegen, daß die Salzquellen dem 
Landesherrn gehoͤrten, damit der gemeine Unterthan ſich des 
Genuſſes derſelben nicht zur Unterdruͤckung Anderer gebrau— 


Noch Andere unterſcheiden zwiſchen Salzquellen 


und Steinſalz, und ſind der Meinung, daß blos letzteres 


zu den Regalien gehoͤre. Limneus, (ad ut. 9. aur. bul. 
observ. 17. n. 1. 2. p. 349.) Einige find der Meinung, 
daß nur die als Regal zu betrachten ſeyen, welche ſich auf den 
Staatsguͤtern befinden. Tabor (Part. 3. de metat. C. 3. 


art. 2. p. 252.) ſagt; illud antem plusquam absurdum est, 


reditus salinarum privatarum ad solum principis ſiscum 
pertinere, omnino autem distinguendum inter salinas in 
publico et in privatis fundis repertas. Illae in monar- 
chico statu principis sunt, hae subditorum. 
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